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Geleitwort 

Warum reagierten britische Unternehmen in Krisen in der Ver gangenheit stärker 
mit Entlassungen als deutsche Unternehmen, und warum nutze n viele deutsche 
Unternehmen die ihnen durch die Lockerung arbeitsrechtlicher Vorschriften 
geschaffenen Spielräume nicht zu ei ner Annäherung an britis che Personalprakti­
ken? 
Warum setzen Unternehmen zur Anpassung ihres Arbeitsvolumens an ein verän­
dertes Auftragsniveau oft meh rere Instrumente gle ichzeitig ein, und waru m set­
zen insbeson dere britisc he Unternehmen dabe i auf einen ande ren „policy-m ix" 
als deutsche Unternehmen? Wieso haben in de r jüngeren Vergangenheit Finanz­
anlagen an Bedeutung in deutschen Industrieunternehmen gewonnen? 
Auf diese Fragen gibt es in der politikökonomischen Diskussion wohlet ablierte 
Antworten, wonach die deu tsche Langsamkeit durch institutionelle Zwänge, aber 
auch die besond eren Möglichkeiten der Kurzarbeit erklärt werde n; für den Ein­
satz mehrerer Instrumente gelten steigende Grenzkosten der Anpassung mit Hilfe 
eines einzelnen Instru mentes als Ursach e; und das wachse nde Engagement von 
Industrieunternehmen auf den Finan zmärkten habe danach seine Ursache nicht 
zuletzt in den zu hohen Kosten der Produktion an einem Standort, dessen 
Arbeitskosten zu den höchsten in der Welt gehörten. 
Die vorliegende Dissertation fordert diese in Wissenschaft und Politik verbreitete 
Sicht der Dinge heraus, nicht indem sie die Bedeutung durchschnittlicher Kosten-
und Ertragsdifferenzen leugnet, sondern indem sie zusätzlich risikopoliti sche 
Erwägungen und Kalkulationen zur Erklärung heranzieht, die sie explizit model­
liert und nicht nur implizit in Risikoprämien versteckt. Unsic her sind für die 
Unternehmen nicht nur ihre zukünftigen Absatz- und Finanzmärkte, sondern auch 
die Einsatzkosten und die Wirksamkeit ihrer unterschiedlichen Anpassungs­
instrumente. Diese Perspektive, einmal gewähl t, führt gleichsam zwanglos zu 
dem originären Versuch Schneiders, die Portfoliotheorie riskanter Finanzanlagen 
auf personalpolitische Handlungsalternativen zu übertragen - womit tragende 
Idee und Anspruch dieser Dissertationsschrift genannt sind. 
Die Arbeit besticht du rch ihre Zi elstrebigkeit: Sie ist gele itet von dem Interess e, 
personalpolitische Praxis der Unternehmen zu erklären und die rechtspoliti sche 
Debatte zu informieren . Dieses Ziel steht nicht nur am Anfang und Ende der 
Arbeit, sondern durchdringt alle Kapitel, Zwischenfazite und viele Anmerkungen. 
Die Umsicht igkeit Schneiders und sein e wirtscha ftstheoretische Beschlagenh eit 
sind ebenso ungewöhnlich wie seine Fähigkeit, theoretische Voraussetzungen 
und Implikationen mit empirischen Beobachtungen abzugleichen. Das gilt für di e 
Messung der Treffsic herheit von Unter nehmensprognosen mit Hilfe des NIFA-
Panels ebenso wie für den deutsch-britischen Vergleich von Rezessions anpas-
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sungen aus der verstreuten, zu unterschiedlichen Zwecken unternom menen Em­
pirie. Zwei Nebenergebnisse halte ich für besonders hervorhebenswert: die Kritik 
an der über treibenden Bedeutung spezifischen Humankapitals in vie len Theorien 
interner Arbeitsmärkte und die Überlegungen zur Komplementarität einzelwirt­
schaftlich optimalen Verhaltens und des gesamtwirtschaftlichen Regulierungs­
rahmens, eine der hier wesentlichen Erklärungen für das unterschiedliche Verhal­
ten deutscher und britischer Unternehmen. 
Die Klärung des Einflus ses der Finanz sphäre auf die Personalpolitik, modelliert 
als Bestimmung des Personalbudgets, ist in der betriebswirtschaftlichen Literatur 
ein großes Desideratum. Hier einen großen, modellhaft strengen Schritt gemacht 
zu haben, ist das Hauptverdienst der Arbeit, demgegenüber die Sprödigkeit man­
cher Interpretationen im zweiten Teil der Arbeit kaum ins Gewicht fallen. 
Ich bin sicher, daß die Arbeit unter de n untemehmenstheoretisch argumentieren­
den Betriebswirten eine gute Aufnahme finden wird. 

Schloß Quint, Trier, im April 1998 Dieter Sadowski 



Vorwort 

Als ich diese Arbeit 1994 begann, war der Haustarifvertrag der Volkswagen AG 
zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 28 ,8 Stunden kaum zwei Monate alt. 
Der Ansatz, durch drastische Arbeitszeitverkürzungen einen drohenden Personal­
abbau zu entschärfen, muß im Vergl eich zu ang elsächsischen Personalpraktiken 
geradezu als radikal gelten: Trotz Rezession blieben die durchschnittlichen 
Arbeitszeiten in der britis chen Industrie zu Anfang der neunziger Jahre so hoch, 
daß bereits von einer „neu en britischen" Krankh eit gesprochen wurde. Die vor­
liegende Arbeit setzt an solchen auffalligen nationalen Unterschieden an. Landes­
spezifische Arbeitsm arktinstitutionen, aber auch Unterne hmens größe, Finanzi e­
rungsmöglichkeiten und andere Faktore n mehr, werden als Determinanten des 
Personalanpassungsverhaltens untersucht. Forsch ungsleitend ist dabei die Idee, 
daß Unternehmen in unsicheren Marktumwelten nicht allein das „Fak­
tor" kostenniveau und die Perso nalanpassungskosten zu minim ieren suchen, daß 
sie vielmehr auch Unsicherheiten begrenzen, mit anderen Worten: ein Risiko­
management in der Personalpolitik betreiben, wollen. 
Meinem Lehrer und Dok torvater Prof. Dr. Dieter Sadowski danke ich be sonders 
für den großen Vertra uensvorschuß, den er mir und diesem Proje kt eingeräumt 
hat. Er hat mir den Freiraum eröffne t, die Projekt idee zu entfalt en, in späteren 
Phasen der Arbeit je doch entschieden-wohlwollende Kritik geübt. Dies habe ich 
als besonders produktive Art der Dok torandenforderung erlebt. Nachdem ich die 
Arbeit abgeschlossen hatte, folgte die münd liche Prüfung in Reko rdzeit. Daran 
hat der Zweitgu tachter Prof. Dr. Hein z-Dieter Hardes großen Anteil . Dafür und 
für seine fundierte Kritik danke ich ihm. 
Viele Kollegen haben zum Entstehen der Arbeit wesentlich beigetragen: Dr. 
Kerstin Pull, Dr. Oliver Stein, Achim Krings, Lutz Weinke, Karin Wagner sowie 
eine Reihe weiterer kritischer Leser und K orrektoren. Auch ihnen allen gilt mein 
Dank. Ich freue mich darüber, manchem in der Trierer Forschergruppe einen Teil 
der empfangenen Hilfe zurückgeben zu dürfen. 

Trier, im Mai 1998 Martin Schneider 
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I. Einführung: Die Ratio des Risikomanagements in der 
Personalpolitik 

1. Erhöhter Anpassungsdruck aufgrund unsicherer Produktmärkte 

Im geflüg elten Wort vom „Ze italter der Diskontin uitäten" äußert sich die weit­
verbreitete Auffass ung, daß die Unsicherheiten, denen Untern ehmen auf ihren 
Absatzmärkten ausgesetzt sind, zugenommen haben und we iter zunehmen. Eine 
ganze Reihe von Gründen wird für den Befund einer sich in den letzten Jahrzehn­
ten verschärfenden Unsicherheit angeführt: Die Entwicklungszyklen von Inn ova­
tionen hätten sich verlängert - bei gleichzeitig kürzeren Produktzyklen; die Kon­
sumenten seien sprunghafter und daher weniger berechenbar geworden; der Wett­
bewerb auf den Weltmärkten habe angesichts neuer Anbieter zugenommen; 
Wechselkursschwankungen, volatile Fina nzmärkte und die Mögli chkeit protek-
tionistischer Maßnahmen einzelner Abnehmerländer erschwerten Prognosen über 
die künftige Geschäftslage auf internationalen Gütermärkten zusätzlich; usf. (vgl. 
etwa MEFFERT 1985: 121f.; KRYSTEK 1987: 70f.; KOCH 1991: 490). 
Begleitet und na ch verbreiteter Ansicht mitverursacht werden diese En twicklun­
gen von einer zunehmenden Integration der Weltwirtschaft. In einer globalen 
Ökonomie eröffnen sich deuts chen und europäischen Unternehmen Absatzchan­
cen in anderen Teilen der Welt - gleichzeitig steigen jedoch die Risiken, da 
Anbieter aus eben jenen potentiellen Abnehmerländern auf die Absatzmärkte 
drängen. So reicht der inter nationale Wettbewerb inzwischen auch in Marktseg­
mente hinein, die insbesondere deutsche Unternehmen der Elektro- und der Auto­
mobilindustrie lange Zeit als von Konk urrenz weitgehend geschützte „Nischen" 
haben verteidigen können (vgl. WITTKE 1995: 724-726). 
Unternehmer können angesi chts turbu lenter Absatzm ärkte weni ger denn je die 
künftige Auftragslage und die am Mark t erzielbaren Preise verläßlich voraussa­
gen. Die ge stiegene Marktunsicherheit setzt sich in ein em unsi cheren Unterneh­
menserfolg fort: Die Gewinnmargen, z.B. gemessen als Umsatzrendite, folgen 
der Konjunktur deutlich prozyklisch (vgl. etwa EUROPÄISCHE KOMMISSION 
1996: 4ff.). Unternehmen müssen in Abschwüngen, die in Ausmaß und Zeitpunkt 
nicht exakt zu prog nostizieren sind, G ewinneinbrüche oder Verlus te hinnehmen; 
sie sind der erhöhten Vola tilität des Absatz marktes in ihrem Erfo lg weitgehend 
ausgesetzt. 
Unsichere Geschäftslagen führen häufig dazu, daß Unternehmen in starken 
Absatzeinbrüchen zahlungsunfähig und in ih rer Existenz bedroht werden: Neben 
Finanzierungsproblemen aufgrund einer zu geringen Eigenkapitalausstattung 
ermittelte die DE UTSCHE B UNDESBANK ( 1992: 32f.) eine ungenüg ende Absatz­
entwicklung als die empirisch wichtigste Ursache für einen Unternehmenszu-
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sammenbruch. Im gesa mtwirtschaftlichen Ergebnis führt dies dazu, daß sich die 
Insolvenzhäufigkeit deutlich prozyklisch entwicke lt (vgl. G RUHLER 1982: 27f.). 
Die Zahl der Insol venzen von Un ternehmen erhöhte si ch in Westdeut schland in 
der Rezession zwischen 1991 und 1993 von 8.445 auf 12.821. Trotz einer 
konjunkturellen Erholung stieg die Zahl jedoch 1994 weiter auf 14.925 und 1995 
auf 16.470 (vgl. A NGELE 1996: 240). Diese anhal tend hoh e und steigende Zahl 
von Konkursen deutet auf steigende Risiken an den Absatzmärkten hin.1 

Unsicherheiten, die sich aus einer turbulenten Geschäftsentwicklung ergeben, 
setzen sich in den beschä ftigungspolitischen Entsche idungen von Unternehmen 
fort:2 Indem Unternehmer Arbe itskräfte einstellen, um Güter zu erstellen und 
später am Markt abzusetzen, handeln sie zukunftsorientiert und damit unter 
Unsicherheit (KNIGHT 1971: 197f.). Im Rückschluß gilt: Beschäftigungsentschei­
dungen von Arbeitgebern müssen sich an der aktuel len und der künftigen Ge­
schäftslage orientieren; die Beschäftigungsnachfrage wird von der - unsicheren -
Produktnachfrage abgeleitet. Dieses unternehmerische Grundproblem stellt sich, 
sofern der Befund einer erhöh ten Produktmarktunsicherheit zutrifft, nun ver­
schärft. 

2. Personalpolitische Reaktionen auf Rezession und Strukturkrise 

Daß Betriebe dem erhöhten Anpassungsdruck in d er Regel nachgekommen sind, 
zeigt die in Abbildung 1.1 dokumentierte Dynamik der Personalkosten. Die 
Bruttolohn- und -gehaltsumme im we stdeutschen Vera rbeitenden Gewerbe folgt 
der Umsatzentwicklung, wenn auch mit einer gew issen Verzögerung, recht eng. 
In der 1992 ei nsetzenden scharfen Rezession reduzie rten die Arbe itgeber offen­
sichtlich ihre Per sonalausgaben deutlich. Die Reduktion der Personalkosten kann 
auf grund sätzlich drei verschiedene Arten erfolgen: Ersten s kann die Zahl der 
Arbeitnehmer verringert werden; zweitens kann die Zahl der pro Kopf geleisteten 
Arbeitsstunden reduziert werden; und dritt ens kann die Höhe der Arbeits kosten 
pro geleiste ter Arbeitss tunde gese nkt werde n. Wie sich der Rückgang der Ar­
beitskosten auf Besc häftigungs-, Arbeitszeit- und Lohnbe wegungen aufteilte, ist 
in Abbildung 1.2 festgehalten. 

1 Daß sich der konjunkturelle Anstieg der Insolvenzfälle im Wiederaufschwung eine gewisse 
Zeit fortsetzt, ist jedoch die Regel: Insolvenzen ziehen häufig in einem „Schneeballeffekt" 
weitere I nsolvenzverfahren a nderer Unternehmen n ach s ich. U ngewöhnlich i st d ie D auer 
dieses Effektes sowie die hohe Zahl der Insolvenzen. 

2 Unternehmenszusammenbrüche a ls weitestgehende Konsequenz turbulenter A bsatzmärkte 
ziehen au ßerdem d irekte B eschäftigungswirkungen n ach s ich: Im Ja hr 1994 gin gen in 
Deutschland schätzungsweise beinahe 400.000 Arbeitsplätze aufgrund von Unternehmens-
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Abbildung 1.1: Umsatz- und Lohnkosten-Entwicklung im Konjunkturzyklus 
(Verarbeitendes Gewerbe in Westdeutschland, 1991-1995) 

Quelle: S tatistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (verschiedene Jahrgänge) 

Abbildung 1.2: Umsatz, Beschäftigte, durchschnittliche Arbeitszeit und 
Stundenlohn im Konjunkturverlauf 
(Verarbeitendes Gewerbe in Westdeutschland, 1991-1995) 

-o— Umsatz 
—Beschäftigte 
-o— Stunden pro Kopf 
—Lohn pro Stunde 

Lohn pro Stunde: Quotient aus Bruttolohn- und -gehaltsumme und geleisteten Arbeitsstunden 
Stunden pro Kopf: Quotient aus geleisteten Arbeitsstunden und Zahl der Beschäftigten 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Statistisches Jahrbuch (verschiedene Jahrgänge); eigene 

Berechnungen 

Zusammenbrüchen verloren; 1996 waren es ca. 500.000 (vgl. KÖHL 1996: 11; Süddeutsche 
Zeitung vom 31.01.1997:25). 
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Deutlich wird, daß die drei betrachteten personalpolitischen Instrumente: der 
Beschäftigungsstand, die durchschnittliche Arbeitszeit sowie der durchschn ittli­
che Stundenlohn, in sehr unte rschiedlichem Maß zur Anpas sung beitrugen. Der 
nominale Stunden lohn, ermittelt hier als Quot ient aus der Bruttolohn- und -ge­
haltsumme, wies im betrachteten Zeitraum nur eine Verzögerung des trend­
mäßigen Anstiegs auf. Die pro Kopf geleiste te Arbeitszeit ging in der frühen 
Phase des Konjunktureinbruchs zurück, um dann in e twa konstant zu bleiben. Die 
Hauptlast der Anpassung in der Rez ession kam ein em starken Personalabbau zu 
(vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT, verschiedene Jahrgänge): 
Im westde utschen Verarb eitenden Gewerbe ging der Beschäftigungsstand zwi­
schen 1991 und 1 994 um mehr als 15 Prozent (bzw. 1,1 Millionen Arbeitsplätze) 
zurück. Schlüsselbranchen der deutschen Industrie trugen dazu einen großen 
Anteil bei : In der Chem ieindustrie ging die M itarbeiterzahl um etwa 11 Prozen t 
(63.000 Arbeit splätze) zurück, in der Elektrote chnik um 16 Prozent (170.000 
Arbeitsplätze), im Straßenfahrzeugbau um 17 Prozent (150.000 Arbeitsplä tze) 
und im Maschinenbau um 19 Prozent (200.000 Arbeitsplätze). Der Personalabbau 
ging zudem in der konjunkturellen Erholung, die 1995 einsetzte, weiter. Vielfach 
wurde und wird diese Ta tsache als Indiz da für gewert et, daß die deuts che Indu­
strie sich in einer strukturell en, langfri stigeren Wettbe werbskrise, die über eine 
herkömmliche Rezession hinausgehe, befinde. 
Trotz des radikalen Personalabbaus, auf den die Daten hinzuweisen scheinen, 
sind deutsche Unterne hmen nach 1992 in manche r Hinsicht beschäfti gungspoli­
tisch neue Wege gegangen. Stärker als in früheren Rezessionen wurden Lohn und 
Arbeitszeit als Anpas sungsinstrumente in Erwägu ng gezogen und vie lfach auch 
genutzt, um notwendige (oder für notwendig erachtete) Personalkostensenkungen 
zu erreichen, ohne die Mitarbeiterzahl massiv zu reduzieren: 
Streichung von betrieblichen Sozialleistungen und Lohnkonzessionen: Auf breiter 
Front haben Großunternehmen in de n Jahren 1993 und 1994 freiwillige betriebli­
che Sozialleistungen und übertarifliche Lohnbestandteile gekürzt oder gestrichen 
(vgl. PU LL 1996 : 25f.; BDA 1994 ). Manche Unternehmen sind weiterge gangen 
und hab en offenba r den Tariflohn - wohl in Übereinstimmung mit den Arbeit­
nehmern und dem Betriebsrat - unterschritten. Insbesondere für Unternehmen der 
Metallindustrie ist von solchen Lohnkonzessionen berichtet worden (s. D ANIELS/ 
LAMPARTER 199 4), ohne daß dieses Phänom en indessen in seiner Verbreitung 
gut erfaßt wäre.3 Dieser Ansätze un geachtet legt die in Abbild ung 1.2 dokumen-

3 Genauso wenig ist ge klärt, wie verbreitet i n der letzten R ezession eine häufig behauptete 
„Verbandsflucht" o der „V erbandsabstinenz" d er U nternehmen t atsächlich w ar. A ls g esi­
chert k ann a llenfalls die Tatsache gelten, daß v or allem kleine u nd m ittlere U nternehmen 
mit der Tarifpolitik ihrer Verbände äußerst unzufrieden waren (Handelsblatt vom 
21.03.1994). Di e em pirischen H inweise b ei LANGER (1994) un d SC HROEDER/RUPPERT 
(1996) dokumentieren Zurückhaltung vor allem ostdeutscher Metallunternehmen. 
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tierte Lohnentwicklung den Schluß nahe, daß Lohnkürzungen nur einen geringen 
Anteil an den p ersonalpolitischen Anpassungen seit 1992 gehabt haben. So kom­
men auch HARDES/UHLY (1996: 77-79) zu dem Ergebnis, daß eine konjunkturell 
orientierte Entgeltpolitik, die zu ei ner Lohnkostenentlastung der Unternehmen in 
Krisenzeiten fuhren könnte, in Deutschland bislang kaum verwirklicht ist. 
Temporäre Arbeits zeitverkürzungen: Eine Reihe von Untern ehmen hat darüber 
hinaus eine neue Art von Arbe itszeitverkürzung, die ohne das arbeitsmarktpoliti­
sche Instrument der Kurzarbeit auskommt, eingeführt, um P ersonalabbau zu ver­
meiden bzw. zu strecken (vgl. zusammenfassend BLYTON/TRINCZEK 1997; 
PROMBERGER et al. 1995, 1997). Vorre iter dieser Entw icklung war die Volks­
wagen AG. Der dort im November 1993 geschlossene Firmentarifvertrag sah vor, 
die Arbeitszeit für alle Beschäf tigten um 20 Prozent auf 28,8 Stunde n Regel­
arbeitszeit be i einer Vier -Tage-Woche zu kür zen. Abweichend von frü heren Ta­
rifpolitiken stimmte die IG Metall dem zu, ohne auf einem vollen „Lohn­
ausgleich" zu best ehen; im Gege nzug wurden betriebsbedingte Kündigungen für 
die Laufzeit des Vertrages ausgeschlossen (vgl. KÜHL 1994)/ 
Lohnabschläge und Arbeitsz eitverkürzung schlie ßen sich als personalpolitische 
Anpassungsmaßnahmen natür lich nicht gegenseitig aus, so ndern können kombi­
niert werden. Das typische Muster der in jü ngerer Zeit ges chlossenen Beschäfti­
gungspakte bestand in einem Taus ch, bei dem die Arbeitnehmer Vertretungen) 
beim Einkom men bzw. bei den Einkommenszuwächsen nachgaben und einer 
starken Arbeitsze itverkürzung zustimmten, während die Arb eitgeber im Gegen­
zug auf bet riebsbedingte Entlassungen mehr oder weniger verbindlich verzichte­
ten. In wichtigen Aspekten ähnelt diese Art des betrieblichen Krisenmanage­
ments dem US-amerikanischen „concession bargaining" (vgl. ROSDÜCHER/ 
STEHLE 1996 ). Anders als dort sind in Deutschland jedo ch nicht nur einzelbe ­
triebliche Vereinbarungen zustandegekommen (über ihre Verbreitung gibt es 
dabei nur wenig Aufschluß), vielmehr hat sich dieser Ansatz der Beschäftigungs­
sicherung 1993 und 1994 auc h in einer Reihe von überb etrieblich gültig en Ab­
kommen und Tarifverträgen niedergeschlagen (s. LORENZ/CLASEN 1996; SCHEU-
RER 1995; ROSDÜCHER/SEIFERT 1994).5 

4 Inzwischen scheint aus der temporären Arbeitszeitverkürzung bei Volkswagen eine perma­
nente ge worden z u se in (v gl. PR OMBERGER e t al. 1996). De r be schäftigungspolitische 
Zweck indessen, betriebsbedingte Entlassungen zu vermeiden, ist erreicht worden. 

5 Der konkrete Inhalt der Verträge variierte dabei ebenso wie die Form der Vereinbarung; sie 
reichte von „rechtsunverbindlichen Empfehlungen" der Tarifparteien b is hin zur „Änderung 
und Erweiterung manteltariflicher Ar beitszeitregelungen" (vg l. SCHEURER 1 995: 101). 
Arbeitszeitverkürzungen in ähnlichem Ausmaß wie b ei V olkswagen wurden i n d er west­
deutschen Metallindustrie, im Öffentlichen D ienst i n O stdeutschland sowie im Groß- un d 
Außenhandel i n v erschiedenen westlichen Bundesländern e rmöglicht. D eutliche L ohnsen­
kungen wurden vor allem im Steinkohlebergbau an der Ruhr, in der westdeutschen Metall-
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3. Risiken personalpolitischer Anpassungen 

Den im vorangehenden Abschnitt nachgezeichneten personalpolitischen Reaktio­
nen auf neue Absatzmarktbedingungen ist gem einsam, daß sie di e Unternehmen 
von Person alkosten entlast en (sollen ). Aus der Perspek tive der Kostenm inimie-
rung werden die für not wendig erachteten Anpassungen auch in der wirts chafts­
politischen Diskussion betrach tet, wenn etwa auf die gestiegene internationale 
Konkurrenz und die vielfach als zu hoch eingeschätzten Lohnstückkosten verwie­
sen wird (vgl. etwa ALBACH 1995: 1). 
Gleichwohl ist der direkt kostenentlastende Effekt nicht der alleinige Maßstab, an 
dem die Unterne hmen ihre perso nalpolitischen Anpassungsentscheidungen aus­
richten bzw. ausrichten sollten. Die praxisorientierte Personalwirtschaftslehre 
nennt als entscheidungsrelevante Kriteri en stets auch Aspekte wie die „Steuer­
barkeit und Re versibilität" (LIMBACH 1987: 163), die „Durchsetzbarkeit" (RKW 
1990: 223), die „betriebsspezifische Praktikabilität" (BRITSCH 1983: 61) oder die 
„Risiken für Arbeitgeber" (RKW 1990: 223). 

Auch Personalpraktikern zufolge sind bestimmte Nebenwirkungen bzw. Risiken 
von Personala npassungen zu berücksichtigen. Auf den Personalabbau bezogen 
gelte: „Verbreitete Unsic herheit, Verbitt erung, möglich e spätere Person al-Wie­
derbeschaffungskosten, Imageschädigungen ... und mögliche sozialpolitische 
Konfrontationen sind nicht in ihrer ganzen Tragweite im voraus erfassbar." 
(BECKER 1977: 137f.) Emstzu nehmende Rück wirkungen dieser Unsicherheiten 
auf die Sanierungsaussichten halten SCHRAMM/BOEVEN (1994: 436) für denkbar: 
„Insbesondere ungewollte Abwanderungen von Personal, das zur Bewältigung 
der Krise drin gend gebra ucht wird , [können] die betr iebliche Krise unkal kulier­
bar verschärfen." Solche Überlegungen lassen es aus Unternehmenssicht sinnvoll 
erscheinen, trotz - oder gerade we gen - turbulenter und schwer vorhe rsehbarer 
Absatzmärkte Persona lanpassungen nicht voreilig und zu weit voranzutre iben. 

Industrie und der westdeutschen Stahlindustrie als Option vereinbart. Zum Teil wurden die 
Arbeitskosten a uch da durch ge senkt, d aß Ü berstunden in nerhalb be stimmter Fr isten zu ­
schlagfrei d urch Fr eizeit au sgeglichen w erden so llten (C hemische In dustrie, P apierindu­
strie) oder daß die Ausgleichszeiträume für Mehrarbeit ausgedehnt wurden und Ü berstun­
denzuschläge wegfallen konnten (u.a. in der westdeutschen Papierindustrie, der westdeut­
schen Metallindustrie sowie der Obst- und Gemüseverarbeitung). Der Zusammenhang zwi­
schen de m P ersonalstand e inerseits un d de n Zu geständnissen b ei Arbeitszeit un d Lo hn 
andererseits wurde in den Tarifverträgen, in denen eine sog. „Beschäftigungsgarantie" ent­
halten w ar, bes onders d eutlich he rgestellt; be triebsbedingte K ündigungen w urden - bei 
Anwendung der Regelung und für deren Laufzeit - u.a. bei V olkswagen, in der westdeut­
schen M etallindustrie, im S teinkohlebergbau a n d er R uhr, im ostdeutschen Ö ffentlichen 
Dienst, in der westdeutschen Stahlindustrie, beim Groß- und Außenhandel und in der west­
deutschen Papierverarbeitung ausgeschlossen. 
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Dies wird augenfällig, wenn Arbeitgeber die künftige Geschäftslage grob fehlein­
schätzen und daraufhin ihre Entscheidungen revidieren müssen. 
So dehnte d ie V olkswagen A G, di e im November 1 993 d ie 28,8-Stunden-Woche e ingeführt 
hatte, die Arbeitszeit in dreien ihrer Werke bereits im Mai 1994 wieder aus, weil sich die Auf­
träge unerwartet günstig entwickelt hatten (Süddeutsche Zeitung vom 19.05.1994: 26). In jün­
gerer Zeit geriet die ZF Friedrichshafen AG in eine ähnliche Situation: Sie mußte im Mai 1994 
ihre Produktionsplanung nach oben korrigieren und machte daraufhin 165 im Dezember entlas­
senen Mitarbeitern ein Wiedereinstellungsangebot (Süddeutsche Zeitung vom 13.06.1994: 20). 
Unternehmen der Maschinenbaubranche konnten 1 994 eine Reihe von Aufträgen nicht anneh­
men, da die Unternehmensleitungen - mit einer anhaltenden Krise rechnend - zuvor den Perso­
nalstand stark r eduziert hatten u nd i n d er unerwartet guten Konjunktur d ie Stellen kurzfristig 
nicht adäquat wiederbesetzen konnten (Süddeutsche Zeitung vom 4./5.02.1995: 19). 
Die Folgen eines Weggangs qualifizierter Mitarbeiter riskieren die Unternehmen auch, indem 
sie notwendige Personalreduktionen auf dem Wege der Frühverrentung umsetzen: In der letz­
ten Rezession habe sich in manchen Betrieben nachträglich ein „Verlust an Erfahrung" bemerk­
bar gemacht (vgl. F IEDLER-WINTER 1994). Nach A nsicht v on Z AHN haben die Unternehmen 
auch d as O utsourcing m itunter „z u we it ge trieben", in sbesondere w enn für d en k ünftigen 
Erfolg wichtige Unternehmensbereiche, wie die Forschung und Entwicklung, ausgelagert wor­
den s eien (v gl. Sü ddeutsche Ze itung v om 27 .01.1997: 21) . Ins gesamt ist die w eitgehende 
Restrukturierung vie lfach durch „hektischen P ersonalabbau" be trieben wo rden, wobei ein 
Verlust a n er fahrenen M itarbeitern, an W issen un d In novationsfähigkeit vielfach nic ht hat 
ausgeschlossen werden können (vgl. ElGLER 1997). 
Die kurzfristige Revision von Entscheidungen, die angesichts von Irrtümern not­
wendig wird, verursacht Kosten. Dabei ist zunächst an di e unmittelbaren Anpas-
sungs- und Orga nisationskosten zu denk en, die üblich erweise bei Einste llungen 
und Personalabbau, aber auch bei Arbeitszeitänderungen anfallen, wie die Kosten 
der Verhandlung, des Formulierens von Auflösungs- und Wiedereinstellungsver-
trägen, des Umstel lens von Schi chtplänen usf. Über diese di rekten Aufwen dun­
gen hinaus verursachen Fehlentscheidungen häufig bestimmte Opportunitäts-
kosten, die sich anha nd der oben erw ähnten Beispiele verdeutlichen lassen: Der 
Maschinenbaubranche sind Aufträge, Umsätze und damit Erträge entgangen, und 
für die ZF Friedric hshafen AG sind ähnliche Verl uste dadur ch angefal len, daß 
nicht alle Arbeit nehmer zur Rückke hr in das Unternehmen berei t gewesen sein 
dürften. Der Weg gang erfahr ener Mitar beiter oder das Auslagern der Entwick­
lungsabteilung schlägt auf den langfristigen Unternehmenserfolg zurück, da Inno­
vationen des Unternehmens verteuert, wenn nicht verhindert werden. 
Diese Koste n gehen zu Lasten der Profitabilität, und sie verursachen oder ver­
stärken zumin dest die Gefahr existenzbedrohender Untern ehmenskrisen. Ange­
sichts dieser Ertrags- und Existe nzrisiken müßten Arbeitgeber an einem Ris iko­
management interess iert sein. Mehr noc h, wenn die Turbu lenz auf den Absatz­
märkten sich erhö ht hat, „müs sen die Anst rengungen zunehmen, die so entstan ­
denen Risiken zu meistern" (SADOWSKI 1991: 93). 
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4. Zielsetzung und Aufbau der Arbeit 

Ziel dieser Arbeit ist es, personalpolitische Anpassungen - Entscheidungen zu 
Änderungen der Mitarb eiterzahl, der durchsc hnittlichen Arbeitszeitdauer sowie 
des Lohnniveaus - als ein Versuch zum „Risikomanagement" zu ve rstehen.6 Ich 
gehe damit von der Annahme aus, daß Unte rnehmen mit ihren Anpassu ngsent­
scheidungen nich t einfach ihre Ko sten min imieren wollen, sondern so entsche i­
den, daß der Ertrag auch in unsicheren Marktu mwelten aufrechterhalten wird 
(vgl. KO CH 1991, 1996). Die Risik en, die der Erratik des Absatzmarktes ent­
springen, sollen in ihren Konsequenzen auf den Unternehmenserfolg bestmöglich 
begrenzt werden. Diese Pe rspektive erscheint heute mehr de nn je plausibel, weil 
die gestiegenen Unsicherheiten am Absatzmarkt den Unternehmen ein hohes Ge­
winnrisiko aufbürden, bis hin zur verschärften Gefahr der Insolvenz. 
Betrachtet man d en Forschungsstand dazu, wie Unt ernehmen personalpolitisches 
Risikomanagement betreiben, so lassen sich zwei unt erschiedliche und mi teinan­
der konku rrierende Ans ätze herausarbeiten (vgl. SE NGENBERGER 19 90): Arbeit­
geber können auf erratische Gesc häftsschwankungen einersei ts dadurch umge­
hend reagieren, daß sie ihren Personalstand rasch auf- oder abbauen (externe 
Flexibilität). Andererseits können sie ihren Anpassungsbedarf zu einem gewissen 
Grad unternehmensintern, mit Arbeitszeitverkürzungen, innerbetrieblichen Um­
setzungen sowie Änderungen der Produkte und Herstellungsverfahren decken 
{interne Flexibilität). Obwo hl das Spannung sverhältnis zwischen interner und 
externer Flexib ilität seit den ach tziger Jahren wahrgenommen wird (vgl. OECD 
1986; DRAGENDORF/HEERJNG 1987 : 145), werden beide Flexibilitätsformen in 
der Theorie weitgehend getren nt voneinander behandelt . Der Forschun gsstand 
soll in Teil II dieser Arbeit referiert werden. 
Handlungsflexibilität vorzuhalten verursacht in aller Re gel Kosten und hat somi t 
aus Unternehmenssicht nur dann einen Wert als Risikomanagementinstrument, 
wenn erstens unterne hmerisches Handeln tatsäc hlich hoh en Unsich erheiten aus­
gesetzt ist und wenn zweiten s Arbeitgeber risikoscheu agieren. Ob diese beiden 
Bedingungen plausible Ausgangs annahmen darstellen, soll in Teil III heraus­
gearbeitet werden. 

6 Der Begriff „Risikomanagement" (Risk M anagement) wird h ier in einer umfassenden Be­
deutung gebraucht: Die unternehmerische Tätigkeit schlechthin wird als Risikomanagement 
betrachtet (v gl. A LBACH 1 980; H AHN 1 987; M ARCHARZINA 1 995: 53 6f.). Diese w eite 
Abgrenzung ist umstritten. Ursprünglich bezeichnete das Risikomanagementkonzept ledig­
lich den Ve rsuch, ve rsicherbare £ «ze/risiken d es U nternehmens z u ha ndhaben. M it der 
Zeit sind die entwickelten Risikomanagementinstrumente auf sämtliche Unsicherheiten, die 
auch den Gesamterfolg des Unternehmens betreffen können, bezogen worden (vgl. 
KRYSTEK 1987: 12 7f.). Heute wird d er Begriff i n T heorie u nd P raxis u neinheitlich a bge­
grenzt (vgl. FARNEY 1989: 1750). 
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In Teil IV wird die unternehmerische Entscheidung dazu, wie stark der Beschäfti­
gungsstand, die Arbe itszeitdauer sowie das L ohnniveau in wechs elnden Absatz­
marktbedingungen jeweils angepaßt werden, in e inem formalen Modell abgebil­
det. Die Modellformulierung, die auf die Entscheidungstheorie bei Risiko zu­
rückgreift, erlaub t es, theoretische Antw orten auf Frage n wie die folgen den zu 
formulieren: Bauen Unternehmen mit gutqu alifizierten Mitarbe itern in der Re­
zession mehr oder weniger Personal ab als andere Unternehmen? Wie beeinflußt 
der Grad an Risiko aversion das zykli sche Personalanpassungsverhalten? Variie­
ren besonders risikoscheue Unternehmen ihren Personalstand stärker oder schwä­
cher im Konjunkturzyklus als andere Unternehmen? Wie ist die z yklische Varia­
tion in großen und kleinen Unternehmen im Vergleich? 
Unternehmen treffen ihre Anpass ungsentscheidungen nicht in einem institutio­
nenfreien Raum. Länders pezifische Regu lierungen beeinflussen zum einen das 
Qualifikationsniveau und d ie Arbeitszeitflexibilität von Unternehmen; auf welche 
Ausstattung an inte rner Flexi bilität Arbeitg eber zurückgreifen können , wird mit 
anderen Worten institutionell vorgeprägt. Zum anderen beschneiden Kündi­
gungsschutz- und Mitbesti mmungsrechte die Fähigkeit der Unternehmen, den 
Beschäftigungsstand zu variiere n, ganz erh eblich. Um di e flexibilitätsfordernden 
und -beschr änkenden Effekte von Arbeits marktregulierungen auf das personal ­
politische Risikomanagement der Untern ehmen heraus zuarbeiten, soll in Teil V 
das personal politische Anpassungsverhalten deutsch er und britischer Unterneh­
men miteinand er verglichen werden. Teil VI faßt die wesent lichen Ergebnisse 
zusammen und kenn zeichnet die noch offen en Fragen des „Risik omanagements 
in der Personalpolitik". 





II. Der Forschungsstand: Flexibilität und Risiko in Theorien 
betrieblicher Personalanpassungen 

1. Flexibilität als zentrales Mittel im Risikomanagement 

1.1 Unsicherheit und Planungsgrenzen - Formen von Handlungsflexibilität 

Die Zukunft, in die hinein Unternehmer ihre Entscheidungen treffen, ist nicht 
vorherzusehen. Unsicherheit ist mit anderen Worten eine Grundtatsache wirt­
schaftlicher Entsche idungen. Daher gilt auch für personalpolitische Disposit io­
nen, „daß die Beziehung zwischen Handlu ngsmöglichkeit und der zugehö rigen 
Konsequenz in irgen deiner Weise unbe stimmt ist" (KAHLE 1990: 115)7. Arbeit­
geber stehen vor der „Notw endigkeit, sich zwischen mehreren Alt ernativen ent­
scheiden zu müssen, ohne genau zu wissen, welche Konsequenzen die eigene 
Entscheidung haben wird" (BlTZ 1981: 14). 
Eine objektiv gegebene Offenheit künftige r Ereignisse kann dabei ebenso die 
Ursache für Unsich erheit sein wie das subjekti ve Unvermögen des Entscheiders 
(vgl. MACHINA/ROTHSCHILD 1990: 17). Unsicherheit liegt demnach vor, weil der 
Entscheider relevant e Daten nicht kennt, sie gar nicht kennen kann oder vor­
liegende Daten nicht so zu verarbeiten vermag, daß eine sichere Situation vorliegt 
(vgl. KAHLE 1990: 115f). Die damit vorgenommene breite Abgrenzung des 
Unsicherheits-Konzeptes folgt CYERT/ SIMON (1983: 54): 

„Since ,uncertainty' is a time-honored word in economics, let us gather all of these 
imperfections an d limits upon rat ionality - incomplete knowledge, in adequate 
means of calculation - under the umbrella of ,uncertainty'".8 

Wenn nachte ilige Wirku ngen von Unsicherheit auf den wirtscha ftlichen Erfolg 
vermieden werden sollen (und die m eist beträchtlichen Schäden von In solvenzen 
legen ein solch es unterneh merisches Ziel nahe), dann müssen Unterne hmen auf 
ungewisse Entwick lungen vorbereitet sein. Sie erreichen dies im wesentlic hen 
durch Flexi bilität, durch Anpassu ngsfähigkeit, Biegsamkeit, Elastizit ät (vgl. für 
diese verwan dten Begriffe JA COB 1990: 16; SC HNEEWEIß/KÜHN 1990: 378ff ). 
„Flexibilität", genauer: Hand lungsflexibilität, bezeichnet eine allgemeine, unge­
richtete Anpassungsfähigkeit des Unternehmens an wechselnde Bedingungen 

7 KAHLE benutzt allerdings „Ungewißheit" als so definierten Oberbegriff. 
8 Unsicherheit umfaßt damit hier sowohl die verbreiteten u nd auf KNIGHT (1971) zurückge­

henden K onzepte „Risiko" und „Unsicherheit" als auch die entscheidungstheoretische dif­
ferenziertere Aufschlüsselung von Unsicherheitsbegriffen bei KAHLE (1990: 115). Begriffe 
wie „Risiko", „Ungewißheit" oder „Unwägbarkeiten" werden daher im folgenden lose als 
Synonyme für „Unsicherheit" gebraucht. 
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(vgl. M EFFERT 1985: 124). 9 Sie dien t dem Zweck, „die Reak tionskapazität der 
Unternehmung zu erhöhen, d.h. sie verschafft Freiheitsgrade, um auch in 
schwierigen, nicht vorhers ehbaren Situa tionen einen gute n Zug tun zu können" 
(ebd. 1985: 124). 
Wenn Unterne hmen sich auf Flexibilität in ihrem Ris ikomanagement verlassen, 
verzichten sie häufig auf exakte Prognosen und P lanungen. Statt ihrer implemen­
tieren sie die Fähigkeit, auf die unters chiedlichsten neuen Beding ungen umge­
hend und wirtschaftli ch zu reagiere n. Wer plant, glaubt zu wissen, wie er auf 
künftige Entwicklungen auf den Absatz märkten reagieren kann; wer sich auf 
Flexibilitäten im Unterne hmen verläßt, weiß led iglich, daß die Umwe ltentwick­
lung Anlaß zu Anpassungen geben wird, und vertraut darauf, beweglich genug zu 
sein, um die angemessene Art und Weise der Anpassung fallweise vornehmen zu 
können. 
Die Sicht, daß Unternehmen vor allem durch eine solche ungerichtete Flexibilität anstatt durch 
gerichtete P lanung U nsicherheiten be grenzen (b zw. begrenzen so llten), w ird vie lfach nic ht 
geteilt. Vor der Flexibilität wird häufig Planung als das zentrale Risikomanagementinstrument 
herausgestellt. Planung „beinhaltet die gedankliche Vorwegnahme künftigen Geschehens durch 
zielorientierte Suche, Beurteilung und Auswahl von Problemlösungsmöglichkeiten b ei Zugrun­
delegung be stimmter Annahmen üb er kü nftige Umweltsituationen" (A RBEITSKREIS „I NTE­
GRIERTE UNTERNEHMUNGSPLANUNG" 1991: 812). Erwartungen über Art und Höhe des künfti­
gen Absatzes, der Konkurrenzsituation, der technischen Entwicklung u sf. sind d ie notwendige 
Grundlage v on Pla nung. Ein e so lche s ystematische Er wartungsbildung soll da zu be itragen, 
Unternehmenskrisen frühzeitig zu erkennen und entsprechende Unternehmenspolitiken darauf­
hin antizipativ z u e ntwerfen (vgl. B EA/KÖTZLE 1983; B EA/HAAS 1994). D er Planungsprozeß 
diene da mit letz tlich der „R isikoerkenntnis un d -re duktion" ( ARBEITSKREIS „ INTEGRIERTE 
UNTERNEHMUNGSPLANUNG" 1991: 812). 
Den theoretisch vorgeschlagenen Möglichkeiten des Risikomanagements durch Planung 
scheint jedoch in v ielen Bereichen e ine zu rückhaltende Pla nungspraxis ge genüberzustehen. 
Jedenfalls reicht der „£x-anfö-Horizont quantitativ fixierter Pläne .. b ei den meisten deutschen 
Industrie-Unternehmen n icht ü ber e in J ahr hi naus" (lFO 1989: 62 ; H ervorhebung M .S.). B ei 
Kleinunternehmen sind schriftlich f ixierte P läne zudem w enig verbreitet; n ach A uswertungen 
des IAB-Betriebspanels legt eine Mehrheit von U nternehmen erst ab einer B etriebsgröße von 
mehr als 100 Beschäftigten Pläne über den Personalbedarf, die Investitionen sowie die Produk­
tion bz w. d en A bsatz sc hriftlich fe st ( vgl. B ELLMANN et a l. 1 996: 12 1). D ie u nvermeidbare 
Ungewißheit über die Z ukunft un d die g estiegene Um weltdynamik, die v ermehrt zu Fe hl­
planungen fuhrt, markieren offensichtlich eine grundsätzliche Grenze aller P lanungstechniken 
(vgl. ARBEITSKREIS „INTEGRIERTE UNTERNEHMUNGSPLANUNG" 1991: 815, 820). Diese Gren­
ze wird a uch darin s ichtbar, daß Planungstechniken, di e h oher U nsicherheit in der U ntemeh-

9 „Flexibilität is t als Maß für die Fähigkeit eines Systems anzusehen, sich veränderten Um­
weltsituationen an zupassen." ( SCHNEEWEIß/KÜHN 1 990: 37 9) S o od er ä hnlich w ird de r 
Flexibilitätsbegriff in de r Be triebswirtschaftslehre d efiniert. W as in dessen k onkret un ter 
Flexibilität ve rstanden wird, w ird t atsächlich „erstaunlich w eit gefaßt" (vgl. J ACOB 1990: 
16). U nterschiedliche F lexibilitätskonzepte entwickeln e twa V OLBERG (1981) u nd F LOHR 
(1984) für den Personalbereich, BEHRBOHM (1985) für die Produktion sowie REESE (1991) 
für das Gesamtunternehmen. 
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mensumwelt gerecht werden sollen, über einwertige Mengenpläne (der Produktionsmenge, des 
Personalstands usf.) hinausgehen und sehr viel komplexer werden. Entsprechend sind Konzepte 
wie die „Alternativplanung" (oder auch „Notfall-" bzw. „Kontingenzplanung") (vgl. MATSCH-
KE/ElCKEL 1989) oder die „robuste Planung" (vgl. HANSSMANN 1989) entwickelt worden. Die­
se Konzepte mögen konzeptionell der Unsicherheit besser Rechnung tragen, sie dürften jedoch 
wenig praktikabel s ein. Im Konzept der „ flexiblen P lanung" andererseits deutet sich schon in 
der Be griffsbildung an , daß d er Ü bergang vo n Fle xibilität und ein er di e Un sicherheit be­
rücksichtigenden P lanung fließend is t. Pl anung in di eser V ersion gi bt di e eig entliche P la­
nungsidee, d ie A ntizipation künftigen H andelns, jedoch auf, da i m v orhinein „Planrevisionen 
eingeplant" werden. U nternehmen s ind u nter solchen U mständen d och w ieder auf ( ungerich­
tete) Flexibilitätsreserven angewiesen, um Risiken zu bewältigen.10 

Der schwer faßbare Charakter von Handlungsflexibilität wird durch die verschie­
densten Formulierungen greifbar zu machen versucht: Flexibilität läßt sich als 
Potential, das bei Bedarf aktivier t werden kann, begreifen; als Kaufoption, die 
einen Wert angesichts einer ungewissen Zukunft hat (vgl. DlXH/PlNDYCK 1994); 
als eine Liquiditätsreserve, aus der geschöpft werden kann, um Krisen zu mei­
stern oder Gewinnc hancen wahrzunehmen (vgl. JO NES/OSTROY 1984 ); oder als 
ein Puffer, der Ausschläge in de r Geschäftslage des Unternehmens auffängt (vgl. 
SCOTT 1986: 260-263). 
Flexibilitäten spielen zur Risikoreduktion in unterschiedlichen Unternehmens­
politiken eine Rolle. 
Ein H andlungsspielraum k ann etw a in ei nem Fi nanzspielraum de r Unternehmen b estehen: 
Rücklagen sowie das Halten v on F inanzbeständen oder liquiden Forderungen schaffen ein all­
gemeines R eaktionspotential u nd v ergrößern so die Handlungsflexibilität. E rleidet das U nter­
nehmen e inen A bsatzeinbruch, d roht ih m n icht so gleich die Il liquidität; bi eten s ich W achs­
tumschancen durch d ie überraschende Öffnung von Märkten oder technologische Entwicklun­
gen, so k ann da s Un ternehmen d iese w ahrnehmen (v gl. etw a REHKUGLER 1 984: 12 7-131; 
KOCH 1989: 2068). 
Auch Sachkapital kann A bsatzmarktrisiken reduzieren: Anpassungen an eine sich w andelnde 
Marktnachfrage we rden d urch h ohe „b etriebstechnische Ela stizität" b zw. Vielseitigkeit der 
Produktionsanlagen ermöglicht (vgl. GUTENBERG 1973: 80-85): Indem s ich Maschinen umge­
hend a uf die Fertigung un terschiedlicher Produkte u mrüsten l assen, e rlauben s ie die schnelle 
Reaktion auf neue Kundenwünsche und halten die Kosten der Umstellung auf neue Produkte in 
Grenzen. 
Ein w eitverbreitetes In strument de s R isikomanagements is t die La gerhaltung v on V or- u nd 
Endprodukten. Unternehmen halten Vorprodukte - Rohstoffe und H albfertigwaren - in größe­
ren Mengen vorrätig, um den kontinuierlichen Herstellungsprozeß nicht von der Input-Seite zu 
gefährden (v gl. S COTT 1986: 261) u nd u m sich gegen P reisschwankungen a uf den Lieferan­
tenmärkten zu s ichern. Indem Unternehmen Lager von E ndprodukten h alten u nd n ach B edarf 

10 Planung u nd Fl exibilität si nd zu dem nicht gä nzlich su bstitutive In strumente. So v ertritt 
MEFFERT (1985: 122) die Ansicht, ein hohes Flexibilitätsniveau könne nicht durch „ad-hoc-
Management und Improvisation" aufgebaut, sondern müsse langfristig und für das Gesamt­
unternehmen g eplant w erden. V gl. a uch d ie ausführliche D iskusson z um V erhältnis vo n 
Planung und Flexibilität bei MÖSSNER (1982: 82-92). 
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variieren, können sie die Produktionsmenge verstetigen (was u.U. Kostenvorteile hat) und eine 
unerwartet rege Nachfrage umgehend bedienen (vgl. BLINDER/MACCINI 1991: 78-80). 
Die risikomindernden Wirkungen dieser Instrume nte sind in aller Regel nicht 
ohne Aufwand zu erreichen. Dem möglic hen Nutzen durch eine verbesserte 
Reaktionsfähigkeit sind vielmehr Kosten gegenzurechnen. 
So s ind flexible Fertigungsanlagen technologisch aufwendiger un d d aher i .d.R. te urer in der 
Anschaffung al s eh er st arre A nlagen. Di e V orratshaltung vo n Pr odukten ve rursacht L ager­
kosten und bindet Finanzkapital, das auch anderweitig genutzt werden könnte. 

1.2 Zunehmend „der Mensch als Puffer": Zwei Formen personalpolitischer 
Flexibilität 

Handlungsflexibilität bedeutet notwendigerweise, daß die vor handenen Ressour­
cen der Unternehmen nicht in jedem Augenblick voll ausgelastet werden - sie ist 
„organizational slack ".n Das Hal ten übers chüssiger Ress ourcen wird jedoch in 
neueren Managementkonzepten als ineffizient kritisiert. 
Kern i nsbesondere d es J ust-in-Time-Konzeptes is t es , die La gerhaltung z u m inimieren (v gl. 
BETZL 1996: 44). D abei geht es weniger um die direkten K osten der L agerhaltung. V ielmehr 
„gibt es im Prozeß wenig bis gar keine Reserven bzw. Puffer für Störfälle" (BETZL 1996: 44), 
so daß Defizite im P roduktionsprozeß offengelegt u nd s o Rationalisierungen induziert werden 
(vgl. ebd.). Ähnliches gilt für den Finanzspielraum der Unternehmen: Rücklagen, Ressourcen 
der Unternehmung, die weder investiert noch an die Anteilseigner ausgezahlt werden, machen 
sich verdächtig, kein ökonomisch vernünftiges Polster im R isikomanagement zu sein, sondern 
eher ein Ruhekissen der leitenden Angestellten. Am pointiertesten kommt die Forderung nach 
dem Abbau der Finanzspielräume im ,JShareholder Value"-Konzept zum Ausdruck (vgl. hierzu 
allgemein BÜHNER 1993: 750-752). Die eingeschränkte Risikovorsorge wird i n diesen Konzep­
ten z ugunsten einer e rhöhten R isikoanfölligkeit b ewußt in K auf genommen, um Ineffizienzen 
im Unternehmen aufzudecken und einen Druck zu deren Beseitigung aufzubauen. 
Falls sich neuere Organisations- und Man agementkonzepte - Lean Produc tion, 
die Profi t Center-Organisation und das Sh areholder Ka/we-Konzept - dauerhaft 
ausbreiten und keine ephemer en Managermoden bleiben ,12 dürften sich die risi­
kobegrenzenden Potentiale etwa von Finanzierung und Lagerhaltung weiter 
reduzieren - während gleichzeitig die Geschäftsrisiken auf vielen Produkt­
märkten weite r zunehmen dürf ten. Bei di eser Konstellation ist zu erwarte n, daß 
die Personalpolitik ein großes „Restrisiko" im unternehmerischen Risikomanage­
ment trage n muß. Unsiche rheiten werde n in besonderem Maße durc h personal-

11 NOHRIA/GULATI (1996: 1246) definieren .Slack" als die Menge an Ressourcen, die in einer 
Organisation über das hinaus gehalten w ird, was zur H erstellung einer gegebenen Output­
menge mindestens notwendig ist bzw. wäre. Ihre Frage, ob Slack förderlich oder hinderlich 
für Innovationen ist, zeigt den ambivalenten Charakter überschüssiger Ressourcen. 

12 Daß und w arum s olche M odeerscheinungen a uftreten, ze igen A BRAHAMSON (1996) u nd 
KIESER (1996). 
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politische Maßnahmen verarbeitet; es fungiert zunehmend „der Mensch als Puf­
fer" (LEHNDORFF 1996). 
Beleg dafür ist auch die Konjunktur eines Begriffs: Im Wort vom flexiblen 
Unternehmen", das in zwischen zu einer festen Redewendung geworden ist, wird 
immer die betriebliche Anpassungsfähigkeit im personellen Bereich angespro ­
chen (vgl. etwa ATKINSON 1985; VI CKERY/WURZBURG 1996; ANTONI/EYER/ 
KUTSCHER 1997). Die dabei im ei nzelnen als flexibel eingestuften Personalprak­
tiken variieren beträchtlich, sie reichen von atypischen Beschäft igungsverhält­
nissen über Gruppe narbeit bis hin zu anreizwirksamen Lohns ystemen. Häufig 
werden dabei zwei verschiedene Formen personalpolitischer Handlungsflexi­
bilität untersc heiden: externe und intern e Flexib ilität.13 Beide Formen von Fle­
xibilität gebe n den Arbeit geber Instrumente an die Hand , um in unsicheren Ab­
satzmärkten zu bestehen. 
Externe Flexibilität bezeichnet die Möglichkeit von Arbeitg ebern, Mitarbeiter 
ohne Zeitverzögerung und nennen swerte Kosten einzustellen und wiede r freizu­
setzen (vgl. Tsui et al. 1995: 119-121). Der Flexibilitätsgrad ist dann beso nders 
hoch, wenn die Kündigungsschutzfristen extrem kurz sind, dabei keine Mit­
bestimmungsrechte von Arbeitnehmervertretungen bestehen und keine Abfin­
dungen gezahlt werden müssen. Auch wo diese Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, können Unternehmen dennoch einen extern flexiblen Personaleinsatz errei­
chen, indem sie keine herkö mmlichen Arbeitsverträge einräu men, sonde rn auf 
„atypische" Beschäftigungsformen zurückgreifen, auf Zeitverträge, Werkverträge 
oder Leiharbe it (vgl. ATKINSON 1985; W ALWEI 1995). Das Pendant zum rei­
bungslosen Personalabbau, das häufig bei der Diskus sion externer Flexibili tät 
übersehen wird, ist die Möglichkeit, bei Bedarf auch schnell geeignet qua­
lifizierte Arbeitskräfte einstellen zu können (vgl. WALWEI 1996: 12f). Eine 
Infrastruktur, die das einzelne Unternehmen selbst kaum alleine bereitstellen 
kann, in Form etwa eines funktionierenden berufsfachlichen Arbeitsmarktes, 
erhöht diese Seite der externen Flexibilität. 
Im Unterschied dazu umfaßt intern e Flexibilität die Anpass ungsleistungen der 
Arbeitnehmer, die innerh alb der Gren zen der Unte rnehmung, ohne Änderu ngen 
des Beschäf tigtenstandes, stattfind en und ebenfa lls dazu beitrage n, schwank en­
den und unsiche ren Arbei tsanfall zu bewältigen. Die Bereits chaft zu kurzfris tig 
angesetzten Übe rstunden, zu Umset zungen auf ande re Arbeit splätze, die Fähig-

13 Diese U nterscheidung is t se it Anfang d er neunziger J ahre zunehmend ge bräuchlich ( vgl. 
BRODSKY 1994: 59f.), erscheint allerdings häufig auch in dem Begriffspaar Funktionsflexi­
bilität („functional f lexibility") u nd n umerische F lexibilität ( „numerical f lexibility") (vgl. 
OECD 1 996: 131). D er F lexibilitätsbegriff in de r arb eitsmarkttheoretischen De batte ist 
jedoch w eiterhin s chillernd: „ Labor m arket f lexibility is a co ncept th at d efies a sim ple 
defmition and that will continue to have different meanings for different people." 
(BRODSKY 1994: 60) 
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keit, Innovati onen und Verbe sserungsprozesse im Untern ehmen, voranzutreiben 
sind Bei spiele für solche Akt ivitäten (vgl. Tsui et al. 1995: 121-124). Loyalität, 
aber auch eine ausreichende, teilweise betriebsspezifische Qualifikation der Mit­
arbeiter fördern nach verbreitet er Ansich t die interne Flexib ilität, die in einem 
Unternehmen geleistet werden kann. 
Es ist offensichtlich, daß das Vorhan densein solcher Voraus setzungen interner 
Flexibilität auch davo n abhängt, wie star k Arbeitgeber von ihre r Möglichkeit zu 
externer Flexibilität Gebrauch machen. Eine P ersonalpolitik des rigorosen „Heu­
ems und Feuerns" kann die Loyalität der Beschäftigten untergraben und 
verhindert - durch kurze Betriebszugehörigkeitsdauern - den Aufbau von be­
triebsspezifischen Qualifikationen (vgl. W ALWEI 1996: 225). Das aber heißt: Die 
Sicherung der internen Flexibilität fordert vom Arbeitge ber, auf die Nutzung 
externer Flexibilit ät zumindest partiell zu verzichte n. Die beiden Formen von 
Flexibilität stehen mit anderen Worte n in einem gewissen Spannungverhältnis, 
die Sicherung externer Flexibilität verlan gt Personalpolitiken, die der Siche rung 
interner Flexibilität weitgehend zuwiderlaufen (vgl. TSUI et al. 1995: 118f.). 
Vor diesem Hinterg rund ist zu erwarte n, daß Arbeit geber ihre Reaktio nen auf 
sich wandeln de Geschäftslagen nach den relative n Vorteilen von interner und 
externer Flexib ilität ausrich ten: Perso nalpolitische Anp assungen sind imme r als 
ein „Tradeoff' zwischen den Anforderungen beider Form en von Flexibilität zu 
verstehen. In den Ansätzen, die betriebliche Person alanpassungen zu erklären 
versuchen, wird in aller Regel entweder die eine oder die andere Form von 
Flexibilität in den Vordergrund der Betrachtung gerückt, wie im folgenden 
gezeigt werden soll. 

2. Die Ökonomie der internen Flexibilität: Die Theorie interner 
Arbeitsmärkte 

2.1 Flexibilität durch betriebsspezifische Qualifikation 

Die Theor ie interner Arbeitsm ärkte hat den Unsic herheitsbewältigenden Aspekt 
von Personalpolitik eingehend untersucht, ohne dies jedoch in Begriffen des 
Risikomanagements zu formulieren. Vor allem den Münch ener Segmentations-
ansatz (LUTZ 198 7; SENGENBERGER 1 987) sowie die transa ktionskostentheoreti-
sche Untersuchung des Beschäftigungsverhältnisses (WlLLlAMSON/WACHTER/ 
HARRIS 1 975) durchzieht der Geda nke, daß Unte rnehmen unvor hersehbare und 
wechselnde Marktgeg ebenheiten durch Anpas sungsleistungen der Beschäftig ten 
verarbeiten können ; in beiden An sätzen „wird Unsiche rheit der Betrie bsumwelt 
als zentrale Prämisse unterstellt" (ALEWELL 1993: 90). Die Handlungsflexibilität, 
mit deren Hilfe sich Unternehmen von den nachteiligen Folgen unsicherer 
Märkte abzuschirmen versuchen, besteht der Theo rie interner Arbeitsmärkte zu-
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folge in einer hohen „betrieb sspezifischen Qualif ikation"; in Fertigkeiten also, 
die speziell auf die Bedingungen diese s einen Unte rnehmens bezogen sind und 
nur durch lan gwieriges innerbetriebliches Lernen erworben werden k önnen (vgl. 
etwa LU TZ 19 87: 46-51). Aus dem Intere sse heraus, eine solche Qualif ikation 
aufzubauen und langfristig bereitzuhalten, räumen Unternehmen unter 
bestimmten Umstän den einem Großteil ihrer Mitarb eiter glaubh aft langfristig e 
Beschäftigungs- und Karrie reperspektiven ein. Für eine Persona lpolitik, bei der 
die Mitarbeiter von den Lohn- und Beschäftigungsbewegungen am externen 
Arbeitsmarkt weitgehend abgeschirmt werden, hat sich der Begriff „interner 
Arbeitsmarkt" eingebürgert (vgl. ALEWELL 1993: 4f.). 
Betriebsspezifische Qualifikationen bestehen in Fähigkeiten und Kenntnissen, die 
sich zu einem bedeutsamen Teil auf die „Aufgabenbesonderheiten", die in e inem 
bestimmten Betrieb anfallen, beziehen (vgl. WILLIAMSON/WACHTER/HARRIS 
1975: 256-25 8).14 Die Beschäftigten müssen mit den Maschinen und Anlagen 
umgehen können, deren Beson derheiten kennen und die Arbeits - und Produk­
tionsabläufe des Be triebes intemalisiert haben. Teil der Qua lifikation is t darüber 
hinaus die Koo perationsfahigkeit sowie die Kenntnis der betri ebsüblichen Kom­
munikationswege und -gebrauche (vgl. ebd.). Angesichts großer Handlungsspiel­
räume der Beschäftigten ist Loyalitä t, der Einsatz der Mitar beiter für die Ziele 
des Arbeitgebers, zur Qualifikation zu rechnen (vgl. OSTERMAN 1987: 56f.). 
Damit unterstellt die Theorie interner Arbeitsmärkte einen breiten Qualifikations­
begriff, der sowohl sehr spezielle Fertigkeiten technisch-organisatorischer Art als 
auch eher „weiche" Eigenschaften, wie Teamfähigkeit und Motiv ation, umfaßt 
(vgl. FR ICK 19 92: 120f.). Gera de diese Kom bination aus Deta ilkenntnissen und 
der Bereitschaft, im Unte rnehmensinteresse zu handeln, eröffnet aus dieser Sicht 
ein großes Anp assungspotential: Unsichere Absatzmärkte, aber auch org anisato­
rische Reibungen legen d en Mitarbeitern ständig neue Arbeitsanforderungen auf. 
Technisch und organisatorisch gut ausgebildete Mitarbeiter sind dazu fähig, diese 
Anforderungen zu erfüllen, indem sie Betriebsstörungen umgeh end beseitigen 
oder neue Produkt e in kurzer Zeit in gleichbleibender Qualität her zustellen ler­
nen. Loyale und teamfähige Mitarbeiter besitzen gleichzeitig die Bereitschaft, die 
notwendigen Arbeitsschritte selbständig und gewissenhaft zu vollziehen: Sie 

M Ve reinfachend sp reche ic h h ier u nd im folgenden von „ betriebsspezifischen Qualifikatio­
nen", auch wenn die angesprochenen Fertigkeiten immer ein Konglomerat aus allgemeinen 
Fähigkeiten u nd so lchen, d ie n ur in e inem Betrieb anwendbar sind, se in m üssen. In d en 
angesprochenen Theorien in terner Arbeitsmärkte wird dabei der große Anteil b etriebsspe­
zifischer Qualifikation betont. Dabei kann die Abgrenzung dessen, was spezifische und was 
unspezifische Q ualifikation h eißen s oll, n ach de r A nwendung d er Q ualifikationen, nach 
ihrem Erwerb sowie nach der Marktfähigkeit der Fertigkeiten erfolgen (vgl. HARDES 1989: 
545f.; ALEWELL 1993: 81f.). 
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nehmen kurzzeitige Umsetzungen in Kauf, entwickeln Verbesserungsvorschläge, 
arbeiten im Team an Verbesserungen im Betriebsablauf usf. 
Zwei Formen von Anpassungsleistungen der Mitarbei ter sind dabei zu unter­
scheiden, auch wenn dies in den theoretischen Beiträ gen nicht explizit erfolgt: 
Die Mitarb eiter nehme n zum eine n solche Anpa ssungen vor, die den täglich en 
Produktionsablauf aufrech terhalten - trotz zahlreiche r Störungen durch Eilauf­
träge, Knappheiten bei Materiallieferungen, Maschinenstörungen oder über­
raschende Fehlzeiten (vgl. SENGENBERGER 1987: 35). „In all diesen Fällen ist die 
Anpassungskapazität des internen Markte s gefordert, sei es durch quantitative 
Anpassungsflexibilität mittels Überstunden, Sonderschichten, temporären Umset­
zungen, Aushilfen etc. oder durch die Mobil isierung des qualitativen Arbeits­
vermögens im Zuge rascher Problemlösungen ..." (ebd.: 163) Durch solche 
schnellen Reaktionen verarbeiten die Mitarbeiter die Stochastik des Tages­
geschäftes im Unternehmen. 
Zum anderen ändern die Mitarbeiter durch radikale oder eine Vielzahl inkre-
menteller Neuerungen dieses Tagesgeschäft in einem unaufhörlichen Prozeß. 
Während die o.g. Form der Anp assung zu jede r Zeit kurzfrist ig von Belang ist, 
wird die zweite Form eher in langfristiger Sicht erfolgswirksam. Erforderlich 
werden die innovat orischen Leistungen der Mita rbeiter, weil sich der Char akter 
der Produk tnachfrage über kurz oder lang än dert: durch Änderungen der Preise 
von Komplementärgütern, Präferenzenänderungen oder Produkt- bzw. Prozeß­
verbesserungen der Konkurrenten (vgl. WILLIAMSON/WACHTER/HARRIS 1975: 
257). Die Unternehmen reagieren auf solche Entwicklungen mit dem V ersuch zu 
Rationalisierungen und Reorg anisationen. Diese Bemühu ngen können , je nach 
der „innovatorischen Qualifikation" der Beschäftigten (vgl. ALEWELL 19 93: 93), 
mehr oder weniger erfolgreich vonsta tten gehen . Der Innovatio nsfähigkeit der 
Mitarbeiter kommt dabei in Unternehmenskrisen eine besondere Bedeutung für 
den Unternehmenserfolg zu, da in solchen Phasen Innovationen überlebens­
wichtig sind und verstärk t unternommen werde n (vgl. CA BALLERO/HAMMOUR 
1996). Neben solchen eher radikalen Umstellungen erarbei ten gut qualifizierte 
Mitarbeiter unablässig eine Vielzahl kleinschrittiger Verbesserungen, die sich zu 
einer „schleichenden Rationalisierung" ergänzen (vgl. SENGENBERGER 1987: 37). 
Die Handlungsflexibilität, die sich aus den be iden genannten Typen von Anpa s­
sungsleistungen ergibt, kan n ein Interes se des Arbe itgebers an der langfristigen 
Sicherung betriebsspezifischer Qualifikationen begründen, und es entstehen 
interne Arbeitsmärkte. Diese setzen sic h aus eine m Arrangem ent von Person al­
politiken mit Systemcharakter zusammen: langfristigen Beschäftigungsaussichten 
der Mitarbeiter, Aufstiegsmöglichkeiten Uber sogenannte Mobilitätsketten, ar­
beitsplatzbezogener und mit der Betriebszugehörigkeit steigende r Entlohnung, 
beschränkten Einstiegsarbeitsplätzen am un teren Ende der Hiera rchie (vgl. MIL-
GROM/ROBERTS 1992:362ff.; PINFIELD 1995:10-13). 
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Dabei implizieren die langfristig orientierten Beschäftigungsverhältnisse im 
Konjunkturzyklus eine Strategie der Personalstabilisierung; eine 

„Politik, die in der Rezession die Beschäftigung wesentlich langsamer und w eni­
ger stark abbaut, als es dem Produktions- u nd Absatzrückgang entprechen würde, 
wohingegen beim Wiederanstieg von P roduktion u nd A bsatz der Beschäftigungs­
stand aus dem Rezessionstief möglichst lange beibehalten und das Personal allen­
falls mit großen Verzögerungen wieder aufgestockt wird" (LUTZ 1987: 4). 

Diese „Pers onalpolitik der mittler en Linie" (P OSTH 1980 : 163) konkurriert mit 
der „externen" Strategie des Einstellens und Entlassens von Fachkräften im 
Konjunkturverlauf (vgl. LU TZ 198 7: 42-46). Die rela tive Vorteilhaftigkeit eines 
internen Arbeitsmarktes gegenüber jener externen Lösung wird damit begründet, 
daß die Kosten des Ein arbeitens neuer Mitarbeiter hoch se ien. Dieses Argument 
ist dann zutreffend, wenn eine hohe Flex ibilität der Mitar beiter im alltäglichen 
Betriebsablauf tatsächlic h von hohem Wert für den Arbeitgeber ist, aber die 
entsprechenden spezifisc hen Kenntn isse nur durch ein Lernen am Arbeitsplatz 
vermittelbar sind. Die Notwendigkeit einer arbeitsplatznahen Qualifizierung kann 
sich daraus ergeben, daß jede Technologie wichtige „ungeschriebene" und verbal 
schwer vermittelbare Elemente enthält (vgl. WILLIAMSON/WACHTER/HARRIS 
1975: 257). Sind die Einarbeitungskosten tatsächlich bedeutend, so werden 
betriebsspezifisch ausgebild ete Beschä ftigte zu einem quasi -fixen Produktions­
faktor, dessen unmittelbare Anpassung der Mitarbeiterzahl an neue Umwelt­
bedingungen sich aus Arbeitgebersicht nicht bezahlt macht (vgl. Ol 1962; 
HARDES 1990: 112f.). 
Die langfris tige Bereit stellung betriebsspezifischer Qual ifikation erfor dert dabei 
auch deshalb eine Str ategie der Bes chäftigungsstabilisierung, weil Arb eitnehmer 
nur dann bereit sind , Fertigkeiten zu erwe rben, die im Extre mfall nur in einem 
einzigen Betrieb anwendbar sind, wenn sie über einen langen Zeitraum mit 
Beschäftigung und Aufstiegsmöglichkeiten rechnen können (vgl. z.B. MlLGROM/ 
ROBERTS 1992: 363ff.). Pe rsonalabbau als Erge bnis eines kurzfristigen Kosten­
kalküls untergräbt mit hoher Wahrscheinlichkeit die Loyalität und Weiterbil­
dungsbereitschaft der verbleibenden Arbeitnehmer und gefährdet damit lang­
fristig den Bestand der betriebsspezifischen Qualifikation (vgl. hierzu auch 
empirisch BRÜCKNER 1988). 
Die Strategie der Beschäftigungsstabilisierung, ja das ges amte Arrangement, das 
einen internen Arbeitsmarkt ausmacht, steht im Dienste des Risikomanagements: 
Es soll den Aufbau und die langfristige Verfügbarkeit der betriebs spezifischen 
Qualifikation gewährle isten. Dies es Sicherheitskapital wiederum erm öglicht ein 
solches Maß an Handlungsflexibilität, daß die auf unsicheren Märkten wechseln­
den Arbeit sanforderungen bewä ltigt we rden können . Auf diese Weise wird das 
Risiko, dem der Arbeitgeber angesi chts volatiler Absatzm ärkte ausgese tzt ist, 
begrenzt. Aus transaktionskostentheoretischer Perspektive wird en tsprechend ein 
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kausaler Zusammen hang postulie rt: Je turbulenter und unsiche rer die Umwelt 
eines Untern ehmens, desto eher werde ein intern er Arbeitsmarkt impleme ntiert 
und um so wahrscheinlicher werde damit die Strategie der Beschäftigungsstabili­
sierung (vgl. W ILLIAMSON/WACHTER/HARRIS 1975: 261; G ABRIEL 198 5: 153f.; 
Tsuietal. 1995: 133). 
In der segment ationstheoretischen Analy se wird betont, daß nicht alle Arbeit­
geber mit einem in hoher Marktunsicherheit gründenden Interesse an einem 
internen Arbe itsmarkt diesen auch verw irklichen können. Es sei zu beobachten, 
daß häufiger solche Unternehmen eine Strategie langfristiger Beschäftigung ver­
folgten, die eine hohe Macht am Produ ktmarkt besäß en und sich auf Märkten 
engagierten, die entweder wüchsen oder leicht prognostizierbar seien (vgl. L UTZ 
1987: 85ff.). „Betriebliche Arbeitssysteme vom Typ des in ternen Marktes bedür­
fen ... einer ausreichenden und länge rfristig gesic herten Stabilität der externen 
wirtschaftlichen Verhältnisse." (ebd.: 89) Diese These ist plausibel: Je bereche n­
barer die Absatzmärkte des Unterne hmens für die Zukunft , desto leichter kann 
sich der Arbeitgeber auf Beschäftigungsverhältnisse mit langem Zeithorizont, wie 
sie aus der Logik interner Arbeitsmärkte folgen, einlassen. 
Hier tut sic h jedoch ein Dilemm a auf: Je stärk er Arbeitgeber an einem intern en 
Arbeitsmarkt interess iert sind, desto ge ringer ist offensi chtlich die Möglichk eit, 
einen solchen einzurichten und dauerh aft aufrecht zuerhalten. Bei hoher Unsi­
cherheit an den Absa tzmärkten sind die A npassungsleistungen, die den betriebs ­
spezifischen Qualifikationen zugeschrieben werden, besonders erfolgsrelevant; 
ein interner Arbeit smarkt wird zu einer sinn vollen Strategi e zur Sicherung der 
Qualifikation. Gleichzeitig sind die Personalpolitiken, die der Sicherung betriebs­
spezifischer Qualifikationen dienen, insbesondere eine langfristige „Beschäfti­
gungszusage", angesichts der hohe n Unsic herheit kaum über eine n langen Zeit­
raum hinweg aufrechtzuerhalten. 
Die Segmentationstheoretiker sehen die „Lösung" dieses Dilemmas in einer 
Spaltung der Mitarbeite r in Stamm- und Rand belegschaft (vgl. bspw. SE NGEN­
BERGER 1 987: 60ff). Die Stammarbeitsplätze sind demzufolge von Mita rbeitern 
besetzt, die be triebsspezifisch qualifiziert sind; ihnen wird ein e stabile langfristi­
ge Beschäftigung eingeräumt, sie werden von S chwankungen des Absatzmarktes 
isoliert. Die Randarbeitsplätze sind hingegen prekär, da sie von geringqualifizier­
ten Beschäf tigten gehalten werden . Ein Person alabbau in Krisen trifft zunächst 
und me ist nur diese Grup pe von M itarbeitern. Deren Beschäftigungsverhältnisse 
sind entsprechend so gestaltet, daß sie leicht gelöst werden können; befristet 
Beschäftigte, Gelegenheitsarbeiter und über lassene Arbeitnehmer werden häufig 
zur Randbelegschaft gezählt (vgl. BELLMANN et al. 1996: 15). 
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2.2 Grenzen des Ansatzes: Unbestimmter Entscheidungshorizont des 
Arbeitgebers und eindimensionaler Flexibilitätsbegriff 

Daraus daß ein interner Arbeitsmarkt als ein kohärentes System interdependenter 
Personalpraktiken präsentie rt wird, ist zu schließ en, daß Arbeit geber die Frage 
nach dem Risikomanagement durch Personalpolitik letztlich nur in einer Ja-Nein-
Entscheidung, in einer Wahl zwi schen Internalisierung und Ex ternalisierung be­
antworten könne n.15 In der behaupteten Logik intern er Arbeitsmärkte bede utet 
die Entscheidung, spezif ische Qual ifikationen im Betrie b langfri stig zu sich ern, 
gleichzeitig, daß langfristige Beschäftigungverhältnisse und an Alter und Arbeits­
platz gekoppelte Löhne und interne Karrierepfade und eine „qualifizierungs-
stützende Arbeitsorganisation" (LUTZ 1987: 59) T eil der Per sonalpolitik werden 
müssen. Der „Preis" für die Sicherung der Qua lifikation sei demnach, daß das 
gesamte „Arbeitssystem" auf ebendiese Sicherung eingestellt werden müsse (vgl. 
ebd.: 51). Dies aber mach t die Einri chtung eines internen Marktes zu einer kurz­
fristig irreversiblen Entscheidung, die nur in Erwartung eines langfristigen 
Ertrages getroffen werden dürfte. Die Wahl eines internen Arbe itsmarktes ist 
demnach erstens eine langfristige Entscheidung und zweitens eine Selbstbindung 
des Arbeitge bers an ein gesamtes Beschäftigungssystem,16 An beiden Punk ten 
läßt sich demonstrieren, daß die Theo rie interner Arbeitsmärkte eine nicht völlig 
überzeugende Antwort auf die Frage nach d em Risikomanagement durch Perso­
nalpolitik bietet. 

Ein unbestimmt weiter Entscheidungshorizont des Arbeitgebers bei unsicheren 
Absatzmärkten? 
Arbeitgeber rücken mit der Strategi e der Inte rnalisierung von einer ku rzfristigen 
Kostenminimierung ab. Arbeitnehmer werde n in Phasen geringe r Produktions­
auslastung gehortet, die Bezahlung wird z.T. von den Lohnbewegungen am 
externen Arbeit smarkt abgekoppe lt, bei Stelle nbesetzungen werden inte rne Be­
werber bevorzugt, selbst wenn ext erne Bewerber geeigneter wären. Der „arbeits­
kräftestrategische Vorteil", spezifische Fertigkeiten in einem internen Arbei ts­
markt jederzeit verfügbar zu haben, ist offensichtlich „nicht unentgeltlich zu 
haben" (LUTZ 1987: 83). Ähnlich wie die Lagerhaltung Kosten verursacht, 

15 Das Ausmaß der Randbelegschaft eröffnet im merhin einen Gestaltungsspielraum, u m Be­
schäftigungsanpassungen gestuft vo rzunehmen. Je größer der A nteil d es R andes m it p re­
kären B eschäftigungsverhältnissen, de sto geringer is t je doch d as i m U nternehmen vorge­
haltene Reservoir an b etriebsspezifischen Qualifikationen. 

16 Der Systemcharakter betriebsinterner Arbeitsmärkte besteht darin, daß verschiedene kohä­
rente P ersonalpraktiken s ich ge genseitig e rgänzen u nd v erstärken u nd d aher au ch n ur in 
einem Arrangement reibungslos funktionieren (vgl. MILGROM/ROBERTS 1992: 371 ff.)-
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erfordern Aufbau un d Pflege der betr iebsspezifischen Qualifikation einen erhe b­
lichen Aufwand.17 

Einen insgesamt positiven „Nutzen" di eser Vorhaltung von Qua lifikation postu­
lieren die Vertreter der Theorie interner Arbeits märkte dennoch; er lasse sich 
„über eine mehr oder minder lange Besch äftigungsperiode optimieren" (ebd.). 
„The internal labour m arket employer's decision about whether to retain workers 
in an economic downturn has parameters that can only be rationally analysed in a 
longer-run perspective." (THOMPSON 19 86: 52) Der Zeith orizont, über den hin­
weg der Arbe itgeber Kosten und Nutze n des internen Ar beitsmarktes bilanziert, 
wird jedoch nicht konkretisiert. Der Nachweis, daß ein int erner Arbeitsmarkt im 
wirtschaftlichen Interesse des Arbeitgebers sei, wird dadurch beinahe beliebig, da 
der Zeitpunkt, zu dem sich die ku rzfristig teure Beschäftigungsstabilisierung aus 
Arbeitgebersicht schließlich doch bezahlt macht, immer neu hinausgeschoben 
werden kann. Kommt hinzu, daß der Transaktionskosten-Begriff vage ist und die 
entsprechenden Aufwendungen größten teils nicht meßbar sind (vgl. AL EWELL 
1993: 23ff), so liegt der Vorwurf an die Transaktionskostentheoretiker, ihre 
Rationalisierung interne r Arbeitsmärkte sei tautolog isch, nicht mehr fem (vgl. 
OSTERMANN 1984: 8f.). 
Überraschend ist in jedem Fall die Grund idee interner Arbeit smärkte, wonach 
Arbeitgeber auf die Unsicherheit künftiger Marktentwicklungen mit einer Selbst­
bindung an interne Arbeit smärkte reagie ren, einer Selbstb indung also, die sich 
über einen unbestimmten und sehr langen Zeithor izont erstrec kt. Unsicherhe it 
bedeutet doch gerade, daß künftige Produkt- und Prozeßentwicklungen und damit 
künftige Qualifik ationsbedarfe nicht vorhersehbar sind. Mit einer langfristigen 
Quasi-Beschäftigungszusage nehmen Arbeitgeber sichere Kosten (der Hortung 
von Arbei tnehmern in der Krise usf.) auf sich, denen höc hst ungew isse Nutzen 
entgegenstehen. An das oben erwähnte Dilemm a sei hier erinnert: Falls die 
Arbeitgeber den langf ristigen Nutzen tatsächlich absehen können, zeigt dies, daß 
die Absatzmärkte des Unternehmens berechenbar und we nig riskant sind - dann 
aber benöti gen Arbeitg eber in geringem Maß e betriebsspezifische Quali fikatio­
nen. 
Einen offenen, jedenfalls langen Entscheidungshorizont der Arbeitgeber zu 
unterstellen ist fragwürdig, weil die Risiken am Produktmarkt sich immer wieder 
in schockar tigen Änderungen der Bedingungen äußern: Rasan te technolo gische 
Neuerungen, die Öffnung eh emals abgeschotteter Märkte, Ölkrisen, Modewech­
sel weg vom eigenen Produkt eröffnen gleichermaßen Chancen wie Risiken, auf 
die Arbeitgeber umgeh end auch perso nalpolitisch reagie ren müsse n. Zumindest 
in solchen kritischen Phasen läßt sich das Unternehmen mit Recht als eine 

17 BACKES-GELLNER (1996: 41ff.) modelliert den Aufwand z ur Qualifikationssicherung ent­
sprechend in Kostenkategorien aus der Lagerhaltungstheorie. 
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„Feuerlöscher-Organisation" charakterisieren (C YERT/MARCH 1995 : 160f.): Die 
Probleme werden gelöst, sobald sie anfallen, mit den Mitteln, die gerade zur 
Verfugung stehen. Der Ents cheidungshorizont ist begrenz t, die langfris tige Ent­
scheidung für oder gegen ein bestimmtes Beschäftigungssystem rückt in den Hin­
tergrund; Entscheidungen etwa über Personalabbau oder vorübergehende Arbeits­
zeitverkürzungen, stehen hingegen akut an. 
Die Theorie interner Arbeitsmärkte erklärt solche kurzfristigen Anpassungen nir­
gends als Ergeb nis eines eig enständigen, mit begrenztem Entscheidungshorizont 
getroffenen Kalküls - obwohl insbesondere Personalabbau immer wieder auch in 
Unternehmen, die eine langfris tige Besch äftigungsstabilisierung verfolgt hatten, 
dokumentiert worden ist (vgl. etwa die Fallstudie von SCHULTZ-WlLD et al. 
1986).18 Die Beschäftigungsstabilisierung durch Arbeitgeber bleibt selbst bei 
ausgeprägten internen Arbeitsmärkten offenbar immer relativ, die scheinbare 
Beschäftigungszusage letztlich unverbindlich.19 

Flexibilität durch betriebsspezifische Qualifikation als einzige personalpolitische 
Antwort auf Unsicherheit? 
Das Argument, demzufolge das Arran gement eines inter nen Arbei tsmarktes im 
Arbeitgeberinteresse sei, steht und fällt im vorgestellten Ansatz mit der Rolle der 
betriebsspezifischen Qualifikation. Diese wird al s die einzig e und entsc heidende 
unternehmensinterne Ressource zur Anpassung an sich w andelnde Absatzmarkt­
bedingungen vorgeste llt. Dabei kann da s Argument, insbe sondere betriebsbezo­
gene Kenntnisse erlaubten in unsicheren Umwelten die dann erforderlichen 
Anpassungsleistungen, keineswegs überzeugen. Vielmehr dürfte 

„bei einer h ohen Umweltunsicherheit, die sich i n raschen Änderungen relevanter 
Größen n iederschlägt, ein ständiger Prozeß des Um- u nd Neulernens erforderlich 
sein. Für solche A npassungsleistungen werden aber n un ü berwiegend solche all­
gemeinen u nd da mit tra nsferierbaren Q ualifikationen b enötigt, di e hä ufig un ter 
dem Begriff der Schlüsselqualifikationen zusammengefaßt werden, z.B. Lern- und 
Kommunikationsfahikgeit, Fähigkeiten z ur Verarbeitung von Informationen etc." 
(ALEWELL 1993:90) 

18 Personalabbau beschränkt sich i .d.R. nicht auf die prekären Beschäftigungsverhältnisse am 
Rand der internen Arbeitsmärkte, es sei denn, die Randbelegschaft wird gerade als der Teil 
der Mitarbeiter definiert, um den die Belegschaft in der Krise reduziert worden ist. Damit 
aber wü rde die Argumentation, es ge be ei ne Sp altung zw ischen St amm- und Rand­
belegschaft, „zirkulär" (vgl. KOCK 1994: 23). 

19 Dies sehen auch die Vertreter der Theorie selbst. LUTZ (1987: 12f.) unterscheidet zwischen 
dem umfassenden Konzept interner Arbeitsmärkte einerseits und dem historischen Sonder­
fall einer „betriebszentrierten Arbeitsmarktsegmentation", bei d er der Arbeitgeber faktisch 
verbindliche Beschäftigungszusagen eingeht, andererseits. 
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Gerade in tiefen Unternehmenskrisen mit entsprechend weitreichenden Reorgani­
sationen dürften betriebsspezifische Kenntnisse teilwei se entwerte t, allgemeine 
Fähigkeiten hingegen aufgewertet werden. Damit gewinnt aber die mit dem 
internen Arbeitsm arkt konk urrierende Strategie, auf gut ausgeb ildete Fachkräfte 
bei Bedarf zurückzugreifen (vgl. LUTZ 1987: 42-46), an Attraktivität. SORGE 
(1987: 285) kom mt zu de m Ergebnis, daß in Unte rnehmen mit hochtechnisierter 
Produktion der Be schäftigungsstand bei schwankendem Umsatz tendenziell kon­
stant gehalten werden dürfte - und das obwohl die relevanten Fertigkeiten (in de r 
Untersuchung Fähigkeiten in der Bedienung computergestützter Werkzeug­
maschinen) zum Großteil nicht-betriebsspezifischer Art sind (ebd.: 283). Die 
Rationalität einer beschäftigungsstabilisierenden Strategie häng t demnach nicht 
zwingend von eine r hohen Bedeutung betriebsspezifischer Qualifikation ab. Ent­
scheidend ist vielmeh r, daß die Qualifikation der Mitarbe iter einen Beitrag zur 
Anpassung an die neu en Marktbedingungen (durch Innovationen, Reorganisatio­
nen us f.) leisten kann, seien die e ntsprechenden Fertigkeiten nun spezifisch oder 
betriebsübergreifend. 
Die Antwort der Theo rie interner Arbeitsmärkte auf die Frage nac h dem perso­
nalpolitischen Risikomanagement fällt auch insofern einseitig aus, als zwei mö g­
liche andere Quellen von Flexibilität, nämlich die Lohn- und die Arbeitszeitpoli­
tik, lediglich als abgeleitete Personalpolitiken, die sich dem Erfordernis der Qua­
lifikationssicherung unterzuordnen haben, vorge stellt werd en: Die Strategie der 
Beschäftigungsstabilisierung impliziert zwar eine starke Variation der Arbeitszeit 
im Konjunkturverlauf, das Zeitregime der Unternehmen wird jedoch nicht weiter 
untersucht. Dabei bemühen sich Arbe itgeber in den letzten Jahr en verstärk t um 
Arbeitszeitflexibilität, d.h. sie versuchen, „ihre Arbeitsz eitsysteme so zu konzi­
pieren, daß auf einem hohen durch schnittlichen Niveau der Betriebszeiten An­
passungen an die Markts ituation mögl ich sind" (B OSCH 1997: 146). Mit Hilfe 
von Übers tunden, Optio nen auf Arbe itszeitverlängerungen, Jahre sarbeitszeitver­
trägen, nach Mitarbeitergruppen diffe renzierten Arbeitszeiten, mode rnen Mehr­
schichtsystemen u.a.m . (vgl. etwa TE RIET 19 93; GÖ BEL 1994 a, 1994b) können 
überraschende Auftragsschwankungen und wechselnde Arbeitsanforderungen 
durch kurzfristige Anpassungen der Arbeit szeit bewältigt werden. Arbeitgeber 
nutzen Arbeitszeitflexibilität als eigenständiges Instrument im Risikomanage­
ment. Dann aber fragt sich etwa, wie Untern ehmen mit hoher Zeitflexibilität 
Personalanpassungen vornehmen: Variieren sie ihren Beschäftigungsstand stärker 
oder schwächer im Konj unkturverlauf an a ls Unternehmen mit einem gering eren 
Maß an Zeitflexibilität? 
Ähnlich wie die Arbe itszeitpolitik bie tet auch die betrie bliche Lohnpolitik einen 
Ansatzpunkt zum Ri sikomanagement. Die Tatsache, daß die Bez ahlung, d.h. die 
Höhe, Struktur und Art der Entloh nung, das Arbe itsverhalten beeinf lußt, ist be­
sonders intensiv im Rahmen der Effizienzlohnansätze theoretisch untersucht wor­
den (zur Vielfalt dieser Ansätze vgl. SCHEUER 19 86/87). Arbeitgeber nutzen die 
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Anreizwirkungen des Lohnes in aller Regel bewußt . Sie unterhalten ein Ent­
lohnungssystem, das die Mitarbeiter zu einem Arbeitsverhalten im Unterneh­
mensinteresse, zu einer hohen Anpassungsfähigkeit bewegen soll. Das Entgeltsy­
stem muß d aher die Bereitschaft belohnen, zu wechselnden und un gewöhnlichen 
Arbeitszeiten tätig zu sein, Umsetzungen zu akzeptieren, eigenständige Problem­
lösungen zu finden usf. Daneben sollen besonders gut ausgebildete Arbeitnehmer 
im Betrieb gehalten werden. Auch in der Theorie interner Arbe itsmärkte wird 
dem Entgelt eine Anr eizfiinktion zuge schrieben. Zum Zweck e der langfristigen 
Sicherung der betriebsspezifischen Qualifikation wird die Bezahlung dabei 
erstens differenziert nach de m Betriebsalter, um das In teresse der Mitarbeiter an 
einem langfris tigen Beschä ftigungsverhältnis zu begründen. Zweitens wird die 
Entlohnung an den Arbeitspl atz gekoppelt, um in kooperativen Arbeitsz usam­
menhängen die Konkurr enz zwisch en den Beschäftigten auszuschalten. Zudem 
ergibt sich aus der Log ik interne r Arbei tsmärkte eine Stabi lisierung des Lohne s 
im Konjunkturverlauf im Sinne einer „gewissen" Isolierung von den Marktlöhnen 
(vgl. MI LGROM/ROBERTS 1992: 360). Frage n wie die folgend en bleiben dabei 
jedoch offen: Werd en die Lohna nreizwirkungen, werden Einsatz und Loyalität 
der Mitarbeiter in der Absatzkrise wichtig er oder unwicht iger? Baue n Arbeit­
geber in der Rezession eher Personal ab, um den verbleibenden Mitarbei tern 
weiterhin eine hoh e Entlohnung einräumen zu kö nnen, oder stabilisieren sie den 
Beschäftigungsstand, indem sie der Belegschaft einen solidarischen Lohnverzicht 
abverlangen? Wie beein flussen die Bes chäftigungsaussichten der Mita rbeiter am 
externen Arbeitsmarkt die Lohnanreizwirkung und damit die angemessene Lohn­
politik? 
Insgesamt ist fes tzuhalten, daß die Theorie interner Arbeitsmärkte in mehrfacher 
Hinsicht einen u nzulänglichen Ansatzpunkt bietet, um pe rsonalpolitische Anpas­
sungen bei unsicheren Absatzmärkten zu erklären. Erste ns werden Arbeits zeit-
und Lohnsyst eme nicht als mögliche Quel len interne r Flexibilität zum Thema 
gemacht. Zweitens erscheint es gerade angesi chts unsic herer Absatzmärkte un­
glaubhaft, daß Arbeitgeber einen unbestimmt langen Entsche idungshorizont in 
ihrer Personalpolitik zugr undelegen, um durch Be schäftigungsstabilisierung den 
Bestand an betriebsspezifischer Qualifikation zu sichern. Drittens, und damit 
zusammenhängend, erlaubt die Offenheit des Ent scheidungshorizontes keine ab­
wägenden, relativen Hypothesen dazu, unter welchen Umständen Arbeitgeber 
mehr oder weniger stark ihr Personal anpassen. 
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3. Die Ökonomie der externen Flexibilität: Arbeitsnachfragetheorie 

3.1 Anpassungskosten als Beschränkung externer Flexibilität 

Wenn die Theor ie interner Arbeitsmärkte interne Flexibilität zum Thema macht, 
so erlaubt die Arbeitsnachfragetheorie20 Aussagen zur externen oder numerischen 
Flexibilität, d.h. zum Ausm aß an Personalstandsänderungen, das aus Unterneh­
menssicht optimal erscheint. Dabei wird, wie im folgenden zu zeigen ist, der 
Risikomanagementaspekt der externen Flexibilität nur randständig behandelt. Die 
Arbeitsnachfragetheorie ist im Kern Produktions- und Kostentheorie. 
Ein bre iter Literaturstrang interpretiert Arbeitszeit und Arbeitskräfte als separate 
Produktionsfaktoren, zwischen denen kosten- und prod uktivitätsbedingte Substi­
tutionsvorgänge untersucht werden könn en (s. etwa HA MERMESH 1993 : 44-55, 
225-232). In Ansätzen der statischen Arbeitsnachfragetheorie bestimmen Ar­
beitskosten und ihre Struk tur die langfristig gleich gewichtige Zah l der Arbeits ­
kräfte und der Arbeitsstunden, die von den Unternehmen nachge fragt werden 
(vgl. GERLACH/HÜBLER 19 87: 305-307). Bei real itätsnahen Annahmen über die 
Kostenstruktur der Unternehmen lassen sich drei zentrale Zusammenhänge ablei­
ten: Erstens entstehe n den Unternehmen bestimmt e Arbeitskosten, die pro be­
schäftigten Arbeitnehmer anfallen, unabhängig davon, welche Arbeitszeit verein­
bart worden ist. Werde n solche diskreten, „quasi-fixen" Kost en (vgl. Ol 1962) 
erhöht, verschiebt sich die optimale Faktorkombination hin zur Stundenzahl; jede 
Arbeitskraft wird für eine längere Wochenarbeitszeit beschäftigt (vgl. etwa HART 
1984a: 171). Zweitens fallen variable, mit der durchschnittlich gearbeiteten 
Stundenzahl proportional oder übe rproportional steigende Kosten an. Steige n sie 
pro Stunde, so wird die optima le Fakto rintensität hin zur Zah l der Arbeitsk räfte 
verschoben (vgl. ebd.). So dürften höhere Überstundenzuschläge die 
Unternehmen ceteris paribus zu Neueinstellungen bewegen. Neben diesen beiden 
Substitutionseffekten bewirkt jede Änderung in der Höhe der Arbeitskosten, 
gleich ob durch quas i-fixe oder variable Entgeltbestandteile, einen Niveaueffekt: 
Ein Anstieg der Arbeitskosten reduziert ceteris paribus die Nachfrage des 
Unternehmens nach dem Arbeitsvolumen, d.h. dem Produkt aus der 
Beschäftigtenzahl und ihrer durchschnittlichen Arbeitszeit (vgl. ebd.). 
Modelle der Arbeitsnachfragetheorie lassen in all er Regel offen, auf welche Ebe­
ne sich die Analyse bezieht , auf die gesamt wirtschaftliche oder auf die einzel­
wirtschaftliche. Diese Unklarheit entsteht, weil die Arbeitsnachfragetheorie in 

20 „Arbeitsnachfragetheorie" wird hier mit HAMERMESH (1993: 3-13) sehr weit verstanden als 
die Th eorie de r un ternehmerischen B eschäftigungsentscheidungen u nd ih rer ge samtwirt­
schaftlichen Fo lgen. Damit ist nicht nur die a uf de r neoklassischen P roduktions- und 
Kostentheorie aufbauende Analyse der Arbeitsnachfrage, sondern s ind auch z .B. Kontrakt-
und Effizienzlohntheorie angesprochen. 
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aller Regel unterstellt, daß ein „repräsentatives Unternehmen" mit der Ge­
samtwirtschaft gleichzusetzen sei (vgl. zu dieser Denkfigur in der neoklassischen 
Wirtschaftstheorie allgemein FE LDERER 1992: 126f.); dabei wird das Aggre­
gationsproblem vernachlässigt (vgl. HAMERMESH 1993: 401). Eine betriebs­
wirtschaftlichen Theorie der Anp assungsformen bietet die Pro duktions- und Ko­
stentheorie GUTENBERGS (1973) (vgl. auch KISTNER 1993: 139ff.). Unter­
schiedliche Produktionsniveaus lassen sich hi er nicht nur durch eine quantitative 
und eine zeitliche, sondern auch durch intensitätsmäßige Variation der eingesetz­
ten Produktionsmittel erreichen. Solche variablen Nutzungsintensitäten, aber 
auch Komplizierungen wie der Mehrproduktfall (ALBACH 1962) oder Über­
stundenzuschläge verdeutlichen, daß zumindest einzelw irtschaftlich die klaren 
Hypothesen der statischen Arbeitsnachfragetheorie sich nicht bedingungslos hal­
ten lassen. 
Die dynamische Arbe itsnachfragetheorie untersucht Anpassungen zwischen den 
Gleichgewichtssituationen, d.h. kurzfristig wirksame Beschäftigungsbewegun­
gen. Ein Teil der qua si-fixen Beschäftigungskosten wird als Kosten der Beschäf­
tigungsänderung interpretiert, d.h. als Kosten, die bei Einstellungen und Personal­
reduktionen anfallen. Bereits Ol (1962: 544f.) betont dabei die humankapitaltheo-
retische Einsicht, daß insbesondere der Verlust von betriebsspezifischen Aus-
und Weiterbildungsinvestitionen als Anpassungsaufwand interpretiert werden 
kann (vgl. auch SA DOWSKI/STENGELHOFEN 19 89: 109; H ART 1995: 50-54) . Ist 
aber die Änderu ng der Mitarb eiterzahl mit Anpassungskosten verbunden, halten 
die Unterneh men bei Schwank ungen des Absatze s Personalbewegungen gering 
und passen auch durch Überstundenvariation an. Als zentrales Ergebnis leitet die 
dynamische Arbeitsnachfragetheorie eine zyklisc he Entwicklung der Beschäfti­
gungszahl her, die im Vergleich zum Pfad des (langfris tig) gleichgewichtigen 
Beschäftigungsstandes wenige r volatil verläuft (vgl. Nl CKELL 1986 : 484-486). 
Anpassungskosten bewirken demnach verzögerte und ged ämpfte Reaktionen auf 
Marktstörungen, wobei die Anpassung der Arbeits zeit vor der Änderung des 
Beschäftigungsstandes einsetzt (vgl. HAMERMESH 1993: 226-230). Auf diese 
Weise kann die dynamische Arbeitsnachfragetheorie plausibel das Phänomen 
erklären, daß Unternehmen in A bschwüngen häufig ihr nachgefragtes Arbeitsvo­
lumen unvolls tändig und verz ögert an die verän derten Absat zmarktbedingungen 
anpassen, daß sie mit and eren Worten eine beachtliche Zahl von Ar beitsstunden 
„horten"21. 

21 HAMERMESH (1993: 205) ve rsteht „H ortung" als e ine un terproportionale A npassung d es 
beschäftigten A rbeitsvolumens, a lso des P rodukts aus A rbeitnehmerzahl u nd S tunden, an 
einen überraschenden Produktnachfrageeinbruch. Häufig ist mit Hortung indessen auch das 
Ergebnis einer solchen u nvollständigen Anpassung, nämlich der Bestand an „überflüssiger­
weise" bezahlten Arbeitsstunden bzw. Arbeitskräften, gemeint (vgl. V AN DEN BERG 1992: 
28). Die Empirie zeigt, daß Hortung reale Bedeutung hat (vgl. FAY/MEDOFF 1985; HAMER-
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Nach H AMERMESHs (199 3: 58f.) Einschätzung haben die Weiteren twicklungen 
und modelltechnischen Verfeinerungen in der sta tischen Arbeitsnachfragetheorie 
zu keinen Erkenntnissen, die über die skizzierte n grundlegenden Zusammen­
hänge hinausg ehen, gelangen können. Glei chwohl haben die Arbeitsnachfrage­
theoretiker große Mühe auf eine genaue Differenzierung der Arbeitsk osten und 
ihre empirische Ermittlung verwandt. 
HART (1984b: 9-14) referiert Unterscheidungen zwischen Lohn- und Lohnneben­
kosten; zwischen exogenen, d.h. der Unternehmung rechtlich oder tarifvertraglich 
auferlegten Kosten und endoge nen, d.h. unternehmerisch gestaltbaren Kosten; 
schließlich zwischen quasi-fixen und variab len, pro Arbeitsstunde anfallenden 
Kosten. Die variablen Kosten lassen sich in den Grundlohn, Überstunden­
zuschläge und variable Lohnn ebenkosten unterteil en (vgl. HA RT 1984a: 168f; 
HAMERMESH 199 3: 47). Die fixen K osten differ enziert HA MERMESH (vgl. ebd.) 
wiederum in regelmäßig wiederkehrende versus einmalig anfallende Kosten 
sowie in beschäftigungsproportionale versus gesamtbetrieblich anfallende 
(„lumpy") Kosten. 
Die in der dynamischen Arbeitsnachfragetheorie untersuchten Anpassungskosten, 
also einmalig anfallende Kosten der Beschäftigungsänderung, können intern, 
durch die Störung des Betriebsablaufs, oder aber extern, etwa wenn Abfindungen 
im Rahmen von Auflösungsverträgen gezahlt werden müssen, anfallen (vgl. 
HAMERMESH 1993: 207f.). Je nachdem, ob die aus freiwilliger Fluktuation resul­
tierenden Kosten berücksichtigt werden oder nicht, wird von Brutto-Anpas-
sungskosten einerseits oder Netto-Anpassungskosten andererseits geprochen (vgl. 
HAMERMESH 1995 ; HAMERMESH/PFANN 19 96: 1266). Ver bunden damit ist die 
Frage, ob An passungskosten symmetrisch, d.h . im Beschäftigungsabbau ähnlich 
hoch wie im -aufbau, oder aber asymmetrisch sind. Die Modelle der Arbeitsnach­
fragetheorie differenzieren zudem danach, ob lineare oder konvexe Anpassungs­
kosten angenommen werden; bei linearem Verlauf steigen die Aufwend ungen 
proportional zur Zahl der eingestellten oder freigesetzten Mitarbeiter, bei kon ve­
xem Verlauf steigen sie überproportional (vgl. NlCKELL 1986: 480, 490).22 

Da die Anpassu ngskosten stark von länderspezifischen Regulierungen des Ar­
beitsmarktes beeinfl ußt werde n, widm en sich viele Arbe iten direk t der Beurtei­
lung spezifis cher Regulie rungen am Arbeits markt, wie der Kündigungsschutz-
und der Mitbe stimmungsregelungen sowie de r gesetzlichen Abfind ungsregelun-

MESH 1993: 285 für die USA sowie VAN DEN BERG 1992: 54f., 186-189 für Westdeutsch­
land). 

22 Daß in der Literatur regelmäßig konvexe, insbesondere i m Quadrat steigende Anpassungs­
kosten unterstellt werden (vgl. NICK.ELL 1986: 480), li egt e infach daran, daß bei anderen 
Annahmen ei ne m athematische Lö sung de r M odelle na ch de r Beschäftigungshöhe un d 
-dynamik äußerst schwierig ist (vgl. HAMERMESH 1993: 221). 
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gen oder auch den Regelungen zur Kurzarbeit.23 Da Arbeitsmarktinstitutionen 
den Arbeitgebern Kosten aufe rlegen, stehen sie leicht im Verdacht, die externe 
Flexibilität der Unte rnehmen einzuschränken und schließ lich einen dämpfenden 
Einfluß sowohl auf das Beschäftigungsniveau als auch auf das Tempo der Perso­
nalanpassung auszuüben. In EU-w eiten ad /io c-Arbeitsmarkterhebungen wurden 
Unternehmensvertreter wiederholt danach befragt, inwieweit sie bestimmte 
Arbeitsmarktregulierugen als Ein stellungs- bzw. Entlassungshindemis einschätz­
ten. Dabei zeigte sich, daß die Befragten in den Ländern, deren Arbeitsmarktver­
fassung in der Forschu ng als besonders reguliert gilt, den rechtl ichen Rahmen 
auch tatsächl ich besonders stark als Anpassungsbarriere wahrne hmen (vgl. die 
Zusammenstellung der Befragungsergebnisse bei FRICK 1997: 34; HARDES 1993: 
89 sowie Abschnitt V.4.1 dieser Arbeit). 
Der Position, in der Flexibilität mit externer Flexibilität gleichgesetzt wird und in 
der die Arbeitsm arktregulierungen auf ihre restriktiven Kostenwirkungen redu­
ziert werden, wird auch in Teilen der Personalwirtschaftslehre gefolgt. Dies 
kommt vielleicht am pointiertesten in der These STOCKERTs zum Ausdruck: 

„Durch die per Rechtsnorm ve rursachten Ve rteuerungen, Verzögerungen un d 
anderen Rechtsnormenwirkungen we rden di e Entscheidungs- und Handlungs­
parameter des Unternehmens in einem s olchen Maße e ingeschränkt, daß sie v on 
den ök onomisch zw eckmäßigen H andlungsweisen ab weichen m üssen. V ielfach 
bestimmen nic ht mehr ökonomisches Ka lkül, son dern au sschließlich Re chts­
normen d ie be trieblichen Ve rhaltensweisen un d da mit di e N utzung d es e inge­
setzten Kapitals." (STOCKERT 1987: 2) 

3.2 Grenzen des Ansatzes: Unscharfer Kosten begriff und sporadische 
Berücksichtigung von Unsicherheit 

Unscharfer Kostenbegriff und Rätsel betrieblichen 
Personalanpassungsverhaltens 
Die angedeut eten analytisc hen Differe nzierungen der Kosten eilen der empiri­
schen Kenntnis über deren tats ächliche Höhe weit voraus, ins besondere was die 
Anpassungskosten betrifft . Die bestehe nden Untersuchungen refer ierend kommt 
HAMERMESH (1993: 208, 285-287) zu dem Schluß, daß die Studien vor allem die 
Meßprobleme illustrieren; aus bet riebswirtschaftlicher Sicht müssen SADOWSKl/ 
STENGELHOFEN (1989) weitgehende Unkenntnis über die Größenordnung der 
Anpassungskosten konstatieren. Dies schein t nicht nur eine Schwierigkeit der 
Forschung zu sei n; vielmehr deutet manches daraufhin, daß auch di e Untemeh-

23 Entsprechende the oretische Beiträge liefern etwa VAN L ONG/SIEBERT (1 983), FRANZ 
(1984), L AZEAR (1988) und V AN AUDENRODE (1994). E inen Ü berblick zur Empirie g ibt 
FRICK (1997: 19ff.). 
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men selb st ein begrenztes Wissen üb er die Arbeits kosten besitzen: „Alle buch­
halterischen Hoffhungen, gleichsam aus dem Rechnungswesen der Unt ernehmen 
die [Nichtlohnarbeits-]Kosten übernehmen oder ableiten zu können, müssen 
heute als un begründet gelten." (SADOWSKI/STENGELHOFEN 19 89: 105) H AMER­
MESH v erweist darauf, daß die Unternehmen die Höhe ihrer Anp assungskosten 
nicht beziffe rn können, wenn er explizite, gut meßbare von implizite n Anpas­
sungskosten unterscheidet: 

„A large or even the major part of the costs of adjustment are implicit costs. For 
example, e xpansion of t he w ork f orce m ay result in d ifficulties sc heduling th e 
flow o f wo rk across sites w ithin an establishment, pr oblems that i n t um r educe 
average e fficiency. Adding a few employees to a w ork crew m ay require senior 
workers to spend time training their new co-workers; h iring replacement w orkers 
for a works crew whose size is unaltered may reduce the morale of the remaining 
employees and lower their efficiency. It is very difficult to measure the costs gene-
rated by any of these changes." (HAMERMESH 1993: 207) 

Die Analyse der Anpassungskosten steckt dann aber in eine m Dilemma: Entwe­
der wird versuch t, alle Kosten, die in die Persona lanpassungsentscheidung ein­
fließen dürften, möglichst umfassend und genau zu ermitteln. Dieser Versuch 
stößt indessen an die oben erwähnten Grenzen der Meßbarkeit. 
Oder aber die Untersuchung beschränkt sich von vorneherein auf die direkten und 
damit gut erfaßbaren Kosten der Anpassung, in der Hoffnung, daß auch ohne die 
von HAMERMESH a ufgezeigten impliziten Kosten das reale A npassungsverhalten 
von Unterne hmen gu t erklärt werde n kann. Diese Hoffnu ng erfül lt sich jedoch 
nicht in allen Fällen: 
- Spürbare Dereg ulierungen, wie sie etwa das Beschäftigungsförderungsgesetz 

von 1985 mit sich brac hte, müßten nach der aus der Arbeitsnachfragetheorie 
abgeleiteten Kostenlogik dazu fuhren, daß Un ternehmen die ihnen neu einge­
räumte externe Flexib ilität nutzen . Empirisch läßt sich jedo ch keine nenn ens­
werte Erhöhung der Be schäftigung im Ans chluß an das Bes chäftigungsförde­
rungsgesetz ermitteln, obwohl die Mög lichkeit zu befrist eten Beschäftigungs­
verhältnissen die Entl assungsbarrieren gesen kt hat (vgl. BÜ CHTEMANN 199 1; 
BIELENSKI 1997 ). Wie A BRAHAM/HOUSEMAN (1 993) zeigen, haben ähnliche 
Deregulierungsmaßnahmen in Belgien und Frankr eich die Anpassungsstärke 
und -geschwindigkeit der Besc häftigung nicht signifi kant verä ndert. HARDES 
(1993: 97) kommt angesichts dieser und weiterer Studien zu de m Schluß , daß 
die Mehrzahl der Betrie be nicht mit ein em deutlic h geänd erten Einstellun gs­
verhalten auf die Deregulierungen des Arbeitsm arktes reagiert haben. „Die 
Hoffnungen der Befürworter von De-Regu lierungen wurden insoweit nicht 
erfüllt." (ebd.) 

- Modelle der dynamischen Arbeitsnachfragetheorie gehen von gesamtwirt­
schaftlichen Netto- ode r Bruttokosten der Beschäf tigungsanpassung aus (vgl. 
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HAMERMESH/PFANN 1996 : 1266). Dabe i wird allerdings die Tatsache außer 
Acht gelassen, daß Betrieb e zugleich Personal freis etzen und Mitarbeiter ein­
stellen - und zwar zu einem überraschend starken Ausmaß , wie BU RGESS/ 
LANE/STEVENS (1994) für die Grundgesamtheit der Unternehmen in Maryland 
(USA) ermittelten. Die Autoren kom men zu dem Sch luß, daß die genan nten 
Modelle einen zu engen Kostenbegriff zugrundelegen. Hinzuzufügen ist: 
Wenn Personalanpassungen tatsächlich hohe Entlassungs-, Einarbeitungs- u.ä. 
Kosten nach sich ziehen, ist die Tatsache simultanen Personalauf- und -abbaus 
in Unternehmen erklärungsbedürftig. 

- Die meßbaren Anpas sungskosten allein e können nicht überz eugend erkläre n, 
mit Hilfe welcher Einzelmaßnahmen Unternehmen einen Personalabbau in der 
Rezession erreichen. Solange es möglich ist, vermeiden insbesondere Großun­
ternehmen „harte" Maßn ahmen der Personalanpassung, wie betriebsbedingte 
Kündigungen, obwohl die direkten, meßbaren Kosten gerade solcher Maßnah­
men gering sind bzw. wär en (vgl. S CHOLL/BLUMSCHEIN 1979: 26-30; s. auch 
KRIPPL/VENNEN 1993: 53-73). 

Sporadische Berücksichigung von Unsicherheit - Rücksicht auf interne 
Flexibilität nur in der Effizienzlohntheorie 
Bei aller „Kostenl astigkeit" berück sichtigen die Ansät ze der Arbeitsnachfrage­
theorie die Folgen bestimmter Unsicherheiten für das P ersonalnachfrage-Verhal­
ten. Für die statisc he Arbeits nachfragetheorie ist festzuhalten, daß risikos cheue 
Unternehmen angesichts konju nktureller Unsicherheit - hier mode lliert als un­
vollständige Informa tion über den Produktpreis - eine geringe re Arbeitsnach­
frage entfalten (vgl. FR ANZ 1991: 164ff. ). HAMERMESH (199 3: 220-225) ver­
gleicht in einem dynamischen Modell mit quadratisch verlaufenden Anpassungs­
kosten den Zeitpfad der Beschäftigungsnachfrage für zwei Fälle: Im ersten 
Modell wird Sicher heit unterste llt, im zweiten Unsic herheit über eine künftig e 
Absatzmarktänderung bei rational en Erwa rtungen des Arb eitgebers. Die Anpas­
sungskosten bewirken in beiden Fällen, daß die Anpassung an die geänderte 
Nachfrage unvollständig erfolgt. Im F all von Unsicherheit und rationalen Erwar­
tungen paßt die Unternehmung allerdings weniger stark als im Sicherheitsfall an. 
SCHEPERS (19 85: 111-119), entwickelt ein Model l der kurzfri stigen Beschäfti­
gungsanpassung bei unsich eren Absa tzerwartungen. Dort wird der Befund, daß 
Unsicherheit die Nachfrage nach Mitarbeitern dämpft, noch einmal verstärkt: Der 
Unternehmensleitung können, so die Annahme, innerhalb des Planungszeitraums 
zusätzliche Informationen über die Absatzmarktbedingungen bekannt werden. 
Der damit denkba re informationsbedingte „Gewinn des Abwarte ns" beweg t die 
Unternehmen unter Umstä nden dazu, auf neue Daten über die Konjunk turent­
wicklung zu hoffen und die Beschäftigung erst mit Verzug anzupassen (vgl. ebd.: 
119ff.). 
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Die Folgen einer sehr spezielle n Form von Unsicherheit für die betriebliche 
Beschäftigungspolitik untersuch en KÖ NIG/POHLMEIER (19 88). Dort kennen die 
Unternehmen nicht den exakten Zeitp unkt, an dem sie einer gewerkschaftlich 
geforderten Arbeitsz eitverkürzung nach kommen müssen, sie können die Wahr­
scheinlichkeit der Arbeitszeitverkürzung jedo ch selbst beeinflussen: Indem sie 
die durchschnittliche Arbeitszeit ihrer Mitarbeiter verkürzen, versuchen sie, den 
Gewerkschaften zuvorzukommen und so weitergehende und annahmegemäß teu­
rere tarifvert ragliche Arbeitszeitverkürzungen zu verhindern. Unternehmen, die 
gewerkschaftliche Forderungen nach geringerer Arbeitszeit antizipieren, ent­
scheiden sich ceteris paribus demnach für geringere Arbeitszeiten. 
Ähnlich wie in der Arb eitsnachfragetheorie spielen unsichere Absatzmarktbedin­
gungen auch in der Kontr akttheorie eine zent rale Rolle, indem si e sich in Ein­
kommens- und Beschäftigungsunsicherheit niedersc hlagen, die risikosc heue Ar­
beitnehmer vermeiden wollen. In früh en Versionen kontrakttheoretischer Model­
le vereinbaren Arbeitgeber und Arb eitnehmer einen fix en Lohn, der indessen zu 
einem niedr igeren Beschäftigungsstand bzw . gesamtw irtschaftlich zu Arbeitslo­
sigkeit führt (vgl. RO SEN 1985: 1149-1155).24 Daraufhin formu lierte Wei terent­
wicklungen untersuchen insbesondere Verträge mit Entlassungen („layoffs") und 
Arbeitszeitverkürzungen („worksharing") als mög lichen Reaktionen auf Absatz­
krisen (s. etwa CHAN/IOANNIDES 1982 ; BROWN/WOLFSTETTER 1984). Solche 
Modelle sagen - ähnlich wie die angesprochenen Arbeiten der Arb eitsnachfrage­
theorie - eine Arbeitszeitanpassung als er ste Reaktion auf Abs atzmarktänderun­
gen und erst ab einer gewissen Schwelle betrieb sbedingte Ent lassungen voraus 
(vgl. ROSEN 1985: 1162-1165; FABEL 1990: 78-81). 
In all diese n Beiträgen wird jewe ils eine e inzelne Form vo n Unsicherheit, meist 
eine riskante Absatzmarkt- oder Konjunkturentwicklung, in ihren Kon sequenzen 
für das Persona lanpassungsverhalten untersucht. Außen vor bleibt die Möglich­
keit, daß Entlas sungen auch die verble ibenden Beschäftigten demotivieren oder 
daß Arbeitszeitverkürzungen organisatorische Reibungsverluste nach sich ziehe n 
können. Demnach werden bei der Er klärung der aus Arbeitge bersicht optimalen 
externen Anpassung Überlegungen zur int ernen Flexib ilität nich t berücks ichtigt; 
die Überlegungen zu jenen Faktoren also, die in Theorien interner Arbeitsmärkte 
das Personalanpassungsverhalten dominieren. 
Lediglich in der Effizienzlohntheorie wird eine Rück sicht des Arbeitg ebers auf 
interne Flexibilitäten als möglicherweise rationa l herausgestellt. Aufgru nd von 

24 Solche Ko ntrakte la ssen s ich al s „R isikotauschverträge" z wischen ri sikoscheuen Ar beit­
nehmern und risikoneutralen (bzw. weniger risikoscheuen) Arbeitgebern interpretieren (vgl. 
PULL 1 994: 22 7-231); sie s ind al lerdings zu recht als un plausibel kr itisiert w orden ( vgl. 
ebd.: 229f.): Den Arbeitnehmern w ird zwar ein im Niveau f estgelegter Lohn z ugestanden, 
sie können aber mit g eringerem Recht e rwarten, diesen t atsächlich zu erhalten, da gleich­
zeitig die Wahrscheinliche!! ihrer Entlassung gestiegen ist. 
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Anreizwirkungen eines hoh en Lohnes liegt es unter Um ständen im A rbeitgeber­
interesse, ein über d em Marktlohn liegendes Entgelt zu gewähren. Die Effizienz­
lohntheorie sagt eine starre Lohnpolitik und ein geringeres Beschäftigungsniveau, 
als es sich ohne die Effizienzwirkungen des Lohn es einstellen würde, voraus. 
Wird darüber hinaus berüc ksichtigt, daß verschiedene durchschnittliche Arbeits­
zeiten auch mit unterschiedlichen Produktivitäten verbunden sein können, so 
spielen Effizienzwirkungen von Lo hn und Arbeitszeit ineinander. Die Voraussa­
gen einer solchen „Effizienz-Lohn-Stunden-Theorie" zur Personalanpassung sind 
allerdings wesentlich komplexer als die der „einfachen" Effizienzlohntheorie 
(vgl. SCHMIDT-S0RENSEN 1991). 
Neuere Arbeite n formulieren eine Effizienzlohntheorie der Personalanpassung 
über den Konjunkturzyklus hinweg. Produktmarktunsicherheit wird als Unsi­
cherheit der Unter nehmung über den künft igen Wert der Produ ktnachfrage mo­
delliert. So läßt sich erklären, warum die Unternehmen in der Rezessio n Ar­
beitskräfte horten und in der Hochkonjunktur unte rbeschäftigen, wenn die opti­
male Beschäftigung bei Wertgrenzprodukt-Entlohnung als Referenz herange­
zogen wird (vgl. BELLMANN 1989: 86-8 8; OR PHANIDES 19 93: 114f., 118). Zu 
diesem Ergebnis kommt es interessanterweise ohne Rückgriff auf Kosten der Per­
sonalanpassung, die in der Arbeitsnachfragetheorie zur Erklärun g von Arbeits­
kräftehortung bemüht werden. 
Zusammenfassend ist zur Arbeitsnachfragetheorie festzuhalten, daß auch sie 
keine konsequente Theorie des Personalanpassungsverhaltens bei Unsicherheit 
bietet: Ers tens werden Uns icherheiten selten als ei genständiger Erklärungsfaktor 
in das Entscheidungskalkül der Arbeit geber integrie rt. Zweite ns erlaub t es das 
produktionstheoretische Fundament der Arbeitsnachfragemodelle nicht, die unsi -
cherheitsreduzierende und damit produ ktive Wirkung interner Flexib ilitäten ab­
zubilden. Daß die gebotene Kostentheorie betriebl icher Personalanpassungen 
mitunter zu kurz greift, zeig t sich darin , daß sich da s reale Perso nalanpassungs­
verhalten einer Erklärung dur ch die direkten An passungskosten, die in der Ar­
beitsnachfragetheorie überwiegend zum Untersu chungsobjekt gemac ht werden, 
in vielen Fällen entzieht. 

4. Zwischenfazit zum Forschungsstand und weiteres Vorgehen 

Die Theorie interner Arbeitsmärkte schildert überzeugend, auf welche Weise gut­
qualifizierte Mitarbeiter volatile Geschäfts- und Pr oduktionsbedingungen bewäl ­
tigen können. Interne Flexibilität durch betriebsspezifische Qualifikation kann im 
langfristigen Unternehmensinteresse liegen, und in diesem Interesse passen 
Arbeitgeber ihren Personalbestand häufig nicht umgehend an die neue Pro­
duktnachfrage an. Allerdings werde n andere Eleme nte interne r Flexibilität, die 
Anreizwirksamkeit des Lohnsystems und die Flexib ilität der Arbeits- und Be-
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triebszeiten, in den The orien interner Arbeitsmärkte kaum zum Thema gemacht. 
Außerdem wird der zeitlich e Entscheidungshorizont, währe nd dessen sich eine 
die Beschäftigung stabilisierende Personalpolitik rechnen sollte , offen gehalten. 
In welche m Maß dann aber Perso nalabbau in Krisenzeiten doch im Unterneh­
mensinteresse sein kann, läßt sich im Rahmen der Theorie interner Arbeitsmärkte 
nicht abwägend beantworten. Insofern wird die Anpassungsleistung interner Fle­
xibilität über-, diejenige externer Flexibilität unterschätzt. 
Der umgekehrte Befund trifft für die Arbeitsnachfragetheorie zu. Nur in der 
Effizienzlohntheorie werden die neoklassischen Hypothesen zum externen Perso­
nalanpassungsverhalten durch mögl iche Effizienzwirkungen des Lo hnes und der 
Arbeitszeit relativi ert. Interne Anpassung, nämlich über die Arbeits zeit, wird in 
der Arbeits nachfragetheorie zwar als sinnv olle unterne hmerische Reakt ion her­
ausgestellt; der Grund sind jedoch Anpas sungs- und personalfixe Kosten . Eine 
besondere Flexibilität des Instrumentes Arbeitszeit, etwa durc h eine feindo sierte 
Abstimmung der Arbeitszeiten auf die Nachfra ge, wird nirgendwo untersucht. 
Auch in der betriebswirtschaftlichen Produ ktions- und Kostentheorie wird die 
Bedeutung von Unsicherheit für die Produk tionsplanung zwar angedacht (vgl. 
bereits GUTENBERG 1973: 441-443); allerdings werden die Implikationen für per­
sonalpolitisches Anpassungsverhalten nicht entfaltet. 
Die Nicht-Behandlung von Frage n intern er Flexibi lität in der Arbeitsna chfrage­
theorie dürfte auch ein epistemologisches Proble m sein: Dadurch daß die neo­
klassische Produktionstheorie fraglos weiter übernommen wird, scheint die Frage 
nach der Produktivität gelöst. Der Aspekt, welche Anpassungsleistungen und 
Flexibilitäten notwend ig sind, um ange sichts volatiler Produktionsbedingungen 
unter verschiede nen Umständen produ ktiv zu sein, wird übersp rungen, um sich 
sogleich der Frage nach den Faktor - und Anpassungskosten zuzuwe nden. Der 
häufig erhobene Vorw urf, die Neok lassik verfolg e ein ,ßlack ßox"-Modell des 
Unternehmens, trifft an dieser Stelle zumindest zu. Auch die Gutenbergsche 
Theorie der Anpassu ngsformen trägt den Besonde rheiten des „Faktors Arbeit" 
mit ihrer technisch-produktionstheoretischen Ausrichtung nicht hinreichend 
Rechnung. 
Es erscheint mir daher ge boten, im folg enden den sche inbar sicheren Boden der 
neoklassischen Unternehmenstheorie zu verlasse n, um eine Theori e des perso­
nalpolitischen Anpassungsverhaltens bei Unsic herheit zu entwerfen. In Teil III 
sollen grundle gende Ann ahmen eines solc hen Ansat zes begründet werden. Um 
nicht, wie die Theorie interner Arb eitsmärkte, der Verführun g zu erliegen, die 
Vorteile interner Flexibilität zu überschätzen, erfolgt in Teil IV eine Forma-
lisierung der unternehmerischen Entscheidung zur personalpolitischen Anpas­
sung. Dies wird abw ägende Aussagen zur Perso nalpolitik untersc hiedlicher Un­
ternehmenstypen ermöglichen. Der Tradeoff zwischen interner und externer 
Flexibilität wird in Teil V wiede raufgegriffen: Auf welch e Weise Arb eitsmarkt-
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regulierungen die internen und externen Flexibilitäten prägen und da mit betrieb­
liche Beschäftigungsentscheidungen beeinflussen, soll dort anhand eines deutsch­
britischen Vergleiches untersucht werden. 





III. Absatzmarktunsicherheit und ihre personalpolitische 
Relevanz 

Im zu entwickelnden Ansatz zur Erklärung persona lpolitischen Anpass ungsver­
haltens wird erstens unterstel lt, daß Unternehmen mit Absatzma rktrisiken kon­
frontiert sind. Zweitens wird angenommen, daß diese Unsicherheit die Errei­
chung bestimmter Unternehmensziele - Gewinnmaximierung und Existenzsiche­
rung - so stark beeinträchtigen kann, daß Arbeitgeber die Unsicherheit durch ihre 
personalpolitischen Entscheidungen zu begren zen suchen; Arbeitg eber entschei­
den mit anderen Worten risikoscheu. Inwiefern diese beiden Annahm en reali­
stisch und plausibel erscheinen, möchte ich in Teil III der Arbeit unters uchen. In 
Kapitel III.2 werde ich au f die zweite d er genannten Annahmen, die Risikoaver­
sion der Arbeitgeb er, eingehen. In Kapit el III. 1 versuche ich abzuschä tzen, wel­
chem Grad von Unsic herheit sich Unterne hmen auf ihren Absa tzmärkten ausge­
setzt sehen. Dabei stellt sich auch die Frage, inwieweit eine formale Personalpla­
nung nachteilige Folgen der Absa tzmarktunsicherheit abwenden oder begrenze n 
kann. 

1. Unvermeidbare Unsicherheit an den Absatzmärkten: Wie 
treffsicher sind Absatzerwartungen und Personalpläne? 

1.1 Personalplanung als umstrittenes Instrument im personalpolitischen 
Risikomanagement 

Wie in Abschnitt II. 1.1 begrün det wurde, eignet sich Planung, angesichts hoher 
Unsicherheit insbesondere am Produktmarkt, in aller Regel nicht al s hauptsächli­
ches oder alleiniges Instrument im personalpolitischen Risikomangement. Ar­
beitgeber sind in hohem Ma ße auf Handlungsflexibilität angewiesen, um auf er­
ratische Schwankungen der Geschäftslage reagieren zu können. Eine solc he Ein­
schätzung wird von einer Reih e von Personalwi rten nicht geteilt. Vielme hr wird 
dort die Sinnhaftigk eit einer quantit ativen und methodisch anspru chsvollen Per­
sonalplanung propagiert und ge fordert, „alle die (potentiellen) Mita rbeiter in der 
Unternehmung betreffend en Aktivitäten langfristig, kontinuierlich und system a­
tisch zu planen". Dabei komme es darauf an, „daß nicht nur auf eingetretene Ver­
änderungen reagiert, sondern antizipative Problemlösungen ... ermöglicht wer­
den" (LIMBACH 1987: 15). Was eine auf Konjunkturkrisen antwortende Perso­
nalanpassung angeht, so empfiehlt DRUMM (1992: 217ff.) eine „antizipative" 
Personalfreisetzungsplanung, die auf Umsetzun gen innerhalb der Unternehmung 
und die Nutzung der natürlichen Fluktuation zurückgreift, um die Koste n impro­
visierter und wesentlich teuererer Personalabbaumaßnahmen einzusparen bzw. zu 
reduzieren. 
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Den Personalplanungstheoretikern ist nun ihrerseit s entgegengehalten worden, 
daß die in de r Personalwirtschaftslehre formulierten Personalplanungsmodelle in 
der Untemehmenspraxis kaum Ve rwendung finden (vgl. etwa SA DOWSKI 1981: 
100f.; MENDIUS/SEMLINGER 1990: 40ff.), was die Personalwirte selbst ver­
wundert zur Kenntn is nehmen (vg l. DR UMM/SCHOLZ 198 8: 16ff). Die zurück­
haltende Planungspraxis fuhren die Planu ngsskeptiker nicht unbedingt auf man­
gelnde Methodenkenntnis in den Unternehmen zurück (wie es die planungs­
optimistischen Perso nalwirte mitun ter tun), sonde rn vermuten dahinter ein Ko­
stenkalkül: „[Ökonomisch ist zu verm uten, daß sich eine ausgeklügelte Perso­
nalplanung angesic hts unsicherer Märkte nicht lohnt." (S ADOWSKI 1991: 128) 
Wenn Überraschungen am Produktmarkt kurzfristige Personalanpassungen erfor­
dern und die aufwendig erstellten Pläne ständig wieder zunichtemachen und 
wenn zudem die Planerstellung Koste n verursach t, so kann der gänzliche Ver­
zicht auf Planung durchaus rational sein (vgl. auch SADOWSKI/SCHRODER 1994; 
KRINGS 1997 ). Dafür daß Planun gsverzicht häufig tatsäch lich ökonomisc h ist, 
spricht der Befund, daß die Stud ien zum Zu sammenhang zwischen der Existe nz 
formaler Personalplanung und dem Unterneh menserfolg „uneinhe itlich und wi­
dersprüchlich" sind (KRINGS 1996 : 4). Planen de Unternehmen sind mit anderen 
Worten nicht eindeutig erfolgreicher als nichtplanende. 
Inwieweit Personal planung zum Risikomanagement beitragen kann, hängt ent­
scheidend von der Art der Produktmarktumwelt der Unternehmen ab.25 Je un­
sicherer und volatiler die Absatzmärkte, desto weniger besteht die Aussicht, da ß 
Planungstechniken den Unternehmenserfolg verbessern.26. Um zu entscheiden, 
inwieweit sich Planung als Risikom anagementinstrument lohnt, muß demnach 
der Grad, zu dem Untern ehmen mit Unsic herheit am Absatzmarkt konfronti ert 
sind, abgeschätzt werden. 

1.2 Direkte Folgen unsicherer Produktmärkte: Beschränkte Treffsicherheit 
der Absatzerwartungen 

Unsichere Absatzmarktaussichten drücken sich unmittelbar darin aus, daß U nter­
nehmen die künftige Nachfrag e- und Preise ntwicklung für ihre Produkte nicht 

25 Darüber h inaus be einflußt au ch der A rbeitsmarkt, ob u nd in wieweit Ar beitgeber fo rmale 
Personalpläne als sinnvoll erachten. So kann ein weitvorausschauende Planung insbesonde­
re für Arbeitnehmer, deren Qualifikationen wenig angeboten werden oder knapp zu werden 
drohen, im Unternehmensinteresse liegen. Auch die Größe des Unternehmens ist offenkun­
dig für den Nutzen aus einer Personalplanung von Bedeutung; empirisch ist jedenfalls im­
mer wieder festgestellt worden, daß große Unternehmen deutlich häufiger schriftliche Per­
sonalpläne formulieren als kleine Unternehmen (vgl. etwa MENDIUS/SEMLINGER 1990: 41). 

26 Dies rä umen auch die Befürworter e iner detaillierten formalen Personalplanung ein. Vgl. 
etwa DRUMM (1992: 222). 
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genau kennen. Im Rückblick läßt sich feststellen, ob und wie exakt die unterneh­
merischen Antizipa tionen27 eingetroffen sind. In sogen annten „Treffsi cherheits­
analysen" hat die Konjunkturforschung, insbesondere das Institut für Wirtschafts­
forschung (Ifo), die Antizipations-Erfolge der Unternehmen bereits seit den fünf­
ziger Jahren untersucht. 
Eine Zusammenstellung der Ergebnisse entsprechender älterer Studien zeigt u.a. 
folgendes: Auf die Frage, ob die Verka ufspreise für ihre Erzeu gnisse über den 
Zeitraum eines Monats nach Ansicht der Arbeitgeber fallen, steigen oder gleich­
bleiben werden, gaben zwischen 81 und 90 Prozent der Be fragten korrekte Prog­
nosen ab. Bei ei nem Prognosehorizont von zwei Monaten lag der An teil der Ar­
beitgeber mit ko rrekten Vorhersagen für den Ver kaufspreis nur noch bei 50 bis 
61 Prozent. Die Nachfrage nach dem eigenen Produkt sagten zwischen 51 und 6 0 
Prozent der befragten Unternehmensvertreter einen Monat im voraus korrekt 
vorher (vgl. IFO 1 989: 64-66). Zusammengenommen muß angesichts des jew eils 
kurzen Zeitraums von ein bzw. zwei Monaten überraschen, wie viele Arbeitgeber 
sich über die Entwicklung der Verkaufspreise bzw. der Nachfrage irrten. 
Neuere Treffsicherheitsanalysen haben sich der theoretisch inspirierten Frage zu­
gewandt, ob die Antizipationen der Unternehmen gemäß der Hypothese „rationa­
ler Erwartungen" (REH) gebildet werden (vgl. IFO 1989: 72-75). Die REH weist 
zunächst allgemein auf die plausible Idee, daß Akteure in ihren zukunfts-
gerichteten Dispositionen mit Infor mationen ge nauso ökonomisch umgehen wie 
mit anderen Gütern (vgl. etwa GERFIN 1985: 5). Einer spezielleren Formulierung 
der REH zufolge müßten Erwartungen so geformt werden, daß ihre Ausprä­
gungen „stochastisch konsistent" mit den tatsächlich beobachteten sind. Mit 
anderen Worten, die Antizipationen dürften nur „zufallig", nicht aber syste­
matisch bzw. verzerrt von den (späteren) Realisationen abweich en (vgl. z.B. 
NERLOVE 1983: 1254f.). 
Das Vorli egen von Erwart ungsdaten in den Konju nkturtests verschie dener For­
schungsinstitute legt es nahe, diese zu einer direkten Überprüfung der REH a us­
zuwerten. Die entspr echenden empi rischen Arbei ten komm en übereins timmend 
zum Ergebnis, daß Unter nehmen keine rat ionalen Erw artungen übe r ihre Nach­
frageentwicklung und Preise bilden (vgl. etwa NERLOVE 1983; LO VELL 1986 
sowie zuletzt KUKUK 19 94). D.h. anders formuliert: Arbeitgeber irren sich über 
die künftige Entwicklung der infragestehenden Größen „systematisch", nicht nur 
zufallig. Selbst wenn also zugestan den wird, daß Unternehmensleitungen not-

27 Der Begriff „Antizipationen" wird in der Konjunkturforschung als Oberbegriff für „Erwar­
tungen" und „P läne" ver standen. Erwartungen be ziehen s ich da bei auf unternehmens-
externe Größen, die nicht im Dispositionsspielraum der Unternehmen liegen („Erwartungs­
variable"). Von Plänen wird im Unterschied dazu dann gesprochen, wenn die Unternehmen 
über di e en tsprechende Gr öße s elbst ent scheiden, als o etw a beim B eschäftigungsstand 
(„Plan-" oder „Instrumentalvariable") (vgl. ANDERSON 1986: 39; IFO 1989: 48, 63). 
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wendigerweise von bes timmten Ereignissen, sogenannten „Schocks", überras cht 
werden dürfen, bleiben Abweichungen zwischen den an tizipierten und den reali­
sierten Größen, die der REH zufo lge nicht beobach tet werden dürften.28 Aller­
dings sind systematische und unsystematische Abweichungen, Schocks und „irra­
tionale" Fehlerwartungen gleic hermaßen Ausdr uck von Unsich erheit, denen die 
Unternehmen an den Absatzmärkten ausgesetzt sind. 
Über die Studien im Rahme n der REH-D ebatte hinaus liegen keine jüngeren 
Treffsicherheitsanalysen vor, die d as Ausmaß unternehmerischer Fehlprognosen, 
seien diese nun ration al oder irrational im Sinne der REH, abschät zen. Um zu 
klären, inwieweit Arbeitgeber Absatzmarktrisiken ausgesetzt sind, greife ich 
daher auf eigene Auswertungen des NIFA-Panels des Sonderforschungsbereiches 
187 der Ruhr-Universität Bochum zurück.29 Das NIFA-Panel ist eine Repräsenta­
tivbefragung deutscher Maschinenbauunternehmen, die inzwischen in sechs 
Wellen seit 1991 Date n für die Berichtsjahre 1990 bis 1995 erhoben hat. Die 
Maschinenbauunternehmen werden darin u.a., ähnlich wie im Ifo-Konjunkturtest, 
mit Hil fe qualitativer Daten nac h ihren An tizipationen sowie, in der Retrospe k­
tive, nac h den entsprechenden Real isationen gefragt. Der Zeithori zont ist dabei 
allerdings mit drei Jahren recht lang. 
Um die Treffgen auigkeit der unternehmerischen Erwartu ngen zu prüfen, stelle 
ich die Umsatzerwartungen der Arbeit geber 1991 für die drei Folgejahre den 
Realisationen im Drei-Ja hres-Rückblick in 1994 gege nüber. In die Auswertung 
einbezogen werden die 630 westdeutschen Unternehmen, die in allen vier Wellen 
1991 bis 1994 an der Befr agung teilgenommen haben . Die Treffge nauigkeit der 
Antizipationen wird dabei als Maß für die Absa tzmarktrisiken genommen: Eine 
hohe Treffg enauigkeit läßt auf eine gering e, eine niedrige läßt auf eine hohe 
Unsicherheit an den Absatzmärkten schließen. 
Wie Tabelle III. 1 z eigt, konnte nur eine Minderheit der Arbeitgeber für den Zeit ­
raum 1991-1994 eine „korrekte" Umsatzerwartung formul ieren: Lediglich die 

28 Die R EH k ann da rauf h in j edoch n icht ve rworfen w erden: E ntweder d ie R EH oder da s 
zugrundeliegende M odell d arüber, w ie s ich di e P reise u nd N achfragemengen tat sächlich 
entwickeln (s ollten), kann in indirekten Tests als w iderlegt i nterpretiert w erden; ein Test 
der R EH ist da mit di e Üb erprüfung e iner D oppelhypothese (vg l. et wa ABEL/MlSHKiN 
1983). Mit Hilfe der Erwartungsdaten aus der Konjunkturforschung kann d ie REH einem 
direkten Test unterzogen werden, weil m an nicht modelltheoretisch vorhergesagte mit tat­
sächlichen Entwicklungen vergleichen muß, sondern erwartete mit realisierten Entwicklun­
gen konfrontieren kann. Dabei muß zwar, wie KUKUK (1994: 112) betont, kein b estimmtes 
Verhaltensmodell zugrundegelegt we rden. Di e An nahme da rüber, w ie si ch di e Ab wei­
chungen z wischen r ealisierten u nd a ntizipierten Werten v erteilen sollten, um als zufällig 
gelten zu k önnen, i st j edoch v oraussetzungsreich und, lo sgelöst von der REH, kritisierbar. 
Auch i m F all des d irekten Te sts ist m an a lso zu r Überprüfung ei ner Do ppelhypothese 
gezwungen. 

29 NIFA steht für „Neue Informationstechnologien und Flexible Arbeitssysteme". 
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Arbeitgeber, die in der grau unterlegten Diago nale der Tabelle entha lten sind, 
lagen mit der Erwartung richtig, daß der Umsatz im Zeitraum 1991 bis 1994 stei­
gen, gleich bleiben bzw. zurückgehen würde; das waren insgesamt 38 Prozent der 
antwortenden Unternehmen. Ein Großteil der Unternehmensleitungen wurde von 
der Umsatzentwicklung enttäus cht: Alle Fälle oberhalb der Diagonalen hatten 
eine optimist ischere Prognose abgeg eben, als es die nachfolgende tatsächlich e 
Entwicklung gerechtfertigt hätte. Dies waren 52,4 Prozent der Unternehmen. 
Hingegen wurden 9,7 Proz ent der Arb eitgeber, die in den Feld ern unterhalb der 
Diagonalen zu finde n sind, von der Um satzentwicklung positiv überrascht. Auf­
fallig ist schließ lich, daß 23,9 Prozent mit ihre r Erwartun g deutl ich zu optimi­
stisch waren : Sie hatten mit einem steig enden Umsatz gerec hnet, mußten aber 
einen zurückgehenden Umsatz im Zeitraum 1991 bis 1994 hinnehmen. 

Tabelle III. 1: Treffsicherheit der Umsatzerwartungen 
(Prozent der Unternehmen mit bestimmten Umsatzerwartungen 
und -realisationen im Zeitraum 1991-1994) 

Umsatzrealisation2' 
stieg blieb gleich ging zurück Summe 

Umsatz­
erwartung" 

steigt 21.4 11,3 23,9 56,6 Umsatz­
erwartung" bleibt gleich 6,2 5.1 17,2 28,5 

Umsatz­
erwartung" 

geht zurück 2,0 1,5 11.5 15,0 

Umsatz­
erwartung" 

Summe3' 29,6 17,9 52,6 100 

1) D ie Frage lautete 1991: „Bitte beurteilen Sie auf einer Skala von +2 (= erheblicher Anstieg) 
bis - 2 (= erheblicher R ückgang) ... d ie Umsatzentwicklung in d en nä chsten drei J ahren." 
Diese fünf Kategorien wurden h ier zu dreien zusammengefaßt: „Erheblicher Anstieg" und 
„leichter A nstieg" w urden z ur K ategorie „steigt". „Erheblicher R ückgang" und „ leichter 
Rückgang" wurden zur Kategorie „geht zurück". 

2) D ie Frage lautete 1994: „Bitte beurteilen Sie auf einer Skala von +2 (= erheblicher Anstieg) 
bis -2 (= erheblicher Rückgang)... die Umsatzentwicklung in den vergangenen drei Jahren." 
Diese fünf K ategorien w urden h ier zu dreien z usammengefaßt. „Erheblicher Anstieg" und 
„leichter A nstieg" w urden z ur K ategorie „stieg". „ Erheblicher R ückgang" u nd „l eichter 
Rückgang" wurden zur Kategorie „ging zurück". 

3) A ufgrund von Rundungsfehlem addieren sich die Randverteilungen nicht exakt zu 100. 
Zahl der auswertbaren Antworten: 548 
Quelle: Eigene Berechnungen mit dem NIFA-Panel; Darstellung in Anlehnung an 

ANDERSON (1986:38) 
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Für die Variablen Umsa tzerwartung und -realisat ion ist ein Korrelati onskoeffi­
zient nach Spearman von 0,30 ermittelt worden.30 Dabei w urden die Variablen so 
verwendet, wie sie im Frag ebogen kodiert waren. Für die Jahre 199 1-1994 wur­
den auch absolute Umsatzzahlen abgefragt. Daher konnte ein Mittelwertvergleich 
zwischen den fünf Antw ortkategorien vorgenommen werden, um zu überprüfen, 
ob die Einschätzung der Antwortenden über die verg angene Umsatzentwicklung 
in den kategorialen Daten mit der Umsatzsteigerung, die aus den absoluten 
Umsatzzahlen zu errechn en sind, mitein ander vereinb ar sind. Beim Mittelwe rt­
vergleich zeigten sich keine signifikanten Untersc hiede zwisc hen den Ausprä­
gungen „steigt erheblich", „steigt leicht" und „bleibt unverändert" bei der Reali­
sationsvariablen. Diese Kategorien wurden daraufhin in der E rwartungs- und der 
Realisationsvariablen zusammengefaßt. Die so rekodierten Variablen weisen 
einen Korrelationskoeffizienten nach Spearman von nur noch 0,22 auf. 
Es ist offensichtlich eher die Regel als die Ausnahme, daß Arbeitgeber die künf­
tige Umsatzentwicklung falsch prognostizieren, ja nicht einmal die Richt ung der 
Entwicklung vorherzusagen in der Lage sind. 31 Weder die Tiefe der Rezession 
noch die lange ausbleibende konjunkturelle Erholung wurde in de r Mehrzahl der 
Fälle im Untersuchungszeitraum 1991 bis 1994 vorhergesehen (vgl. SFB 187, 
Mitteilungen Nr. 10, 199 5: 5). Dies bes tätigt die Erkenn tnis der Ifo-A us Wertun­
gen, daß sich die Erwartungen der Unternehmen besonders vor unvorhersehbaren 
Entwicklungen (Ölkr isen, Kurseinbrüchen an den Finanzm ärkten usf.) und vor 
konjunkturellen Wende punkten verschlechtern (vgl. IFO 198 9: 64f.). Die Unsi­
cherheitsquellen waren vor allem eine starke DM-A ufwertung im Berichtsz eit­
raum 1991 bis 1994 , eine sehr tiefe gesamtwirtschaftliche Rezession in Deu tsch­
land sowie eine - die Maschi nenbauunternehmen allerdings besonders betref­
fende - uneinheitliche Konju nkturentwicklung auf den Ausland smärkten. Auf­
grund der starken Exportorientierung dürfte der Mas chinenbau eine Bran che mit 
besonders hohen Absatzm arktrisiken sein. Die vorgestellten Ergebnisse lassen 

30 Ein W ilcoxon-Test kommt auf lp rozentigem Signifikanzniveau z u dem Ergebnis, daß die 
Hypothese ei ner id entischen V erteilung von E rwartungsvariable u nd R ealisationsvariable 
abgelehnt w erden k ann, u nd b estätigt, da ß d ie U nternehmen d ie k onjunkturelle S ituation 
i.d.R. zu optimistisch einschätzten. 

31 In manchen Fällen lassen d ie kategorialen Antwortvorgaben die tatsächlichen Fehlprogno­
sen g ravierender erscheinen, al s s ie i n W irklichkeit s ind: Bei, in absoluten U msatzzahlen 
gemessen, geringen F ehleinschätzungen können E rwartung und e x po.y/-Meldung dennoch 
in unterschiedliche Antwortkategorien fallen und f älschlicherweise eine deutliche Fehlpro­
gnose su ggerieren (v gl. N ERLOVE 1983: 12 60). D ieser Ef fekt dü rfte a llerdings d adurch 
überkompensiert w erden, daß die U nternehmen in den a usgewiesenen E rgebnissen ledig­
lich die Richtung der Umsatzentwicklung korrekt vorhersagen m ußten: D ie U nternehmen, 
die in die Kategorie steigender bzw. zurückgehender Umsatz fallen und eine entsprechende 
Entwicklung e benfalls e x po st m elden, hä tten m öglicherweise i n a bsoluten W erten ei ne 
deutliche Fehlprognose erstellt. 
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sich jedoch zumindest qualitativ insofern verallgemeinern, als auch Unternehmen 
anderer Branchen von unvorhersehbaren Konjunkturzyklen und Wechsel kurs­
schwankungen betroffen sind. 

1.3 Indirekte Folgen unsicherer Produktmärkte: Beschränkte 
Treffsicherheit der Personalpläne 

Wie oben erwähnt sind Plangrößen, im Unterschied etwa zu der Erwartungsgröße 
Umsatz, dadurch gekenn zeichnet, daß Unt ernehmensleitungen übe r die Ausprä­
gung dieser Größen im Pr inzip selbst bestimmen können. Es liegt daher nahe zu 
vermuten, daß Pläne über die Personal-, Produktions- und Investitionsent­
wicklung eine höhere Treffsicherheit erreichen als Erwartungen über Größen, die 
Entscheidungsträger in den Unternehmen nicht kontro llieren können . Hinweise 
darauf, daß diese Vermutung zutrifft, liefern wiederu m die oben angeführten 
älteren Untersuchungen des Ifo-Instituts mit Hilfe qualit ativer Konjunkturtest­
daten. Der Antei l der Arbeitg eber, die ihre Pr oduktionsentwicklung - wiederum 
gemessen anhand der Antwortvorgaben Steig erung, Konsta nz und Rückgang -
über zwei Monate hinweg korrekt antizip ierten, lag in den Studie n immerhin 
zwischen 61 und 70 Pro zent. Zwischen 51 u nd 60 Prozent der Unte rnehmenslei­
tungen konnte n in diesem Sinn e richtige Ein-Jahres-Investitionspläne aufstell en 
(vgl. IFO 1989: 65). 
In den refe rierten Studien lag die Treffgenauigkeit bei den Pl angrößen allerdings 
nur graduell höher als im F all der Erwartungsvariablen: Selbst für kurze Zeithori­
zonte und für Variable n, die eigentl ich unte r der Unternehmenskontrolle stehen 
müßten, gab e in Großteil der Un ternehmen offensichtlich falsche Antizipationen 
ab. Die zitierten Befunde können daher als Be leg für die These genommen wer­
den, daß die Unsiche rheit am Produktmarkt auf die Plang rößen der Unterneh ­
mensleitungen durchschlägt und diese zu ständigen Planrevisionen zwingt. 
Neuere Studien zur Frage, ob Unternehmen ihre Antizipationen gemäß der Theo­
rie rationaler Erwartungen bilden, wurden ebenfalls für Plangrößen, insbesondere 
die Produktion und die Besch äftigung, vorgelegt. Es gilt auch hie r, daß sich die 
REH nicht bewährt (vgl. etwa KUKUK 1994; NAGGL/NERB 1984). NAGGL/NERB 
(1984: 23) spreche n im Zusammenhang mit den Produktions- und Beschäfti ­
gungsplänen, die sie un tersuchten, von „s emi-rationalen Erwartungen" bzw. Plä­
nen. 
Planrevisionen und eine geringe Treffgenauigkeit dürften sich insbeso ndere bei 
längeren Planung sperioden bemer kbar machen (vgl. etwa IFO 1989 : 64). Dies 
bestätigen die entsprechenden Auswertungen aus dem NIFA-Panel. Dort wurden 
dieselben Drei-Jahres-Antizipationen und ex /xwf-Meldungen, wie si e bereits für 
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den Umsatz betra chtet wurden, für die Personalentwicklung abgefragt. Tabelle 
III.2 faßt die Treffgenauigkeit der unternehmerischen Personalpläne zusammen.32 

Tabelle III.2: Treffsicherheit der Personalpläne 
(Prozent der Unternehmen mit bestimmten Personalplänen und 
-realisationen im Zeitraum 1991-1994) 

Personalrealisation2' 

stieg blieb gleich ging zurück Summe 
Personalplan" steigt 7.8 8,7 12,2 28,7 Personalplan" 

bleibt gleich 7,8 13,8 26,5 48,1 

Personalplan" 

geht zurück 1,5 3,1 23,1 

Personalplan" 

Summe3' 17,1 25,6 57,2 100 
11 Die Frage lautete 1991: „Bitte beurteilen Sie auf einer Skala von +2 (= erheblicher Anstieg) 

bis -2 (= e rheblicher Rückgang) ... d ie Personalentwicklung i n d en n ächsten d rei Jahren." 
Diese fünf Kategorien wurden hier zu d reien z usammengefaßt: „Erheblicher A nstieg" und 
„leichter A nstieg" wurden zur K ategorie „steigt". „E rheblicher R ückgang" un d „ leichter 
Rückgang" wurden zur Kategorie „geht zurück". 

2) Die Frage lautete 1994: „Bitte beurteilen Sie auf einer Skala von +2 (= erheblicher Anstieg) 
bis -2 (= erheblicher Rückgang) .. . d ie P ersonalentwicklung i n d en vergangenen drei Jah­
ren." Diese fünf Kategorien wurden hier zu dreien zusammengefaßt. „Erheblicher Anstieg" 
und „leichter Anstieg" wurden zur Kategorie „st ieg". „Erheblicher Rückgang" und „leichter 
Rückgang" wurden zur Kategorie „ging zurück". 

3) A ufgrund von Rundungsfehlem addieren sich die Randverteilungen nicht exakt zu 100. 
Zahl der auswertbaren Antworten: 550 

Quelle: Eigene Berechnungen mit dem NIFA-Panel; Darstellung in Anlehnung an 
ANDERSON (1986:38) 

40,1 Pr ozent der Arbei tgeber, nämlich die Fä lle auf de r Diagonalen der Tabelle, 
sagten ihre B eschäftigtenentwicklung korrekt voraus (im Unt erschied zu 38 Pro ­
zent bei der Umsatzentwicklung, s.o. Tabelle III. 1). Seltener also als beim 
Umsatz irrten sich die Arbeit geber bei der antiz ipierten Besch äftigungsentwick­
lung. 47,4 Prozent hatte n 1991 einen höhe ren Person alstand geplan t, als in der 
nachfolgenden Entwicklung eintrat (die Felder oberhalb der Diagonalen). In 12,4 

32 Der Begriff „ Personalplan" bezieht sich h ier le diglich auf de n a visierten B eschäftigungs­
stand drei Jahre nach dem Befragungszeitpunkt. Ausgearbeitete schriftliche Personalpläne, 
wie die Personalwirtschaft sie v ersteht, m ögen i n m anchen Fällen h inter diesen A ntizipa­
tionen s tehen. Obgleich d ie B egriffe d ifferieren, vermute ic h, d aß von d er Treffsicherheit 
der im NIFA-Panel a bgefragten A ntizipation a uf die Zuverlässigkeit jener ausgearbeiteten 
Personalpläne geschlossen werden kann. 
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Prozent der Fälle lag der Beschäftigungsstand 1994 über den 1991 geplanten 
Größen (die Feld er unterhalb der Dia gonalen). Eine grob z u optimistische Fehl­
prognose gaben 12,2 Prozent der Arbeitgeber ab, also deutlich weniger als für die 
Umsatzentwicklung.33 

Die auf den erst en Blick höhe re Treffsicherheit bei der Perso nalplanung schlägt 
sich indessen kaum in den Korrelationen zwischen Plan- und Realisationsvariable 
nieder. Für die origi nalkodierten Variablen ergibt sich ein auf zw ei Kommas tel­
len identischer Korrelationskoeffizient nach Spearman von 0,30.34 Erst wenn, wie 
bei der Um satzvariable, die Aus prägungen „steigt erheblich", „steigt leicht" und 
„bleibt unverändert" zu einer K ategorie zusammengefaßt werden, zeigt sich eine 
höhere Treffsicherheit für die Be schäftigungsentwicklung: Der aus den rekodier­
ten Daten erre chnete Korrelationskoeffizient nach Spea rman liegt mit 0,29 über 
dem entsprechenden Wert für die Umsatzentwicklung von 0,22. 
Insgesamt ist der Personal stand keine Größ e, die die Unter nehmen über einen 
Drei-Jahres-Zeitraum gut planen und vorhersagen können. Vielmehr sprechen die 
Daten dafür, daß die bereits dokumentierten Unsicherheiten am Produktmarkt auf 
die Personalentwicklung durchschlagen und zwischenzeitlich Planrevisionen 
erfordern (vgl. auch ANDERSON 1986: 40). Die Personalpläne müssen offensicht­
lich deshalb geändert werden, weil der Um satz sich nicht so entwickelt hat, wie 
es antizipiert worden war. 
Dies läßt sich auch an stati stischen Anhaltspunkten festmachen: Die Real isation 
des Umsatzes sowie die Realisation der Personalstandes korrelieren im Drei-Jah-
res-Rückblick der Unte rnehmen deutlich. Der entsprechende Spearman-Korrela-
tionskoeffizient liegt bei 0,67 für die ori ginalkodierten Daten sowie bei 0,61 für 
die wie oben bere its beschrieben rekod ierten Daten. Offensichtlich „erklärt" die 
Umsatzentwicklung die Entwicklung des Beschäftigungsstandes besser, als es der 
Plan für die Beschäftigungsstärke der Unternehmen vermag. Dieser deutliche 
Zusammenhang zwischen Umsatz- und Personalstandsänderung ist auch deshalb 

33 Fast die Hälfte der Unternehmen (48,2 Prozent) sagten eine im Drei-Jahres-Vergleich kon­
stante Beschäftigungszahl vo raus. D ie a uffällige ü berproportionale B esetzung d er „ bleibt 
gIeich"-Kategorie fi ndet s ich au ch i n e ntsprechenden d eutschen I fo-Daten u nd fra nzösi­
schen Konjunkturtests (vgl. NERLOVE 1986: 1264f.). An anderer Stelle wird vermutet, daß 
die Un ternehmen di ese Ka tegorie als „i ch w eiß ni cht"-Antwort nutzen ( KUKUK 1 994: 
121 f.). D a di e „b leibt gle ich"-Kategorie b ei de r Um satzerwartungs-Variable de s NI FA-
Panels n icht üb ermäßig b esetzt i st, sc heinen hier jedoch andere Erklärungen wahrschein­
licher z u se in: Vi elleicht w aren A rbeitgeber 1 991 n och v on ei ner St rategie de r Ar beits­
kräftehortung au sgegangen, d ie d ann im V erlauf de r nä chsten J ahre a ufgegeben w urde; 
oder d ie U nternehmensvertreter s chreckten d avor zu rück, tat sächlich g eplante Pe rsonal­
reduzierungen in der Befragung anzugeben. 

34 Ein Wilcoxon-Text ze igt auch für die geplante Beschäftigungsentwicklung, daß Plan- und 
Realisationsvariable unterschiedliche Verteilungen aufweisen und daß die Unternehmen die 
Beschäftigungsentwicklung eher über- als unterschätzten. 
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überraschend, weil Arbeitgeber ihren Personalstand ja nicht umgehend der 
jeweiligen Umsatzentwicklung anpa ssen müssen - sie könnten versuchen, Ar­
beitskräfte zwischenzeitlich zu horten - und weil sich Umsatz und Personalstärke 
zeitlich verschoben entwickeln.35 

Die Beschäftigungsentwicklung ist demnach weniger als die „ Erfüllung von Per­
sonalplänen" denn als N iederschlag der unsicheren Produktmarktentwicklung zu 
verstehen. Das Absatzmarktrisiko, das sich unmittelbar in der beschränkten Treff­
sicherheit unternehmerischer Umsatzerwartungen ablesen läßt, schlägt auf die 
Beschäftigungsentwicklung durch. Damit bestätigt sich in der Praxis die Erkennt­
nis von Arbeitsn achfragetheorie und Perso nalökonomie: „Für die Unternehmen 
im Wettbe werb ist die Frage nach dem optim alen Beschäf tigungsvolumen von 
Arbeit... wie jedes Pr oblem abgeleiteter Faktornachfrage zu lösen." (S ADOWSKI 
1989: 79) Der Personalstand mag eine Instrumentalvariable sein, gut planen läßt 
sich seine Entwicklung angesichts unsicherer Produktmärkte jedoch nicht. Dieser 
Schluß aus den vorges tellten Date n dürfte für die Unterne hmen allgemein wie­
derum un ter dem Vorb ehalt gelten, daß die stark export orientierten Maschinen­
bauunternehmen wohl vergleichsweise hohen Geschäftsrisiken ausgesetzt sind. 
Für diese Unternehmen jedenfalls is t die Frage , ob aufwendige Personalplanung 
einen wichtigen Beitrag zum Risikomanagement leisten kann, wohl zu ver neinen. 
Die vorgestellten Treffsicherheitsanalysen zeigen, daß gesamtwirtschaftliche Ent­
wicklungen, Wech selkursschwankungen, technische Neueru ngen, Wettbewerbs­
züge der Konku rrenten u.a. Faktor en mehr, die gemein sam das Risiko am Ab­
satzmarkt bestimmen, verläßliche Prognosen über die künftige Geschäftslage 
kaum zulassen. Die Entwic klung des Besch äftigungsstandes können die Arbeit­
geber vor dem Hinter grund unsich erer Abs atzmärkte genauso wenig erfolgreich 
prognostizieren. Eine noch so aufwe ndige Persona lplanung wird Planrevisi onen 
in der betrieblichen Beschäftigungspolitik nicht überflüssig machen können. 

2. Entscheidungsrelevanz der Absatzmarktrisiken: Handeln 
Arbeitgeber risikoscheu? 

Unternehmensvertreter können die Geschäftsentwicklung und daran anschließend 
die Beschäftigungsentwicklung nicht verläßlich prognostizieren. Die Auswertun­
gen im vorangehenden Kapite l liefern dami t starke Indizien dafür, daß Unter­
nehmen hohen Risiken auf ihren Absatzmärkten ausgese tzt sind. Die Existenz 
von Unsicherheit stellt jedoch erst eine notwendige, noch keine hinreichende 

35 Auswertungen des SFB 187 für den Zeitraum 1991 b is 1994 zeigen, daß in der Maschinen­
bau-Branche die Mitarbeiterzahl b ereits z urückging, al s der Umsatz n och st ieg (vgl. SFB 
187, Mitteilungen Nr. 10, 1995: 5f.). 
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Voraussetzung dafür dar, daß Arbeitgeber personalpolitisches Risikomanagement 
betreiben: Uns icherheit wir d erst dann zum Problem für Arbei tgeber, wenn die 
Tatsache eines schwankenden, im vorhinein nicht exakt bestimmbaren Unterneh­
menserfolgs einen Nutzenverlust bedeutet. Der Arbeitgeber muß in manchen Fäl­
len einen sicheren , gut progno stizierbaren Gewinn einem zwar wahrscheinlich 
hohen, aber höchst ungewi ssen Erfolg vor ziehen; er muß mit anderen Worten 
risikoscheu entscheiden. Dies gi lt um so meh r, als ein Risikom anagement durch 
Handlungsflexibilität - das Vorhalten von Produktlagern, der Aufbau einer hohen 
innovatorischen Qualifikation, das Aushandeln eines flexiblen Arbeitszeitsystems 
- in aller Regel Kosten verursacht. 

In der Unter nehmenstheorie wird äußerst selten davon ausge gangen, daß Unter­
nehmen als Entsc heidungseinheiten risiko avers seien; insbesonder e in formalen 
Modellen ist die Annahme von Risikoneutralität die Regel - obwohl individuelle 
Investoren am Kapita lmarkt als risiko scheu gelten. Unte rnehmer bzw. Arbeitge ­
ber sind nach verbreiteter Ansicht deshalb zu risikoneutralen Entscheidungen 
imstande, weil sie norm alerweise über ein größeres Vermögen als Arbeitne hmer 
verfugen (vgl., auch zum folgenden, PULL 1992: 9f.). Während der Arbeitnehmer 
zudem weitgehend auf Einkünfte aus dem Beschäftigu ngsvertrag angewiesen 
sind, kann der Arbeit geber i.d.R. sein Ve rmögen diversifizieren und somit Risi­
ken in Gren zen halten . Schließlich werden K NIGHT zufolge vermögende Perso­
nen sowie solche, die über ei ne große „angeborene" Risikobereitschaft verfügen, 
in einem Selbstselektionsprozeß eher zu Unternehmern; im Ergebnis dieser 
Selektion sin d Arbeitne hmer tendenziell risikosch eu, Arbeitgeber jedoch risiko­
neutral. 

Dieses in der Untern ehmenstheorie entw orfene Bild eines Arbeitgeber s, der in 
hohem Maß zur Ris ikoübernahme bereit ist, vere inbart sich gut mit der Vorstel­
lung des Schumpeterschen Unternehmers, der sich in einem Prozeß der 
„schöpferischen Zerstörung" durch eigene Innovationen, Markteintritte von Kon­
kurrenten usw. immerfort Risiken aussetzt (vgl. SCHUMPETER 1950: 234ff.). 
HÜBLER (1 983: 75) jedoch weist daraufhin, daß die Lohn - und Beschäftigung s­
entscheidungen insbesondere in Großunternehmen dem Bild des Schumpeter­
schen Unternehmers widersprechen: Änderungen des Lohn es und des Beschäfti­
gungsstandes würden mit Bedacht und äußers ter Vorsicht gehandhabt. GREEN-
WALD/STIGLITZ (1989: 368) glauben zu erkennen, daß die betrieblichen Beschäf­
tigungsänderungen in der Konjun ktur so stru kturiert sind, daß s ie die aus ihnen 
resultierenden Unsicherheiten minimieren.36 

Die Argumente, die für d ie Annahme risikoscheuer Arbeitgeber sprechen, lassen 
sich einerseits in solche aufteilen, die an der individuellen Risikobereitschaft und 

36 „[AJctual employment changes during cyclical fluctuations seem to b e structured i n w ays 
which minimize the resulting uncertainties." (GREENWALD/STIGLITZ 1989: 368) 
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-Übernahmefähigkeit des Unte rnehmers bzw. Managers anknüpfen, und anderer­
seits in solche, die bestimm te Kooperationsprobleme zwischen den Unterneh­
mern/Managern sow ie (potentiellen) Kapitalgebern des Unterne hmens herausar­
beiten. Während die erstg enannten Argumente aus verh altenswissenschaftlichen 
Arbeiten zum Verhalten von Managern stammen (vgl. Abschnitt III.2.1), sind die 
zuletzt angesprochenen Überlegungen aus neu eren finanz wirtschaftlichen Theo­
rien abzuleiten (vgl. Abschnitt III.2.2). 

2.1 Verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse zum Risikoverhalten von 
Unternehmern und Managern 

In einer Reihe verh altenswissenschaftlicher Stud ien ist das Risikover halten von 
Entscheidungsträgern im Unternehmen untersucht worden. Ausgangs- und Refe ­
renzpunkt ist dabei die Axioma tik der Bernoul lischen präskriptiven Entschei­
dungstheorie und der dort unterst ellte „Risiko"-Begriff (vgl. etwa LA UX 1982: 
174-182): Es wird unt erstellt, daß die Ei ntrittswahrscheinlichkeiten fiir künftige 
Ereignisse zumindest subjektiv anzugeben sind, und Risiko w ird meist als zwe i­
seitige Streuung der künfti gen Rea lisationen um deren Erwart ungswert versta n­
den. Die von der Ents cheidungstheorie aufgestellten Kriterien zur Entsc heidung 
bei Risiko werden damit verglichen, was Manager bzw. Un ternehmer tatsächlich 
unter dem Begrif f „Risiko" verstehen, wie sie die Riskan z einer Sit uation wahr­
nehmen, unter welche n Umständen sie Risike n übernehmen und nach welchen 
Regeln sie in Risikosituationen entscheiden.37 

Die oben erw ähnte These KNIGHTs, ris ikofreudige Personen selektierten sich in 
Unternehmertätigkeiten, während risikos cheue Personen Arbeitn ehmeraufgaben 
übernähmen, läßt sich mit den Ergebnissen dieser Arbe iten nicht abschließe nd 
überprüfen. Zwar finden M ACCRIMM0N/WEHRUNG (198 6: 433) in einer Befra­
gung von 500 US-amerikanischen Managern heraus, daß ein Zusammenhang 
zwischen der Bereitschaft, Risiken einzugehen, und dem persönlichen Karriereer­
folg im Unternehmen besteht: Wer Risiken einzugehen bereit ist, gelangt mit 
höherer Wahrscheinlichkeit in die oberen Leitungspositionen. Allerdings läßt sich 
die Korrelation, auf die sich diese These stützt, auch genau umgekehrt interpretie­
ren (vgl. ebd.: 434): Erfolgreiche Manager haben vielleicht eine Position erreicht, 
die es ihnen erlaubt, höhere Risiken einzugehen; eventuell verleitet auch der ver-

37 Die v erhaltenstheoretische B egrifflichkeit ist d abei nu ancenreicher a ls d as ö konomische 
Konzept der „Risikopräferenz". So wird d ie Risikopräferenz bestimmt v on d er situations­
abhängigen Ris ikowahrnehmung einerseits und einer persönlichkeitsbedingten Risiko­
neigung andererseits (vgl. SlTKIN/PABLO 1992: 14-16). Zudem variieren die Konzepte zwi­
schen de n A utoren. A uf Be griffsdifferenzierungen h abe ic h im folgenden v erzichtet, d a 
auch so die verhaltenswissenschaftlichen Implikationen für die Risikoneigung unternehme­
rischer Entscheidungsträger deutlich werden dürften. 
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gangene Erfolg zu risikofreudigem Verhalten. Ein Sortiereffekt gerade der beson­
ders risikob ereiten Personen in Schlüsselpositionen der Unternehmen läßt sich 
somit aus der genannten Studie nicht ableiten. 
Der Frage, ob Unternehmer ein anderes Risikoverhalten zeigen, widmet sich auch 
die Studie von B ROCKHAUS (1980).38 Er findet empirisch keine Unterschiede in 
der Risikohaltung zwischen angestellten Managern und solchen Eigentümer-
Unternehmern, die vormals Manager waren - obwohl doch gerade der Entschluß 
zur Existen zgründung eine beson ders ausg eprägte Risikobereitschaft voraus set­
zen dürfte. Noch überraschender: Es kann in dieser Untersuchung keine Differenz 
in der Risikoneigung von Unternehmern/Managern zu anderen Berufsgruppen 
nachgewiesen werden (vgl. B ROCKHAUS 19 80: 518). Die Th ese einer besonders 
ausgeprägten Risikobereitschaft von Unternehmern bzw. Managern bestätigt sich 
demnach nicht. 
Damit ist indesse n die Frage, ob sich Ma nager bzw. Un ternehmer in aller Re gel 
eher risikoneutral oder eher risikoavers entscheiden, noch nicht beantwortet. Wie 
die Empirie der verhaltenswissenschaftlichen Untersuchungen zeigt, ist eine pau­
schale Antwo rt auf diese Frage nicht angeb racht. Aus verhal tenswissenschaftli­
cher Sicht stehen Risikowahrnehmung und -bereitschaft nicht als Konstanten der 
Persönlichkeit ein für allema l fest, sond ern varii eren nach dem Entsc heidungs­
kontext (vgl. MARCH/SHAPIRA 1988: 84).39 Zudem b eeinflußt die Wahrnehmung 
der jeweiligen Entscheidungssituation die Risikobereitschaft: In der sogenannten 
„Praspec/"-Theorie (vgl. KAHNEMAN/TVERSKY 1979) kann ein und dieselbe 
Entscheidungssituation untersch iedlich wahrgenommen werden, je nachdem ob 
der neue Zustand als ein Verlust oder ein Gewinn empfu nden wird, und die 
Wahrnehmung determiniert wiederum die jeweilige Risikobereitschaft (,Tra­
ining"). Obgleich daher ein Teil des empirisch ermittelten Risikoverhaltens un­
systematisch, von der einzelnen Situ ation abhängig und daher sch wer erklärbar 
erscheint (MARCH/SHAPIRA 1988: 84), lassen sich zwei Regelmäßigkeiten im 
Entscheidungsverhalten von Managern aus den Einzelbefunden ableiten (vgl. 
ebd.: 84f). 

38 Ausgewertet w urden die Befragungsergebnisse von 3 0 M anager-Eigentümern, die b is v or 
drei M onaten vor Befragungszeitpunkt a ls angestellte M anager g earbeitet ha tten, vo n 3 0 
Managern, die den Arbeitgeber in den vorangegangenen Monaten gewechselt hatten, sowie 
schließlich v on 3 0 Managern, die im selben Zeitraum i hre P osition in nerhalb des Unter­
nehmens ve rändert ha tten. In de n In terviews w urde e in „ Choice D ilemmas"-Fragebogen 
von WALLACH und KOGAN verwendet. 

39 In v ielen Fä llen b edeutet di e K ontextabhängigkeit, d aß M anager u nd U nternehmer si ch 
nicht gemäß den Kriterien der präskriptiven Entscheidungstheorie verhalten. Werden diese 
Kriterien als rational postuliert, so muß das tatsächliche Entscheidungsverhalten als „Ano­
malie" gelten. Solche A nomalien s ind i n den u nterschiedlichsten Situationen individueller 
Entscheidungen nachgewiesen worden (vgl. zusammenfassend THALER 1991). 
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Risikoscheues Verhalten bei hohem Unternehmenserfolg: Aus eigenen Interviews 
bei US-amerikanischen Managern und einer entsprechenden Studie von 
MACCRIMMON/WEHRUNG (1986) lesen MARCH/SHAPIRA (1988: 84) den grund­
legenden Zusammenhang, daß Manager dann weniger Risiken einzugehen bere it 
sind, wenn sie mit dem Unternehmenserfolg zufrieden sind. In Übereinstimmung 
damit finden PERLITZ/LÖBLER (1985: 431) in Befragungen unter deutschen 
Managern, daß diese in der Krise eher riskante, innovative Entscheidungen fällen 
als in der Ho chkonjunktur. MARCH/SHAPIRA (1988: 84f.) zu folge kommt dieses 
Risikoverhalten dadurc h zustande, daß ein Manage r den aktue llen Gewinn, die 
Liquidität oder eine ähnlich e Größe mit einem entsp rechenden Zielniveau ver­
gleicht. Wird das Zie l nach un ten verfehlt, so ist der Ent scheidungsträger berei t, 
riskante Maßnah men zu ergreifen; Abwe ichungen vom Zielniv eau nach oben 
geben hingegen keinen Anl aß zu eine r verstärkten Risikoneigung, und das Ver­
halten ist entsprechend konservativ bzw. risikoscheu. 
Risikoscheues Verhalten bei Existenzbedrohung des Unternehmens: Befragungen 
unter US-amerikanischen Mana gern zeig en, daß insbesond ere die Möglichkeit, 
daß die Unternehmung nicht „überlebt", als Bedrohung empfunden wird und daß 
in solchen Situationen keine riskanten Politiken verfolgt werden. Aus einer guten 
Vermögensposition hera us jedoch sind Mana ger eher geneigt , Risiken einzuge ­
hen (vgl. MARCH/SHAPIRA 1988: 84f.). Damit vereinbar ist die Beobachtung, daß 
Manager denkba re hohe Verlu ste stärk er wahrne hmen, als deren Eintrittswa hr­
scheinlichkeit es gemäß der Entscheidungstheorie nahelegen würde (vgl. MARCH/ 
SHAPIRA 1988: 81)/° Gemäß der „Thre at-Rigidity"-Theorie neigen Entsc heider 
in Situat ionen, die sie al s starke Bedrohung empfinden, zu einem „rigiden" Ver­
halten, d.h. sie behalten altbew ährte Regeln bei und reagi eren risik oscheu (vgl. 
STAW/SANDELANDS/DUTTON 1981). Diese Sicht würde voraussagen, daß ein 
Unternehmer, der von einer starken Krise betroffen ist, kei ne Experimente wagt, 
sondern mit bewährten Methoden die Krise zu bewältigen sucht. 
Diese Verha ltensregelmäßigkeit wider spricht indesse n auf den ersten Blick der 
oben referie rten Beob achtung, daß Man ager bei zufriedenstellendem Unterneh ­
menserfolg stark risik oscheu entscheiden, bei einer negati ven Abweichung vom 
erwarteten Erfolg jedoc h stärker bereit sind, Risiken einzugehen. Offenbar ist 
diese Regel außer Kraft gesetzt, wenn Abweichungen nach unten so deutlich aus­
fallen, daß die Existenz des Unternehmens bedroht ist. Manager geben unte r sol­
chen Umständen das in n ormalen Zeiten gebotene Ziel, den Unternehmenserfolg 
aufrechtzuerhalten, auf; das pur e „Überleben" des Unter nehmens wird zum pri-

40 Diese Abweichungen sind zu den Anomalien im THALERschen Sinn zu zählen. Als weitere 
Regelmäßigkeit de s Entscheidungsverhaltens nennen M ARCH/SHAPIRA (1 988: 82 ) den 
Befund, da ß M anager n ormalerweise k eine pr äzisen qu antitativen Ris ikomaße zu r Ent­
scheidungsfindung benutzen. Die Autoren zitieren einen Top-Manager: „You don't quanti-
fy the risk, but you have to be able to feel it." (ebd.) 
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mären Entscheidungskriterium. Dies dürfte jedoch oft erfordern, vorsichtige, 
wenig riskante Poli tiken zu verfol gen, mit anderen Wo rten: risikoscheu zu ent­
scheiden. 

2.2 Konkurskosten und unvollkommene Finanzmärkte 

Daß Manager risikoscheu agieren, sobald der Bestand des Unternehmens gefähr­
det erscheint, ist einleuchtend, da mit einem Konkurs und einer möglichen Liqui­
dation des Unternehmens i.d.R. hohe Konkurskosten aus Sicht des Managements 
und der Ei gentümer verbunden sind. Dabei sind die direkten Kosten einer Insol­
venz - Gebühren der Anwälte, Honorare für Gutachter usw. - wohl die am 
wenigsten bedeutsame Kostenkategorie (vgl. DRUKARCZYK 1993: 389-391). 
Wichtiger und im vorlieg enden Zusammenhang verhaltenswirksamer erscheinen 
persönliche Verlust e, die den Entsc heidungsträgern aus möglichen Insolven zen 
entstehen können.41 Eigentümer riskieren mit einem Konkurs häufig einen Groß­
teil ihres persönlichen Vermögens, da die Investitionswerte häufig unternehmens­
spezifisch und im Fall einer Liquidation nur schwer veräußerlich sind (vgl. 
GOODACRE/TONKS 1995: 319). Auch angestellte Manager dürften sich durch 
einen Konkurs in aller Regel schle chterstellen: Häufig verlieren Manager durch 
einen Konku rs an Reputation. Daher kann sich im Fall des Wegg angs oder der 
Liquidation des Unternehmens eine Neuanstellung verzögern und mit Einkom­
menseinbußen verbund en sein. Auch ange sichts möglicher Arbeit splatzverluste, 
Einkommensausfälle und Mobilitätskosten für die Mitarbeiter des Unternehmens 
dürften Manager hochriskante Entscheidungen, die den Unternehmensbestand 
leichtfertig aufs Spiel setzen, vermutlich nur in Ausnahmefallen treffen. 
Einem Unte rnehmenszusammenbruch geht in den meist en Fällen die Zahlu ngs­
unfähigkeit voraus. Daher lassen sich aus Befunden dazu, wann Unternehmen in 
die Gefahr geraten, illiquide zu werden, Aussagen über die jeweilige Risikopräfe­
renz des Entscheiders ableiten. Ist der Zugang zu Finanzierungsquellen für 
Unternehmen kontinu ierlich gesichert, so fallt die Konkursgefahr i.d.R. gering 
aus. Da somit auch Konkurskosten für Eigentümer und Manager mit nur geringer 
Wahrscheinlichkeit anfallen, ist mit ei nem risikoneutralen (oder ga r risikofreudi­
gen) Entscheidungsverhalten zu rechne n. Werde n Unterne hmen von der Finan­
zierungsseite hingegen stark eingeengt, so daß in Absatzeinbrüchen oder anderen 
Krisen ein Konkur s zur akuten Ge fahr wird, so gibt dies A nlaß zur Ve rmutung, 
daß Manager und Unternehmer häufig risikoavers entscheiden. 

41 Solche pr ivaten K osten b eeinflussen d ie R isikobereitschaft vo n U nternehmern/Managern 
auch dann, wenn die These zutreffen sollte, derzufolge Insolvenzen l etztlich vernachlässig­
bar geringe soziale Kosten nach sich ziehen (vgl. MILLER 1991: 484-486). 
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Theoretischer Ausgangspunkt der Diskussion um die (Nicht-)Existenz von 
Finanzierungsrestriktionen von Unternehmen ist die neoklassische Theorie. 
MODIGLIANI/MILLER formulierten 1958 die einflußreiche Irrelevanzthese, Finan-
zierungs- und Investitionsseite des Unternehmens seien unter bestimmten Annah­
men unabhängig voneinander: Die Kapitalstruktur eines Unternehmens hat dem­
zufolge keinen Einfluß auf Investitionsentscheidungen und Unternehmenswert. 
Umgekehrt bemißt sich der Wer t eines Unt ernehmens ledig lich danach, welche 
Erträge es als „Investitionsprojekt" künftig erwarten läß t (vgl. etwa MI LGROM/ 
ROBERTS 1992: 456-459). Sind diese Erträge bei Unterstellung eines angemesse­
nen Diskontierungsfaktors positiv, finden Unternehmensleitungen auf dem Kapi­
talmarkt immer Fin anzierungsmittel fiir ihre Investitionsprojekte. Dies gilt auch 
für riskante Vorhaben; je nach dem Grad des Unternehmensrisikos muß lediglich 
eine angemessene Risikoprämie in den Kapitalkosten veranschlagt werden 
(ROSS/WESTERFIELD/JORDAN 1995: 444ff.). In einer solchen neoklassischen 
Welt der Kapitalmärkte haben Manager und Unternehmer keinen Grund zu 
risikoscheuem Verhalten.42 

Das überraschende Ergebn is, daß finanzielle Zusammenbrüche oder Finanzie­
rungsengpässe von Unter nehmen im Gru nde nicht auftr eten dürften , und somit 
auch die Implikation, Manager müßten risikoneutral entscheiden, lassen sic h nur 
unter den restriktiven Annahmen eines vollkommenen Kapitalmarktes43 aufrecht­
erhalten. Die Vorstellung vom vollkommenen Kapitalmarkt ist jedoch in der 
neueren Finanzierungstheorie überwunden worden. Ihr zufo lge müssen Informa­
tionsasymmetrien und aus ihnen resultierende Interessenkonflikte zwischen 
Managern/Eigentümern und pote ntiellen ne uen Ak tionären sowie zwischen Ma­
nagern/Eigentümern und Fremd kapitalgebern berücksichtigt werden, um unter­
nehmerisches Finanzierungsverhalten zu erkläre n (vgl. SCHMIDT 1990: 19ff.). 
Diese Interessenkonflikte bewirken, daß der Zugang für Unternehmen zu Finanz­
kapital beschr änkt ist und daß damit die Konk ursrisiken steigen . Unter solchen 
Umständen aber müssen Eigentümer und Manager mit höheren persönlichen 
Konkurskosten rechnen; sie dürften daher im allgemeinen risikoavers ent­
scheiden. 

42 In ei nem ä lteren M odell zum Ka pitalmarktgleichgewicht, de m „C apital As set Pricing 
Modef (CA PM), werden individuelle Anleger zwar als r isikoavers unterstellt. Sie können 
jedoch durch Streuung der Anlage den reduzierbaren, „unsystematischen" Teil des Risikos 
wegdiversifizieren. F ür Un ternehmensleitungen e rübrigt sic h da nn je des Ris ikomanage­
ment im Auftrag der Ei gentümer, ihnen fällt di e Aufgabe zu, die In vestitionsprojekte zu 
organisieren. Solange die Projekte rentabel sind, können sie reibungslos finanziert werden. 

43 „Vollkommen" sin d Fin anzmärkte da nn, we nn sie de r ne oklassischen V orstellung v on 
Märkten entsprechen, wenn s ie also polypolistisch s trukturiert s ind, w enn k eine Informa­
tionsunterschiede und keine Transaktionskosten vorliegen und wenn daher der Markt stän­
dig im Gleichgewicht ruht (vgl. SCHMIDT 1990: 18f., 26). 
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Den Intere ssenkonflikten liegt die Tatsach e zugrunde, daß Unte rnehmensleitun­
gen mehr über die geplanten Investitionsprojekte wissen als außenstehende Inve­
storen. Eigentümer und Manager können zudem die Kosten, Erträge und Risiken 
der Projekte beein flussen. Einen Anreiz zur Beein flussung der Investitionspro­
jekte haben sie insofern, als sie dadurch ihr zu erwartendes Geldeinkommen, 
vielleicht auch ihre Handl ungsfreiheit oder bestimm te nicht-monetäre Einkom ­
men (Konsum am Arbeitsplatz, „managerial perks") vermehr en können (vgl. 
JENSEN 1986). Da die Fremdkapitalgeber (insbesondere Banken) sowie Aktionäre 
diesen permanenten Anreiz kennen und antizipieren, ist der Zugang der Manager 
zu neuen Finanzquellen keineswegs reibungsfrei. Wie solche Finanzierungs­
restriktionen entstehen, ist sowohl für neues Eigenkapital als auch für neues 
Fremdkapital theoretisch herausgearbeitet worden. 
Will eine Unternehmensleitung ein neues Vorhaben durch zusätzliches Eigenkapital finanzie­
ren, be steht e in Informationsproblem: Potentielle Investoren können die Rentabilität des P ro­
jektes von außen kaum b eurteilen. Sie sind daher auch bei guten, d.h. ertragreichen u nd wenig 
riskanten Projekten nur bereit, einen Preis für die neuen Anteile zu zahlen, wie er für ein durch­
schnittlich gutes Projekt gerechtfertigt wäre (vgl. MYERS/MAIJLUF 1984). Je besser das Projekt 
tatsächlich is t, desto eher werden die alten Anteilseigner es selbst finanzieren wollen; je gerin­
ger die prospektiven Erträge des P rojektes tatsächlich sind, desto eher sind d ie Alteigentümer 
bereit, Anteile zum Durchschnittspreis auszugeben. Da die potentiellen Investoren von diesem 
Anreiz wissen, unterliegt der Markt für neue Aktien einem ähnlichen Problem der Negativaus­
lese, wie es von AKERLOF (1970) für den Gebrauchtwagenmarkt beschrieben worden ist. Diese 
Informationsasymmetrie verteuert die Kosten einer Eigenkapitalerhöhung durch Beteiligung. 
Ein P roblem d er N egativauslese is t vo n S TIGUTZ/WEISS ( 1981) a uch f ür da s Fr emdkapital 
herausgearbeitet worden. Ursache hie rfür is t wi ederum ei n In formationsgefalle: Po tentielle 
Fremdfmanzierer, kl assischerweise B anken, si nd re lativ sc hlecht üb er e rwartete E rträge un d 
Riskanz v on P rojekten, fü r di e Un ternehmen sich ve rschulden m öchten, inf ormiert. Fü r di e 
Gläubiger kann es dann gewinnmaximal sein, einen durchschnittlichen Zinssatz für alle Kredit­
verträge zu verlangen. Bei der dann vorhandenen Oberschußnachfrage nach Krediten müssen 
diese an ders a ls ü ber d en P reis z ugeteilt w erden; di e N achfrage i st ra tioniert (z um Begriff 
„Kreditrationierung" vgl. W INKER 1 996: 4 1). D ie B anken ve rgeben dann ab er K redite n ach 
Kriterien, die eine Vermutung über die tatsächliche Riskanz der beliehenen Projekte begründen 
können. Es i st aus Bankensicht sinnvoll, Kredite vornehmlich an solche Kunden z u v ergeben, 
zu denen f unktionierende Geschäftsbeziehungen b ereits b estehen (vgl. W INKER 1996: 68-72; 
ELSTON/ALBACH 1995). Banken - bzw. Gläubiger allgemein - verlangen zudem i .d.R. Sicher­
heiten, um den Wert möglicher Kreditausfalle zu begrenzen. Aktiva des Unternehmens können 
jedoch le diglich b is z ur H öhe de s Ei genkapitals al s be leihbare Si cherheiten d ienen. D aher 
erleichtert ein hohes Eigenkapitalniveau den Zugang der Unternehmen zu neuem Fremdkapital 
(vgl. etwa GERTLER/GILCHRIST 1994: 31 lf.). 
Wenn die skizzierten Mechanismen den Zugang zu Finanzkapital für viele 
Unternehmen tatsächlich restringieren, dürften Unternehmenszusammenbrüche 
deutlich wahrscheinlicher sein, als es die neoklassische Finanzierungstheorie 
nahelegt. Dann aber besäßen Arbeitgeber Anlaß zu risikoaversem Verhalten. 
Empirische Hinwe ise zur tatsächlichen Bedeu tung von Finanz ierungsrestriktio­
nen sind aus dem Finan zierungsverhalten von Un ternehmen gew onnen worden. 
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Falls die theoretis ch behaupteten Barrie ren für Unternehmen beim Zugang zu 
neuem Eigen- wie Fremdkapital verha ltenswirksam sind, so ist z u erwarten, daß 
Manager und Unter nehmer auf Finanzquellen, die mit er heblichen Informations­
problemen belas tet sind, nur ungern zurückgreifen - und auch nur in begren ztem 
Umfang zurückgreifen können. Die Finanzierungsquellen lassen sich demnach in 
eine einheitlich gültige Rangfolge („pecking order") bringen (vgl. MYERS 1984). 
Die theoret ische Erwa rtung eine r solche n Hierarchie von Finanzie rungsquellen 
bestätigt sich in der Empirie der Finanzierungspraktiken recht gut:44 

- Unternehmen finan zieren ihre Bruttoinvestitionen überwiegend durch Innen­
finanzierung, d.h. aus der Einbehaltung laufender Umsatzerlöse. Für den Zeit­
raum 1971 bis 1985 untersuchte DR UKARCZYK (199 3: 402f.) die Finanzie­
rungsstruktur der deutschen Aktiengesellschaften und ermittelte dabei den Pro­
zentsatz der Innenfinanzierung am gesamten Finanzierungsvolumen. „Im 
Durchschnitt liegt die ser Anteil bei 84 [Pro zent] und err eicht damit mehr als 
das Zehnfac he der Mittel , die im Wege der Außenfinanzierung von Eigen­
kapitalgebern aufgeb racht werden." (ebd. : 402) Für das Jahr 1992 und den 
Sektor der Produktionsunternehmen insgesamt gelangte WINKER (1996: 10) zu 
einer Innenfinanzierungsquote von ca. 77 Prozent an der gesamte n Finanzie­
rung (für damit vereinbare Zahlen, auch im internationalen Vergleich s. 
CORBETT/JENKINSON 1996). 

- Wenn die Innenfinanzierungsmöglichkeiten ausgesc höpft sind, wenden sich 
Unternehmensleitungen offenb ar erst externe n Quellen für Finanzkapital zu. 
Dabei kommt - wiederum übe r verschi edene Länder hinw eg - den Banken­
krediten die größte Bedeutung zu. In der bereits zitierten Studie von CORBETT/ 
JENKINSON (1996) trugen B ankenkredite von 1970 bi s 1989 ein en Anteil von 
11 Prozen t zur Finanzierung der Bruttoinvestitionen deutsch er Unternehm en 
bei. 

- Die Zuführung neuen Eigenkapitals ist eher die Ausnahme und trägt insgesamt 
nur einen geringen Anteil zur Unt ernehmensfinanzierung bei. In Deu tschland 
lag der Prozen tsatz neuen Eigenkapitals am gesam ten Finanzierungsvolumen 
im Zeitraum 1970-1989 unter 1 Prozent (vgl. ebd. 1996: 77).45 

44 Die U ntersuchungen un terscheiden s ich im Detail, w as d ie D atenquelle ( Unternehmens­
daten o der F inanzierungssalden zwischen den Sektoren) und d ie Ermittlungsmethode (aus 
Strom- od er a us B estandsdaten; S aldierung bestimmter in trasektoraler Fi nanzierungsvor­
gänge oder nicht) angeht. Gleichwohl s tellen alle auf die F inanzierungsströme der Brutto­
investitionen ab, und die Ergebnisse sind i n d er Struktur, den in ternationalen D ifferenzen 
und sogar den Größenordnungen einzelner Finanzierungskomponenten überraschend konsi­
stent. Auf genauere methodische Erläuterungen wird daher im folgenden verzichtet. 

45 Überraschenderweise werden in derselben Studie fü r Großbritannien u nd d ie V ereinigten 
Staaten im Z eitraum 1 970-1989 ins gesamt so gar ne gative ( !) Fi nanzierungsbeiträge in 
Höhe vo n -1 0 Pr ozent bz w. -9 Pr ozent er mittelt. Für die g enannten Lä nder w aren d ie 
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Unternehmen sind zur Finanzierung ihrer Aktivitäten zu einem Großteil auf 
intern generierte Mittel angewiesen. Dies stütz t die These vom beschränkten 
Zugang zu Finanzkapital; die behaupteten Informationsprobleme sind offenbar so 
bedeutsam, daß der Zugan g zu extern en Finanzierungsmitteln für die Unt erneh­
men beschr änkt ist. Es kann da nn jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß auch 
solche Unternehmen in Konkurs gehen müssen, deren „Investitionsprojekt" 
eigentlich hohe Erträge erwarten läßt. 
Diese Interpretation der Fin anzierungsstrukturen wird von wei teren empirischen 
Phänomenen gestützt: Wie die wenigen direkten empirischen Daten zur Kapital­
rationierung zeigen, sind kleine und mittelgroße Unternehmen häufiger von 
Restriktionen bei der Fin anzierung betroffen als Großunternehmen, da sie i.d.R . 
jung sind, erst über eine geringe Eigen kapitalbasis verf ugen und damit stärke r 
von überwiegend kurzfristigen Bankkrediten abhängig sind (WINKER 1993). 46 

Zudem melden genau solche Un ternehmen, die am ehes ten mit Fin anzrestriktio­
nen konfrontiert sind, auch überproportional häufig Konkurs an: kleine und 
eigenkapitalschwache Unternehmen (vgl. GRUHLER 1982; KÜHL 1996: 11). 
Insgesamt sprechen die realen Finanzierungsmuster sowie die vorhandenen Daten 
zum Kapitalzugang dafür, daß sich Unternehmen hohen Barrieren im Zug ang zu 
neuem Finanzkapital gegenübersehen.47 Die Gefahr eines K onkurses kann somit 
selbst für eigentlich ertragreiche Unternehmen nie völlig ausgeschlossen werden. 
Da solche Unternehmenszusammenbrüche mit hohen Kosten für Eigentümer und 
Manager einhergehen, dürften diese in aller Regel risikoscheu entscheiden. 

Aktienmärkte damit keine Finanzierungsquelle; die Märkte haben netto mehr Finanzmittel 
absorbiert, als sie neu geschaffen haben. Daß ausgerechnet in den beiden Ländern mit dem 
am weitesten ausgebauten System an Finanzmärkten der Finanzierungsbeitrag v on A ktien 
und fe stverzinslichen W ertpapieren be sonders g ering is t, w ird a uch i n d er U ntersuchung 
von MAYER (1990: 319) vermerkt. 

46 Solche direkten empirischen Daten zu Beschränkungen im Zugang zu Finanzkapital gibt es 
kaum. WINKER (1996: 75ff.) greift auf Mikrodaten des Ifo-Instituts zurück, in denen Unter­
nehmensleitungen b erichten, ob sie si ch in ihrer T ätigkeit d urch f ehlendes F inanzkapital 
restringiert se hen. Ü blicherweise w ird K redit- un d K apitalrationierung in direkt, an hand 
möglicher Fo lgen in sbesondere fü r Investition, Fo rschungs- un d En twicklungsaufwand, 
Beschäftigung u.ä. ermittelt. Lediglich Rückschlüsse auf eine eventuell vorhandene Finan­
zierungsrestriktion si nd da mit m öglich. E xemplarisch f ür dieses V orgehen sei di e A rbeit 
von G ERTLER/GILCHRIST (1994) genannt: Dort wird d ie U nternehmensgröße zunächst a ls 
Proxy für den Zugang zum Kapitalmarkt genommen. Anschließend wird nachgewiesen, daß 
kleine U nternehmen in Rezessionen ihre Produktion ceteris paribus stärker reduzieren a ls 
große U nternehmen. Daraus w ird a uf e ine K apitalrationierung d er k leinen U nternehmen 
rückgeschlossen. 

47 Finanzierungstheoretisch gesprochen scheint die Funktionsweise realer Kapitalmärkte deut­
lich vom neoklassischen Konzept und vom MODIGLIANl/MlLLER-Theorem abzuweichen. 
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3. Fazit: Risikoscheue Unternehmen aufgrund unsicherer 
Absatzmärkte und rationierter Kapitalmärkte 

Absatzmärkte sind riskant und werd en von Unternehmensleitungen als riskant 
empfunden. Wie in Kapitel III. 1 dargelegt, sind die Aussichten, durch planerische 
Instrumente des Risikomanagements die Unsicherheiten in der Geschäftstätigkeit 
zu beherrschen, skeptisch zu be urteilen. Wenn die w enigsten Unternehmen auch 
nur die Richtung ihre r Persona lstandsänderungen übe r einen Zeitr aum von drei 
Jahren korrekt antizipieren können, scheint die Möglichkeit zu vorausschauender 
Planung von vorneherein äußerst beschränkt. Vielmehr legt dies für Unternehmen 
nahe, durch den Aufb au von Handlungsflexibilität nicht die Unsicher heit, son­
dern deren Konsequenzen für de n Unternehmenserfolg in einem überschaubaren 
Rahmen zu halten. 
Ob Manager und Unternehmen indessen an einem Risikomanagement interessiert 
sind, hängt von ihrer Fähigkeit und Bereits chaft ab, Unsicherheit in Kauf zu 
nehmen. Die Ausführungen in Ka pitel III.2 rec htfertigen die Annahme, daß Ent­
scheidungsträger in Unternehmen häufig Unsicherh eit vermeiden wollen, d.h. 
risikoscheu agiere n - und dann auch an einem Risikom anagement interessiert 
sein müßten. Manager und Unternehmer fürchten einen Unternehmenszusam­
menbruch und die mit ein em Konkurs einhergehenden Kosten. Gleichzeitig aber 
bewirken Restriktionen im Zugang zu Finanzkapital, daß die Möglichk eit von 
Konkursen auch für eige ntlich ertragreiche Unternehmen als laten te Gefahr stets 
vorhanden ist . Daher verm eiden Entscheidungsträger solche Risiken, welche die 
Liquidität des Unternehmens, die „Conditio sine qua non" (vgl. SPREMANN 1991: 
221), gefährden könnten.48 

Die angesichts unsicher er Absat zmärkte unv ollkommenen Kapita lmärkte und -
letztlich - das Damo klesschwert des Konkurses bewegen Manager und Unter­
nehmer zu risikoscheuen Entscheidungen. STIGLITZ (1993: 27-31) und 
GREENWALD/STIGLITZ (1990) plädieren vor diesem Hintergrund für die 
Annahme risikoscheuer Unternehmen in ma &roökonomischen Modellen: „Much 
of the macro economic behavior of fir ms can be explai ned by the fact tha t firms 
are risk averse." (ebd.: 27). Unter der Annahme risikoscheuer Unternehmen wer­
den Rezessionen durch monetäre Faktoren ausgelöst oder verstärkt, und sie halten 
länger an, als es aus rein realwirtschaftlicher Sicht erklärbar erscheint (vgl. 

48 Interessanterweise sind die Finanzierungsrestriktionen und die aus ihnen folgende 
Konkursgefahr a uch nur v or d em H intergrund un sicherer A bsatzmärkte z u er klären: D ie 
Informationsasymmetrien, mi t de ren H ilfe d ie F inanzierungsrestriktionen e rklärt w orden 
sind, b eziehen s ich j a g erade auf die R iskanz der Investitionsprojekte des U nternehmens. 
Die Rentabilität vollkommen si cherer Ge schäftsideen wäre externen In vestoren nicht 
schwer kommunizierbar, und e ine Manipulation d er Projekte h in zu r iskanten, aber höher 
rentierlichen Projekten bliebe den Unternehmern/Managern versperrt. 
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STIGLITZ 1992). Im wei teren Verlauf der Arbeit werde ich risik oscheues Verhal­
ten in einer Mod ellierung der pe rsonalpolitischen Anpassungsentscheidung, also 
in einer einzelwirtschaftlichen Überlegung, unterstellen. 





IV. Personalpolitische Anpassungen als Portfoliokalkül: Eine 
formale Modellierung 

I. Die Grundidee des personalpolitischen Risikomanagements durch 
Flexibilität: Aufbau und Nutzung von Sicherheitskapitalien 

Hohe Absatzmarktunsicherheit zwingt Unternehmen unentwegt zu Anpas sungen 
in ihrem Wertschöpfungsprozeß. Zum einen ist selbst der alltägliche Produktions­
ablauf durch ein stochastisches Elemen t gekennzeichnet, weil der Absatz und 
damit die Produktion saisonalen, wöchentlichen und oft täglichen Schwankungen 
unterliegen, die nicht gut vorhe rsehbar sind. M aschinenlaufzeiten, Arbei tszeiten 
und die Art der Tätigkeit müssen daher ständig variiert werden. In Mehrprodukt­
unternehmen beispielsweise verschiebt sich häufig die Nachfrage zwischen unter­
schiedlichen Produktvarianten. Die Mitarbeiter müsse n sich auf jeweils andere 
Vorprodukte oder Herst ellungsverfahren imm er neu einst ellen, und der Produk ­
tionsapparat muß zwischen den verschiedenen Produkten umgerüstet werden 
(vgl. CARLSSON 1989: 189f.). 
Zum anderen muß sich der alltägliche Produktionsablauf über kurz oder lang auf­
grund von Innov ationen wandeln. Belegschaften müssen sich auf neu e Produkte 
und Verfah ren immer wieder neu einstellen. Das Wirtschaftsgeschehen ist mit 
SCHUMPETER (1950: 134ff.) als ein dynamischer Prozeß der „schöpferischen Zer­
störung" zu verstehen; Unternehmen sind in diesem Prozeß zu permanenter Inno­
vation oder Imitation gezwungen, um ih re Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. Da­
bei unterscheidet sich der Charak ter des un ternehmensinternen Wer tschöpfungs­
prozesses in der Hochkonjunktur von dem in der Unternehmenskrise: Während 
bei steigender und hoher Nachfrage die effiziente Produktion von Gütern im Vor­
dergrund steht, werden in Krisen Innovationsaktivitäten, mit deren Hilfe die 
Wettbewerbsfähigkeit wiedererlangt werde n soll, bedeuts amer (vgl. WEIGAND 
1996: 108-111).* 
Arbeitgeber können solche Anpassungen nur sehr begrenzt planen (vgl. Abschnitt 
II. 1.1), sie sind vielmehr in hohem Maße darauf angew iesen, die jeweils not­
wendigen Maßnahmen fallweise vorzunehmen. Ein erfolgreiches Risikomanage-

49 Die damit angesprochene Repression 7Wgge/-"-Hypothese, derzufolge Absatzkrisen Inno­
vationsaktivitäten auslösen, ist nicht unumstritten. Empirisch scheint jedoch manches dafür 
zu s prechen, da ß in d er U nternehmensrezession d ie B emühungen u m K ostensenkungen 
sowie um verbesserte P rodukte und P rozesse intensiviert werden. Zu entsprechenden Hin­
weisen vg l. fü r De utschland M EFFERT ( 1984) un d fiir Großbritannien G EROSKI/GREGG 
(1993). In neueren industrieökonomischen Arbeiten wird der innovative, „reinigende" Cha­
rakter v on Re zessionen betont (v gl. die Wendung „c leansing eff ect of recession" be i 
CABALLERO/HAMMOUR 1994). 
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ment besteht demnach in der um gehenden Reaktion auf sich wandelnde Absatz­
marktbedingungen. Handlungsflexibilität muß unter solche n Umständen als das 
zentrale Mittel des Risikomanagements gelten . Der Begriff „Flexibil ität" fängt 
dabei deutlicher als das häufige r gebrauchte Konzept der „Produktivität" ein, 
welche Eigen schaften eine Beleg schaft besitz en muß, um erfolg reich ihre pro­
duktiven Ziele zu erfüllen; „Flexibilität" transportiert Konnotationen wie Bew eg­
lichkeit, Anpassungsfähigkeit und Innovativität. 
Ein in diesem Sinne hohes Flexibilitätsniveau setzt voraus, daß ein Un ternehmen 
über bestimm te Ressourcen oder Reaktionspotentiale verfügt. Diese Potentiale 
sollen in dieser Arbeit als Sicherheitskapitalien bezeichnet werden.50 Die Erträ ge, 
die ein solches Kap ital abwi rft, gründen in der Fähigke it, in volatilen und sich 
wandelnden Geschäftslagen Gewinne abzuwerfen, mit ande ren Wor ten: das Un­
ternehmen gegen die Absatzmarktunsicherheit zu „versichern". Die Analogie 
zum Kapitalb egriff verdeutlicht auch, daß Unterne hmen über unterschiedliche 
„Technologien" im Risikomanagement verfügen können, d.h. ihr Sicherheits­
kapital kann me hr oder weniger wirksam im Be grenzen von Absatzmarktrisiken 
sein. 
Wie b ereits in Abschnitt II .1.1 v erdeutlicht, k önnen Un ternehmen a uf ve rschiedene F ormen 
von Fle xibilität - und da mit Si cherheitskapital - zurückgreifen. B eispielsweise e rlaubt di e 
Unterhaltung e ines L agers d ie „rechtzeitige Versorgung der V erbrauchsstellen m it den erfor­
derlichen Materialen, damit [die] Sicherstellung reibungsloser Produktionsabläufe gegeben" ist 
(„Lagerwirtschaft" 19 88: 22 ). Ei n La ger an M aterialien un d Zw ischenprodukten ist damit 
(auch) a ls ein S icherheitskapital im o ben be schriebenen S inn zu ve rstehen. Inwieweit ein 
Lagerhaltungssystem das Unternehmen gegen P roduktmarktrisiken zu v ersichern im stande i st, 
d.h. auf welchem Stand deren „Technologie" im Risikomanagement ist, hängt im wesentlichen 
von de r Lagerkapazität un d de r Or ganisation de r Lagerhaltung ab : Es mü ssen pr inzipiell 
genügend M aterialien vorgehalten werden können, di e r ichtigen In puts m üssen z ur L agerung 
ausgewählt w erden, u nd di ese m üssen r asch in d en P roduktionsprozeß ei ngebracht werden 
können. 
Auf ganz ähnliche Art und Weise kann die Belegschaft eines Unternehmens mehr 
oder weniger erfolgreich darin sein, das Unternehmen gegen die Erratik des 
Absatzmarktes zu versichern. Entsc heidend dafür sind, wie in Abschnitt II. 1.1 
bereits angedeutet, Handlungsflexibilitäten in der Personalpolitik. Die „Technolo­
gie" dieser Handlungsflexibilitäten im Risik omanagement hän gt von einer gan­
zen Reihe von Determinanten ab: von der Variabilität der Arbeitszeiten, der Inno­
vationsfähigkeit der Forschungs- und Entwicklungsabteilung, der Bereitschaft der 

so Vgl. auch den B egriff der „Sicherheitsgüter", den FARNY (1989: 1753f.) synonym für d ie 
risikopolitischen In strumente in sgesamt ge braucht. D iese I nstrumente k önnen de r Inf or­
mationsverbesserung dienen, auf Schadensverhütung ausgerichtet se in oder aber die W ir­
kungen von Unsicherheit auf die Unternehmensziele von v orneherein begrenzen, beispiels­
weise durch Versicherungen oder durch Güterreserven (vgl. ebd.). Der in dieser Arbeit ver­
wendete Begriff des Sicherheitskapitals k ommt d iesem d ritten Typ v on S icherheitsgütern 
nahe. 
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Arbeitnehmer zu innerbetrieblichen Umsetzungen, ihrer Motivation, kleinschritti-
ge Verbesserungen im Herstellungsprozeß zu finden usf. Das Konglomerat von in 
dieser Hinsich t relevanten Fähigkeiten und Eigenschaften soll in dieser Arbeit 
dadurch systematisiert werden , daß drei Form en personalpolitischer Sicherheits­
kapitalien unterschieden werd en. Diese Untersc heidung verläuft parallel zu der 
analytischen Trennung der Arbeitskosten in Mitarbeiterzahl, durchschnittliche 
Arbeitszeit sowie durchschnittlichen Stundenlohn. 
- Qualifikation als Siche rheitskapital - Funktionsflexibilität: Eine erste Quelle 

personalpolitischer Handlungsflexibilität gründet in den Mitarbeitern selbst. 
Diese dürften um so eher imsta nde sein, sich auf wechselnde Arbeitsanforde­
rungen einzustellen, je besser und breiter sie ausgebildet sind. Eine sogenannte 
„Funktionsflexibilität" (vgl. etwa OECD 1996: 131) der Mitarbeiter geht dabei 
in zweifacher Hinsicht über eine gute Qualifikation im Hinblick auf die 
arbeitsplatzspezifischen Erfordernisse hinaus. Erstens sind funktional flexible 
Beschäftigte dazu in der Lage, andere Aufgaben als die des angestammten Ar­
beitsplatzes zu überne hmen. Zweitens können sie Innovationen hervorbringen 
bzw. sich schnell auf neue Herstellungsverfahren und Produkte einstellen (vgl. 
BARTEL/LICHTENBERG 1987). 

- Arbeitszeitordnung als Sicher heitskapital - Zeitflexibilität: Auch die Arbeits­
zeitordnung, die Rege ln, nach de nen der Arb eitgeber die Leistungen der Mit­
arbeiter abru fen kann, verm ag als Sicherh eitskapital einen Beitrag zum Risi­
komanagement zu leisten. „Heute versuc hen die Unternehmen, ihre Arbeits­
zeitsysteme .. so zu konzipieren, daß auf einem hohen durchschnittlichen 
Niveau der Betri ebszeiten Anpassungen an die Marktsituation mögl ich sind." 
(BOSCH 1997: 146) Im Fa ll von Absatzmarkteinbrüchen kann die Arbei tszeit­
ordnung eines Unternehmens vor allem dann einen Beitrag zur Flexibilität lei­
sten, wenn sie trotz mögl icherweise insgesamt reduzierter Arbeit länge re Ar­
beitszeiten für bestimmte, die Innovationen tragende Mitarbeitergruppen 
zuläßt. 

- Lohnsystem als Sicherheitskapital - Lohnanreizflexibilität: Die Anpassung s­
und Innovationsleistungen, die in den v orangehenden Abschnitten betont wor­
den sind, kann der Arbeitgeber nicht einfordern. Er ist vielmehr auf die Moti-
ation und Zusamm enarbeit der Mita rbeiter angewiesen. Der Entlohnung wird 
dabei häufig, etwa in der Effizienzlohntheorie und der Personalwirtschafts­
lehre, eine besond ers hohe Anre izwirkung zugeschrieben. Allerdings bestim­
men nicht alle in die Höhe des Loh nes, sondern darüber hinaus die Lohnform 
und damit die Kriterien , an denen sich die Höhe des gewährten Lohnes aus­
richtet, wie stark die Anreizwirkungen jeweils ausfallen. Somit kann auc h das 
Entlohnungssystem als ein Sicherheitskapital betrachtet werden. Es trägt 
soweit zur Anpas sungsfähigkeit des Unte rnehmens bei, wie es den Mitarbei­
tern Lohn anreize zu Bew eglichkeit und Ideenreichtum setzt, wie es mit ande-
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ren Worten die Funktions- und Zeitflexibilität der Mi tarbeiter unterstützt. Vor 
diesem Hintergrund spricht TONDORF (1995) von einem „Flexibilitslohn". Die 
risikomindernde Wirkung, die au f diese Weise vom Loh nsystem ausgeh t, sei 
entsprechend mit Lohnanreizflexibilität bezeichnet. 

Bis zu dieser Stel le stand die Ertr agsseite der angefü hrten Sicherheitskapitalien 
im Blickpunkt. Die Kap italmetapher erinnert jedoch auch dar an, daß die Versi­
cherungsleistung untersc hiedlicher Flexib ilitäten den Unternehmen nicht unent­
geltlich zufäl lt. Vielmehr sind den Ert rägen der Sich erheitskapitalien bestimm te 
Kosten gegenzurechnen.51 Zwei Kostenkategorien sind hier zu unterscheiden: 
Erstens erforder t der Aufbau von Sicher heitskapital Investitionen mit entspre­
chenden „Anschaffungskosten". Zweitens verursacht seine Nutzung laufende Ka­
pitalkosten. 
Im Fall der Lagerhaltung bestehen die Kosten zum Außau des Sicherheitskapitals zunächst im 
Aufwand z um Bau oder Kauf von Lagerräumen. Darüber hinaus sind Organisationskosten zur 
Einrichtung des L agerhaltungssystems z u be rücksichtigen: So m üssen f unktionierende O rd­
nungssysteme und re ibungslose Abläufe des Ein- un d A uslagems gefunden w erden. W ie gut 
die Lagerhaltung die F unktion e ines Sicherheitskapitals er füllt, ih re Technologie im Risiko­
management, wird im wesentlichen v on d iesen in vestiven Tätigkeiten bestimmt. Je h öher die 
Lagerkapazität a usfällt und je re ibungsloser di e O rganisation, d esto e rfolgreicher k ann die 
Lagerhaltung das U nternehmen g egen unvorhersehbare M arktentwicklungen v ersichern. D ie 
Nutzung des Lagers, die eigentliche Lagerhaltung, ve rursacht darüber hinaus la ufende Kosten, 
die vor allem i m Aufwand durch die Bindung von F inanzkapital, das auch anderweitig genutzt 
werden könnte, bestehen. Während die Ko sten zu m Aufbau ei ner La gerhaltung im w e­
sentlichen fix und einmalig sind, variieren die Nutzungskosten der Lagerhaltung m it der Höhe 
des Lagerbestandes, und sie fallen periodisch an.52 

Die Kosten, die Arbeitgeber zum Aufbau und zur Nutzung ihrer personal­
politischen Sicherheitskapitalien aufbrin gen müssen, bestehen im Personalauf­
wand. Er enthält zu ein em nennenswerten Antei l auch investi ve Ausgaben, also 
Aufwendungen zum A ufbau von S icherheitskapitalien. So setz t eine hohe Fu nk­
tionsflexibilität Investitionen in die Aus- und Weiterbildung voraus. Um fle xible 
Arbeits- und Betriebszeitenregelungen zu impleme ntieren, müssen Arbeitge ber 
mit den Ar beitnehmern, mit Betr iebsräten und Gewer kschaften verhandeln, was 
zeit- und k ostenintensiv sein kann (vgl. HOFF/EBBING/ K UTSCHER 1993). Zudem 
ist die Ein führung neuer, flexibler Arbeitszeitregelungen mit Ände rungen in der 

51 KOCH (1991) spricht in diesem Zusammenhang von „Sicherungskosten". 
52 Ein Grenzfall bei dieser Unterscheidung bilden Reinvestitionen, die einen Wertverlust beim 

Sicherheitskapital au sgleichen so llen, et wa R eparaturen a n L agerhallen. Ei nerseits fallen 
solche K osten p eriodisch o der z umindest wi ederholt a n, u nd si e e ntstehen hä ufig d urch 
Nutzung bzw. Abnutzung des Sicherheitskapitals; i nsofern w ären s ie den Nutzungskosten 
zuzuschlagen. A ndererseits d ienen sie dem (Wieder-)Aufbau v on Sicherheitskapital. W as 
die i n d ieser A rbeit be trachteten K apitalien a ngeht, Q ualifikation, A rbeitszeitsystem und 
Entlohnungssystem, so dü rften lediglich im ers tgenannten Fall Reinvestitionen einen 
bedeutsamen Kostenfaktor darstellen. 
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Ablauforganisation verbunden (vgl. B ELLMANN et al. 1996: 32). Ähn liche Ver-
handlungs- und Reorganisationskosten, die sich insbesondere aus Akzeptanz­
problemen der Arbeitnehmer ergeben, fallen für die Implementation solcher 
Lohnsysteme an, die eine hohe Motiv ation der Belegschaft versprechen (vgl. 
MARR/KÖTTING 199 3: 226-228). Diese un d ähnliche Ma ßnahmen dienen dazu, 
die Technologie im Ris ikomanagement zu verbe ssern; sie heben das Niveau de r 
Funktions-, der Zeit- oder der Lohnanreizflexibilität. 
Davon zu unterscheiden sind Personalaufwendungen, die bei einer gegebenen 
Technologie des personalpolitischen Risikomanagements anfallen. Sie stellen 
Entgelt für gelei stete Arbeit im al ltäglichen Betriebsablauf dar. Solche Personal­
aufwendungen lassen sich im vorlieg enden Zusamm enhang als Nutzungsko sten 
der personal politischen Sicherheitskapitalien verstehen . Im Beispie l der Lager­
haltung gilt: Wie intensiv die Lager haltung als Sich erheitskapital zu einem be­
stimmten Zeitpu nkt genutzt wird, hängt von der Menge an eingelagerten Vor­
produkten ab. Auf die selbe Weise bemißt sich die Stärke, mit der au f das Reak­
tionspotential einer Belegschaft zurückg egriffen werde n kann, nach den nicht-
investiven Personalaufwendungen im oben beschriebenen Sinn. Indem Arbeit­
geber beispie lsweise eine Vielza hl gutqu alifizierter Mitarbeiter beschäftigen, si­
chern sie sich die Mögli chkeit, die Funktionsflexibilität der Belegs chaft einzu­
setzen. Die Zahl der durchschnittlich geleisteten Arbeitss tunden bestimmt auf 
ähnliche Weise, wie stark die Zeitflexibilität des Unternehmens genu tzt wird. 
Denn wenn, vereinfacht gesprochen, Zeitflexibilität bedeutet, daß der Arbeitgeber 
jede vereinbarte Arbeitsstunde zu jeder Tageszeit und an jedem Wochentag 
gewissermaßen abrufen kann, so erhöht sich mit der Zahl der Arbeitss tunden 
auch die Zahl der auf s olche Weise frei verfügbaren Stunden. Schließlich gilt: Je 
höher der Stunde nlohn ist, den Arbei tgeber einräumen, desto stä rker nutzen Ar­
beitgeber die Anreizwirksamkeit des Lohnsystems. Einen solchen Gedanken ent­
hält die Effizienzlohntheorie: Arbeitg eber räum en dort unter Umständen einen 
höheren Lohn ein, weil dies die Produktivität der Mitarbe iter und den Unter­
nehmensgewinn erhöht. 
Den beiden Kostenkategorien - einerseits Aufbau, andererseits Nutzung von 
Sicherheitskapitalien - entsprechen auch zwei Entscheidungsebenen. Während 
Entscheidungen zur Akkum ulation von Sic herheitskapitalien lang fristig-strategi­
scher Art sind, folgen Entsche idungen zur Kapital nutzung einem kurz fristigen, 
gewissermaßen operativen Kalkül. Anders formuliert: Kurzfristig werden Arbeit­
geber eine gegebene Technologie zur Risikominderung mehr oder weniger inten­
siv nutzen. Ers t langfristig stellt sich auch die Frage, wie die Techn ologie ver­
bessert, wie mit anderen Worten ein technischer Fortschritt im Risikoma­
nagement realisiert werden kann. 
So is t es eines, sich zwischen der E inrichtung e iner Lagerhaltung und e iner l agerlosen Fe rti­
gung zu entscheiden. Der Beschluß, ein Lagerhaltungssystem als Sicherheitskapital einzurich­
ten, kann hohe Bauinvestitionen nach sich ziehen und b eeinflußt den gesamten Fertigungsfluß. 
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Solche Entscheidungen sind daher schwer revidierbar. Alle langfristigen Kosten und vermute­
ten Er träge dü rften in d ie E ntscheidungsfindung ei nfließen. Es is t ei n an deres, so fern ei ne 
Lagerhaltung bereits eingerichtet ist, das Lagerbestandsniveau für eine bestimmte Planungspe­
riode zu e rmitteln. D ieses Problem d er optimalen Nutzung eines S icherheitskapitals fallt pe ­
riodisch an, di e E ntscheidungen sind d emnach le icht zu revidieren. In aller Re gel dü rfte d ie 
Möglichkeit, die Lagerhaltung wieder aufzugeben, bei diesem kurzfristigeren K alkül gar n icht 
in Betracht gezogen werden. Zudem sind die anfangs verursachten Baukosten für die Bestim­
mung de s op timalen L agerbestands in d er P lanungsperiode e ntscheidungsirrelevant, da sie 
bereits a ngefallen un d un ter no rmalen U mständen n icht-rückholbar s ind („ sunk cos ts", vgl. 
etwa DIXIT/PINDYCK 1994: 8f.). 
Für die Personalpolitik gilt ebenso, daß Entscheidungen zum Aufiau von Sicher­
heitskapitalien langfristig-strategischer Art sind. Eine neue Qualif izierungsstra­
tegie, die Einrichtu ng eines flexi blen Arb eits- und Betrie bszeitensystems sowie 
eines anreizw irksamen Ent lohnungssystems dürften sich angesic hts der Investi­
tionskosten erst mit Verzö gerung aus Arbeitgebersicht bezahlt machen. Daher 
legen Arbeitgeber für solche Entscheidungen einen langfristigen Horizont zu­
grunde, und die Entscheidung dürfte auch angesicht s kurzfristiger Änderungen 
der Absatzmarktlage aufrechterhalten werden. Aus Ergebnissen des IAB-Be-
triebspanels 1993 bis 19 95 ist beisp ielsweise geschlossen worden, „daß betrie b­
liche Entscheidungen zu Umfa ng und Ausgestaltung von Schichtarbeitssystemen 
... grundsätzlich auf Dauer angelegt sind - und daß somit Veränderungen dieses 
.Betriebs- und Arbeits zeitarrangements' nur bei stark veränderten Produktions­
und Abs atzbedingungen zu erwarten sind." (B ELLMANN et al. 1996: 22) Weit­
reichende Fragen dieser Art sind vergleichbar mit der Entscheidung für ein 
bestimmtes „Beschäftigungssystem" (vgl. zu diesem Begriff OSTERMAN 1987). 
Demgegenüber beziehen sich Entscheidungen zur Nutzung personalpo litischer 
Sicherheitskapitalien auf einen kurzfristigeren Zeithorizont, und sie sind deu tlich 
leichter revidierbar. Wenn etwa die Zahl der durchschnittlich geleisteten Stunden 
in der Rez ession reduziert wird, so schließt das keines wegs Arbeitszeitverlänge­
rungen im Wiederaufschwung aus. Kurzarbeit ist ein häufig genutztes Instrument, 
mit dem deutsche Großunternehmen auf einen Nachfragerückgang reagieren. Der 
kurzfristige Charakt er äußert sich bei diese r Entscheidung auch darin, daß die 
oben erwä hnten Investiti onskosten zur Umste llung des Arb eitszeitregimes einer 
Unternehmung nicht in die Entscheidung einfließen. Wie teue r auch immer die 
Aushandlung regelmäßiger Nacht- und Schichtarbeit für den Arbeitgeber war, die 
durchschnittlichen Arbeitszeiten wird er dennoch verkürzen, sofern die Ge­
schäftslage dies nahelegt. 
Sowohl die Frage, unter welchen Umständen Unternehmen personalpolitische 
Sicherheitskapitalien aufbauen, als auch das Problem der optimalen Nutzung die­
ser Sicherheitskapitalien gehört zu einer vollständigen Theorie des Risikoma­
nagements in der Pers onalpolitik. In dieser Arbeit werde ich mich auf die Er klä­
rung des Nutzun gsaspektes konz entrieren. Daraus ergib t sich im folgenden die 
Annahme, die Ausstattungen der Unternehmen mit Sicherheitskapitalien, die 
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Risikomanagementtechnologie, seien gegeb en und fix. Dies scheint gerechtf er­
tigt, um die unternehmerischen Reaktionen auf Absatzmarktänderungen zu erklä­
ren: Unsich ere Absatzmä rkte legen den Unter nehmen Anpa ssungszwänge auf, 
denen sie rasch nachkommen müssen. Daher dürften Unternehmen zunächst Ent­
scheidungen, welche die Nutzung von Sich erheitskapitalien betreffe n, angehe n, 
bevor sie versuchen, die Ausstattung mit Sicherheitskapitalien zu ändern. 
Die lange und die kurze Frist sind dabei auf zwei Weisen miteinander verknüpft. 
Erstens beeinflussen die langfristig aufgebauten Flexibilitätsniveaus das Ergebnis 
des kurzfri stigen Kalküls. Wie noch zu untersuchen ist, dürfte es für die Ent­
scheidung eines Arbeitgebers, in einer Absatzkrise Person al abzubauen, nicht 
irrelevant sein, ob die Beschäftigten hoch- oder geringqualifiziert sind; die Funk­
tionsflexibilität des Unternehmens dürfte die Intensität der Personalanpassung 
beeinflussen. Zweitens gilt umgekehrt, daß die kurzfristigen beschäftigungspoliti­
schen Entscheidungen gleichzeitig Entscheidungen darüber sind, wie intensiv auf 
die vorgehaltenen Flexibilitätsausstattungen in der aktuellen Planungsperiode zu­
rückgegriffen wird. Indem ein Arbeitgeber gutausgebildete Arbeitnehmer in einer 
Unternehmensrezession weiterbeschäftigt, entscheidet er sich gl eichzeitig für die 
intensive Nutzung der Innovationsfahigkeit seiner Belegschaft. 

2. Unternehmenstheoretische Einordnung, Modellidee und 
methodische Entscheidungen 

Portfoliomodelle in der Unternehmenstheorie 
Das oben skizzier te Entscheidungsproblem des Arbei tgebers soll in der vorlie­
genden Arbei t mit Hilfe eines portf oliotheoretischen Mo dellrahmens abgebildet 
werden: Das Portfol iokalkül eines Arb eitgebers, der personalpolitische Anpas­
sungen vornimmt, wird per An alogie von der fi nanzwirtschaftlichen Theorie der 
individuellen Anlage entscheidungen auf die Person alwirtschaft über tragen. Die 
personalpolitischen Sicherheitskapitalien werden zu Anlagemöglichkeiten des 
Arbeitgebers; Änderungen des Besc häftigtenstandes, der durchs chnittlichen Ar­
beitszeitdauer und des Stundenlohnniveaus sind Umschichtungen in einem perso­
nalpolitischen Portefeuille. Dieser Ansatz ist inspiriert von zwei arbeitsmarkt-
theoretischen Arbeiten von GREENWALD/STIGLITZ (1989; 1995) und baut auf 
einer - wenn auch kleinen - unternehmenstheoretischen Tradition auf, in der Un­
ternehmen als „Portefeuilles" modelliert werden. 
In ihrem ursprünglichen Anwendungsbereich entwickelt die wesentlich von 
MARKOWITZ und SHARPE geprägte einzelwirtschaftliche Portfoliotheorie prä-
skriptive Entsch eidungsregeln für einen einzelnen Ents cheidungsträger, der vor 
dem Prob lem steht , liquide Mittel in unter schiedliche Fin anzanlagen zu lenken. 
In der Folg e ist der modell theoretische Rahmen dazu genutz t worden, das Opti-
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mierungsverhalten für di e Aktiva und P assiva von Banke n bzw. des Ban kensek­
tors abzubilden (vgl. etwa COURAKIS 1974; 1980 sowie z um Überblick G ROSCH 
1989; 23ff.).53 Indem BALTENSPERGER (1980: 27) den Erklärungsbeitrag der 
Portfoliotheorie für das Bankenverhalten diskutiert, schlägt er den Bogen zu einer 
allgemein unternehmenstheoretischen Anwendung: 

,,[I]t i s true in a formal sense that a financial firm is n othing but a c ollection o f 
assets and liabilities. But so is General Motors, and any other economic unit." 

Seitdem ist nun tatsäc hlich der Anwe ndungsbereich der Portfo liotheorie auf die 
modellhafte Abbildung von Anpassungsvorgängen von U nternehmen ausgedehnt 
worden. HAY/MORRIS (1984) sowie HAY/LOURI (1989; 1994) modellieren Unter­
nehmen als Portefeuilles aus Aktiva und Passiva. Mit Hilfe von Bilanzdaten 
untersuchen sie unternehmerische Anpassu ngen in physischem Kapital, Lager­
beständen, kurzfr istigen Forderungen sowie Kreditver bindlichkeiten. Dabei gilt 
das Forschungsinteresse der Erklärung von Firmenverhalten, nicht der Formu lie­
rung optimaler Entscheidungsregeln in präskript iver Absicht. N EUMANN (1993) 
wendet einen portfoliotheoretischen Rahmen in einer industrieökonomischen 
Arbeit an, in der V ersuche zur Verringerung unternehmerischen Risikos endogen 
erklärt werden. 
In zwei kürzeren Beiträgen haben GREENWALD/STIGLITZ (1989; 1995) die Port­
foliotheorie für a rbeitsmarkttheoretische Arbeiten fruchtbar gemacht. Sie model ­
lieren ein für die Gesam twirtschaft repräsentatives Unternehmen, das in Abhän ­
gigkeit von den Absatz marktbedingungen personalpolitische Anpassungen vor­
nimmt. Die Ents cheidungsvariablen des Arbeit gebers sind Ände rungen des Per­
sonalstandes, der Arbeit szeit sowie des Lohnes; diese n Änderungen lassen sich 
bestimmte erwartete Erträge und Risiken zuordnen, wovon wiederum die jew eils 
optimale Anpassu ng eines risiko scheuen reprä sentativen Arbei tgebers bestimmt 
wird. 

Die Modellierungsidee: Personalpolitische Anpassungen als Ergebnis zweier 
Budgetierungsentscheidungen 
Die im folgenden zu entwic kelnde Modellierung greift diese Idee auf. 54 Unter­
stellt werden damit auch zentrale Prämissen einer Portfoliotheorie des Unterneh­
mens: Arbeitgeber als personalpolitische Entscheidungsträger agieren risiko­
scheu. Entscheidungsleitend sind fü r sie die e rwarteten Erträge, die sich in einer 
begrenzten Planungsperiode erw irtschaften lassen, sowie das Risiko dieses Er-

53 Die i n d ieser W endung n un er klärende A bsicht de r Po rtfoliotheorie k ommt de r ge samt­
wirtschaftlich ausgerichteten Arbeit TOBINs nahe. 

54 In der ko nkreten m athematischen Formulierung i st d ie h ier gebotene Modellierung a ller­
dings gänzlich anders als die Arbeiten von GREENWALD/STIGLITZ. 



85 

tragswertes, gemessen als die Varianz der Erträge. Entscheidungstheoretisch 
gesprochen wird eine Erwartungswert-Varianz-Welt angenommen.55 

Zwei „Portfolio-" bzw. Budgetierungsentscheidungen des Arbei tgebers sind zu 
unterscheiden: Erstens legt er ein Personalbudget, d.h. eine Obergrenze für die in 
der Planungsperiode auszugebenden Arbeitskosten, fest. Portfoliotheoretisch 
gesprochen sind dies die Mitte l, die der Arbe itgeber in das Perso nal des Unter­
nehmens und das in ihm ge bundene Sicherheitskapital, nicht a ber in F inanzanla­
gen, lenkt. Insbesondere Großunternehmen haben über die Zeit Milliardenbeträge 
in liquides Unternehmensvermögen, etwa in Bankg uthaben, Wechsel und Wert ­
papiere, angelegt (vgl. WE IGAND 19 95: 136f.). Liquide Reserven stellen, wie in 
Kapitel II.2 erwäh nt, eine Ressource dar, mit dere n Hilfe Unte rnehmen flexibel 
auf wechselnde Marktbedingungen reagieren können. Darüber hinaus wirft dieses 
Finanzkapital Renditen ab, an de nen die von den personellen Ressourcen erwirt­
schafteten Erträge gemessen werden. Wenden solche Unternehmen, die aufgrund 
ihrer Sicherheitskapitalien eine hohe per sonalpolitische Flexibilität besitzen, ein 
größeres oder ein kleineres Personalbudget auf als Unternehmen mit einer relativ 
geringen Flexibilität? Wie ändert sic h dieses Personalbudget im Konjun kturver­
lauf und angesichts steigender Unsicherheiten an den Absatzmärkten? Das 
Modell in Kapitel IV.3 erlaubt Antworten auf solche Fragen. 
Das Flexib ilitätsniveau einer Unterne hmung kann versc hiedene Quel len haben. 
So mag ein Unte rnehmen besonders flexibel sein, weil es eine Vielz ahl gutaus ­
gebildeter Fachkräfte beschäftigt und daher eine funktion sflexible Belegsc haft 
besitzt. Ein anderes Unterne hmen mag, im Unterschied dazu , zwar vergleichs­
weise geringqualifizierte Mitarbeiter beschäftigen, dafür jedoch über ein Arbeits­
zeitsystem verfügen, das Nachtarbeit, Wochenendarbeit und eine kurzfristige 
Variation von Überstunden erlaubt. Flexib ilitätsquelle dieses Unter nehmens ist 
dann die Zeitf lexibilität. Selbst wenn beide U nternehmen zu ein un d demse lben 
Gesamtflexibilitätsniveau gelange n und selb st wenn daher beide Unternehmen 
ein Personalbudget in derselbe n Höhe au fstellen, so kann sic h dennoch die Ver ­
wendung des Personalbudgets zwischen beiden Unternehmen unterscheiden. 
Diese zweite Entscheidung wird im folgenden eben falls modelliert. Der Arbeit­
geber kann das Personalbudget auf die drei personalpolitischen Instrumente: Mit-

55 Alternativ h ierzu k önne auch ein e inseitiger R isikobegriff verfolgt w erden: L ediglich d ie 
Gefahr von Verlusten bzw des Unterschreitens einer Gewinnschwelle stellt in d ieser alter­
nativen Konzeption eine entscheidungsrelevante Tatsache von Unsicherheit dar. Vgl. dazu 
insbesondere di e „T heorie de s Ge winnvorbehalts K OCHs ( 1996) un d di e Ü berlegungen 
SPREMANNs ( 1997) zur „ Verlustgefahr" in d er p ortfoliotheoretischen A nalyse der in divi­
duellen F inanzanlageentscheidung. D er in d ieser Ar beit un terstellte z weiseitige Ris iko­
begriff, de r im V arianzmaß Gewinnchancen u nd V erlustgefahren g leichbehandelt, dü rfte 
jedoch in Art u nd Richtung der Zusammenhänge, die im folgenden untersucht werden sol­
len, ganz ähnliche Ergebnisse produzieren wie ein einseitiger Risikobegriff. 
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arbeiterzahl, durchsch nittliche Arbeits stunden und Stunde nlohnniveau,56 auftei­
len. Aufgrund der Budgetbeschränkung aus dem oben skizzierten Teilmodell ste­
hen diese Instrumente in Konkurrenz zueinander: Der Arbeitgeber kann eine klei­
ne Zahl von Mitarbe itern mit lang en Arbeits zeiten und hohe n Löhnen beschäf­
tigen; er kann statt dessen eine Vielzahl von Teilzeitbeschäftigten zu einer m ode­
raten Entlohnung anstellen; usf. In der Arbei tsnachfragetheorie bestimmen Pro­
duktivitäten und Faktorkosten, wie beschäftigungsintensiv bzw. wie „arbeitszeit­
intensiv" ein Unternehmen produz iert (vgl. Kapitel II.3). Im hier vorges tellten 
Modell ergeben sich die Ant eile der einzelnen Inst rumente, des Beschäf tigungs­
standes, der durchschnittlichen Arbeitszeit sowie des St undenlohnes, am „pe rso­
nalpolitischen Instrumentenportefeuille" aus den jeweiligen Niveaus an Funk-
tions-, Zeit- und Loh nanreizflexibilität. Denn wie o ben bereits angedeutet ist die 
Entscheidung, Mitarbeiter zu beschäftigen, uno actu ein Rückgriff auf deren Qua­
lifikation bzw. Funkt ionsflexibilität. Die Arb eitszeitdauer bestimmt gleichz eitig, 
wie intensiv die Zeitflexibilität des Unternehmens in der Planungsperiode genutzt 
wird. Das Stun denlohnniveau schließlich legt die Nutzu ng der Anr eizwirkungen 
des Lohnsystems fest, da jede zusätzlich für die Entlohnung aufgewendete 
Geldeinheit positive Anreizwirkung nach sich ziehen dürfte.57 

Wie verändert sich die Verwendung des Personalbudgets unter wechselnden 
Absatzmarktbedingungen? Den F lexibilitätsniveaus, so die Grundidee, dürfte ein 
maßgeblicher Einfluß als erklärende Variable zukommen. Bauen zeitflexible 
Unternehmen in der Krise mehr Per sonal ab als funktionsflexible? Mit welchen 
Maßnahmen reagieren Arbeit geber auf steigende n Wettbewerbsdruck? Mit Per­
sonalabbau, Neueinstellungen, Arbeitsze itverkürzung oder Arbeitszeitverlänge-

56 Unter dem Stundenlohnniveau sei dabei hier und im folgenden der Quotient aus den gesam­
ten A rbeitskosten zur Nutzung der p ersonalwirtschaftlichen Sicherheitskapitalien v erstan­
den. Damit sind auch Teile der fixen Arbeitskosten, insbesondere die freiwilligen b etrieb­
lichen Leistungen, im Stundenlohn enthalten. Dies dürfte nicht zuletzt deshalb eine zuläs­
sige A bgrenzung d es S tundenlohnes s ein, da b etriebliche S ozialleistungen a ls T eil ein es 
Gesamtentgeltes zu b etrachten s ind u nd „ reguläre" Entlohnungsbestandteile ersetzen k ön­
nen (vgl. SADOWSKI 1984). 

57 Es w ird h ier also n icht (w ie i nsbesondere in der E ffizienzlohntheorie) angenommen, daß 
beim L ohn m it ab nehmenden G renzerträgen d er A nreizwirkung zu r echnen ist . Eb enso 
wenig w erden ab nehmende G renzerträge bei der Q ualifikation un d bei der Ar beitszeit 
unterstellt. Dies sind stark vereinfachende Annahmen. Sie sind sinnvoll, um einen zentralen 
risikotheoretischen (im Unterschied zum produktions- oder kostentheoretischen) Aspekt der 
betrieblichen Beschäftigungs-, Arbeitszeit- und Lohnpolitik konturiert herauszuarbeiten: So 
wird s ich ze igen, daß selbst u nter der A nnahme g rundsätzlich n ie n achlassender A nreiz­
wirkungen des Lohnes der Arbeitgeber keinen „unendlich hohen" Lohn zahlen w ird, da es 
im Portfoliokalkül an gesichts von R isiken i mmer s innvoll ist , un terschiedliche „ Anlage­
möglichkeiten" bz w. Instrumente gle ichzeitig zu nu tzen (v gl. insbesondere Abschnitt 
IV.3.5). 
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rung? Solche Fragen sind mit dem in K apitel IV.4 exp lizierten Ansatz zu beant­
worten. 
Die Modellierung betrieblicher Anpassungsentscheidungen erfolgt demnach in 
zwei analyti sch getren nten Schri tten, die jedoc h ineinandergreifen und die ge­
meinsam erst das personalpolitische Anpassungsverhalten beschreiben: Erst wenn 
das verfügbare Personalbudget vorgegeben ist (Budgeteffekt) und wenn dann über 
seine Verwendung, die von den intern vorge haltenen Formen und Niveaus per­
sonalpolitischen Siche rheitskapitals abhängt, entsch ieden ist (Portefeuilleeffekt), 
stehen Richtung und Stärke der personalpolitischen Anpassungen an wechsel nde 
Absatzmarktsituationen fest. In Kapitel IV.5 sollen daher Budget- und Porte­
feuilleeffekt zusammengeführt werden. Es werden Hypothesen über Beschäf-
tigungs-, Arbeits zeit- und Lohnbewegungen aus dem Modellrahmen abgeleitet 
und anha nd numerischer Beispi ele illustriert. Exemplarisch soll gez eigt werden, 
daß sich die pe rsonalpolitischen Reaktionen insbeso ndere nach der Flexib ilitäts­
ausstattung der Unte rnehmen, aber auch n ach der Risi kobereitschaft der Arbeit­
geber, zwischenbetrieblich unterscheiden. 

Der Perspektivenwechsel: Risikomanagement statt Kostenminimierung 
Die Portfoliotheorie integriert den Tradeoff zwischen erwartetem Ertrag und des­
sen Risiko in die betriebliche Zielfu nktion. Entsc heidungsrelevant für den risi­
koscheuen Arbeitgeber ist ni cht nur der zu erwartende Unternehmenserfolg, son­
dern auch dessen Volatilität. Diese wiederum hängt von den unsicheren Entwick­
lungen am Absatz markt und unternehmensinternen Bedingungen, insbeson dere 
von den Flexibil itätsniveaus, ab. Damit werden Personal entscheidungen - zur 
Festlegung eines Personalbudgets, eines Flexibilitätslohnes usf. - hier als ertrags­
orientierte Budgetierungsentscheidungen mit begrenztem Zeithorizont unter 
Unsicherheit verstanden. 
Der zu entwick elnde Ansatz per sonalpolitischer Anpa ssungen bedeu tet im Ver­
gleich zur Arbeits nachfragetheorie einen Persp ektivenwechsel. Erkärung sfakto-
ren für Perso nalpolitik, die von der Arbe itsnachfragetheorie vernachlässigt wor­
den sind, können so beleuchtet werden. Der Perspektivenwechsel betrifft im 
wesentlichen zwei Unterschiede: 
- Die Arbeitsnachfragetheorie versteht Personalanpassungen im wesentlichen als 

als Minimierung von Kosten, seien es in statischer Sicht von Faktorkosten oder 
in dynamischer Sicht von Anpassungkosten. Der portfoliotheoretische Modell­
rahmen erlaubt im Unterschied dazu, mehrere Typen und Grade von Unsi­
cherheit in ihrer Wirku ng auf Anpassungsentscheidungen zu integrier en. Der 



88 

Ansatz läßt sich dami t in eine „allgemeine Theorie des Risi ko-Management" 
(ALBACH 1980) einordnen.58 

- Anstatt von Pro duktivitäten und Ko sten zu hand eln, kann der po rtfoliotheore-
tische Ansatz die ze ntrale unsicherheitsreduzierende Wirkung von Flexi bilität 
herausarbeiten, nicht zuletzt auc h, um die einzel wirtschaftliche Heterogenität 
im betrieblichen Anpassungsverhalten erklären zu könn en. Der Ansa tz leistet 
damit einen form alen ökonomischen Beitrag zur erst beg innenden Diskussion 
um das sogenannte „Flexible Unternehmen" in Arbeitsmarkttheorie und Perso­
nalwirtschaftslehre (vgl. etwa VICKERY/WURZBURG 1996; ANTONI/EYER/ 
KUTSCHER 1997). 

Der Erkäru ngsbeitrag des hier vorge stellten Ansat zes muß sich an der Realität 
bewähren. Inwieweit die Perspektive, personalpolitische Anpassungen folgten ei­
nem Risikomanagementkalkül, empirische Ergebnisse erklären kann - unter Um­
ständen sogar bess er als die Perspe ktive der Kost enminimierung, möchte ich in 
Kapitel IV.6 prüfen. 

Die Modellierung von Unsicherheit als Risiko 
In dieser Arbeit wurden „Unsicherheit" und „Risiko" bislang synonym verwandt 
und mi t Begriffen wie „Un wägbarkeiten" oder „Unvorhersehbarkeit" umschrie­
ben. Mit dem gewähl ten portfoliotheoretischen Rahmen wird jedoch auch ein 
spezieller Risikobegriff unte rstellt: Indem das Risiko mit der Varia nz gleichge ­
setzt wird, werden die Annahmen, die in der Entscheidungstheorie eine Risikosi­
tuation kennzeichnen, übernom men, denenzufolge der Entscheidungsträger die 
denkbaren künftigen Umwe ltzustände sowie die mit ihnen verbundenen Kon­
sequenzen bei unterschiedlichen eigenen Akti onen kennt und die Eintrittsw ahr­
scheinlichkeiten künftig er Ereignis se zumin dest subjektiv abzu schätzen vermag 
(vgl. etwa BAMBERG/COENENBERG 1994: 66f.). 
Seit KNIGHT (1971: 224f.) wird an die sem Risikokonzept vielfach kritisiert, daß 
es den tatsäch lichen Informa tionsstand in vielen Entsc heidungssituationen nicht 
korrekt beschreibe: Häufig seien Eintrittswahrscheinlichkeiten für künftige Ereig­
nisse weder objektiv gegeben, noch könnten sie in vielen Fällen aus der Vergan­
genheit ermittelt werden. 

„Business d ecisions . .. d eal wi th s ituations w hich are f ar t oo u nique, ge nerally 
speaking, for any sort of Statistical tabulation to have any value for guidance. The 
conception of an objectively m easurable probability o r chance is simply i nappli­
cable." (ebd.: 231) 

58 Kostenminimierung un d Ri sikomanagement sin d nic ht al s str ikt alt ernative An sätze zu 
betrachten. F UNKE (1995) zeigt, daß Fixkosten u nter Unsicherheit aus U nternehmenssicht 
als be sonders pr oblematisch e inzuschätzen s ind. Se in A nsatz ve rbindet K ostenminimie-
rungs- und Risikomanagmentaspekte von Beschäftigungsentscheidungen. 
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Der unvorhersehbare und einzigartige Charakter von wirtschaftlichen Ereignissen 
dürfte tatsächlich eher die Regel denn die Ausnahme sein. Auch perso nalpoliti­
sche Entscheidungen dürfte n überwiegend in Situatione n getroffen werden, die 
einzigartig sind und in denen objektive Wahrscheinlichkeiten nicht anzugeben 
sind (vgl. auch KRINGS 1996: 24-30). 
Für diese Situa tionen hat KNI GHT, im Unterschied zu „Risiko", den Begri ff der 
echten Unsicherheit („true uncertainty") geprägt und damit vielfach Anklang 
gefunden. Vor dem Hintergrund eines neueren Ansatzes zur Modellierung von 
Entscheidungen bei Unsicherheit, der State preference-Theorie, argumentiert 
MACHINA (1989: 45f.) gar für eine Abkehr von der Bemoullischen Nutzentheorie 
insgesamt (von der die Portfoliotheorie unter bestimmten Annahmen ja led iglich 
einen Spezialfall darstellt). 
Die Unterscheidung nach KN IGHT ist ebenso umstritten wie einflußreich. Das 
Unsicherheitskonzept entzieht s ich einer breit akzeptierten Def inition, und seine 
Abgrenzung vom Risikobegri ff ist alles andere als geklärt. PE RLMAN/McCANN 
(1996: 11-16) grenzen nicht weniger als neun Interpretationen des Unsicherheits­
konzeptes in der ökonomischen Literatur voneinander ab, die zudem teilweise 
ineinander übergehen. In vielen entscheidungstheoretischen Beiträgen wird heute 
- abweichend von der KN lGHTschen Unterscheidung zwischen Risiko und Uns i­
cherheit - immer dann von einer Risikosituation ausgega ngen, wenn objektiv e 
oder auch nur subjektive Eintrittswahrscheinlichkeiten vorliegen (vgl. BAM-
BERG/COENENBERG 1994: 67). HlRSHLElFER/RlLEY (1992: 9f.) setzen die Kon­
zepte Risiko und Unsich erheit i n eins, da letztlich jede Wahrscheinlichkeit auf 
einer subjektiven Einschätzung beruhe; Wahrscheinlichkeiten sind somit als 
Grade von Glaubwürdigkeit („degrees of belief') zu interpretieren. 
In gewis ser Weise kann sich dies e Sicht auf KNIGHT selbst berufe n, der für das 
Entscheidungsverhalten von Unternehmern in Situationen echter Unsicherheit 
zugesteht: 

„Yes it i s t rue, and the fact can hard ly be o ver-emphasized, that a judgement of 
probability is actually m ade in suc h cases. The business man h imself n ot m erely 
forms the best estimate he can of the outcome of his actions, but he is likely also to 
estimate the probability that his estimate is correct. The .degree' of certainty or of 
confidence feit in t he conclusion afte r it i s reached c annot be ignored, for it is of 
the greatest practica! significance." (KNIGHT 1971: 226f.) 

Dem folgend, verstehe ich von nu n an unter Risiko bzw. Un sicherheit die Tatsa­
che, daß die Realisationen vo n Parametern und Entschei dungsvariablen in der 
Zukunft nicht einwertig und sicher sind. Dieser Tatsache wird dadurch Rechnung 
getragen, daß die Rea lisationen e iner Wahrscheinlichkeitsverteilung unterliegen. 
Diese ist Ergebnis subjektiver Einschätzungen des Entscheiders. 
Methodisch gesehe n ist das Vorgehen, der Kritik am nutzenth eoretischen Unsi­
cherheitsbegriff nicht zu folgen, dadurch gerechtfertigt, daß letztlich die Erklä-
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rungskraft, nicht die des kriptive Genauigkeit der Annah men eines Modells über 
dessen Güte entsche idet: „The ult imate justificat ion, ... for theori es of decision 
under uncertainty, is the ability of such models to help us understand and predict 
behavior." (H IRSHLEIFER/RILEY 1992 : 8) Was die anstehende Forschungsfrage 
angeht, die Erklärung von Mustern personalpolitischen Anpassungsverhaltens, 
dürfte die Annahme echt er Unsic herheit zu ganz ähnlichen Hypothes en führen. 
Forschungspraktisch spricht dann abe r für die Verwendung des nutzentheoreti­
schen Risikobegriffs, daß er sehr viel leichter mit herkömmlichen entscheidungs­
theoretischen Mitteln formal abgebildet werden kann.59 

3. Unternehmensflexibilität und Unternehmenspolitik in unsicheren 
Märkten: Die Bestimmung des Personalbudgets (Teilmodell I) 

3.1 Die Modellidee 

Je höher die Personalaufwendungen sind, desto stärker macht sich ein Arbeit­
geber von dem Ertragspotential der Belegschaft, von deren Fähigkeit, unter 
wechselnden und unsic heren Geschäftslagen Gewinne zu erwirts chaften, abhän­
gig. Es ist zu erwarten, daß Ar beitgeber dann einen hohen Pers onalaufwand zu 
treiben bereit sin d, wenn die Mi tarbeiter hochqualifiziert und hochmotiviert sind 
und wenn ilm Unternehmen ein flexibles Arbeitsz eitsystem implemen tiert ist. 
Unter solchen Umständen nämlich kann eine Unternehmung durch einen kontinu­
ierlichen Produktionsfluß und una blässige Innovationen auch in einer unwä gba­
ren Absatz marktumwelt besteh en. Das Person albudget von flexibl en Unterneh­
men dürfte somit - unter sonst gleichen Bedingungen - höher ausfallen als jenes 
von inflexiblen Unternehmen. 
Das im vorliegenden Kapitel vorzustellende formale Modell erklärt, welches Per­
sonalbudget ein Arbei tgeber unter eine r gegebenen Flexib ilitätsausstattung auf­
bringt. Planungsperiode sei dab ei ein h alber Konjunkturzyklus, eine Zeitperiode, 
die sich vereinfachend als ein Unternehmensboom oder eine Unternehmens­
rezession charakterisieren läßt. Vergleichsmaßstab für die Personalbudgetent­
scheidung ist die Ren tabilität von Finanzanlagen: Arbeitgeber können durch das 
Halten finanzieller Aktiva Erträge erzielen, die unabhä ngig von den Unwägba r­
keiten des unternehmensspezifischen Absatzmarktes und der Flexibilität der 
Belegschaft sind. Bele gschaften müssen sich daher stet s an der Rentabil ität sol­
cher Finanz anlagen messen lassen , sie konkurrie ren mit dem Finanzmarkt um 

59 Dieser forschungspraktische Vorteil hat wohl wesentlich dazu beigetragen, daß sich Ökono­
men überwiegend mit der Modellierung von R isiko, aber nur selten mit der von Unsicher­
heit im Knightschen Sinne befaßt haben (vgl. MACHINA/ROTHSCHILD 1990: 228). 
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liquide Mittel.60 Der risik oscheue Arbeitgeber erreicht im vorzustellenden Modell 
eine optima le Lösung dad urch, daß er die beiden Verw endungsarten verbindet: 
Indem er ein exogen gegebenes Unternehmensbudget als ein Portefeuille aus Per­
sonal- und Finanz budget gestalte t, diversifiziert er und kan n so Risiken beg ren­
zen. 
Ihr Portefeuille müs sen Arbeitg eber umschichten, soba ld sich die Absatzmarkt­
bedingungen ändern. Wenn das Unternehmen etwa von einer Hochkonjunktur in 
eine Rezession gerät , so werden im vorzustellenden Kalkül Finan z- und Perso­
nalbudget neu bestimm t. Aber auch eine Zunah me des Absatz marktrisikos, die 
sich aus einem verschärften Wettbewerb ergeben kann, führt zu Anpassungen des 
Portefeuilles. Mit Hil fe von zwei Param etern, einem Konju nkturindikator sowie 
einem Indikator für d as Absat zmarktrisiko, werden komparativ-statische Überle­
gungen angestellt: Variieren flexible Unternehmen ihr Personalbudget stärker 
oder schwächer im Konjunk turzyklus als inf lexible Unte rnehmen? Wie intensi v 
passen große im Ver gleich zu kleinen Unte rnehmen ihr Person albudget an? Er­
höhen oder senken Arbeitg eber das Person albudget, wenn die Absatzm arktum­
welt unsicherer wird? 
Das Modell ermögli cht somit einze lwirtschaftliche, bedin gte Aussagen zur An­
passung des Personalaufwands. Neben der Untern ehmensflexibilität beeinflußt 
eine Reihe weite rer Faktore n dem Modell zufo lge die konjun kturelle Variat ion 
des Person alaufwands: die Rentabilität und das Risiko von Finanza nlagen, das 
Ausmaß an Kreditrationierung, dem ein Unternehmen ausgese tzt ist, unterneh­
mensendogene Risiken sowie die Unternehmensgröße. 
Abschnitt IV.3 .2 stellt das statische Entscheidungskalkül formal vor, Abschnit t 
IV.3.3 führt die komparative Statik ein. In welche Richtun g und wie stark die 
Änderungen des Personalbudgets von den genannten Faktoren beeinflußt werden, 
analysiert Abschnitt IV.3.4 m it Hilfe vo n Sensitivitätsanalysen und numer ischen 
Beispielen. Abschnitt IV.3.5 illustriert, daß Diversifizierung, die Verbindung von 
Personalaufwand und Finanzanlage, Risiken reduzieren kann. 

60 Die Beschränkung auf F inanz- und P ersonalbudget als Verwendungsmöglichkeiten i mpli­
ziert, daß von der Möglichkeit eines Unternehmens, Sachkapital mehr oder weniger inten­
siv z u n utzen, im vorgestellten Ansatz a bgesehen wird. D ies w äre in dessen e ine v ielver­
sprechende Erweiterung des Ansatzes. 
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3.2 Die Formalisierung61 

3.2.1 Annahmen und Entscheidungsregel 
Ein risikoScheuer Arbe itgeber steht vor dem Probl em, ein vorge gebenes Unter­
nehmensbudget Ut in ein Perso nalbudget p • V, und ein Finanzbud get c • U, 
aufzuteilen, d.h. mit anderen Worten di e beiden Portefeu illegewichte p und c 
festzulegen.62 Da der Arbeitgeber das Unternehmensbudget exakt ausschöpft, 
addieren sich diese Gewichte notwendigerweise zu eins: 

c + />= 1 (1.1) 

Die Verwendung des Unternehmensbudgets ist ertragsorientiert; die Finanzanlage 
einerseits und Perso nalaufwendungen anderer seits lassen fin anzielle Rückflüss e 
zum End e der Planungsperiode erwarten. Diese werden in einer stocha stischen 
Größe, dem Unternehmensertragswert U,+], abgebildet:63 

%+,=(/,-(l + f.%+f^) 0-2) 

Hierbei bezeichnen rc und rp die Vertei lung der Ertragsraten beider Verwen­
dungsmöglichkeiten: der Erträge, die sich aus der Finanza nlage einerseits und 
dem Personalbudget andererseits ergeben, in Prozen t der eingesetzten Mitt el. Da 
diese Ertragsraten jedoch ex ante mit Risik o behaftet sind, ist auch der Unter­
nehmensertrag, der sich am Ende der Planungsperiode realisiert, im vorhinein 
unsicher und folgt einer Verteilung (C/(+j). Wie Gleichung (1.2) zeigt, ergibt sich 
dieser Ertragswert rechnerisch aus dem eingesetzten Budget U t und der Verzin­
sung, die wiederum von den bei den unsi cheren Ertrag sraten, gewicht et mit den 
Portefeuillegewichten, abhängt: (c-rc + p-rp) 

Der Unternehmensertrag kann vo r allem d eshalb nicht mit Sich erheit prognosti­
ziert werden, weil die Absatzmarktbedingungen unsicher sind. Die Absatzmarkt­
lage, die Ko njunkturaussichten und Ges chäftsrisiken des Unter nehmens, sind in 
Gleichung (1.3) zusammengefaßt: 

ra=E(ra) + za=aa +za (1.3) 

61 Die Modellspezifikation lehnt sich an ein frühes finanzwirtschaftliches Portfoliomodell von 
SHARPE ( 1963) an ( vgl. au ch F RANCIS/ARCHER 1 979: 12 4ff.), wo bei die nu tzentheore­
tischen Überlegungen BAMBERG/SPREMANN (1981) folgen. 

62 Das Gesamtbudget des Unternehmens läßt sich als Maß für den Unternehmenswert bw. die 
Unternehmensgröße i nterpetieren, d a e s mit den k umulierten E rträgen d es U nternehmens 
aus den Vorperioden steigt. 

63 Hier und im folgenden kennzeichnen Tilden mit Risiko behaftete, stochastische Größen. 
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Dabei bezeichnet die stochastische Variable r a die unsichere Ertragsrate aus dem 
Kerngeschäft der Unternehmung, der Herstellung und dem Absatz von Gütern am 
Markt. aa, der Erwartu ngswert von ra, ist ein Maß für die Konjunkturaus­
sichten des Unternehmens. Er ist als prospektive Eigenkapitalrentabilität zu 
interpretieren: die Eigenk apitalrendite, mit der fü r die komm enden halben Kon­
junkturzyklus (die Planung speriode) bei unveränderter Produk t- und Personal­
politik „im Durchsc hnitt" zu rechnen ist. Das Gesch äftsklima ist jedoch nicht 
verläßlich zu prognostizieren. Dem trägt der Störterm ea Rechnung; er fängt 
Abweichungen der tatsächlichen von der prospektiven Eigenkapitalrendite, die 
aus unerw arteten Entwick lungen am Produktmarkt resulti eren, ein. Der Erwar­
tungswert E(ea) des Störterms ist da bei zwar annahmegemäß gleich null, seine 
Varianz Var(ea) ist jedoch positiv. 

Diese Unsicherheit am Produkt markt beeinflußt die Ertr äge, die dem Un terneh­
men aus dem Person alaufwand zuwachsen können. Auch diese Erträ ge lassen 
sich daher im vo raus nicht sicher bestimmen. Für die E rträge aus dem Perso nal­
budget gelte annahmegemäß die folgende lineare Beziehung: 

rp=a-p + $p-ra+zp (1.4.1) 

Gleichung (1.4.1) setzt die Ertragsrate, die sich aus Personalaufwendungen erge­
ben kann, mit de r Lage am Ab satzmarkt, der stochastischen Variable r a, in Be­
ziehung. Die stochastische Rentabilität rp aus dem Personalbudget wird be­
stimmt von ei ner sicheren, konjunktur««abhängigen Komponente ap, einer sto­
chastischen absatzm arktabhängigen Kom ponente ß p • ra sowie einer stochasti­
schen, konjunkturzmabhängigen Komponente zp. 

Mit der Ertragsrate a p können Arbeitgeber gewissermaßen unabhängig von der 
mittelfristigen Konjunkt urlage rechnen. Die Fähig keiten einer Belegschaft, die 
solche konjunkturunabhängigen Erträge ermöglichen, lassen sich mit KLEIN 
(1977: 35ff.) als statische Flexibilit ät bezeichnen (vgl. auch CARLSSON 198 9: 
183f.; COHEN/ZYSMAN 1987: 130ff.). Gemeint ist damit die Kompetenz der 
Belegschaft zu einer reibungslosen Produk tion gegeb ener Güter bei gegebene r 
Technologie. 
Eine Rezession, die sich im Mo dell in eine m Rückgang der prospektiven Eigen­
kapitalrentabilität a a, niederschlägt, signal isiert einen verst ärkten Anpassungs­
bedarf des Unternehmens: Werden Produkte und Tech nologie nicht verändert, 
drohen Ertragseinbrüche. Um di es zu verh indern, müssen Unternehmen innovie-
ren oder erfolgreiche Innovationen der K onkurrenten imitieren. Die Innovations­
fähigkeit eines Unternehm ens, seine Fähig keit, die vorhandene Techno logie zu 
verbessern, bezeichnet KLEIN (1977) mit dyn amischer Flexibi lität. In Gleichung 
(1.4.1) ist die dynamische Flexibilität eines Unternehmens im Parameter ß p ein-
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gefangen. Diese langfris tig fiir den Unterne hmenserfolg relevan te dynamische 
Flexibilität äußert sich darin, daß die Unternehmung rasch auf neue Marktbedin­
gungen reagiert, indem sie neue Produkte entwickelt und in de n Produktionspro­
zeß einfuhrt, daß sie notwendige Rationalisierungen in de r Herstellung vornimmt 
und so konkurrenzfähig bleibt. 
Erfolgreiche Innovationsbemühungen schlagen sich letztlich darin nieder, daß die 
Rendite aus dem Personalbudget nicht im selben Maß schw ankt wie die pro­
spektive Eigenkapitalrendite a a. Die Innov ationsversuche isolieren die Unter­
nehmung von der volatilen Absatzmarktentwicklung. Selbst in der Rezession 
kann, aufgru nd der dyna mischen Flexibilität, ein relativ ho hes Niv eau der reali­
sierten Rentabilität rp aufrechterhalten werden.64 In dyna misch flexib len Unter­
nehmen dürfte daher die realisierte Ertragsrate aus dem Personalbudget rp weni­
ger sta rk im Konjun kturverlauf fluktuieren als in wenig flex iblen Unterneh men, 
ß p ist damit ein reziprokes Maß für dynamische Flexibilität: Eine hohe 
Ausprägung von ß p zeigt eine niedrige dynamische Flexibilität an, währe nd ein 
niedriger Wert von ß p auf eine hohe Flexibilität hinweist. Dies se i anhand von 
Abbildung IV. 1 erläutert. 
Zwei Unterne hmenstypen sind dort nach de m Grad ihrer Flexib ilitäten stilisier t 
voneinander abgegrenzt. Das „f lexible Unternehmen" verfugt aufgrun d gut aus­
gebildeter und motiv ierter Arbeitnehmer sowie e ines flexiblen Zeitregimes nicht 
nur über eine hohe statische Flexibilität a p, sondern auch ü ber eine hohe dyna­
mische Flexibilit ät (niedrig er Wert von ß p): Selbst in der Unternehmenskrise 
wird ein hoher Ertrag erwir tschaftet; die Ertragsra te rp fällt in der Krise nicht 
gegenüber jener in der Hochkonjunktur zurück. Eine sich verschlechternde 
Geschäftslage, wie sie in einem Rückgang der prospe ktiven Eigenkapitalrendite 
aa angezeigt wird, schlägt nicht auf die Rentabilität des Personalaufwands 
durch, da die flex ible Belegschaft drohende Verluste durch Innovationen abwen­
den kann. 
Ist ein Unterneh men hingeg en nur mit einem gering en Bestan d an Sicherheits­
kapital ausgestattet, d.h. sind die Mitarbeiter relativ schlecht ausgebildet und we­
nig motiviert und ist das Arbeitszeitsystem starr, so fallen die statische und 
dynamische Unternehmensflexibilität dementsprechend niedrig aus. Gerät ein 
solches „rigides Unternehmen" in eine Absatzkrise, geht die Ertragsrate des Per­
sonalbudgets rp deutlich zurück. Kündigt der Konjunkturindikator a a einen 
Einbruch am Absatzmarkt an, kann ein rigides Unternehmen hierauf nicht erfolg-

64 Immer wenn Realisationen von stochastischen Modells angesprochen sind, sind im folgen­
den die Tilden über den Variablennamen weggelassen. 
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reich reagieren, die Volatilität des Absatzmarktes setzt sich in deutlichen 
Schwankungen der Rentabilität des Personalbudgets fort. Der Koeffizient ß p ist 
im Fall eines rigiden Unternehmens hoch. 

Abbildung IV. 1: Konjunkturlage und Rentabilität des Personalbudgets bei 
unterschiedlicher personalpolitischer Flexibilität 

Rentabilität des 
Personalbudgets 

Quelle: eigene Erstellung 

Somit ist festzuhalten, daß a p als Maß für die statische Flexibilität gelten kann: 
a p mißt die Erträ ge, die ein Untern ehmen gewissermaßen unabhängig von de r 
mittelfristigen Geschäftslage abwirft. Diese Erträge hängen von der Fähigkeit des 
Unternehmens ab, di e alltäglichen Anpassungserfordernisse im W ertschöpfungs­
prozeß angesichts volatiler Um- und Innenwelten zu bewältigen, d.h. Maschinen­
aus falle zu beseitigen, kurzfristig e Kundenwünsche zu erfüllen, die Produk tion 
auch bei unerwarteten Fehlzeiten aufrechtzuerhalten usw. Der Koeffizient ß p ist 
hingegen als ein reziprokes Maß für d ie dynamische Flexibilität, die Innovations­
fähigkeit einer Belegschaft, zu le sen. Je niedriger ß ausfallt, desto eher können 
die personalpolitischen Sicher heitskapitalien die Unternehmung gegen kon junk­
turelle Einbrüche der Gesc häftslage absichern: Droht ein Ertra gsrückgang, kann 
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ein dynamisc h flexibles Unternehmen diesen Rückgang durc h neue Verfahr en 
und Produkte abwenden oder zumindest dämpfen.65 

Der Störterm zp bzw. dessen V arianz Var{zp) in Gleichung (1.4.1) schließlich 
ist Nieder schlag eines unte rnehmense«öfoge«ew Risiko s:66 Unwägbarkeiten, die 
nicht auf die unsicher e Absatzmarktentwicklung zurückgeführt werden können, 
sondern im Unternehmen selbst entstehen, bringen ein weiteres stochasti sches 
Element in die Ertragsrate des Personalaufwands. Arbeitgeber berücksichtigen 
bei ihren Personalbudgetentscheidungen demnach auch die Tatsache, daß organi­
satorische Reibungsverluste und Fehlleis tungen der Mitarbeiter in mehr oder 
weniger starkem Ausmaß auftreten können. 
Unternehmensendogene Risiken können die unterschiedlichsten Ursachen haben. Aus Sicht der 
Unternehmensleitung si nd K ooperationsfähigkeit un d M otivation de r Be teiligten, d ie w eder 
einforderbar no ch vollständig k ontrollierbar s ind, e ine Q uelle v on U nsicherheit. Da s „B um­
meln" von A rbeitnehmern, hohe Fehlzeiten oder das Abwandern gerade besonders gut qualifi­
zierter Mitarbeiter können bewirken, daß der Ertrag einer Unternehmung hinter deren Möglich­
keiten zu rückbleibt. Zu dem sind vi ele „E ntscheidungen" d er U nternehmensleitung E rgebnis 
von A ushandlungsprozessen m it e inzelnen Arbeitnehmern od er i hrer k ollektiven Ve rtretung: 
Arbeitszeitänderungen, Umsetzungen, Höhe und Vorgang vo n Personalabbau unterliegen 
„mikropolitischen" Prozessen u nd werden damit teilweise zu schwer kalkulierbaren unterneh­
merischen M aßnahmen. Sc hließlich sind U nwägbarkeiten te chnischer o der or ganisatorischer 
Art eine weitere Unsicherheitsquelle. Unerwartete Fehlzeiten bspw. machen kurzzeitige Umset­
zungen notwendig und k önnen - in Form von E inarbeitungszeiten o der Ausschuß - Produk­
tivitätsverluste n ach si ch z iehen. I n k omplexen F ertigungsprozessen m uß e ine V ielzahl vo n 
Arbeitsschritten aufeinander abgestimmt werden, so daß Reibungsverluste durch W artezeiten, 
Umrüstkosten usf. nicht ausbleiben. 
Der Arbeitgeber verfügt über die Möglichkeit, neben Personalaufwendungen 
auch Finanzanlagen vorzunehmen. Anstatt allein auf die Erträge aus dem im 
Unternehmen vorgehaltenen Siche rheitskapital zu setzen, kann der Arbeitgeb er 
das vorgegeb ene Budget auch außerhalb der Unternehmung, beispielsw eise in 
Wertpapieren, anlegen. Die Renditen, die aus Fin anzanlagen resul tieren können, 
hängen von den Ertragsraten ab, die an den Finanzmärkten jeweils erzielt werden 
- nicht aber von der Absat zmarktlage und der Flexib ilität des jewe iligen Unter­
nehmens. Darin besteht der Idee nach die Möglichkeit des Arbeitgebers, sich von 
den spezifischen Geschäftsrisiken des Unternehmens in gewissem Maß zu isolie-

65 Warum b estimmte U nternehmen gleichzeitig statisch und dynamisch flexibel sein, warum 
mit anderen Worten statische und dynamische Flexibilität komplementär zueinander stehen 
sollten, wird weiter unten, in Abschnitt IV.3.2.1 begründet. 

66 Die U nterscheidung z wischen u nternehmensendogenen und - exogenen Risiken n ach dem 
Ort der Unsicherheitsquelle folgt der Differenzierung zwischen externen und i nternen Risi­
ken i n d er Risikomanagementliteratur (vgl. H AHN 1987: 1 38). P ULL (1994: 222f.) ni mmt 
eine verwandte Differenzierung von R isiken im Arbeitsvertrag vor. Bezugspunkt und Ana­
lyseeinheit ist dort allerdings der individuelle Arbeitsvertrag, in dieser Arbeit hingegen die 
Unternehmung als Organisation. 
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ren. Dies ge lingt insoweit, als Finanzanlagen auch dann rent abel bleib en, wenn 
die Absatzmarktchancen der Un ternehmung sinken. In Gleichung (1.4.2) ist, ana­
log zu (1.4.1), die (unsichere) Ertragsrate aus Finanzanlagen r c zu der unsicheren 
Eigenkapitalrendite r a des Unternehmens in Beziehung gesetzt:67 

%=a, + ß,.?.+G, (1.4.2) 

Die unsicheren Erträge aus Fin anzanlagen sind in Gleich ung (1.4.2) separiert in 
eine Rentab ilität ac, die nicht mit der Konjunktur des Unternehmens zusam­
menhängt, einen Term ß c • ra, der den (stati stischen) Zusam menhang mit der 
Eigenapitalrendite des Unternehmens einfängt, sowie einen Störterm E C , in dem 
sich Risiken der Anlage in finanzielle Aktiva niederschlagen. 
Je höher der Paramet er ß c ausfällt, desto gleichförmiger entwickeln sich die 
Rendite an den Finanzm ärkten und die Eigenkapitalrentabilität des Unterneh­
mens. ra und rc korrelieren dann beson ders stark , wenn beide Ertragsgrößen 
gemeinsam von Drittvariablen, insbesondere der (wirtschaftlichen Kon­
junktur, beeinflußt werden. In einer gesamtwirtschaftlichen Hochkonjunktur ist in 
vielen Fällen nic ht nur die prosp ektive Eigenkapitalrendite des ein zelnen Unter­
nehmens a a hoch; solche Boom phasen gehe n vielme hr auch häu fig mit hohe n 
Renditen rc an den Finanzm ärkten einher. Verschlechtert sich die gesam twirt­
schaftliche Konjunktur, verschlechtern sich häufig sowohl die Geschäftsaussich­
ten der einzelnen Unternehmung als auch die Renditen an den Finanzmärkten. 
Gleichwohl dürften die Erträge aus Finanzanlagen angesichts einer unterneh­
mensspezifischen Rezessio n weniger stark fallen als die Erträge, welche die 
Belegschaft des Unternehmens erwirtschaften kann: Finanzi nvestitionen lassen 
sich leicht streue n, der Anleger ist nicht auf Gedeih und Verderb der Ertrags -
fahigkeit eines ein zelnen Anlage objektes ausgeliefert. Dann aber bleibe n finan­
zielle Erträ ge des Unternehmens recht stabil im Vergle ich zu den Rück flüssen 
aus dem Person albudget. Daher ist es plaus ibel anzuneh men, daß der Wert von 

67 Den Gleichungen (1.4.1) u nd ( 1.4.2) li egen v ereinfachende Annahmen zu den Störtermen 
zugrunde (vgl. FRANCIS/ARCHER 1979: 124, 129): Erstens wird u nterstellt, daß die Erwar­
tungswerte der Störterme e p und e c gleich null s ind, d .h. die tatsächlichen Ertragsraten 
weichen n icht sy stematisch s tärker n ach oben o der n ach u nten a b. Z weitens w ird an ge­
nommen, die Kovarianzen der beiden Störterme mit der Eigenkapitalrendite fa seien gleich 
null. Dies ist deshalb plausibel, weil Ausdruck des unternehmensendogenen Risikos ist 
und d ieses R isiko d efinitionsgemäß g erade ni cht m it d en B edingungen am A bsatzmarkt 
zusammenhängen. D rittens schließlich wird v ereinfacht an genommen, daß die Kovarianz 
der be iden g enannten Stö rterme un tereinander gl eich n ull ist , daß a lso di e zufälligen 
Abweichungen des finanziellen u nd d es personalpolitisches Ertrags von d eren jeweiligem 
Erwartungswert nicht korrelieren. 
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ßc in Gleichung (1.4.2) unter d em Wert von ßp in Gleichung (1.4.2) liegt. Ich 
nehme also an, es gelte: 

ßc<ßf 

Die beiden Koeffizienten ß c und ß p geben an, wie stark die unsicheren Erträge 
am Produktmarkt der Unternehmung mit der Ertragsrate aus Finanzanlagen einer­
seits und aus dem Personalbudget andererseits korrelieren. Je niedriger der 
jeweilige ß -Koeffizient ausfällt, desto stärker kann der Arbei tgeber das entspre­
chende Instrument dazu nutzen , überraschende Entwicklungen an den Produkt­
märkten zu absorbieren. Dies gelingt indessen nie vollständig. Entsprechend ent­
hält die formale Lösung des Modells - über die eigentlich interessierenden Porte­
feuillegewichte c und p hinaus - ein (fiktives) Gewicht, mi t dem die Absatz­
marktentwicklung in die ge wählte Unternehmenspolitik eingeht. Dieses Gew icht 
a gibt an, wie st ark sich das Un ternehmen durch das gewäh lte unternehmenspo­
litische Portefeuille insgesamt den unsicheren Bedingungen am Absatzmarkt aus­
setzt. Es ist wie folgt definiert: 

ö = c-ßc +p-$p (1.5) 

Aufgrund der mit den Gleic hungem (1. 3) bis (1.5) getr offenen Annahm en läßt 
sich (1.2) umschreiben (vgl. FRANCIS/ARCHER 1979: 128): 

Ot+\=Ut+Ut-[c-{ac + ĉ-ra+zc) + p-{ap + ̂ p-ra+zp)] 
= Ul+Ur[c-(ac + Bc) + p-{ap + ep) + 

= Ut + U,[c-(ac + ec) + p-(ap + tp) + a(aa+sa)] 

Es sei für den risikoscheuen Arbeitgeber die folgende Risikonutzenfunktion / im 
Erwartungswert-Varianz-Raum angenommen: 

/(^+i) = E(^,)-^Kw(i7,+,) (1.6) 

mit b > 0. 
Das Unternehmen maximiert den Erwartungswert E der stochastischen Variablen 
Ül+l, abzüglich eines Terms, der die Varianz Var(Ül+]), das Risiko des Ertrags­
wertes, berücksichtigt. Der Parameter b, das Arrow-Pratt-Maß für absolu te Risi­
koaversion, gibt das Ausmaß an, zu dem das genannte Risiko in die Entscheidung 
einfließt. Eine risikoneutrale Unter nehmung (6 = 0) würde ausschließlich nach 
dem Erwartungswert-Kriterium entscheiden (vgl. SPREMANN 1991: 447). Im Fall 
einer risikoscheuen Unternehmung ( b> 0) fließt die Varianz insofern in die 
Entscheidung ein, als nun solche unt ernehmenspolitischen Portefe uilles, die bei 
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einem gegebenen Erwartungswert eine geringere Varianz aufweisen, vorgezogen 
werden.68 

Erwartungswert und Varianz des Ertragswertes vereinfachen sich durch die in 
den Gleichungen (1.4.1) und (1.4.2) getroffenen Annahmen. Da für alle Störterme 
ein Erwartungswert von null unterstellt wird , gilt für den Erwartungswert des 
Unternehmensertrages: 

E(U,+0 = U, +Ut (c-ac +p-ap +a-oca) (1.7) 

Da zudem von den Kovarianzen zwischen den Störtermen der Instrumente 
abstrahiert wird, läßt sich die Varian z des Unternehmensertrags wie folgt ermit­
teln: 

Var(Ul+}) = E[Ü!+l-E{Ut+1)]2 

= Uj • [c2 • Var(sc) + p2 • Var(ep ) + a2 • Var(ea)] 

Damit sind alle Elemente des Entscheidungsproblems skizziert. Die Gleichungen 
(1.7) und (1 .8) sind in die Nutzenf unktion (1.6) einzus etzen, als Nebenbedingun­
gen sind die Gleichungen (1.1) und (1.5) zu beachten. Der betrachtete Arbeitgeber 
bestimmt sein unternehmenspolitisches Portefeuille somit nach der folgenden 
Entscheidungsregel: 

max 
cpa U' +U' '(C'ac+ p'aP +a'ao) 

-Kw(G J -^r(E J]} 

s.t. c + p = 1 

c-ßc +P-Vp =a 

68 Mit der beschriebenen Risikonutzenfunktion folge ich dem sogenannten „hybriden Modell" 
(vgl. SPREMANN 1991: 448): Unterstellt wird, daß der risikobehaftete Unternehmensertrag 
U,+i no rmalverteilt ist und daß der Entscheidungsträger eine exponentielle Nutzenfunktion 
zugrundelegt. Im vorliegenden Modell hat sie die Form n(Ut+\) = -1 / . Unter die­
sen Vo raussetzungen s ind En tscheidungen na ch d er Ris ikonutzenfunktion „r ational" im 
Sinne de s B ernoulli-Prinzips (v gl. etw a L AUX 1 982: 208ff.). Die A nnahme ei ner exp o-
nentiellen N utzenfunktion i st a uch in anderen Anw endungen der Po rtfoliotheorie üb lich 
(vgl. et wa H AY/LOURI 19 89: 14 4ff.). O bwohl tec hnisch geseh en in d iesem M odell ein e 
Nutzenfunktion maximiert wird, dient diese lediglich dem Zweck, unterschiedliche Unter­
nehmenspolitiken n ach ih rer Vo rteilhaftigkeit au s Sicht des Arbeitgebers in ei ne P räfe­
renzordnung zu bringen. Diese Interpretation folgt der Theorie eines ordinalen Nutzens in 
der Tradition von Neumann und Morgenstern, im Unterschied zur neoklassischen Theorie 
eines kardinalen Nutzens (vgl. SCHOEMAKER 1982: 530ff.). 
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3.2.2 Die Lösung des Modells und die Determinanten des unternehmenspoli­
tischen Portefeuilles im Überblick 

Das Entscheidungsproblem ist äquiv alent mit der Maxim ierung einer Zielfun k­
tion nach LAGRANGE: 
max Zj =U,+U,-(c-ac + p-ap+a-aa) 

+ / - %zr(G,) + *: - %r(E,)]} 

+X l • (c + p - l) + X2 • (c • ß c + p • ß p - a) 

(1.9) 

Die Lagran gefunktion wird maxim iert, indem die partiellen Ableitungen nach 
den Variablen c, p, a, X, und X2 gleich null gesetzt werden: 

-JL = ut '®c ~b-Uf •c-Var{zc) + X\ +X2 ßc =0 
oc 

'aP ~b'Uf • p-Var{zp) + \j + X 2 ' ß /> = 0 

dZ, 
da 

dZ 
dXi 
dZ, 
dX9 

i- = U,-aa-b-Uf •a-Var{za)-X2 =0 

- = c + p- 1 = 0 

= c • ß c + p • ß p - a = 0 

(1.10.1) 

(1.10.2) 

(1.10.3) 

(1.10.4) 

(1.10.5) 

Das Gleichungssystem kan n wie folg t in Matrixs chreibweise umformuliert wer­
den, wobei ich an dieser Stelle der Einfachheit halber abkürze: 

rm-b-Uf- Var(ec ),ss-b-U,2- Var(e ),tm-b-U,2 • Var(ea ) 

r 0 0 1 ßc 

0 s 0 1 ßp 

0 0 t 0 -1 
110 0 0 
ßc ßp -1 0 0 

sA 

(III) 

Somit gilt: x = A~ k, und das System ist eindeutig lösbar, falls die Koeffizien­
tenmatrix A invertierbar ist. Dies ist de r Fall, da gezeigt we rden kann , daß die 
Determinante von A unter unproblematischen Voraussetzungen eine negative 
reelle Zahl und damit ungleich null ist (zu Einzelheiten s. Anhang 1). 
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Durch Anwendung der Cramerschen Regel läßt sich das System x=k-1 A 
lösen (zu Einzelheiten s. Anhang 2). 69 Für die Portefeuillegewichte c und p 
ergeben sich die optimalen Größen nach den folgenden Bedingungen:70 

_Ut • {U, • b • [ ß p • ß e • Var(ea)- ß 2p • Var{za) - Var{ sp)]} 
DetA (1.12.1) 

U t '{ tta *(ß/> ~ ßc)+otp ~ac) 
DetA 

U,-{Ut -fc-[pp-ße -ftir(Efl)-ßg •Var(ea)-Var(sc)]} 
P DetX (1.12.2) 

| Ut 'K '(ßc ~ßp)+ac ~aP} 
DetA 

Da das Unternehmensbudget U t annahmegemäß gegeben ist, leiten sich aus den 
Gleichungen zu den optimalen Gewichten c und p Aussagen dazu ab, von wel­
chen Determinanten das Finanzbudget c-U, und das Personalbudget p-Ut 

bestimmt werden: 
- Unternehmenskonjunktur: Die mittelfristigen Aussichten am Absatzmarkt, ge­

messen in der prospek tiven Eige nkapitalrendite aa, beeinflussen das Porte­
feuille. Somit läßt sich untersuchen, ob und gegebenenfalls wie stark Ar­
beitgeber das Personalbudget im Konjunkturverlauf anpassen. 

- Absatzmarktrisiko: Nicht nur die e rwartete Konjunkturlage, sondern auch ihre 
Unsicherheit bestimmen die Entscheidungen risikosch euer Arbeit geber mit: 
Der Term Va r(za) geht ebenfalls in die Mo dellösung ein. Ob die Züge von 
Konkurrenten auf hart umkämpften Märkten ungewiß sind und ob die Nach­
frage schwer prognostizierbar ist, beeinflußt damit die Bereitschaft von Arbeit­
gebern, Personalkosten aufzuwenden. 

- Finanzanlage-Bedingungen: Daß die Rendite a c und das Risiko Var(zc) von 
Investitionen an den Finanzmärkten Deter minanten des unternehmenspoliti-

69 In einer numerischen Anwendung des SHARPEschen Modells für zwei Wertpapiere wählen 
FRANCIS/ARCHER (1979: 1 31-133) ebenfalls e inen solchen L ösungsweg. D a d ie A utoren 
explizit k eine N utzenfunktion b erücksichtigen, w eichen die L ösungen v on d en hi er p rä­
sentierten jedoch ab. 

70 Da das unternehmenspolitische Portefeuille nur zwei Verwendungsarten enthält, ergibt sich 
die Lösung eines Portefeuillegewichts zwingend aus der Budgetbeschränkung 
(1.1): c + p = 1, wenn m an ein P ortefeuillegewicht ermittelt h at. Insofern i st der A bdruck 
der beiden Bedingungen (1.12.1) und (1.12.2) eigentlich überflüssig, geschieht hier aber, um 
das Spiegelbildliche der beiden Lösungen zu verdeutlichen. 
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sehen Portefeuilles sind, ist trivial. Indem jedoch der Koeffizient ßc die 
Lösung beeinflußt, werden unternehmerische Anlageentscheidungen auch da­
von abhä ngig, wie sich die Re nditen an den Finanz märkten relativ zur unter­
nehmensspezifischen Konjunktur am Absatzmarkt entwickeln. Aussagen dazu, 
wieviel an finanzi ellen Aktiva ein Port efeuille enthalten sollte, sind demn ach 
nur unternehmensspezifisch zu formulieren. 

- Unternehmensflexibilität: Wieviel ein Arbeitgeber berei t ist, in die Ertrags­
potential einer Belegschaft (und nicht in finanzielle Aktiva ) zu investieren, 
wird von der statischen und dynamis chen Flexib ilität, der Anpassu ngs- und 
Innovationsfähigkeit des Unternehmens, stark beeinflußt. Hinter den Flexibili­
tätsmaßen a p und ß p stehen dabei die unternehmerischen Ausstattungen an 
Sicherheitskapitalien einer Be legschaft: an Funktio ns-, Zeit- und Lohnan reiz­
flexibilität. Daß Perso nal- und Finanza nlagen konkurrierende Verwendungs­
optionen darstellen, daß sich Beleg schaften gewis sermaßen gegen die Rendi­
ten an den Finanzm ärkten durchs etzen müssen, wird im Mod ell folgerichtig 
dadurch eingefangen, daß die Differ enzen zwischen a c und a p sowie zwi­
schen ß c und ß p in der Portfolioentscheidung berücksichtigt werden. 

- Unternehmensendogenes Risiko: Auch das Risiko, das mit dem Personal­
budget verbunden ist, sich aber nicht auf unsichere Absatzmärkte zurückfuhren 
läßt, der Parameter Var(£p), beeinflußt das optimale Portefeuille. Der Arbeit­
geber betreibt insofern ein zweifaches Risikomanagement, als er die Uns icher­
heiten zugleich in der Um- und Innenwelt des Unternehmens in seine Ent­
scheidungen einfließen läßt. 

- Unternehmenserfolg bzw. -große und Risiko aversion: Der Erfolg des Unter­
nehmens in der zurückliegenden Planungsperiode, der Unterneh mensertrag, 
steht in der aktuel len Planungssituation als Ge samtbudget U, zur Verfugung. 
Ut sowie der Grad an Risik oaversion b sind ebenfalls Faktoren, die auf das 
jeweils als optimal ermittel te unternehmenspolitische Porte feuille einen Ein­
fluß haben. 

Im folgenden Abschnitt IV.3.3 werden die Unternehmenskonjunktur a a und das 
Absatzmarktrisiko Var(sa) dazu gen utzt, kompar ativ-statisch vorzug ehen: Ge­
fragt wird nun, wie sich die Portefeuilles unter neuen Absatzmarktkonstellationen 
ändern. In Abschnitt IV.3.4 lassen sich sodann die übrige n genan nten Fakt oren, 
wie Unternehmensgröße oder -fl exibilität, dahingehend unters uchen, wie sie die 
Portefeuilles und vor allem die Porte feuilleänderungen anges ichts neue Absatz­
marktsituationen beeinflussen. 
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3.3 Änderungen der Absatzmarktbedingungen und Anpassungen des 
Finanz- und Personalbudgets 

Arbeitgeber ändern die Höhe des Finanz- und des Personalbudgets, wenn sich die 
Geschäftslage aa verändert, aber auch wenn sich die Unsiche rheiten am Ab­
satzmarkt, etwa aufgrund eines v erschärften Wettbewerbs, erhöhen. Beide Ursa­
chen für Portefeuilleumschichtungen werde n im folgenden danach analysiert, 
wie, d.h. in welche Richtung und in welcher Intensität, sie die optimale Zu­
sammensetzung des Portefeuilles beeinflussen. Richtung und Stärke der kon­
junkturellen Anpassung des Perso nalbudgets werden somit erklärt. Damit lassen 
sich theoretisch „rigoros" Aussage n dazu formulieren, welche Unternehmens­
typen angesichts eines drohenden Geschäftseinbruchs an einem besonders starken 
Rückgang ihres Personalaufwands interessiert sind. Zudem kann eine ent­
sprechende Anpas sung auch für eine Zunahme des Absatzmarktrisikos theore­
tisch abgeleitet werden , ein Aspekt, der in sbesondere in formal en Modellen der 
Arbeitsnachfragetheorie vernachlässigt wird. 

3.3.1 Anpassung der Finanz- und Personalbudgets im Konjunkturverlauf 
Mittelfristige Änderun gen der Geschäftserwartungen werden im Modell durch 
die Variation der prospek tiven Eige nkapitalrendite aa abgebildet. Ein Anstieg 
von a a zeigt einen unt ernehmensspezifischen Boom, ein Rückgang eine Rezes­
sion an. Die Richtung der Ums chichtungen im Fin anz- und Per sonalbudget läßt 
sich am Vorzeichen der partie llen Ableitungen von c und p nach a a ablesen. 
Unter der oben begründeten Annahme ß c < $ p und unter Nutzung der Tatsache, 
daß die Determinante von A negativ ist, läßt sich aus den partiellen Ableitungen 

^° und die folgende Entwicklung der Porte feuillebestandteile im Kon-

junkturzyklus ermitteln: 

' ' (ß c ~ ß p ) und ~~~ = ' (ßp_ßc) (1.13.1), (1.13.2) 
daa detA . „—iL. da det A 

<0 ^ >0 
<0 >0 

antizyklische prozyklische 
Variation Variation 

3c Die partielle Ableitung ist negativ. Verbessern sich die mittelfristigen 
3a« 

Geschäftsaussichten des Unternehmens, steigt also aa, so fällt das Gewicht 
finanzieller Aktiva c und damit auch die Höhe des Finanzbudgets c-Ut. Bei 
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einem Rückgang der Unternehmenskonjunktur hingegen vergrößert sich das 
Finanzbudget. Insgesamt passen Arbeitgeber die Höhe ihre r finanziel len Aktiva 
unter den im Modell getroffenen Annahmen antizyklisch an. 
Das Personalbudget wird dazu gegenläufig angepaßt: Daß die partielle Ableitung 

^ positiv ist, bed eutet, daß die Pe rsonalaufwendungen prozyklisch variieren. 
daa 

Sie werden im Unternehmensboom, bei steigender prospektiver Eigenkapital­
rentabilität erhöht und in der Unternehmenskrise entsprechend verringert. 
Für dieses Erg ebnis zentral ist offen sichtlich die Anna hme, daß die Erträge aus 
Finanzanlagen über den Konjunkturzyklus hinweg stabiler bleiben als die Rückf­
lüsse aus dem Personalbudget und daß daher gilt: ß c < ß p. Während selbst Ar­
beitgeber mit einer hochflexiblen Belegschaft in eine r Absatzkrise einen Ertrags­
rückgang aus dem eigentli chen Kerng eschäft der Unternehmung in der Regel 
nicht verhin dern könne n, werfen Finanzan lagen in dieser Situa tion beinahe un­
verändert hohe Renditen ab, da sich die Erträge an den Finanzmä rkten weit­
gehend unabhängig von den spezifischen Geschäftsrisiken des Unternehmens 
entwickeln. In Ab satzkrisen von Unternehmen sind dem M odell zufolge deshalb 
Einsparungen an Person alkosten zu be obachten, weil die Unte rnehmensflexibili­
tät relat iv zu den Renditen an den Finanz märkten in der Reze ssion zu niedrig 
ist." 
Die Aussa ge, wonach Arbeitgeber ihr Person albudget prozyk lisch, ihr Finanz­
budget hinge gen antizykl isch variie ren, sei im folgenden anha nd eines numeri­
schen Beispiels erl äutert. Die Date n, die dabei unter stellt seien, sind in Tabelle 
IV. 1 festgehalte n. Neben der bereit s begründeten Annah me ß c < ß ^ sind fol­
gende plausible Parameterkonstellationen unterstellt: Das Ausmaß sowohl des 
unternehmensendogenen Risikos Var(ep) als auch des Absatzmarktrisikos 
Var(ea) übersteigt das R isiko einer Anlage in finanzielle Aktiva Var(sc). Dies 
scheint deshalb als Annahme gerechtfertigt, weil Arbeitgeber an den Finanzmärk­
ten ihr finanzielles Engag ement streuen und auf diese Weis e das Ertragsrisiko 
verringern können. Unter diesen Umstä nden ist im Gegenzug plausiblerweise 
davon auszugehen, daß die statisc he Flexibi lität a.p über der Rentabili tät ac 

liegt, die an den Finanzmärkten zu erzie len ist: Unternehmungen, die als Aus-

71 Das hier vorgebrachte Argument hat Parallelen zur Tobinschen Portfoliotheorie, in der In­
vestitionen in Sachkapital u .a. von d en Ertragsraten finanzieller Aktiva abhängig gemacht 
werden (vgl. F lLC 1992: 4 2-47). Auf d iese Weise kann T OBIN Konjunkturzyklen m it g e­
samtwirtschaftlichen Po rtefeuilleumschichtungen e rklären. In d ieser Ar beit w ird ab wei­
chend davon auf einzelwirtschaftlicher Ebene argumentiert, und anstelle von relativen Ren­
diten des Sachvermögens w ird d ie B edeutung v on F lexibilitäten, d ie eine Belegschaft z u 
einem mehr oder weniger attraktiven „Anlageobjekt" machen können, betont. 



105 

gleich für ihr höhere s Risiko keine höhe re Rentabilität verspr echen, dürft en als 
Investitionsprojekte gar nicht er st Zustandekommen bzw. in iher Existenz gefähr­
det sein. Hier wird demna ch der aus der fina nzwirtschaftlichen Portfoliotheorie 
bekannten positiven Beziehung zwischen Risiko und Ertrag gefolgt. 

Tabelle IV. I: Daten des Referenzunternehmens 

Unternehmen Risikoeinstellung Budget 
b = 0,0000005 U, =5.000.000 

Unternehmen 

statische Flexibilität dynamische Endogenes Risiko 
(Produktionseffizienz) Flexibilität 

(Innovationsfähigkeit) 
cx p =0,25 ßp =0,8 Vor(ep) = 0,1 

Finanzmarkt Mindestrentabilität bei Schwankung der Risiko der 
schwacher Rentabilität mit der Finanzanlage 

Unternehmens- Unternehmens-
konjunkur konjunktur 
ac =0,15 ßc =0,4 Kar(sc) = 0,08 

Absatzmarkt 

Boom 
Rezession 

Prospektive Absatzmarktrisiko 
Eigenkapitalrendite 

aa=0,40 
a, =0,15 Var(eJ = 0,15 

Im skizzierten Zahlenbeispiel änder t sich die konju nkturelle Si tuation: Die pro­
spektive Eigenkapitalrendite a a liegt im Unternehmensboom bei 0,4 und fällt in 
der Unternehmensrezession auf den Wert 0,15. Alle anderen Parameter des 
Modells werden als konstant unterstel lt. Wie der betrachtete Arbeitgeber sein 
unternehmenspolitisches Portefeuille im Konjunkturzyklus umschichtet, läßt sich 
dann komparativ-statisch ermitteln. Abbildung IV.2 ze igt dies. Das Port efeuille­
gewicht p, der Anteil des Personalaufwands am U nternehmensbudget wird pro­
zyklisch variier t. Da sich die Portefeuillegewichte zu eins addiere n, wird der 
Anteil der Finanzinvestitionen, das Gewicht c, genau spiegelbildlich zu p 
angepaßt.72 

72 Vereinfachend wird angenommen, daß in Boom und Rezession ein Unternehmensbudget in 
gleicher H öhe zu r Ve rfügung ste ht. Darüber h inaus wi rd v on Ä nderungen d es U nter­
nehmensbudgets abgesehen, die sich aus den unternehmenspolitischen Entscheidungen der 
Vorperiode ergeben. Denkbar wäre h ier, den Erwartungswert des Unternehmensertrags als 
Budget i n d er F olgeperiode z u nu tzen. D em folge ic h ve reinfachend hi er n icht, u m d ie 
zyklischen Anpassungsmuster isoliert herauszuarbeiten. 
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Abbildung IV.2: Anpass ung des Finanz- und Personalbudgets im 
Konjunkturverlauf (Referenzunternehmen) 

Unternehmenskonjunktur 

-o— Gewicht c (Finanzbudget) 
-o-Gewicht p (Personalbudget) 

Annahmen: 
b = 0,0000005; U, =5.000.000 
dp = 0,25; ß p =0,80; Var(ep) =0,10 
ac =0,15; ß c =0,40; Var(ec) = 0,08 
a a = 0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) 
Vor(za) =0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,78 (Boom) 
p = 0,59 (Rezession) 

= 0,78 (Steigung) 

3.3.2 Anpassung der Finanz- und Personalbudgets an steigende 
Unsicherheiten am Absatzmarkt 

In diesem Abschnitt soll eine Änderung des Parameters Var{za ), des Maßes für 
das Absatzmarktrisiko, für einen st rukturellen Bruc h in den Produk tmarktbedin­
gungen stehen. Eine Abnahme der Varianz signalisiert eine berechenbarere 
Marktumwelt, eine Zunahme zei gt einen volati leren, schwieriger prognostizier­
baren Produktmarkt an: härteren Wettbewerb, kürzere Produktlebenszyklen, 
schwieriger antizipierbare Kundenwünsche. 
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Eine volatilere Marktumwelt kann für die Unte rnehmen mindestens ebenso kri­
senhafte Folg en haben wie fallende Absatzerwartungen. Im Rahmen des Port­
foliomodells ist dies gut interpretierbar: Ebenso wie sinkende Absatzerwartungen 
bedeutet ein steige ndes Marktrisiko einen Nu tzenverlust für risiko averse Unter­
nehmen; bei gegebenem Erwartungswert der finanz iellen Rückflüsse E(Ut+]) 
ziehen sie ein solches personalpolitisches Portefeuille vor, das die Volatilität 
dieser Rückflüsse Var(Ut+i) minimiert. Sowohl in einer Unternehmensrezession 
als auch angesichts steigender Absatzmarktrisiken ist daher mit ähnli chen Per­
sonalpolitiken zu rechnen. Personalanpassungen als Reaktion auf geänderte 

Marktrisiken sind am Vorzeic hen der Terme — und — abzu-

lesen. Es läßt sich zeigen, daß diese Terme in einem negativen Verhältnis zu den 
partiellen Ableitungen der Instrumentengewichte c und p nach aa (s. die 
Gleichungen (1.13.1) und (1.13.2) im vorangehenden Abschnitt) stehen (vgl. 
Anhang 3): 

(U4,) 
<0 

>0 

dp = -a • b • Ut • (1.14.2) 
dVar(ea) • —• 5a 

-;o 
<0 

öc Die partielle Ableitung ist positiv. Nehmen also die Unsicherheiten an 
dVar(sa) 

den Produktmärkten des Unternehmens zu, weil etwa neue Anbieter auf den 
Markt dränge n oder sich die Produk tlebenszyklen verkürzen, so legen Arbei t­
geber ceter is paribu s stärker an den Finan zmärkten an. Die partiel le Ablei tung 

,r — ist hingegen negativ. Angesichts einer stärkeren Volatilität der Eigen-
dVar{za) 
kapitalrendite sind Arbeitgeber ceteris paribus in geringerem Ausmaß dazu 
bereit, in Personal zu investieren; es ist zu erwarte n, daß das Personalbudget 
zurückgeht. 
Dieses Muster von Portefeu illeumschichtungen kann wiederum auf die Rel ation 
ß e < ß p zurückgeführt werden: Wenn die Volatilität des Absatzmarktes zu­
nimmt, werden solche Mittelverwendungen attrak tiver, deren Ertrags raten nur 
geringfügig mit den am Absatzmarkt erzielbaren Renditen schwanken. Dies sind 
aber solche Aktiva , die sich durch einen vergleichsweise geringen ß -Koeffi-
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zienten auszeichn en, im vorliegenden Zusamm enhang die Finanzanlage. Wenn 
sich die unternehmensspezifischen Geschäf tsrisiken vergrößern, schichten Ar­
beitgeber ihr Portefeuille hin zum Finanzbudget um, weil die Erträge finanzieller 
Aktiva nicht von den gestiegenen Geschäftsrisiken betroffen sind. Damit bewirkt 
eine Zunahm e des Absatzmarktrisikos ähnliche Anpassungen des Portefeuilles 
wie eine Unternehmensrezession: Das Personalbudget wird gesenkt.73 

In Abbildung IV.3 ist dies graph isch anhand des oben bes chriebenen Referenz­
unternehmens illustriert. Es wird angenommen, die Absatzmarktunsicherheit 
Var{Ea) sei von 0,15 auf 0,3 gestiegen. Mit einem Wert von 0,3 fiir a a wird für 
beide Situationen eine „mittlere" Unter nehmenskonjunktur unterstellt, um den 
Risikoeffekt zu isoliere n. Deutlich wird, daß die Zunah me des Absa tzmarktrisi­
kos die Arbeitgeber zu einer Rück führung des Pers onalaufwands veranlaß t, wo­
hingegen Finanzinvestitionen - als die vergleichsweise sichere Verwendung - an 
Attraktivität gewinnen. Eine verschärfte Unsicherheit auf dem Absatzmarkt, etwa 
im Zuge des steigenden internationalen Wettbewerbs, kann somit auch dann 
beschäftigungsdämpfend wirken, w enn die Gewin naussichten der Unternehmen 
(gemessen in aa) unverändert bleiben.74 

73 Der G edanke, daß Ar beitgeber P ersonalkosten e insparen, w eil di e er warteten U nterneh­
menserträge (die prospektive Eigenkapitalrendite) unsicherer werden u nd n icht, weil d iese 
Erträge zurückgehen, spielt beispielweise in der unentwegt geführten wirtschaftspolitischen 
(Standort-)Diskussion in Deutschland kaum eine Rolle. Dabei scheint sich die voranschrei­
tende In ternationalisierung der W irtschaft kaum d arin n iederzuschlagen, da ß d ie Ertrags­
möglichkeiten sinken; schließlich bieten w eltweit si ch öffnende Absatzmärkte d en Unter­
nehmen neue Geschäftsfelder. Vielmehr scheint die Internationalisierung des Wettbewerbs 
auf Gü termärkten i n ei ner Zu nahme d er A bsatzmarktunsicherheit zu b estehen. A uf ein e 
solche Entwicklung werden i m Modell a ber ähnliche Konsequenzen vorhergesagt w ie auf 
Unternehmensrezessionen: Risikoscheue Arbeitgeber reduzieren de n Personalaufwand. 
Dabei kommt dieses theoretische Ergebnis zustande, ohne anzunehmen, Unternehmen wür­
den mit hohen Anpassungskosten aufgrund etwa von Kündigungsschutzbestimmungen be­
lastet, wenn sie versuchten, den B eschäftigtenstand z u ä ndern. Zum r elativen E rklärungs­
beitrag des hier gebotenen Risikomanagementansatzes im Vergleich z um K ostenminimie-
rungsansatzes der Arbeitsnachfragetheorie vgl. auch Kapitel IV.6 sowie Abschnitt V.4.3. 

74 Die Erwartung, daß Arbeitgeber angesichts steigenden i nternationalen Wettbewerbs in ge­
ringerem Ausmaß bereit sind, Personalaufwand zu treiben, verstärkt sich, wenn ein weiterer 
Aspekt de r Gl obalisierung b erücksichtigt wi rd: Ni cht nu r die n ationalen A bsatzmärkte, 
sondern au ch d ie F inanzmärkte s ind in sgesamt du rchlässiger ge worden. A us Si cht ein es 
einzelnen Arbeitgebers dürften sich die Bedingungen, zu denen Mittel an den internationa­
len Finanzmärkten angelegt werden können, daher verbessert haben. Wird d ies im Modell 
berücksichtigt, so i st e in n och schärferer Rückgang des Personalbudgets z u erwarten, als 
dies im vorgestellten Beispielunternehmen zu beobachten war. 
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Abbildung IV.3: Anpassung des Finanz- und Personalbudgets an stärkere 
Unsicherheit am Absatzmarkt 

1 
0,9 

* 0,8 o 
£ o/ o j 0.6 
f 0,5 

0,4 
a o 0,3 

0,1 
0 

sicher unsicher 
Absatzmarkt 

—o— Gewicht c (Finanzbudget) 
—•—Gewicht p (Personalbudget) 
Annahmen(Unterschiede zum 
Referenzunternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 5.000.000 
ap = 0,25; ß p =0,80; Var(sp)= 0,10 
a, =0,15; ß c =0,40; Kar(ec) = 0,08 
a „ = 0y30 („mittlere" Konjunktur) 
Var(za ) =0,15 (sicherer Absatzmarkt) 
Var(ea ) = 0,25 (unsicherer Absatzmarkt) 
Ergebnisse: 
p = 0,76 (Boom) 
p = 0,58 (Rezession) 

= -1,29 (Steigung) 
Aa. 

Quelle: eigene Berechnungen 
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3.4 Determinanten des unternehmenspolitischen Portefeuilles und seiner 
Anpassung: Sensitivitätsanalysen 

Aus dem vorangehenden Abschnitt ist festzuhalten, daß Arbeitgeber - dem 
Modell zufolge - den Personalaufwand konjunk turell prozyklisch anpassen und 
daß sie auf eine Zunahme der Absatzmarktunsicherheit ähnlich reagieren wie auf 
eine Rezession, nämlic h mit einer Senk ung des Person albudgets. Welchen Ein­
fluß haben jedoch andere Faktoren auf die Stärke der Anpassung des Perso­
nalbudgets? Wie verändern große im Vergleich zu kleinen Unternehmen ihr 
Personalbudget im Konjun kturzyklus, wie verh alten sich stark kapit alrationierte 
im Ver gleich zu schwach kapitalrationierten Untern ehmen, wie flexible im Ver­
gleich zu rigiden Unternehmen? Antworten auf solche Fragen sollen im fol­
genden mit Hilfe vo n Sensi tivitätsanalysen, die im Rahm en der Portfol iotheorie 
üblich sind (vgl. F RANCIS/ARCHER 197 9: 133f.), formu liert werd en. Ausgang s­
punkt ist dabei das oben prä sentierte Referenzunternehmen. Unters tellt wird ein 
Auf und Ab des Parame ters aa, das zyklische Konjunkturschwankungen abbil­
den soll. Die Aussagen zum Anpassungsverhalten unterschiedlicher Unterneh­
men lassen jed och direkt auf das Anp assungsverhalten von Unte rnehmen, deren 
Absatzmarktrisiko sich erhöht, übertragen. 

3.4.1 Risikoaversionsgrad bzw. Kapitalrationierung und 
Unternehmensgröße 

Hohes und deutlich zyklisches Personalbudget bei schwach risikoscheuen 
Arbeitgebern 
Arbeitgeber besitzen unterschiedliche Bereitsc haften und Fähigke iten, Risiken 
auf sich zu nehmen. In Teil III dieser Arbeit wurde die im Model l unterlegte 
Annahme risikoscheuen Arbeitgeberverhaltens u.a. dam it begründet, daß Unter­
nehmen auf unvollkommenen Finanz märkten einen stark beschrä nkten Zugang 
zu externen Finanzmitteln haben (können). Der Grad an Risi koaversion b dürfte 
daher insbesondere vom jeweiligen Ausmaß an Kapitalrationierung bestimmt 
sein: Arbeitgeber, die in rezes siv bedingten Liqu iditätsengpässen Gefahr laufen, 
in Konkurs zu gehen, dürften von vornehe rein deutlic h vorsichtiger ihr unter­
nehmenspolitisches Portefe uille wähl en. Hingege n ist für Arbeitg eber, die nur 
gering von Kapit alrationierung betroffen sind, mit we niger risikoscheuer Unter­
nehmenspolitik zu rec hnen; unter diesen Umständen sind Arbeitgeber bereit , ein 
Portefeuille zu wählen, das mit höheren Risiken verbunden ist, da im Fall ungün­
stiger Konjunkturentwicklungen Finanzmittel von außen leicht zuführbar sind 
und dies einen Unternehmenszusammenbruch abwenden kann. 
In Abbildung IV.4 ist die Entwicklung der unternehmenspolitischen Portefeuilles 
zweier Arbeitgeber gegenübergestellt, die sich nur im Hinblick auf ihren Risiko-
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aversionsgrad, das Arro w-Pratt-Maß für abs olute Risikoaversion, unterscheiden: 
Im Untern ehmen mit niedriger Risi koaversion liegt der Wert von Parameter b 
unter dem entsprechenden Wert des Referenzunternehmens, im Unternehmen mit 
hoher Risikoaversion übersteigt b die Risikoaversion des Referenzarbeitgebers. 
Abbildung IV.4: Anpassung des Finanz- und Personalbudgets: Schwache und 

starke Kapitalrationierung/Risikoaversion 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

| —o— Gewicht c (Finanzbudget) • Gewicht p (Personalbudget) < 

Annahmen(Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,00000035; U, = 5.000.000 
ap =0,25; ßp = 0,80; Kr(E,)=0,10 
ac =0,15; ßc =0,40; Var(ec) = 0,08 
aa =0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) 
Var(sa) = 0,15 
Ergebnisse: 
p = 1,00 (Boom) 
p = 0,72 (Rezession) 

= 1,12 (Steigung) 

Annahmen (Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,00000065; U, = 5.000.000 
ap = 0,25; ßp =0,80; Var(ep)= 0,10 
ac =0,15; ßc = 0,40; Var(e c) = 0,08 
o.a =0, 40 (Boom) 
aa = 0,15 (Rezession) 
Var(sa) =0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,67 (Boom) 
^ = 0,51 (Rezession) 

= 0,60 (Steigung) 

Quelle: eigene Berechnungen 
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Unterschiedlich kapitalrationierte und daher in unterschiedlichem Ausmaß risiko­
scheue Unternehmer passen offen bar deutlich verschieden im Konju nkturzyklus 
an. Personalaufwendungen, die im Vergle ich zur Finanz anlage riskant ere Anla­
gemöglichkeit, werden vom wenig risikoscheuen Unternehmen - unabhängig von 
der Absatzmarktlage - stärker vorgenommen, das Niveau der Finanzaktiva ist zu 
jedem Zeitpunkt relativ niedrig. Darüber hinaus unterscheidet sich auch die 
Stärke der Portefeuille-Umschichtungen: Während das Unternehmen mit geringer 
Risikoaversion den An teil des Pe rsonalaufwands prononciert prozyklisch verän­
dert, hält das risikoscheue Unternehmen die Höhe der Personalausgaben über den 
Konjunkturzyklus hinweg vergleichsweise stabil. Als Anhaltspunkt für die Stärke 
der Anpassung im Vergl eich bie tet sich die Steigung de r Geraden, die das Ge­

wicht p zwischen Unternehmensaufschwung und -rezession verbindet, an: ^ 
Aaa 

ist im Fall des wenig risikoscheuen Unternehmens gleich 1,12 - im Fall des stark 
risikoscheuen im Unterschied dazu gleich 0,33. 
Bei niedriger Risikoaversion gehen Arbeitg eber zu jedem Zeitpunk t nicht nur 
höhere Risiken ein, indem sie einen großen Anteil ihres Budgets für ertragreiche, 
aber riskante Personalaufwendungen ausgeben; sie sind vielm ehr auch stärker 
dazu bereit, deutlich e Änderungen in ihrer Unternehmenspolitik vorzune hmen, 
wenn sich die Absatzmarktbedingungen ändern. Die Höhe der Finanzanlagen 
solcher nur wenig r isikoscheuen Arbeitgeber schwankt deutlich antizyklisch und 
liegt unter dem Bestand finanz ieller Aktiva in besonders risikosch euen Unter­
nehmen. Risikoaverse, wei l kapitalr ationierte Arbeitgeber halten zu jedem Zeit­
punkt einen hohen Anteil an finanziellem Vermögen vor, um im Fall von 
Liquiditätskrisen zahlungsfähig zu bleiben. 

Große, erfolgreiche Arbeitgeber meiden Risiken 
Wie in Tei l III dieser Arb eit angeführt wurde, ist zu be obachten, daß große Un ­
ternehmen und s olche, die in der V ergangenheit erfolgreich waren, dazu neige n, 
Risiken zu vermeiden und auf den gutbekannten Bahnen des „business as usual" 
zu bleiben. Im Rahmen des Model ls läßt sich dies durch Variation des An­
fangsbudgets U , prüfen: Geht man dav on aus, daß das Un ternehmensbudget in 
der Vergange nheit inter n erwirtschaftet worden ist, dann zeig t seine Höhe den 
Grad des vergang enen Erfolgs an. Daneben ist U , als grobes Maß auch für die 
Unternehmensgröße und das Firmenalter zu interpretieren. 
In Abbildung IV. 5 sind zw ei Unternehmen zugrundegelegt, die nu r in der Höhe 
von U t vom Refer enzunternehmen abweichen. Deutlich sichtbar ist, daß große 
bzw. etablierte Unternehmen einen vergleichsweise hohen Anteil an Finanz 
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Abbildung IV.5: Anpassung des Finanz- und Personalbudgets: Kleines und 
großes Unternehmen 

Kleines Unternehmen Großes Unternehmen 
1,2 
1,1 

1 
0,9 
0,8 
0,7 
0,6 
0,5 
0,4 
0,3 
0,2 
0,1 

0 
-0,1 
-0,2 

V A 

—7^ 7^ 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

- Gewicht c (Finanzbudget) • •Gewicht p (Personalbudget) 

Annahmen(Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 3.000.000 
ap = 0,25; ßp =0,80; Var(Ep)=0,10 
ac =0,15; ßc = 0,40; Par(ec) = 0,08 
a a = 0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) 
Var(ea) = 0,15 
Ergebnisse: 
p - 1,12 (Boom) 
p = 0,80 (Rezession) 

Aa, 
- = 1,31 (Steigung) 

Annahmen (Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 10.000.000 
ap = 0,25; ß^ =0,80; Var(ep)= 0,10 
ac =0,15; ßc = 0,40; Var(e c) = 0,08 
aa =0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) 
%r(E,)=0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,53 (Boom) 
p = 0,43 (Rezession) 
4P 

Aa, 
- = 0,39 (Steigung) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Investitionen tätigen. Das Personalbudget ist vergleichsweise niedrig und variiert 

relativ wenig im Konjunkturzyklus (-^- = 0,29). Das kleine Unternehmen hin-
Aafl 

gegen investiert vergleich sweise viel in die Belegschaft und paßt das Person al-
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budget merklich prozy klisch an ( -^- = 1,31). Im vorliege nden Fall ist es aus 
Aaa 

Sicht des kleinen, in de r Vergangenheit noch wenig erfolgreichen Unternehmens 
sogar sinnvoll, in Hoc hkonjunkturphasen negative Anteile c des Finanzbudgets 
zu halten: Das kleinere Unternehmen verschuldet sich zus ätzlich, um die risk an­
teren, ertragreicheren Personalaufwendungen auszudehnen. Die vielfach beo­
bachtete Tatsache, daß Kleinunternehmen über eine vergleichsweise geringe 
Eigenkapitalbasis verfügen, ist vor diesem Hintergrund als eine bewußte „risiko­
politische" Entscheidung der Unternehmer zu interpretieren.75 

Große, alteingesessene Unternehmen wählen ihr unternehmenspolitisches Budget 
so, als wären sie risikoscheu. Die im Modell gewählte Nutzenfunktion impliziert 
eine konstante, d.h. von U t unabhängige absolute Risikoaversion b . Die relative 
Risikoaversion b- U t steigt dann ab er mit dem Unterne hmensbudget (vgl. etwa 
MILDE 1983: 3 28ff.): Je größer das Unternehmen bzw. je grö ßer die Erfo lge der 
Vergangenheit, desto wenig er sind Arbei tgeber bereit, Risik en zu übernehmen; 
der Antei l des vergleichsweise riska nten Perso nalbudgets im Portefeui lle sinkt 
daher mit steigendem Unternehmensbudget. 

Risikoaversion durch Kapitalrationierung und Unternehmensgröße als 
gegenläufige Effekte 
Der Befu nd, daß kleine und ju nge Unternehmen eine höher e Bereitschaft besit­
zen, Risiken einzug ehen, ist dadu rch zu relati vieren, daß Kapit alrationierung zu 
einer höheren Risik oaversion führt: Gerade kleinere Unternehmen sind in ihrem 
Zugang zu externen Fina nzmitteln häufig restrin giert, der Anteil kleiner Unter­
nehmen an den Insolvenzen ist überproportional hoch (vgl. Abschnitt III.2.2). 
Kleine Unternehmen gehen zwar a ufgrund ihres geri ngen Unternehmensbudgets 
- unter sonst gleichen Bedingungen - größere Risiken ein. Sie laufen jedoch eher 
Gefahr, in Konkurs zu gehen un d die eingese tzten Mit tel gänz lich zu verlieren . 
Tendenziell dürften daher kleine Unternehmen ein höheres Maß an Risiko­
aversion b besitzen. 
Ob im ganzen daher groß e oder klein e Unternehmen riska ntere unternehmens­
politische Budgets wählen, läßt sich nu r im Saldo der beid en Effekte beantwor­
ten. Denkbar ist dabe i auch der Fall, daß sich die Effekte exakt kompensi eren. 
Dies läßt sich anhand des Ansatzes von SPREMANN (1991: 446ff.) illustrieren: Er 
macht den Grad der absol uten Risiko aversion b abhängig vom Unterne hmens­
budget Ut: Wird ein konstantes Maß k für die relative Risik oaversion ange-

75 Eine alternative Erklärung besagt, daß Kleinunternehmer einen besonders schwierigen Zu­
gang zu e xternem E igenkapital b esitzen (vgl. etwa K EASEY/WATSON 1994: 35 1 f.). V gl. 
auch die Ausfuhrungen weiter unten in diesem Abschnitt. 
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nommen, so gilt: b = —. Unter dieser Annahme einer konstanten relativen Risi-
U t 

koaversion wird die Zusammensetzung und die Umschichtung des unterneh­
menspolitischen Porte feuilles nicht von der Unt ernehmensgröße beei nflußt. Die 
Gewichte c und p unterscheiden sich nicht zwischen einem großen, alteingeses­
senen Unternehmen und einem kleinen, jungen Unternehmen. 

3.4.2 Statische Flexibilität, dynamische Flexibilität und endogenes 
personalpolitisches Risiko 

Variables Personalbudget im rigiden, stabiles Personalbudget im flexiblen 
Unternehmen 
Personalpolitische Flexibilität wurde in Kapitel IV. 1 in zwei Dimensionen vorge­
stellt. Die statische Flexibilität einer Belegschaft, festgehalten im Par ameter a p, 
bezeichnet die Fähigkeit der Mitarbeiter, sich umgehend auf die täglich und 
stündlich wechselnden Arbeitsanforderungen einzustellen. Die Produktionsef­
fizienz a p läßt sich als eine Mindestrentabilität der Belegsc haft auff assen, mit 
der selbst in der Unternehmensrezession gerechnet werden kann. Die dynamische 
Flexibilität der Belegschaft, die im Parameter ß abgebildet wird, bezeichnet das 
Ausmaß, zu de m die Bele gschaft mit In novationen auf Pr oduktmarktänderungen 
reagieren kann, und hängt davon ab, wie die Schlüsselqualifikationen, die 
Arbeitszeitordnung sowie die Lohnanreize zur Innovationsfahigkeit beitragen 
können. 
Abbildung IV.6 zeigt die konjunkturelle Entwick lung des unternehmenspoliti­
schen Portefe uilles für zwei Unternehmen, die sich in ihrer Flexibilität unter­
scheiden. Im rigiden Unternehmen liegt das Niveau des Personalaufwands in bei­
den Konjunkturphasen unter dem entsprechenden Niveau im flexiblen Unter­
nehmen. Verantwortlich dafür ist vor alle m die höhe re statische Flexibilität a p 

im flexibl en Unterne hmen: Die konjunkturunabhängige Renta bilität einer Inve­
stition in die Beleg schaft liegt deu tlich über der entsprechenden Rendi te a c für 
Finanzanlagen. Dieser Abs tand ist im rigide n Untern ehmen jedoch gerin ger, so 
daß hier eine Finanza nlage - unter sonst gleichen Bedingungen - in höherem 
Maß lohnend erscheint. 
Über den Nive auunterschied hinaus springt die deut lich unte rschiedliche Stärke, 
mit der die beiden Arbeitg eber ihr Portef euille jeweil s anpassen, ins Auge: Im 
rigiden Unternehmen variiert die Höhe des Person albudgets stark prozyklisch; 
das flexible Unternehmen schichtet im Unterschied dazu sein Portefeuille 
deutlich weniger radikal um, di e Höhe des Personalbudgets folgt nur leic ht dem 
Konjunkturzyklus. 
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Abbildung IV.6: Anpassung des Finanz- und Personalbudgets: Rigides und 
flexibles Unternehmen 

Rigides Unternehmen Flexibles Unternehmen 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

Boom Rezession 

-Gewichte(Finanzbudget) • "Gewicht p (Personalbudget) 

Annahmen(Unterschiede zum Referenz-
untemehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 5.000.000 
ap = 0,20; ßp=0,90; Var(sp) =0,10 
ac =0,15; ß, =0,40; Var(?c) = 0,08 
a a = 0,40 (Boom) 
aa = 0,15 (Rezession) 
Far(e „) = 0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,69 (Boom) 
p = 0,46 (Rezession) 
4P 

Aa, 
- = 0,92 (Steigung) 

Annahmen (Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 5.000.000 
ap= 0,30; ß p - 0,50; Var( zp) = 0,10 
ac =0,15; ßc = 0,40; Kzr(ec) = 0,08 
aa = 0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) 
Kar(sa) = 0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,83 (Boom) 
p = 0,77 (Rezession) 

Aa, 
- = 0,22 (Steigung) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Dynamische Flexibilität und Anpassungsstärke 
Während Unte rschieden in der statischen Flexibil ität ein maßgeb licher Einfluß 
auf das Niveau der beiden Portefeuilleanteile zukommt, läßt sich die Anpas-
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sungsstärke im Portefeuille auf die divergierende dynamische Flexibilität zurück­
fuhren: Arbeitgeber, die in Unternehmensrezessionen mit Hilfe von Innovations­
aktivitäten einen hohen Unternehmenserfolg aufrechterhalten können, reduzieren 
in der Krise ihr en Personalaufwand nur vergl eichsweise geringfügig. Im rig iden 
Unternehmen erlauben es Zeitregime, Qualifikation und Lohnanreiz viel weniger, 
in Krisen einen hohen Unternehmensertrag zu erwirtschaften. Daher wird für 
rigide Unternehmen die Finanza nlage in der Unternehmensrezession besond ers 
attraktiv. 

Abbildung IV.7 verdeutli cht den Einfluß der dynamischen Flexibilität auf die 
Anpassungsstärke des untern ehmenspolitischen Portefe uilles. In den Kur ven ist 
einmal für den Fall der Unternehmensrezession, einm al für den Fall des Auf­
schwungs abgetragen, wie Arbeitgeber das Portefeuillegewicht p wählen, je 
nachdem, wie stark die dynamische Flexibilität ß p im Unternehmen ausgeprägt 
ist. Der A bstand zwischen beiden Kurven, mißt - für jedes Flexibilitätsniveau -
die Stärke, mit der das Portefeuillegewicht p im Konjunkturverlauf angepaßt 
wird. Bei einem Wert von 0,9 für die dynam ische Flexibilität (rigides Unter­
nehmen) liegen die beiden Kurven weit auseinander, das Personalbudget wird im 
konjunkturellen Wandel somit spürbar angepaßt. Wesentlich geringer ist der 
Abstand zwischen beiden Kurven im Fall des flexiblen Unternehmens mit 
ß p =0,5. Hier schichte n Arbeitgeber ihr unternehmenspolitisches Portefeui lle 
deutlich weniger prägnant im Ko njunkturzyklus um. Nähme ß _ eine n Wert von 
0,4 an, verschwände der Anpassungsbedarf gänzlich, das Po rtefeuillegewicht p, 
und das heißt das Personalb udget, bliebe unabhä ngig von der konjunkturellen 
Lage konstant. 
Daß gerade an dieser Stelle der Anpassungsbedarf verschwindet, ist natürlic h 
kein Zufall: Es gilt dort ßp = ß c = 0,4. Die Innovationsfähigkeit der Belegschaft 
ist so hoch ausgeprägt, daß auch eine Anlage in finanzielle Aktiva den 
Arbeitgeber nicht wirksamer vor Erfolgsschwankungen schützen kann. Die 
Erträge aus Finanzinvestitionen entwickeln sich konjun kturell parallel zu den 
Erträgen aus dem Persona laufwand. Der Arbeitgeber hat daher keinen Anlaß, 
sein unternehmenspolitisches Portefeuille zyklisch anzupassen. Die Annahme 
identischer ß -Koeffizienten ist aller dings ein Gren zfall; Fälle, in denen ß _ gar 
den Wert von ß c unterschreitet, sind auszuschließen (vgl. Abschnitt IV.2.2.1). 

Solange die dyna mische Flexibilität geringer ausfallt als die konj unkturelle Sta­
bilität der Finanzrenditen, solange mit anderen Worte n gilt: ß„ < ß passen 
Arbeitgeber ihr Personalbudget prozyklisch an. Diese Anpassung, so macht 
Abbildung IV.7 sichtbar, fällt um so stärker aus, je niedriger die dynamische Fle­
xibilität ß p des Unternehmens liegt. Dies bedeu tet bei gegeben en Daten der 



118 

Finanzmärkte gleichzeitig: Je wei ter ßc und ß p auseinanderliegen, desto höher 
ist der Anpassu ngsbedarf. Arb eitgeber bewerten die Flexi bilität der Belegschaft 
also nicht isoliert, sondern vergleichen sie mit den Renditen, die vergleichsweise 
sichere Anlagen außerhalb des Unternehmens an den Finanzmärkten erzielen. 
Nicht das absolute Flexib ilitätsniveau, sondern ihr relativer Wert, gegeben die 
Bedingungen an den Finanzmärkten, ist demnach für die konjunkturelle Schwan­
kung des Personalbudgets verantwortlich. 

Abbildung IV. 7: Gewicht des Personalbudgets in Abhängigkeit von der 
dynamische Flexibilität bei unterschiedlichen Konjunkturlagen 

Dynamische Flexibilität 

Dynamische Flexibilität: ß p 

Rezession: aa =0,15 
Boom: aa = 0,40 
Die sonstigen Annahmen entsprechen den Daten des Referenzunternehmens 
(vgl. Tabelle IV. 1) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Ein Zusammenhang zwisch en Unternehmensflexibilität ß _ und Anpassungs­
stärke besteht auf ähnlic he Weise für den Fall einer Zu nahme der Absatzmarkt-
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Unsicherheit Var(sa). Abbildung IV.8 illustriert dies. Der Abstand zwischen den 
Kurven gibt d ie (absolute) Stärke der Anpassung an, also die Differenz zwischen 
dem Portefeuillegewicht p bei sicheren Absat zmärkten (Var(ea) = 0) und bei 
unsicheren Absatzmärkten (Var(ea) = 0,8). Das rigide Unternehmen würde, dem 
Modell zufolge, das Persona lbudget deutl ich stärker reduz ieren als das flexible 
Unternehmen. 

Abbildung IV.8: Gewicht des Personalbudgets in Abhängigkeit von der 
dynamischen Flexibilität bei unterschiedlicher 
Absatzmarktunsicherheit 

Dynamische Flexibilität 

Dynamische Flexibilität: ß p 

sicherer Abstzmarkt: Var(ea ) = 0 
unsicherer Absatzmarkt: Var(sa) = 0,8 
Die sonstigen Annahmen entsprechen den Daten des Referenzunternehmens 
(vgl. Tabelle IV. 1) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Je deutlicher ß den Wert von 0,4 übersteigt, d.h. je weniger flexibel das Unter­
nehmen ist, desto dr astischer fallen die Kür zungen des Pe rsonalbudgets aus, die 
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im Zuge eines unsicherer werdenden Absatzmarktumfeldes zu erwarten sind. Im 
rigiden Unternehmen (ß p = 0,9) ist mit einschneidenden Personalkostenreduk­
tionen zu rec hnen. Anders ausgedrückt: Je schärfer der Wettbewerb und je weni­
ger kalku lierbar die Erfolge auf den Absatzmärkten, desto wertvoller wird aus 
Arbeitgebersicht eine flexible Belegschaft und desto s tärker werden Arbeitgeber 
auch in einem riskantere n Umfe ld berei t sein, einen hohe n Persona laufwand zu 
tätigen. 

Hohes, variables Personalbudget bei niedrigem endogenem Risiko, niedriges, 
stabiles Personalbudget bei hohem endogenem Risiko 
Unternehmen mit untersc hiedlich hoh er Innova tionsfähigkeit bzw. dynam ischer 
Flexibilität unterscheiden sich nach dem Ausmaß, in dem sie Absatzmarktrisiken 
eingehen. Im Rahmen des Modells ist die Unsic herheit an den Produktm ärkten 
jedoch nicht die einzig e Form vo n Risiko . Unterne hmen sind auch durc h unter­
schiedlich hohe endog ene personalpolitische Risiken, ausgedrückt im Paramet er 
Var(zp), gekennzeichnet. Dies es Risiko entsprin gt der unwägb aren Innenwe lt 
des Unternehmens: Organisatorische Reibungsverluste, fehlgeschlagene Entwick­
lungsversuche oder Maschinenausfälle sind Beispiele für Unsicherheitsquellen im 
innerbetrieblichen Wertsc höpfungsprozeß. Risiken dies er Art dürften unter den 
folgenden Bedingungen besonders gravierend sein: In kapitalintensiven und tech­
nisch aufwendigen Produktionsprozessen können Pa nnen große Auss toßverluste 
nach sich ziehen; wen n der Herste llungsprozeß stark in Team arbeit erfolgt oder 
wenn eine Vielzahl von Einzels chritten aufeinan der abgestimmt werden muß, 
sind Prod uktionsmenge und -qu alität stark anfällig geg enüber person ellen Aus­
fallen oder Fehlern; bei Innovationsaktivitäten schließlich dürfte das mit dem 
Personalaufwand verbundene Risiko entsprechend relativ hoch sein. 
Um den Einfluß des endogen en Risiko s auf die Portefeuilleentscheidungen zu 
isolieren, seien zwei Unte rnehmen angen ommen, die sich nur im Hinblick auf 
den Parameter Var(ep) voneinander unterscheiden.76 Im sicheren Unternehmen 
unterschreitet Var(ep) den entsp rechenden Wert im Referenzunternehmen, im 
riskanten Unternehmen übersteigt er ihn. Di e Entwicklung des unternehmenspo­
litischen Portefeuilles unter diesen Annahmen ist in Abbildung IV.9 dargestellt. 
Der Arbeitgeber, der sich einem höhe ren endog enen Risi ko gegenü bersieht, ist 
unter sonst gleichen Bedingungen weniger bereit, Personalaufwand zu tre iben; er 

76 Auch d ie A bsatzmarktbedingungen w erden al s id entisch un terstellt. G leichwohl d ürften 
kapitalintensive und hochtechnisierte Unternehmen vielfach auf Märkten a gieren, die sich 
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Abbildung IV.9: Anpassung des Finanz- und Personalbudgets: Endogen sicheres 
und endogen unsicheres Unternehmen 

Endogen sicheres 
Unternehmen 

Endogen unsicheres 
Unternehmen 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

Boom Rezession 

- Gewicht c (Finanzbudget) ' -Gewicht p (Personalbudget) I 

Annahmen(Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 5.000.000 
ap = 0,25; ßp =0,80; Var(Sp) = 0,08 
ac =0,15; ß,. =0,40; Var(zc) = 0,08 
a a = 0,40 (Boom) 
a a =0,15 (Rezession) 
Var( 6j = 0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,87 (Boom) 
p = 0,65 (Rezession) 
4P 

Aa„ = 0,87 (Steigung) 

Annahmen (Unterschiede zum Referenz­
unternehmen fettgedruckt): 
b = 0,0000005; U, = 5.000.000 
a^, =0,25; ßp =0,80; Var(zp) = 0,14 
ac =0,15; ßc = 0,40; Var(Sc) = 0,08 
a a = 0,40 (Boom) 
aa = 0,15 (Rezession) 
Var( sa) =0,15 
Ergebnisse: 
p = 0,66 (Boom) 
p = 0,49 (Rezession) 
4P 

Aa„ 
= 0,66 (Steigung) 

Quelle: eigene Erstellung 

auch durch ein höheres Geschäftsrisiko (nicht nur ein höheres endogenes Risiko) auszeich­
nen. 
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lenkt einen relativ hohen Anteil des Unternehmensbudgets in vergleichsweise 
sichere Finanzan lagen. Dieser Zusamm enhang folgt zwingend aus der Risiko­
aversion des Entscheiders. Nicht ohne weiteres intuitiv vorhersagb ar sind die 
Unterschiede in der Anpassungsstärke zwischen beiden Unternehmen. Im riskan­
ten Unternehmen schwan kt das Persona lbudget weniger stark als im sicheren 
Unternehmen. Unterne hmen mit hochte chnisierten Betriebsabläufen oder einer 
großen Releva nz von Teamar beit dürf ten demnac h ihr Person albudget wenige r 
scharf an Konjunkturzyklen anpassen als andere Unternehmen. Deutsche Che­
mieunternehmen verfolgen eine Personalpolitik, die rasche Anpassungen des 
Personalstands an neue Gesch äftslagen vermei det, den Beschäf tigtenstand viel­
mehr verstetigt . Es wäre lohne nswert zu prüfe n, ob dies im Sin ne der hier vor­
gestellten Hypothese auf die s tarke Technisierung in de r Branche und die damit 
gegebene hohe Anfä lligkeit des Wertschöpfungsprozesses zurückgeführt werden 
kann. 

3.5 Risikomanagement durch Diversifikation 

Es ist Grundidee der finanzwirtschaftlichen Portfoliotheorie, daß „durch Diversi­
fizierung Risiken kompensiert werden können" (FlLC 1992: 43). Ind em ein Ent­
scheidungsträger mehrere Aktiva hält, kann e r günstigere Risiko-Ertrags-Kombi-
nationen realisieren: Bei einem gegebenen unterste llten Ertrag minimiert eine 
diversifizierte Anlage die Varianz des Portefeuilles; wird eine bestimmte Varianz 
als gegeben angenommen, wird der Erwa rtungswert durch Str euung der Anla ge 
maximiert. 
Auf ganz ähnliche Weise begrenzt ein Arbeitgeber die Gesamtrisiken, denen das 
Unternehmen ausgeset zt ist, indem er nicht nur Personalaufwendungen tätigt, 
sondern einen Teil des Unte rnehmensbudgets in Finan zanlagen lenkt. Die Risi­
ken von Finanzinvestitionen sind normalerweise geringer als die mit dem Pe rso­
nalbudget verbundenen Risiken, weil auf Fin anzmärkten eine Div ersifikation fi­
nanzieller Aktiva ums tandslos möglich ist und we il damit Ertragsschwankungen 
solcher Aktiva nicht v on den spezifischen Geschäftsrisiken des einz elnen Unter­
nehmens abhängen. 
Das Ausm aß, zu dem Arb eitgeber ein Risikomanagement durch Finanza nlagen 
verfolgen, hängt nicht nur von den Risik en und Erträ gen der Anlagemöglich­
keiten ab, sonder n auch von de r Risikoeinstellung des Arb eitgebers b und dem 
zur Verfügung stehenden Unternehmensbudget U,. Arbeitgeber mit einer gerin­
gen Risikoaversion und einem niedrigen Untemehmensbudget lenken ceteris 
paribus weniger Mittel in Fin anzanlagen. Als Spez ialfall schließt dies die Mög­
lichkeit ein, daß sich solche Unternehmen an den Fin anzmärkten zusätzlich ver­
schulden, um das Perso nalbudget auszuweiten. Auch in diese m besonde ren Fall 
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eines negativ en Portefeuillean teiles c von Finanza nlagen gilt der Befund, daß 
Arbeitgeber gemäß ihrer Präferenzen günstigere Risiko-Ertrags-Konstellationen 
des Unternehmensbudgets erreichen können, wenn ihnen mehr als nur das Perso ­
nalbudget als Verwendungsmöglichkeit offensteht. 
Der risikor eduzierende Effekt von Diversifik ation läßt sich anhand der Risiko­
maße im Modell illustrieren. Die Varianz des Unte rnehmensertrags gemäß Glei­
chung (1.8) kann nach unterschiedlichen Risikotypen gespalten werden: 

Var(Ut+l) = E[Gt+l~E(Ut+])]2 

= [/f / - %r(G,) + ̂  V %r(E.) + C/2 %,r(E,) (i.g.a) 
endogenesRisiko exogenesRisiko exogenesRisiko 

(Absatzmarkt) (Finanzmarkt) 

Die Stochas tik des Unternehmensertrags resultier t erstens aus dem endogenen 
Risiko. Wie im vorangehe nden Abschnitt erläu tert, bezeich net es die Unsicher­
heit, die mit Personalaufwendungen verbunden ist, aber nicht auf die Ent­
wicklung des unternehmerischen Absatzma rktes zurückzufüh ren ist. Unsicher­
heitsquelle sind vielm ehr organisatorische Reibungsverluste, Maschinenausfalle, 
unerwartete Fehlz eiten u.a.m. Gleichung (I.8.a) verdeutl icht, daß die Höhe des 
eingegangenen Risikos, die Risikomenge, nicht nur vo n den Varianzen, sondern 
auch vom Unternehmensbudget U , sowie dem Porte feuillegewicht p bestimmt 
wird. 
Zweitens werde n dem Unternehmen exogene Risiken, Unsicherheiten, die den 
schwer vorhersehbaren Entwicklun gen an Finanz- und Absatzmärkten entsprin­
gen, auferlegt. Im vorliegenden Zusammenhang von zentralem Interesse ist dabei 
das exogene Absatzma rktrisiko, in dem die Entwicklung der Produktnachfrage, 
die Preisentwicklung sowie die Züge der Konkurrenten zusammengefaßt werden. 
Mit Hilfe der Definiti on von a in Gleichun g (1.5) kann das Absatzmarktrisiko 
auch wie folgt ausgedrückt werden: 

= (c2.ß2+2.C.p.ß,.ß,+p2.ß2).p^(G,,).C/2 
(1.15) 

Aus dieser Schreibweise ist ersichtlich, daß das Unternehmensbudget Ut, die 
Instrumentengewichte c und p sowie die ß -Koeffizienten mitbestimmen, in 
welcher Höhe da s Unternehmen das Mar ktrisiko tragen muß. Zwar ist die Unsi­
cherheit des Absat zmarktes in gewiss er Weise ex ogen; Var(ea) ist ein Modell­
parameter. Inwieweit sich Arbeitgeber jedoch der Stochastik der Marktbedingun­
gen aussetzen, hängt von den eigenen Ent scheidungen zur Aufteilung des Unter-
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nehmensbudgets auf Personal- und Finanzinvestitionen ab; die Portefeuille­
gewichte c und p sind En tscheidungsvariablen. 

Daß eine Aufteilung des Unternehmensbudgets auf zwei Verwendungsformen 
das Gesamtrisiko reduziert, ist auf zw ei Effekte zurückzuführen. Erstens können 
die beiden Anlagemöglichkeiten die Unternehmung vor den Fol gen des Absa tz­
marktrisikos schützen. Für die Finanzanlage ist dieser Versicherungseffekt offen­
sichtlich: Die Finanzinvestition wird ja gerade dadurch attraktiv, daß sie den Un-
temehmensertrag nicht allein von der Geschäftsentwicklung abhängig macht, 
sondern in höherem Maße prognostizierbare Rendite n verspricht. Dies drückt 
sich in einem niedrigen Wert von ß c aus. Doch auch mit dem Personalbudget ist 
der Arbeitgeber nicht automatisch den gesamten Risiken, die sich aus dem Kern-
geschäft des Unternehmens ergeben, ausgesetzt: Eine hohe dynamische Flexibili­
tät der Belegschaft, d.h. eine hohe Inno vationsfähigkeit, kann die Erträge des 
Unternehmens zu einem gewis sen Grad von der Entwicklung am Markt ab­
schirmen; dies äußert sich in einem niedrigen Wert von ß p. Aus Gleichung 
(1.15) ist erkennbar: Je niedrig er der Wert von ß p, desto geringer fällt ceteri s 
paribus die Höhe des Marktrisikos aus.77 

Zweitens ist über diesen Versicherungseffekt hinaus ein Teilungseffekt wirksam: 
Werden zusätzliche Finanzmittel in eine bestimmte Anlageform gelenkt, so 
wächst der zu e rwartende absolute Ertrag proportional zum zu sätzlichen Anlage­
betrag; die Varianz des Ertr ags steigt jedoch propor tional zum Quadr at der zu­
sätzlichen Anlage (S PREMANN 19 91: 456). Das soll am ein fachsten Beis piel er­
läutert werden: Es sei für einen Mo ment angenommen, Personalbudget und Fi­
nanzanlage seien äqu ivalente Verwendungsmöglichkeiten, insbesondere besäßen 
sie erwartete Erträge und Varianzen in gleicher Höhe. Würden nur die erwarteten 
Erträge als Entscheidungskriterium zugrundegelegt, wäre die Aufteilung des 
Budgets auf Person al- und Fin anzbudget irrelevant. Ertragswertoptimal wäre es 
beispielsweise, das gesamte Budget als Personalaufwand zu verwenden. Im port-
foliotheoretischen Modell ist der Entsc heider jedoch als risikoscheu angenom­
men, daher ist auch die Vari anz zu be rücksichtigen. Eine Ver dopplung des Per­
sonalbudgets zieht aber eine V ervielfachung der Varianz, d.h. der Risikomenge, 
nach sich. Da dies in glei cher Weise für Finanzinvestitionen gilt, wird in diese m 
einfachen Beispiel die Gesamtvarianz des Portef euilles dadur ch minimie rt, daß 

77 Dieser ris ikoreduzierende E ffekt en tspricht im S tandardmodell de r Po rtfoliotheorie d em 
Zusammenhang, d aß A nlagemöglichkeiten ne gativ ko rrelieren kö nnen u nd da ß si ch d a­
durch R isiken g egenseitig a ufheben (vgl. et wa S PREMANN 1991: 4 56). I m S ingle In dex-
Modell von SHARPE (1963), das der hier gewählten Modellformulierung zum Vorbild dient, 
sind diese Korrelationen in den ß -Koeffizienten eingefangen. 
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das Budge t je zur Hälft e auf die beiden Verwen dungsmöglichkeiten aufge teilt 
wird. 
Während der Isol ationseffekt lediglich das Absatzmarktrisiko vermindert, ist der 
TeilungsefFekt für sämtliche der genannten Risiken wirksam, wie aus Gl eichung 
(I.8.a) ersichtlich ist. Erhöht ein Arbeitgeber beispielsweise die Höhe des 
Personalbudgets um de n Betrag p-Ut, so erwächst ihm daraus ein zusä tzliches 
Risiko in Höhe von p2 -Lf} (Var(ep) + ß 2 -Far(ea)). Der Arbeit geber muß, 
wenn man so will, steigende Grenzrisiken auf sich nehmen. Aus diesem Grund ist 
es sinnvoll, ein steigendes Unternehmensbudget nicht nur zur Erhöhung des Per­
sonalaufwands, sondern auch zur Ausweitung der Finanzanlage zu verwenden. 
Der Gesamteffekt des Risikomanagements durch Diversifikation ist in Abbildung 
IV.10 anhand eines numerischen Beispiels illustriert. Unterstellt werden die 
Daten des Referenzunternehmens aus Abschni tt IV.3.3.1 bei einer „mittlere n" 
Geschäftslage von a a = 0,3. Jedoch sei im erst en Fall unterstellt, daß eine An ­
lage in finanzielle Aktiva unmöglich ist; das Gewicht der Personalaufwendungen 
p ist dann notwend igerweise gleich eins. In der zwei ten Situatio n steht dem 
Arbeitgeber die Mö glichkeit zu F inanzanlagen offen, und er kan n das untern eh­
menspolitische Budget entsprechend diversifizieren. 

Abbildung IV.10: Risikominderung durch Diversifikation 
(Referenzunternehmen) 

Ohne Mit 
Diversifikation Diversifikation 

Ohne Diversifikation: nur Personalaufwand; p = 1,0 
Mit Diversifikation: Personalaufwand und Finanzanlage; p = 0,71; c = 0,29 
Endogenes Risiko: uj • p2 •Var(s p) 
Exogenes Risiko: Uf -a 2 • Var(Sa) + ijj -c2 • Var(ec) 

Quelle: eigene Berechnungen 



126 

Die aus Arbeitgebersicht optimale Wahl der Portefeuilleanteile c und p fuhrt zu 
einer deutlichen Reduktion des exogenen wie des endogenen Risikos, wobei 
diese Risiken anhand der Komponenten des Gesamtrisikos Var(za) gemäß Glei­
chung (I.8.a) gemessen sind. Dabei entscheidet sich der Arbeitgeber, bei den zu ­
grundegelegten Parametern, für einen Anteil von Finanza nlagen im unterneh­
menspolitischen Porte feuille von c = 0,29. Zwei Anlagemöglichkeiten bzw. In­
strumente verfügbar zu haben erhöht offenbar den Nutzen des Arbeitgebers. 
Nach einem Prinzip aus der Theorie der Wirtsc haftspolitik erfordert die Errei­
chung einer bestimmten Zahl von Zielen in einer Welt mit Sicherheit exakt 
dieselbe Zahl w irtschafspolitischer Instrumente. Hier, zur Verfol gung eines ein­
zigen Zieles, nämlich den Nutzen zu maximieren, würde demzufolge ein einziges 
Instrument genügen. Welches davon, die Finanzanlage oder der Personalauf­
wand, wäre prinzipiell gleichgültig. Wie BR AINARD (1967: 418) jedoch zeigt, 
verliert die erwähn te wirtschaftspolitische Regel unter Uns icherheit ihre Gül tig­
keit: Da die Instrumente im Zusam menspiel Risiken begre nzen, ist es optimal, 
beide Anlagemöglichkeiten, allgemein gesprochen: alle verfügbaren Instrumente, 
auch zu nutzen. 

4. Funktionsflexibilität, Zeitflexibilität, Flexibilitätslohn: Die 
Bestimmung des personalpolitischen Portefeuilles 
(Teilmodell II) 

Teilmodell I erklärt, in welcher Höh e Arbeitgeber Personalaufwand zu treiben 
bereit sind bzw. wie stark sie die Perso nalaufwendungen angesichts neuer Pro­
duktmarktsituationen anpassen (Budgeteffekt). Dort wu rden jedoch keine Auss a­
gen dazu hergeleitet, auf welche Weise Arbeitgeber das Personalbudget auf ver­
schiedene Verwendungsmöglichkeiten aufteilen. Diese Fra ge soll im vorliegen­
den Kap itel anhand eines Portf oliokalküls, das an Teilmodell I anschließt, ver­
folgt werden. Modelliert wird ein Portefeuilleeffekf. Arbeitgeber können im 
Konjunkturverlauf oder angesi chts steigender Absatz marktunsicherheit die Mit­
arbeiterzahl anpasse n, die durchschnittliche Arbeitszeit änd ern und das Lohnn i­
veau variieren. Die als optimal ermittelten Personalpolitiken hängen, wie auch in 
Teilmodell I, deutlich von den betr ieblichen Ausst attungen mit Sicherh eitskapi­
talien, mit Funktions-, Zeit- und Lohnanreizflexibilität, ab. 

4.1 Die Modellidee 

Es gilt als gesich erter Befund, daß Unternehmen mit ein er gutqualifizierten Be­
legschaft eine geringere Variation des Beschäftigtenstandes aufweisen als Unter-
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nehmen mit einer vorne hmlich geringq ualifizierten (zu empirisc hen Hinwe isen 
vgl. unten Abschnitt IV.6.3). Während gemeinhin die Kosten der Wiederbe­
schaffung knapp er Qualifika tionen als Argument dafür angeführt werden, daß 
Arbeitgeber in der Ko njunkturkrise Arbeitskräfte „horten", stellt das im folgen ­
den vorzustellende Modell eine andere Erklärung in den Mi ttelpunkt: Eine hohe 
Funktionsflexibilität der Belegschaft ermög licht es, Absatzk risen erfo lgreich zu 
bewältigen, indem neu e Produkte en twickelt und neu e Verfahren imple mentiert 
werden. Wie zu zei gen sein wird, kön nen Arbeitgeber (auch) au s diesem G rund 
unter Ums tänden an einer Weiterbeschäftigung von Arbeit nehmern im Absatz­
einbruch interessiert sein. 
Während die Vorteilh aftigkeit einer Strate gie der Beschäftigungsstabilisierung 
aufgrund hoher Qualifikationen uns trittig scheint, liegen die perso nalpolitischen 
Implikationen anderer Formen von Flexibilität noch weitgehend im dunkeln. Die 
vergleichsweise hohen und auch in der Rezession recht starren durchschnittlichen 
Arbeitszeiten briti scher Arbeitnehmer sind in den letz ten Jahren verwundert zur 
Kenntnis genommen worden. Dabei werden diese ko njunkturell starren Arbeits­
zeiten in Unternehmen abgeleistet, die über eine im europäischen Vergleich hohe 
Arbeitszeitflexibilität verfügen: Überstunden sind in Großbritannien Teil des 
individuellen Arbeits vertrages, weshalb die durchs chnittliche Arbeits zeit unter­
schiedlicher Mitarb eiter durchaus versch ieden hoch ausfallen kann; gesetzlich 
und tarifvertraglich werden Wochenend- und Nachtarbeit praktisch nicht be­
schränkt (vgl. unten Abschnitt V.2.2). In dem hier zu entwickelnden Modell wird 
der Zusammenhang zwischen Zeitflexibilität und ko njunktureller Variabilität der 
Arbeitszeit theoretisch untersucht. Ist der für britische Unternehmen offenbar zu­
treffende Zusammenhang allgemeingültig? Passen zeitflexible Unternehmen ihre 
durchschnittliche Arbeitszeit im Konjunkturzyklus in aller Regel schwächer an 
als Unternehmen mit „starren" Arbeitszeitregelungen? 
Auf ähnliche Weise ist der Zusamm enhang zwischen Lohnanreizflexibilität und 
Lohnpolitik im Modell eingefangen: Folgt aus einer hohen Lohnanreizflexibilität, 
d.h. aus starken und im Konjunkturverlauf stabilen Lohnan reizwirkungen, ein 
eher starrer oder ein eher vari abler Lohn im Konjunkturverlauf? Während in de r 
Effizienzlohntheorie in aller Regel die - über dem Mark tlohn liege nde - Höhe 
des Entgelts erk lärt werd en soll, steht im vorzu stellenden Mode ll die Variation 
des Lohnniveaus in w echselnden Absatzmarktbedingungen im Zentrum des Inte­
resses. 
Im folgend en Kalkü l, das auf diese Fragen antwo rtet, ist angenom men, ein Ar­
beitgeber habe die Höhe des Personalbudgets gemäß dem oben vorgestellten 
Teilmodell I festgelegt. In Teilmod ell II nun muß der Arbeit geber darübe r ent­
scheiden, wie er dieses Budget verwe ndet. Offen steh t ihm die Nutzun g dreier 
unterschiedlicher personalpolitischer Sicherheitskapitalien bzw. Flexibilitäten. Er 
kann erstens die Qualifikation der Mitarbeiter mehr oder weniger intensiv nutzen 



128 

(Funktionsflexibilität), zweitens das Arbeits- und Betrie bszeitensystem in unter ­
schiedlicher Stärke in Anspr uch nehmen (Zeitfle xibilität) und drittens in unter­
schiedlichem Maß dur ch das Lohn system die Motiv ationsreserven der Beschäf ­
tigten aktivieren (Lohnan reizflexibilität). Analog zu Teilmodell I betreibt der 
risikoscheue Arbeitgeber ein optimales Risikomanagement, indem er die genann­
ten Flexibilitäten in Kombination einsetzt, er wählt ein personalpolitisches 
Instrumentenportefeuille. In ihm sind indessen solche Instrumente, die das Unter­
nehmen am wirksamsten gegen das Absatz marktrisiko versiche rn, auch beson­
ders stark enthal ten. Je nach ihre n spezifi schen Flexibil itätsausstattungen halten 
Arbeitgeber somit unterschiedliche Portefeuilles. Ändert sich die Konjunkturlage 
oder erhöht sich das Risiko auf den Absatzmärkten, passen Arbeitgeber ihr 
risikooptimales Instrumentenportefeuille so an, daß für den Planungszeitraum 
eines halben Konjunkturzyklus ein optimales Risikom anagement wiederherge­
stellt wird. 
Aus diesen Porte feuilleänderungen de r Arbeitgeb er, also aus dem Versu ch zum 
personalpolitischen Risikom anagement, leiten sich die persona lpolitischen An­
passungen an wechselnde Absatzmarktbedingungen ab: die Ä nderungen des Be ­
schäftigtenstandes, der durchschnittlichen Arbeitszeit sowie des Stunden lohnni­
veaus für die Planungsperiode. Während demnach der in Teilmodell I modellierte 
Budgeteffekt die Stärke der Anpass ung bestimm t, entsche idet der Portefeuille­
effekt aus Teilmodell II, wie sic h die Anpassung auf die drei personalpolitischen 
Entscheidungsvariablen, auf die Mitarbeiterzahl, die durchsc hnittliche Arbeit s­
zeitdauer und das durchschnittliche Stunden lohnniveau aufteilt. Um definitive 
Aussagen zu Art und Intensität von Personalanpassungen zu treffen, müssen 
somit Budget- und Portefeuilleeffekt miteinander verrechnet werden. Dies 
geschieht in Kapitel IV.5. 

4.2 Die Formalisierung 

4.2.1 Annahmen und Entscheidungsregel 

Der Arbeitgeber verfugt über ein Pers onalbudget Pt, das er in der Planun gspe­
riode für Personalausgaben verwenden kann. Die Personalaufwendungen ergeben 
sich dabei aus dem Produkt aus der Mitarbeiterzahl L, der durchschnittlichen 
Arbeitszeit H und dem durchschnittlichen Stundenlohnniveau W. 7S Es gilt dem­
nach folgende Budgetrestriktion: 

Pt = L-H-W (II.l) 

78 Es sei daran erinnert, daß dieser Durchschnittsstundenlohn die fixen Personalkosten anteilig 
enthält. Vgl. zur Begründung Kapitel IV.2. 
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Mit Entsc heidungen über Mitarbeiterzahl, Arbeitszeit und Stundenlohn greifen 
Arbeitgeber uno actu auf die im Unterne hmen vorgehaltenen Bestände an Si­
cherheitskapital zurück: Inde m Arbeitgeber Mitarbeiter bes chäftigen, nutz en sie 
deren Qualifikation; hinter der produktiven Wirkung einer bestimmten durch­
schnittlichen Arbeits zeit steht die Flexibilität der Arbeit szeitordnung; und der 
Lohn zieht be stimmte Anreizwirkungen nach sic h. Um die ve rschiedenen Kapi­
talbestände als eigenständige „Anlagemöglichkeiten" in den portfoliotheoreti-
schen Rahmen integrieren zu können, wird Gleichung (II.l) logarithmiert:79 

In Pt = In L + In H+ In W 

<=>1 = — + — + — = l+h + w (II.2) 
In Pt In Pt In Pt 

Die refo rmulierte Budgetrestriktion in Gleichung (II.2) bes agt, daß die Summe 
der Instrum entengewichte /, h und w exakt eins ergeb en muß. Unter dieser 
Nebenbedingung bestimmt der Arbeitgeber /, h und w und bildet so ein 
optimales person alpolitisches Instru mentenportefeuille. Aus diesem las sen sich, 
wie Gleichung (II.2) zeigt, die Mitarb eiterzahl L, die Ar beitsstunden H und das 
Lohnniveau W unmittelbar ableiten; durch Umformen ergibt sich bspw.: 

L = e ' ln p>. 

Die Rückflüsse, die aus dem Pers onalaufwand Pt erwartet werden könne n, sind 
in einer stochastischen Größe, dem Personalertragswert Pl+I abgebildet: 

^+1 = pt -(1 + l-rj +h-rh+w-rw) (II.3) 

Die Ver teilungen rj, rh und rw bezeichnen die stochas tischen Ertra gsraten der 
einzelnen Instrumente: die Erträge, die den Mitarbeitern, der Arbeit szeit bzw. 
dem Lohnniveau - aufgrund der mit ihn en aktivierten Flexibilitäten - zugerech­
net werden können, in Prozent der eingesetzten Mitte l. Da diese Ertragsraten 
jedoch ex ante mit bestimm ten Risiken behaf tet sind, ist auch der Ertragswert 

, der sich am Ende der Planungs periode realisie rt, im vorhinein unsicher. 

79 Formal wird dadurch e rreicht, daß die Budgetbeschränkung additiv wird. Sachlich werden 
die produktiven Effekte der in den Instrumenten gebundenen Flexibilitäten gewissermaßen 
separiert. Dies geschieht auf ganz ähnliche Weise in der Arbeitsnachfragetheorie, wenn die 
Mitarbeiterzahl und die Beschäftigungsstunden als „Produktionsfaktoren" voneinander u n­
terschieden w erden. Während do rt al lerdings v erschiedene K ostenkategorien - von der 
Arbeitszeit unabhängige, „fixe" Kosten versus stundenproportionale Kosten - Grund für die 
Unterscheidung sind, er folgt die Separierung hier aufgrund der u nterschiedlichen Formen 
von Sicherheitskapitalien, die in den personalpolitischen Instrumenten gebunden sind. 
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Wie Gleichung (11.3) zeigt, ergibt er sich aus dem e ingesetzten Budget P, zuzüg ­
lich einer Verzinsung mit dem Faktor (/ • + h-rh + w • ). 

Die Bedingungen am Absatzmarkt werden durch die bereits aus dem Teilmodell I 
bekannte Gleichung (1.3) beschrieben: 

Der Konjunkturindikator a a zeigt die mittelfristig zu erwarte nde Eigenkapital­
rendite an, während der Störte rm ia (mit positiver Varia nz und einem Erwar­
tungswert von null) dem Geschäftsrisiko des Unternehmens Rechnung trägt. 
Die Nutzung personalpolitischer Sicherheitskapitalien zahlt sich nur insoweit aus, 
als die hergestellten Güter und Leistunge n auch am Markt abgesetzt werden 
können. Die Verteilungen der Ertragsrat en rhrh und rw stehen daher mit der 
unsicheren Eigenkapitalrendite im Zusammenhang. Es gelten annahmegemäß die 
folgenden linearen Beziehungen:80 

Die Beziehungen (H.4.1) bis (11.4.3) bilden ab, wie die Flexibilitätsbestände unter 
verschiedenen und unsicheren Absatzmarktbedingungen Erträg e erwirtschaften. 
Die statische und dynamische Flexibi lität eines Unternehmens, die in Teilmo­
dell 1 in den Parametern a p und ß p abgebildet wurden, werden nun in einzelne 
Formen separiert: in Funktions-, Zeit- sowie Lohnanreizflexibilität. 

Funktionsflexibilität 
Abbildung IV. 11 veranschaulicht Gleichung (H.4.1). Die Rentabilität resultiert 
aus der in der Belegs chaft gebu ndenen Funkt ionsflexibilität. Je besser sich die 
Beschäftigten aufgrund ihrer Qualifikation auf wechselnde Arbeitsanforderungen 

80 Analog zu T eilmodell I werden dabei v ereinfachende A nnahmen g etroffen. Di e E rwar­
tungswerte der Störterme, also E(ß t), E(zh) und E(z„), sind annahmegmäß gleich null, 
d.h. unternehmensendogene Risiken wirken nicht systematisch positiv oder negativ auf die 
Ertragsraten de r ein zelnen p ersonalpolitischen I nstrumente. Zu dem w ird unterstellt, da ß 
jeweils andere Quellen für die verschiedenen Störterme verantwortlich sind; entsprechend 
seien die Kovarianzen der genannten Störterme untereinander gleich null. Schließlich wird 
plausiblerweise unterstellt, daß sich die Unsicherheitsquellen der Störterme von den Quel­
len d er Risiken am Absatzmarkt unterscheiden, in dem die Kovarianzen der Störterme mit 
der E igenkapitalrendite r a gleich null g esetzt werden (vgl. FRANCIS/ A RCHER 1979: 124, 
129). 

r.= E(F.) + E.=a.+E. (1.3) 

r, = ct, +ß/-ra +8/ 

rh=ah + $h-ra + eh 

rw =ctw+ß,-ra +ew 

(11.4.1) 

(11.4.2) 

(11.4.3) 
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einstellen können, desto höher ist die Reaktionsfähigkeit der Unternehmung: 
Durch rasche Umstellungen zwischen Produktvarianten, die Entwicklung und 
Produktion neuer Produ kte u.a.m. reag ieren gutausgebildete Mitarbe iter erfolg­
reich auf wechselnde und u nsichere Absatzentwicklungen. Dies macht die Quali­
fikation der Beschäftigten zu einem Sicherheitskapital aus Sicht des Arbeit­
gebers. 

Der Parameter a / steht dabei für die statisch e Flexibilität einer Belegschaft 
durch deren Qualifikation. Die Funktionsflexibilität läßt eine Rentabilität in Höhe 
von a i unabhängig von der konjunkturellen Lage erwarten. Diese statische 
Anpassungsfähigkeit dürfte dann besonders hoch sein, wenn die Mitarbeiter eines 
Unternehmens nicht nu r eine hohe täti gkeitsbezogene Kompe tenz besitzen, son­
dern darüber hinaus Aufgaben übernehmen können, die über die Anfo rderungen 
des einzelnen Arbeitsplatzes hinausgehen. Solche breiten Fähigkeiten erlauben es 
den Mitarbeitern, ihre Koll egen im F all von Auftragsspitzen zu unter stützen, sie 
bei unerw arteten Fehlzeiten kurzzeitig zu ver treten, auf Mas chinenausfälle selb­
ständig zu reag ieren usf. Die al ltägliche Volatilität des betrieblichen Wertschöp-
fungsprozesses kann auf diese Weise erfolgreich bewältigt werden (vgl. 
SENGENBERGER 198 7: 35, 163). Je stärk er diese Fähigkeit ausgeprägt ist, desto 
höher ist der Wert von a /. 

Der Koeffizient ß, steht für die dynamische Funkti onsflexibilität der Beleg­
schaft. Sie äußert sich darin, daß die Belegschaft durch Innovationen dazu in de r 
Lage ist, drohende Ertragseinbrüche abzuwehren. Eine hoh e dynamische Funk­
tionsflexibilität setzt gewisse „S chlüsselqualifikationen" der Bele gschaft voraus, 
sie muß neue P rodukte und Prozesse entwickeln und schnell in den Pro duktions­
und Vermarktungsprozeß überführen können. 
Ständige Innovationen können Krisen abwenden oder zumindest entschärfen. Auf 
diese Weise schirmt eine hohe dyna mische Funkt ionsflexibilität die Unterneh­
mung von allzu starken Ertragsschwankungen ab; sie glättet die Gewinnentwick­
lung. Ist die Belegschaft funkt ionsflexibel, erwirtschaftet sie selbst in der Krise 
einen hohen Ertrag, da sie sich umgehend auf die neu en Erfordernisse einstellen 
kann; ß , ist im Extremfall gleich null (vgl. die „funktionsflexible Belegschaft" in 
Abbildung IV. 12). 
Hält das Unterne hmen hingegen nur eine n geringen Bestan d an Qualifika tionen 
vor („funktionsrigide Belegschaft"), können sich die Mitarbeiter weniger erfolg­
reich von einer Hochkonjunktur auf die Erford ernisse der Unternehmenskrise 
umstellen; ß, liegt entsprechend weit Ub er n ull, und die Ertrags rate des Instru ­
mentes Mitarbeiterzahl fallt in der Krise deutlich gegenüber der Boomphase ab. 
Der Koeffiz ient ß; ist demnach ein rez iprokes Flexibilitätsmaß. Eine hohe Fle­
xibilität, d.h. ein ge ringer ß -Koeffizient ist dann von W ert, wenn die Mark tent-
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wicklung unsicher ist und der Arbeit geber im vorhine in nicht wissen kann , wie 
sich der Absatzmarkt in der Planungsperiode entwickeln wird.81 

In Abbildung IV. 11 sind die Fälle einer funktionsflexiblen und einer funktionsri­
giden Belegschaft abgetragen. Daß dab ei das funktionsflexible Untern ehmen in 
statischer wie dynamis cher Hin sicht überlegen ist (der Paramet er a / ist höher, 
der Koeffizient ß / niedriger als im f unktionsrigiden Unternehmen) scheint eine 
plausible Annahme zu sein: Eine gutausgebildete und dah er statisch flexible Ar­
beitnehmerschaft dürfte gleichzeitig auch innovativ und daher dynamisch flexibel 
sein; es ist also von einer Komplementarität zwischen statischer und dynamischer 
Funktionsflexibilität, zwischen Produktionseffizienz und Innovationsfähigkeit 
auszugehen. 

Abbildung IV. 11: Konjunkturlage und Rentabilität des Qualifikationsniveaus bei 
unterschiedlicher Funktionsflexibilität 

Rentabilität des 
Qualifikationsniveaus 

Quelle: eigene Erstellung 

81 Die v on der M arktentwicklung ni cht erk lärte „S törgröße" e,, bildet d as in strumenten-
spezifische endogene Risiko ab. Da die Auswertungen des Modells sich nicht auf das endo­
gene Risiko als Determinante von P ersonalanpassungen erstrecken, gehe ich i m weiteren, 
auch für die beiden anderen Instrumente, nicht mehr auf diesen Risikotyp ein. 
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Zeitflexibilität 
In Gleichung (II.4.2) wird die Rentabilität r h, die mit dem betrieblichen Arbeits­
zeitsystem einhergeht, mit der uns icheren Entwicklung der Eigenkapitalrentabili­
tät in Beziehung gesetzt; Abbildung IV. 12 illustriert dies. 
Zeitflexibilität soll die Möglichkeit des Arbeitgebers bezeichnen, eine bestimmte 
für den Planungszeitraum festgelegte Arbeitszeitdauer nach den betrieblichen 
Interessen auf Teilperioden und Mitar beitergruppen zu verteilen. 82 Im Ergebnis 
führt eine hohe Zeitflex ibilität dazu, daß die Arbeitsleistungen der Mitarbeiter 
dann abgerufen werden können, w enn sie ben ötigt werden. Da d er Arbeitsanfall 
unvorhersehbar schwanken kann und da für unte rschiedliche Mitarbeitergruppen 
mitunter voneinander abweichende Arbeitszeiten notwendig werden können, 
schirmt eine flexible Arbeits zeitordnung das Unterne hmen von der unsicheren 
Absatzmarktentwicklung ab. Da bei kann eine so lche Arbeitszeitordnung deshalb 
mit Recht als ein Sicherheits&apz'to/ bezeichnet werden, weil die Bereitschaft der 
Mitarbeiter zu Arbeitszeitregelungen, die eine feindosierte Anpassung an den 
Arbeitsanfall ermöglichen, etwa Überstunden, Nachtarbeit und Wochenendarbeit, 
häufig erst in zähen Verhandlungen zu gewinnen sind. 
Der Parameter a h in Gleichung (11.4.2) ist Ma ß für die statische Zeitflexibilität 
eines Unternehmens. Diese hängt davo n ab, wie genau und wie schnell die Ar­
beits- und Betr iebszeiten eines Unte rnehmens an die kurzfristige Nachfrageent­
wicklung und d ie betrieblichen Erfordernisse angepaßt werden können. Variable 
individuelle Arbe itszeiten, etwa durch die Möglichkeit des Arbeitgebers, kurz­
zeitig Übers tunden zu verlangen , erhöhen die statisch e Zeitflexibiliät. Arrange­
ments, bei denen Betriebs- und Arbeits zeiten voneinander entkoppelt werden, 
eröffnen dem Arbeitgeber Spielräume, die insges amt geleisteten Arbeitsstunden 
zu variieren. Dazu gehört etwa die Möglichkeit zu Nacht- und Wochenenda rbeit. 
Entscheidend für die s tatische, die Produktionseffizienz fördernde Zeitflex ibilität 
ist damit, daß die vereinbarte Arbeits zeitdauer mühelos a uf Teilperioden, auf 
Monate, Wochen, Tage und Tageszeiten, verteilt werden kann. 
In welchem Maß das Arbeitsze itsystem zur Innovationsfähigkeit eines Unter­
nehmens beiträgt, ist im Parame ter ß h für die dynamische Zeitflexibilität abge­
bildet. Reorganisationen oder Ph asen der Produktentwicklung stehen nicht selten 
unter starkem Termindruck und verlangen außergewöhnliche Anstrengungen. 

82 Die theoretische U nterscheidung zwischen ArbeitszeiWawer un d A rbeitszeitVerteilung hat 
ihre tarifpolitische E ntsprechung in der v ertraglich f estgelegten Re gelarbeitszeit und d en 
vorgesehenen Möglichkeiten, von dieser zeitweise oder nach Personen d ifferenziert abzu­
weichen. Entscheidend dabei i st der sogenannte „Ausgleichszeitraum", in dem sich tempo­
räre Abweichungen von der Regelarbeitszeit kompensieren müssen. Er ist hier identisch mit 
der Planungsperiode des Unternehmens, einem halben Konjunkturzyklus. 
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Wenn die daran teilhabenden Mitarbeiter temporär zu langen Arbeitszeiten 
bewegt werden können, trägt dies zu einer hohen dynamischen Zeitflexibilität des 
Unternehmens bei. Die Mö glichkeit zu te mporärer Mehrarbeit erhöht nicht nur, 
wie oben deutlich wurd e, die statis che, sondern auch die dynam ische Zeitfl exi­
bilität. Ähnlich wie für die Fu nktionsflexibilität ist so mit festzustellen, daß stati­
sche und dynamisch Flexibilität einander ergänzen. Allerdings kommt in dynami­
scher Sicht ein Moment hinzu: Die Implementation neuer Technologien, Produkt­
entwicklungen und organisatorische Änderungen erhöhen die zeitlichen Arbeits­
anforderungen bestimmter Mitarbeiter(gruppen), wohingegen Beschäftigte, die in 
der Fertigung tätig sind, tendenziell einen geringeren Arbeitsanfalls haben. Daher 
versichert das Arbeits zeitsystem die Unte rnehmung dann besonders erfolg reich 
gegen das Absat zmarktrisiko, wenn die Mö glichkeit zu einer pers onellen Diffe­
renzierung der Arbeitszeit besteh t. Es erleicht ert vermu tlich den Innovat ionser­
folg, wenn insbesondere Forsch er und Entwickle r, aber auch hochqualif izierte 
Fachkräfte in Produ ktion und M arketing temporär zu lä ngeren Arbeitszeiten ver­
pflichtet werden können, und zw ar auch dann, wen n Arbeit nehmer in der Ferti­
gung normale Arbeitszeit leist en. Neben der Verte ilung der Arbeitszeit auf Teil­
perioden trägt also auch Verte ilung auf Mitarbei ter(gruppen) zur dynamischen 
Zeitflexibilität bei. 

Abbildung IV.12: Konjunkturlage und Ertragsraten des Arbeitszeitsystems bei 
unterschiedlicher Zeitflexibilität 

Rentabilität des 
Arbeitszeitsystems 

Quelle: eigene Erstellung 
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Analog zur oben angesprochenen Funktionsflexibilität gilt auc h hier, daß der ß -
Parameter ein rez iprokes Maß fü r Flexibilität darstellt: Wenn die Zeitflex ibilität 
hoch ist, so wi rd das U nternehmen von üb erstarken Gewinnschwankungen abge­
schirmt; ß h ist dann entsprechend niedrig. 

In Abbildung IV.12 sind wiederum zwei Fälle voneinander abgegrenzt. Ein 
Unternehmen mit einem rigiden Zeitsystem setzt sich deutlich schärferen 
Gewinnunterschieden zwischen Boom und Rezes sion aus (hohes ßA) als das 
Unternehmen mit fl exiblem Zeitsystem. Unabhängig von der K onjunkturlage ist 
zudem das Arbeit szeitsystem im zeitlic h rigiden Unternehmen weniger rentabel, 
da die Betriebszeiten weniger gut auf kurzfristige Auslastungsschwankungen 
abgestimmt werden können (niedriges a h). 

Lohnanreizflexibilität 
Anpassungs- und Innov ationsleistungen der Mit arbeiter kann der Arbeit geber in 
aller Regel nicht einfordern. Er ist vielm ehr auf die M otivation der Beleg schaft 
angewiesen, selbständig und engagiert im Unternehmensinteresse zu agieren. 
Dem Lohn wird häufig eine besonders starke Motivationswirkung zugespro­
chen.83 Insoweit als Arbeitgeber ein E ntgeltsystem unterhalten, das Mot ivations­
reserven der Beschäftigten aktiviert und sie zu Umsetzungen, ungünstigen Ar­
beitszeiten und innovativen Tätigkeiten bewegt, darf es als ein Sicherheitskapital 
betrachtet werden. Es schafft die motivationalen Voraussetzungen dafür, daß die 
Mitarbeiter die im Unternehmen angelegte Zeit- und Funktionsflexibilität tatsäch­
lich nutzen (vgl. A TKINSON/MEAGER 19 86: 4). Vo r diesem Hi ntergrund spricht 
TONDORF (1995: 178) von einem „Flexibilitätslohn". Dieser ist n icht (bzw. nicht 
notwendigerweise) als ein variabler Lohn zu verst ehen. Er bezeichnet vielmehr 
ein Entgelt, das flexibil itätsunterstützend wirkt, indem es die Zeit- und Funk­
tionsflexibilität eines Unternehmens fordert. 
Die Anreizw irkungen rw des Entgelts ystems werden in Gleichung (II.4 .3) mit 
der Eigenk apitalrentabilität des Unterne hmens ra in Beziehun g gesetzt. Dabei 
bezeichnet a w die Lohnanreizwirkung, mit der unabhängig von der Konjunktur­
lage zu rechnen ist. Es ist keine leicht e Aufgabe, im ei nzelnen die Lohnf ormen 
bzw. Entlohnungsprinzipien zu benen nen, von denen eine starke Anreizwirkung 
im oben angesprochenen Sinn ausgehen dürfte. Hinweise bieten jedoch Ent­
wicklungen hin zu Entlo hnungsformen, mit der en Hilfe Arbeitgeber in jüng erer 
Zeit die Motivati on „als besonde rs knappe Res source" zu erhöh en suchen (vgl . 
WÄCHTER 1991: 199; zu empirischen Hinweisen vgl. LORER 1997): Eine beson-

83 Wie WEBER (1993: lOf.) bemerkt, war die Anreizwirkung des Lohnes Thema der Personal-
wirtschaftslehre, lange bevor die Effizienzlohntheorie diesen Gedanken aufgegriffen hat. 
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ders starke Motivationswirkung scheinen, der neue n Lohnpolitik zufolge , solche 
Lohnformen zu entwickeln, die nicht die relati v engen, arbeit splatzspezifischen 
Arbeitserfordernisse honor ieren, sondern zumindest Teile des Entgelts an die 
individuelle Qualifikation, die Funktionsflexibilität des Mitarbeiters oder den 
Unternehmenserfolg koppeln (vgl. SCHETTGEN 1996: 372; TONDORF 1995: 180). 
Derartige Lohnformen dürften häufig mit einem hohen W ert von a w einherge­
hen; die Art des Loh nsystems bestimmt also die Loh nanreizflexibilität.84 Im fol­
genden wird dabei das Lohn sysfem als gegeben angenommen. Entscheidungs­
variable des Arbeitgebers ist das durch schnittliche Stun denlohn/z/veö«, das den 
Mitarbeitern eingeräumt wird. Inde m der Arbeitgeber das Lohnn iveau variiert , 
entscheidet er sich aber gleic hzeitig für eine mehr ode r weniger starke Nutzu ng 
des gegebenen Lohnsystems als Sicherheitskapital (vgl. weiter oben Kapitel 
IV. 1). Dabei wird hier ver einfachend unterstellt, jede Ge ldeinheit, die zur Erhö ­
hung der durc hschnittlichen Lohnniveau eingesetzt wird, sei mit einer „Ertra gs­
rate" (die auf die Anre izeffekte zurückzuführen ist) in ein- un d derselben Höhe 
verbunden. D.h. es wird unterstellt, die Intensität der Anreizwirkungen sei unab­
hängig vom Lohnniveau und unterliege insbesondere keinen „abnehmenden 
Grenzerträgen", wie es etwa aus effizienzlohntheoretischer Sicht naheliegen wür­
de.« 
Selbst wenn mit einer vom Loh nniveau unabhängigen „Ertrags rate" des Lohn­
systems gerechnet wird, können sich Lohna nreizwirkungen mit der Unterneh­
menskonjunktur ändern. Dabei ist als Be sonderheit des Loh ns zu beden ken, daß 
er gleichzeitig als Preis fun giert. Wie sich die Anreiz wirkungen des Lohns mit 
der Unternehmenskonjunktur verändern, dürfte daher merklich von der wirt­
schaftlichen Umwelt des Unte rnehmens beei nflußt werden: Wenn den Beschä f­
tigten auch außerhalb des Unternehmens gute Beschäftigungsaussichten und 
-bedingungen geboten werden , so ist ceter is paribus mit einer stärke ren Lohn­
anreizwirkung zu rechnen. Denn unter solchen Umständen zieht eine über Mar kt 
und Tariflohn liegende Entlohnung starke Wirkungen nach sich, indem leistungs­
fähige Mitarbeiter im Unternehmen gehalten werden können. Dann gilt aber aus 
dynamischer Sicht, daß die Art und We ise, wie sich die unterne hmensexternen 

84 Abweichend vo n di esen Ü berlegungen betont di e Ef fizienzlohntheorie nic ht d ie A nreiz­
wirksamkeit un terschiedlicher Lohnformen, sondern d ie P roduktionsbedingungen u nd die 
sich aus diesen ergebenden Kontrollkosten, die wiederum den „Ertrag" bestimmen, den ein 
Arbeitgeber a us einem Effizienzlohn e rzielen k ann. GERLACH/STEPHAN (1994: 242) etwa 
finden e mpirische H inweise d ahingehend, da ß ge rade a uf A rbeitsplätzen, au f de nen di e 
Arbeitnehmer über eine große Freiheit und Gestaltungsspielraum v erfügen, hohe Lohnzah­
lungen im Sinn der Effizienzlohntheorie wahrscheinlicher werden. 

85 Diese A nnahme ist ve rtretbar, da w eniger a bsolute Lo hnniveaus al s de ren Änderungen 
angesichts we chselnder Ab satzmarktbedingungen im Ze ntrum de s Forschungsinteresse 
stehen. 
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Beschäftigungsaussichten ändern, über die Robustheit der Anreizwirkung 
entscheidet. 
Unternehmens- und ges amtwirtschaftliche Konjunktur können stark kovariieren. 
Makroökonomische Abschwünge lösen einzelwirtschaftliche Geschäftsflauten 
aus oder gehen zumindest mit diesen einher. Dann aber schwanken auch die 
Beschäftigungsaussichten der Be legschaft deutlich prozyklisch: Gerät das Unter­
nehmen in eine Rezession, sinkt also die p rospektive Eigenkapitalrendite aa, so 
geht gleichzeitig die zu erwartende Anreizwirkung des Lohnsystems zurück: Die 
Mitarbeiter müsse n ohnehin in dem sie aktuell beschäftigenden Unternehmen 
bleiben. Jede in der Unternehmenskrise zusätzlich aufgewendete Geldeinheit zur 
Generierung von Anreizwirkungen verspricht daher eine deutlich geringere Ren­
tabilität als in der Hochkonjunktur. Festgehalten ist dies in einem hohen Wert des 
Parameters ßw; die Lohnanrei zwirkung ist instabil im Konjunkturzyklus, sie 
fällt in der Krise deutlich zurück und steigt im Wiederaufschwung deutlich an. 
Unternehmenskonjunktur und gesam twirtschaftliche Situation müssen allerdings 
nicht vollstä ndig gleich laufen. Insbesondere Unt ernehmen, die Güter absetze n, 
die wenig einkommenselastisch sind oder die vorwiegend exportiert werden, 
können Schwankungen ihres Gesch äftserfolges aufweisen, die sich deut lich von 
der gesamtwirtschaftlichen Konjun ktur abheben. Bei einer unternehmensspezifi­
schen Krise kann außerh alb des Unternehmens im Extrem fall weite rhin Hoch ­
konjunktur herrschen. In einer solchen S ituation bleiben die un ternehmensexter­
nen Beschäftigungsaussichten der Mitarbeiter auch in der Unternehmenskrise 
weiterhin gut. Da her fällt die Lohnan reizwirkung in d er Unternehmensrezession 
nicht besonders stark ab: Da die Mitarbeiter lukra tive Besc häftigungsangebote 
erhalten (können), entfaltet jede zur Entlohnung eingesetzte Geldeinheit in Kri se 
wie Hochkonjunktur ähnlich hoh e Anreizwirkungen. Die Lohnanreizwirkung ist 
mit anderen Worten robust. Dies schlägt sich in einem niedrigen Wert des 
Parameters ß w nieder. 

Es ist also zusam menfassend festzuhalten: Robu ste, d.h. im Konjun kturverlauf 
sich kaum ände rnde Lohnanreizwirkungen sind unt er sonst gleichen Bedin gun­
gen wahrsc heinlich, wenn der Konjun kturzyklus des Unterne hmens asynch ron 
mit dem der Gesam twirtschaft verläuft, we nn also Sc hwankungen der prospe k­
tiven Eigenkapitalrendite aa unternehmensspezifische „Sonderkonjunkturen" 
darstellen. Dies führt insgesam t zu einem nied rigen Wert des Parameters ß w. 
Umgekehrt ist mit einer instabilen Anr eizwirkung für den Fall, daß Unte rneh­
menskonjunktur und gesamtwirtschaftliche Entwicklung stark kovariieren, zu 
rechnen. Unter diesen Umst änden ist von eine m hohen Wer t von ß w auszuge­
hen. Diese Untersc hiede in der konjunkturellen Entwic klung der Lohnanreiz­
wirkung sind in Abbildung IV. 13 veranschaulicht. 
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Abbildung IV. 13: Konjunkturlage und Rentabilität des Lohnsystems bei 
unterschiedlicher Robustheit der Lohnanreizwirkung 

Rentabilität des 
Lohnsystems 

Quelle: eigene Erstellung a 

Indem Arbeitgeber die vorhandenen Flexibilitäten nutzen, können sie die Volati­
lität der Gewinne glätten , das Unternehmen gegen übermäßige Ertragss chwan­
kungen versichern. Dies ge lingt indessen nie vollständig. Selbst bei einer ris iko­
optimalen Perso nalpolitik muß der Arbeit geber bestimmte Risiken des Absatz­
marktes auf sich nehm en. Analog zu Teilmodell I muß die L ösung des Modells 
daher ein (fiktives) Gewic ht, mit dem die Absatzmarktentwicklung in die ge­
wählte Personal politik eingeht, entha lten. Dieses Gewich t d gibt an, wie stark 
sich das Unternehmen durch die gewählte Personalpolitik insgesamt den Ab satz­
marktschwankungen aussetzt. Es ist wie folgt definiert: 

J = /-ß, + Ä-ßA+w-ßw (II.5) 

Mit Hilfe der getroffenen Annahmen läßt sich Gleichung (II.3) umschreiben: 

4+1 = pt + Pt + ß/ -?a + £/) + h'(ah + ß/i '?a + eh) 
+w(aw + ßw-Fa+Elv)] 

= P t +Pt [/(a + s,) + h-(ah +eh) + w-(aw + ew) 
+d(aa + ea)] 
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Der Arbeitgeber wägt Risiko und Ertra g gemäß der aus Teil modell I beka nnten 
Risikonutzenfunktion / gegeneinander ab, wobei an dieser Stelle Erwartungswert 
und Varianz des personalpolitischen Ertrages Pt+] entscheidungsrelevant sind: 

/(/%,)=%,)-(H.6) 

mit b > 0. 
Erwartungswert und Varian z des Ertragsw ertes verei nfachen sich durch die in 
(II.4.1) bis (II.4.3) getroffenen Annahmen: 

E(pt+\) = pt +pt -U-oii + h-ah+w-aw+d-aa) (II.7) 

Var(Pt+x ) = P,2 • Var{l • E t + h-eh + w-sw + d-sa) 

= P2 [I2 -Vörie,) + h2 -Var(eh) + w2 • Var(ew) (II.8) 

Damit sind alle Elemente des Entscheidungsproblems skizziert. Die Gleichungen 
(II.7) und (II.8) sin d in die Nutzenfunktion (II.6) einzus etzen, als Nebenbedin­
gungen sind die Gleichungen (II.2) und (II.5) zu beachten. Das betrachtete Unter­
nehmen bestimmt sein pers onalpolitisches Portefeuille somit nach der folgenden 

max 
Entscheidungsregel: 

l,h,w,a 

-; (G,) + . Kr(G*) + *2 . 

J]} 
s.t l + h+w= 1 

/-ß, + A-ß A + v/-$w = d 

4.2.2 Die Lösung des Modells 
Die der Entscheidungsregel äquivalente Zielfunktion nach LAGRANGE lautet: 
max Lj] = P t + P t •(/-a/ + h-ah + w-aw +d aa) 

-|-{Pf [l2 -Varie^ + h2 -Var{sh) + w2 •Var(zw) + d2 •Var{za)} 

+X.3 • (/ + h + w — l) + A.4 • • ß J + A • ß ^ + w • ß w — */) (II.9 a) 

Die Lagrang efunktion wird maximiert, indem die partiellen Ableitu ngen nach 
den Variablen l, h, w, d, X3 und X 4 gleich null gesetzt werden: 



140 

^ — Pt 'et i ~ ~ b' P2 ' / • Var(ß/) + Xß + X$ • ß / — 0 

dL„ 
9A 

dLjl 
3w 

9^/; 

dLu 

ax. 

ÖL, 
3 

8L 

— Pt h ~^ • Pt "h~ ^ar(e/i) + A.3 + A.4 - ß/, — 0 

= P t - aw -b-P} w-Var(EM,) + X3 + X A - ßw =0 

= P t a, -b-P} -d-Var(ea)~ X4 =0 

= l + h + w- 1 = 0 

• = /-ß/+A-ß^+w-ßw-rf = 0 

(II. 10.1) 

(II. 10.2) 

(II.10.3) 

(II. 10.4) 

(II. 10.5) 

(II. 10.6) 

Das Gleichungssystem kann wie fol gt in Matr ixschreibweise umformuliert wer­
den, wobei ich an dieser Stelle der Einfachheit halber abkürze: 

f = -6• Pf • Far(e/), q = -b-Pf •Var(zh), r = -b-Pf •Var(zw) und 
s = -b- Pf • Var(za) 

(11.11) 

t 0 0 0 1 ß," " / " -P, -O-i 
0 q 0 0 1 ßÄ h -pt •ah 
0 0 r 0 1 ßw w 5 

Ö 
ar 1 

O
 

O
 

0
 

O
 1 d -Pt aa 

11 10 0 0 X3 1 
ß/ ßfc ßw 0 0 _ Lx,_ 0 

=D =y =z 

Somit gilt: y = D-1 • z, und das System ist eind eutig lösbar, falls die Koeffizien­
tenmatrix D invertierbar ist. Di es ist der Fall, da geze igt werden kann, daß die 
Determinante von D unter unproblematischen Voraussetzungen eine positive 
reelle Zahl und dami t ungleich null ist (zu Einzelheiten s. Anhang 4). Wie in 
Teilmodell I läßt si ch auch h ier das System durch Anwendung der Cra merschen 
Regel lösen (zu Einzelheiten s. Anhang 5). 
Die jeweils optimalen Anteile l, h und w hängen von einer Vielzahl von 
Determinanten ab. Wie in Teilmodell I gehen die Unternehmenskonjunktur sowie 
die Unsicherheit am Ab satzmarkt, das Ausmaß an Ris ikoaversion sowie der Un­
ternehmenserfolg in der Vergangenheit (hier abzulesen an der Höhe des ein-
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gesetzten Personalbudgets) in die Lösungen ein. Daneben spielen die Flexibilitä­
ten der personalpolitischen Instrum ente, die Funktio ns-, Zeit- und Lohnanreiz­
flexibilität, ebenso eine maßgebliche Rolle wie die in den Störtermen der In stru­
mente zum Ausdruck kommenden endogenen Risiken. 

4.3 Anpassungen des personalpolitischen Instrumentenportefeuilles an 
wechselnde Absatzmarktbedingungen 

Mit Hilfe von Te ilmodell I wurde herau sgearbeitet, daß Arbei tgeber das Per so­
nalbudget in der Unternehmenskonjunktur prozy klisch anpassen und ange sichts 
steigender Produktmarktunsicherheiten reduzieren. Wie aber ändert sich die Ver­
wendung des Bud gets in wechse lnden Geschäftslagen? Wie passen Arb eitgeber 
mit anderen Worten ihr persona lpolitisches Portefeuille an, das aus den Instru­
mentengewichten /, h und w besteht? Diese Gewich te kennzeichnen gleich­
zeitig die Int ensität, mit der Arb eitgeber die einzelnen Flexibilitäten und die sie 
begründenden Sicherheitskapitalformen (Qualifikation, Arbeitszeitsystem und 
Lohnsystem) einset zen bzw. angesichts wech selnder Produ ktmarktbedingungen 
ändern. 

4.3.1 Personalpolitisches Instrumentenportefeuille und Konjunkturverlauf 
Wie in Teilm odell I lassen sich auc h hier Konjun kturzyklen durc h Änderungen 
des unternehmensspezifischen Konjunkturindikators a a abbilden. Die partiellen 
Ableitungen der drei Entscheidungsvariablen l, h und w nach a a erlauben 
Aussagen zu Änderungen des personalpolitischen Instru mentenportefeuilles im 
Konjunkturverlauf. 

= ^ (ß/-ß^) + r̂(Gj.(ß/-PJ] (n.12.1) 

äT = ' (ß* - ß ") + - (ß * - ß,)] (II.12.2) 

^ ) (ß . - ß,) + ) - (ß ^ - ß A )] (II. 12.3) 

Der Grad an Ris ikoaversion b sowie das anfangs eingesetzte Personalbudget Pt 

beeinflussen zwar die Stärke der Anpassung der Instrumente, nicht aber ihre 
Richtung. Da be kannt ist, daß b, Pt und die De terminante von D positiv sind, 
lassen sich folgende Bedingungen formulieren: 



142 

&%*< < 

^-^0o^(G,).(ßA-ßJ + Kzr(Gj.(ß*-ß,)^0 

^L^O<=>Kor(E*) (ß^-ß,) + Kar(G,).(ß^-ßj"o 
aa^ < < 

Wie die Bedingungen (II.13.1) bis (II.13.3) zeigen, beeinflussen die ß-
Koeffizienten, nicht aber die a -Koeffizienten der personalpolitischen Instrumen­
te die Richtung der Umschichtung: Da sich in Änderungen der prospektiven 
Eigenkapitalrendite a a die mitte lfristige Kon junkturentwicklung nieders chlägt, 
werden die perso nalpolitischen Reaktionen auf diese Ände rungen auch von den 
mittelfristig-dynamischen Flexibilitäten, nicht aber den - unabhängig von der 
konjunkturellen Geschäftslage wirksamen - statischen Flexibilitäten bestimmt. 
Anders als in Teilmodell I lassen sich an dieser Stelle keine definitiven Aussagen 
dazu treffen, welche Instrumente in eine bestim mte Richtung verändert werden. 
Dies liegt erstens daran, daß kei ne Annahmen zu den Relat ionen der ß -Koeffi­
zienten getrof fen worden sind. Wie we iter unten deu tlich wird, hängt die Rich­
tung der Ände rungen im Instru mentenportefeuille wesentlich von den Differen­
zen der ß -Koeffizienten untereinander oder ande rs formuliert: von der relativen 
Ausstattung der Untern ehmen mit den verschiedenen Forme n von Sicherhe its­
kapital ab. Zweite ns sind auch desha lb keine gener ellen Aussagen zur Anpas­
sungsrichtung zu treffen, da neben den ß -Koeffizienten auch die endogenen 
Risiken VarCij), Var(eh) und Var(ew) in die Lösung eingehen. 

Die Anpassu ngsrichtung hängt von den ß -Koeffizienten sowie den angespro­
chenen Varianz en ab. Unte rschiede zwischen den Untern ehmen in diesen Para­
metern, d.h. in der dy namischen Flexibilität sowie den endogenen Risiken, kön­
nen demnach die Heterogenität betrieblicher Entscheidungen zur Personalan­
passung erklären. Der Raum alle r im Rahmen des Portfoliomodells möglic hen 
Anpassungsmuster läßt sich dabei aus einer dreistufigen Differenzierung ableiten. 
Zunächst sind nach dem pe rsonalpolitischen Instrum ent, das die Unter nehmung 
am erfolgreichsten von erra tischen Schwankungen des Ab satzmarktes abschi rmt 
(niedrigster ß -Wert), die Grundtypen „funktionsflexible Unternehmen", „zeitfle 

(11.13.1) 

(II. 13.2) 

(II. 13.3) 
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Tabelle IV.2: Anpassungen des personalpolitischen Instrumentenportefeuilles im 
Konjunkturverlauf 

Variation im Konjunkturverlauf des 
Instrumentengewichtes 

Unternehmenstypen l h w 

Funktionsflexible Unternehmen 

Typ 1 ßw>ßA>ß, 

la rar(e,)>yar(ew)-j ' 
1 PA - Pw| 

antizyklisch antizyklisch prozyklisch 

lb Var(£i)<Var( E,v) • ' ' 
|PA - PWI 

antizyklisLh prozyklisch prozyklisch 

Typ 2 ß A > ß iv > ß; 

2a Kar(eA)>Car(E,)-j J 
|Pw ß/| 

antizyklisch prozyklisch prozyklisch 

2b Var(Eh)<Var(Bi)-\ j 
|Pw - ß/| 

annzyklisch prozyklisch antizyJdisch 

Zeitflexible Unternehmen 

Typ3 ß/>ßw>ß/, 

3a Var(eh)>Var( s,)| 
\Pw - P/1 

prozyklisch jntizvklisLh antizykSisoh 

3b Var(.eh)<Var(E,)-\ J 
|Pw - ß/l 

prozyklisch antizyklisch prozyklisch 

Typ 4 ß„>ß,>ß* 

4a Var{&fj) > Var(Ew) • j j 
|P / -?w\ 

antizyklisch antizyklisch prozyklisch 

4b Var(sh)<Var(s„)-\ ' 
!P/ ~ ßw| 

prozyklisch iwtiyyklisch prozyklisch 
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Unternehmenstypen 

Variation im Konjunkturverlauf des 
Instrumentengewichtes 

Unternehmenstypen l h w 

Unternehmen mit robusten Anreizwirkungen 

Typ 5 ß*>ß,>ß. 

s* K^)>yor(EjA-M 
Ip/-Pwl 

prozyklisch prozyklisch anu/yklisch 

5b Var(zh)<Var( ew)-J j anti/\klisch prozyklisch ami7>klisch 

Typ 6 ß,>ßt>ßw 

6a Var(e,)>Var(eJ- ] * '' 
|Ph ~ Pw\ 

prozyklisch prozyklisch itmi/vkli<.ch 

6b Var(E,)£Var(£„)-jh ' 
IPA — Pw| 

prozyklisch anti zyklisch ,inli/>kli»ch 

Quelle: eigene Erstellung 

xible Unternehmen" sowie „Unternehmen mit robusten Anreizwirkungen" zu 
unterscheiden. Eine zweite Differe nzierung erfol gt nach dem jeweils höchsten 
ß -Wert. Eine dritte Differenzierung schließlich erfolgt nach relativen Höhen der 
endogenen Risiken (der Va rianzen). Es ergeben sich insg esamt zwölf möglich e 
Anpassungsmuster, die in Tabelle IV.2 charakterisiert sind. 
Die Vielzahl der denkbaren Anpassungsmuster mag unü bersichtlich ersche inen. 
Im Kern lassen sie sich durch drei systematische Zusammenhänge analysieren: 
- Dem vorgestellten Teilmodell zufolge müßten Arbeitgeber ihr flexibelstes 

personalpolitisches Instrument unter sonst gle ichen Bedingungen antizyklisch 
einsetzen. In funktionsflexiblen Unternehmen, d.h. im Fall der Typ en 1 und 2 
in Tabelle IV.2, ist dies die hohe Qu alifikation der Belegsc haft. In zeitflexi ­
blen Unternehmen (Typen 3 und 4) wird das Arbeitszeitsystem als Sicherheits­
kapital antizyklisch genutzt, d.h. in Unt ernehmenskrisen besonders wichtig. In 
Unternehmen mit rob usten Lohnanreizwirkungen (Typen 5 und 6) nimmt die 
Bedeutung des Lohnanreizes in d er Unternehmensrezession an Bedeutung zu. 
Mit anderen Worten : Es ist zu erwarte n, daß Arbeit geber in der Rezession 
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dasjenige Siche rheitskapital, das den größte n Beitrag zur Krisenb ewältigung 
beisteuert, besonders inte nsiv nutzen. Der Portefeuilleeffekt wirkt also dar auf 
hin, daß das jeweils flexibelste Instrument gegenläufig zum Konjunkturzyklus 
angepaßt wird.86 

- Arbeitgeber dürften das am wenigsten flexible, das rigide Instrument prozy­
klisch variieren. Es wird in der Rezession, im Vergleich zu den beiden anderen 
Instrumenten, am wenigsten intensiv eingesetzt, da es am wenigsten zur Über­
windung der Krise beitrag en kann. In Unternehmen mit geringer Funkt ions­
flexibilität dürfte die Bedeutung der Qualifikation daher prozyklisch angepaßt 
werden (die Typen 3 und 6 in Tabelle IV.2) . In Unternehmen mit geringer 
Zeitflexibilität ist es das A rbeitszeitsystem, dessen Bedeutung prozyklisch va­
riieren dürfte (die Ty pen 2 und 5), und in Untern ehmen mit instab iler Lohn­
anreizwirkung ist mit einer prozyklischen Bedeutung des Lohnanreizes zu 
rechnen (die Typen 1 und 4). 

- Für die personalpolitischen Instrumente mit einem „ mittleren " Flexibilitätsni­
veau läßt si ch die Anpa ssungsrichtung nicht all ein mit dem Blic k auf die ß -
Koeffizienten bestimmen. Vielmehr wird auch die Höh e der endo genen Risi­
ken V ar{s;), Var(£h) und V ar(ew) relevant. Die Bedeut samkeit des Ar­
beitszeitsystems als Sicherheitskapitals vari iert in den Unter nehmenstypen 1 
und 6 daher entweder prozyklisch oder antizyklisch, je nach der Höhe der ein­
zelnen endogenen Risiken. Entsprechendes gilt für den Lohnanreiz im Fall von 
Unternehmenstyp 2 und 3 und f ür die Qualifikation der Belegschaft bei Typ 4 
und 5. 

4.3.2 Personalpolitisches Instrumentenportefeuille und steigende 
Unsicherheiten am Absatzmarkt 

In Abschni tt V.2.3.2 wurde aus Teilm odell I die Hypothese abgel eitet, daß Ar­
beitgeber angesichts steigender Unsicherheiten auf dem Abs atzmarkt das Per so­
nalbudget senken , d.h. Personalkosten einsparen. Damit reagieren Arbeitgeber 
auf eine Zunahme von Unsicherheit ähnlich, wie sie auf eine konjunkturelle Un­
ternehmenskrise antworten würden. Ein analoger Befund läß t sich auch aus Teil­
modell II ablei ten: Wenn die Risik en an den Ab satzmärkten (Var(sa)) steigen, 
passen Arbeitgeber ihr personalpolitisches Instrumentenportefeuille so an, als lä­
gen verminderte Absatzmarkterwartungen (a a) vor. 

86 Ob a llerdings be ispielsweise i n fu nktionsflexiblen U nternehmen auch d er B eschäftigten­
stand ( in dem die Funktionsflexibilität ja inkorpoiert ist) tatsächlich antiyzklisch a ngepaßt 
wird, läßt sich erst im Zusammenspiel von Portefeuilleeffekt und Budgeteffekt entscheiden. 
Vgl. Kapitel IV.5. 



146 

Die Richtung der Portefeuilleänderungen als Reaktion auf höhere Marktrisiken ist 

am Vorzeichen der Terme -—~— und —— abzulesen. 
8Var(ea) 8Var( ea) 8Var(ea) 

Ähnlich wie für Teilm odell I kann gezeigt werden , daß diese Terme in einem 
negativen Verhältnis zu den partiellen Ableitungen der Instr umentengewichte /, 
h und w nach a a stehen (zu Einzelheiten vgl. Anhang 3): 

91 = -d-b-Pt--^~ (II. 14.1) 
dVar(da a 

<IU4-2) 

Da das fikt ive „Gewicht" der Produktmarktentwicklung d , der Risikoparameter 
b sowie das Personalbudget Pt jeweils positiv sind, der Ausdruck d -b- Pt somit 
insgesamt positiv ist, entwi ckeln sich die partiellen Abl eitungen nach aa und 
nach Var(za) gerade gegenläufig zueinander. Eine riskantere Marktlage hat 
demnach dieselben personalpolitischen Konsequenzen wie ein Rückgang der 
Produktnachfrage. 
In Analogie zum vor angehenden Absch nitt heißt dies aber , daß Arbeitge ber auf 
ein- und diese lbe Entwicklung, nämlich die Zun ahme der Absa tzmarktunsicher­
heit, mit unterschiedlichen Personalpolitiken reagieren: In funktionsflexiblen Un­
ternehmen wird die funkt ionsflexible Belegschaft inten siver genutzt, wenn sich 
die Unwägbarkeiten an den Prod uktmärkten erhöhen. In zeitf lexiblen Untern eh­
men wird im Untersc hied daz u verstärkt auf das flex ible Arbeits- und Betriebs ­
zeitensystem zurückgegriffen. In Unterneh men mit rob usten Lohnanr eizwirkun­
gen schließlich erhöht sich die Bedeutu ng des Lohnes im personalpolitischen 
Portefeuille. Allgemein gilt somit: Dasjenige Instrument, das den Arbeitgeber am 
wirksamsten gegen die Absat zmarktentwicklung versichert - was sich in einem 
niedrigen ß -Koeffizienten niederschlägt, wird angesichts höherer Marktunsi ­
cherheit verstärkt einges etzt. Über die Anpas sungsrichtung der anderen Instru­
mente entscheiden wied erum die relevan ten Parameter des Unternehmens: die 
Relationen der ß -Koeffizienten sowie die Höhe der end ogenen Unsic herheiten 
Var{8/), Var{zh) und Var(ew). 
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5. Beschäftigungs-, Arbeitszeit- und Lohnbewegungen im 
Konjunkturverlauf (Gesamtmodell) 

5.1 Zum Vorgehen: Die „Verrechnung" von Budget- und Portefeuilleeffekt 

Wie passen Arbeitgeber mit unterschiedlichen Ausstattungen an Sicherheitskapi­
talien ihren Beschäftigungsstand, die durchschnittliche Arbeitszeit und das Lohn­
niveau an, wenn sich die Absatzmarktbedingungen ändern? Diese Frage läßt sich 
im vorgestellten Modellrahmen nur beantworten, wenn sowohl der in T eilmodell 
I abgebildete Budgeteffekt als auch der in Teilmodell II untersuchte Porte-
feuilleeffekt berücksichtigt wird. Im vorliegenden Kapitel sollen die beiden 
Effekte daher „verrechn et" werden, um so Aussagen über die Beschäftigungs-, 
Arbeitszeit- und Lohndynamik unterschiedlicher Unternehmen formulieren zu 
können. 
Die Integration der beiden Modelle erfolg t anhand numeri scher Beispiele und 
pragmatisch. Das Persona lbudget, das dem Arbe itgeber nach dem in Modell II 
nachvollzogenen Kalkü l zur Verfü gung steht, ergibt sich als Ergebn is aus Teil­
modell I: p-Ut =P,. Teilmodell II rekonstruiert, wie Arbeitgeber dieses Budget 
in drei verschiedene Verwendungsmöglichkeiten lenken; Lösung ist dabei das 
personalpolitische Instrumentenportefeuille aus den Gewichten /, h und w. 
Aufschluß über die kombinierte Wirkung von Budget- und P ortefeuilleeffekt sol­
len im folg enden die Werte l • P,, h - P, sowie w • Pt geben. Deren Änderungen 
an wech selnde Produktmarktbedingungen lassen auf Richtung und Stärke perso­
nalpolitischer Anpassungen schließen. 
Mit diesem vereinfachenden Vorgehen lassen sich relative Aussagen zu den 
Anpassungsmustern generie ren: In welche Ric htung und mit welch er Intensi tät 
bewegen sich die Mitarbeiterzahl, die Arbeitszeit und das Lohnniveau, wenn sich 
neue Situationen am Produktm arkt einste llen? Wird in der Unternehmenskrise 
stärker der Lohn gesenkt oder vermeh rt Beschäftigung reduziert? Wie passen 
zeitflexible versus funktionsflexible Unternehmen an, wie U nternehmen in einer 
starken Krise gegenüber solchen in moderaten Absatzeinbrüchen? Erklärt werden 
demnach Änderungen der Beschäftigung, der Arbeitszeit sowie des Lohnniveaus; 
deren absolute Höhen sollen hingegen mit dem h ier verfo lgten Ansatz nicht er­
mittelt werden.87 

87 Dies er scheint m it d em vorgestellten P ortfolioansatz o hnehin s chwierig, w eil d ie b eiden 
Teilmodelle aufgrund der Logarithmierung in Teilmodell II gewissermaßen unterschiedlich 
skaliert s ind (vgl. Gleichung (11.2) in A bschnitt I V.4.2.1). Daher können d er B udget- u nd 
Portefeuilleeffekt nicht ohne weiteres „ineinandergeschoben" werden. Zudem läßt die ver­
einfachende Annahme niveauunabhängiger, konstanter Ertragsraten (eine weitgehende Ab­
weichung v on d er P roduktionstheorie) d en A nsatz w esentlich ge eigneter zu r Er mittlung 
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Die im folgen den präs entierten Beispie lrechnungen sind auch in einer weiteren 
Hinsicht pragm atisch: Die Arbei tgeberkalküle in den beide n Teilmodellen wer ­
den als separate, einander folgende Entscheidungen behandelt. 
Der Sache nach sind die beiden Maximierungskalküle jedoch interdependent: Einerseits lassen 
sich der G rad a n pe rsonalpolitischer F lexibilität a p und ß p sowie d ie pe rsonalpolitischen 
Risiken Var( zp) - Parameter i n T eilmodell I - strenggenommen e rst da nn qu antifizieren, 
wenn d er A rbeitgeber gemäß Teilmodell II s ein pe rsonalpolitisches I nstrumentenportefeuille 
l, h u nd w b estimmt hat. Dementsprechend müßte sich beispielsweise die statische Flexibili­
tät als ein gewichteter Durchschnitt ergeben: a = l-a / + h-a h +w-a w-, für die dynamische 
Flexibilität ß p und die unternehmensendogenen Risiken Var(z p ) m üßte Entsprechendes gel­
ten. Andererseits ist das Ergebnis des Kalküls in Teilmodell II (das Portefeuille / , h und w) 
von dem verfügbaren Personalbudget P t abhängig - also dem Ergebnis aus Teilmodell I. 
Konsequent wäre es, d ie skizzierten gegenseitigen Bezüge zwischen den Modellen d urch die 
simultane L ösung be ider K alküle z u be rücksichtigen. D aß dies a nalytisch sch wierig, w enn 
nicht unmöglich ist, l äßt sich daran ablesen, daß die simultane Lösung aufeinander bezogener 
Entscheidungen in der Portfoliotheorie nicht üblich ist. Statt dessen werden die Kalküle separat 
und sukzessive gelöst (vgl. BUCKLE/THOMPSON 1992: 4-6). So gehe auch ich im folgenden vor, 
indem i ch u nterstelle, daß sich die s tatische und d ynamische F lexibilität sowie das endogene 
Risiko eines Unternehmens als arithmetisches Mittel der entsprechenden Parameter der einzel­
nen personalpolitischen Instrumente beschreiben läßt. 
Es gelte also: 

„. _a,+ah+aw  
p~ 3 

n _ ß/ + ßh + ßw 
Pp 3 

Far(~ ^ _ Var(zl) + Var(eh) + Var(ew) 

Unter diesen Annahmen stellen sich die in den T eilmodellen I und II abge bilde­
ten Kalküle als ein zweistu figer Entscheidungsprozeß dar: Der Arbeitge ber be­
stimmt zunächst die Höhe des Person albudgets bzw. dessen Anpassung ange­
sichts neuer Absatzmarktbedingungen. Im zweiten Schritt wird über die Verwen­
dung des Budgets entschieden: darüber, wie intensiv die Qualifikation der Beleg­
schaft, die Flexibilität des Arbeitszeitsystems sowie die Anreizwirkung des Lohn­
systems genutzt werden sollen. 
Eine solche hierarchische Struktur zu u nterstellen ist dabei i nsbesondere für g roße Unterneh­
men nicht unplausibel: Entscheidungen über die Höhe des Personalbudgets im Vergleich zu der 

von Änderungen als zur Bestimmung von Niveaus personalpolitischer Entscheidungsvaria­
blen erscheinen. 
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des Finanzbudgets dürften a uf höherer Ebene im Unternehnen getroffen w erden a ls etwa Ent­
scheidungen darüber, ein bestimmtes Personalbudget aufzuteilen. Es dürfte nicht unüblich sein, 
daß die Unternehmenszentrale den B etrieben ein gewisses Personalbudget, etwa in F orm e ines 
Kosteneinsparziels, v orgibt (u nd gl eichzeitig d arüber e ntscheidet, w ieviel liq uide M ittel da s 
Unternehmen in Finanzanlagen investieren möchte). Einzelnen Betrieben oder Unternehmens­
teilen mag es dann überlassen bleiben, wie sie das vorgegebene Personalbudget verwenden und 
auf welche Weise sie gegebenenfalls eine Personalkostensenkung erreichen möchten. Die Kon­
zernzentrale w äre ge wissermaßen fü r de n Budgeteffekt, die L eitung d es ei nzelnen Unter­
nehmens - mit dem entsprechenden Wissen über die Belegschaft vor Ort - für den Portefeuille­
effekt verantwortlich zu machen. Die hier verfolgten vereinfachenden Annahmen würden dann 
unterschiedliche r eale W issensstände auf de n e inzelnen E ntscheidungsebenen w iderspiegeln. 
Jeder der beiden Entscheidungen wird mit Hilfe nur derjenigen Informationen getroffen, die auf 
der entsprechenden Ebene verfügbar sind. 
In den präse ntierten Beispielen bestehen Änderungen der Geschäftslage in Kon­
junkturzyklen, im Auf und Ab der prospektiven Eigenka pitalrendite a a. Eine 
Änderung der Unsiche rheit am Absa tzmarkt und die daraus abgeleitet en perso­
nalpolitischen Anpassungen werden im folgenden nicht betrachtet. Allerdings 
wurde ja gezeigt, daß eine Erhöhung des exogenen Risikos Var(ea) zu qualitativ 
den gleichen personalpolitischen Reaktionen Anlaß gibt wie ein rezessiver Rück­
gang der erwarte ten Eigen kapitalrentabilität a a. Die im folgenden erarbeiteten 
Ergebnisse lassen sich darum leicht auf die Situation höherer Produktmarkt­
risiken übertragen. 
Unterstellt wird ein st ilisierter Konjunkturzyklus: In der Unter nehmenskrise fällt 
die prospektive Eigenkapitalrendite, im Boom steigt sie wieder auf den alten 
Wert an. 
Dies erscheint insofern als problematische Vereinfachung, als Arbeitgeber Unternehmenskrisen 
zu In novationsversuchen n utzen, so gar nu tzen m üssen, um la ngfristig ih re W ettbewerbspo­
sition aufrechtzuerhalten. Die Geschäftserwartungen (gemessen i n a a) dürften si ch daher in 
aller Re gel vo n K onjunkturzyklus z u K onjunkturzyklus w andeln, j e na ch I nnovationserfolg. 
Dies gilt vor allem, da sich die Intensität, mit der Verbesserungen im Unternehmen unternom­
men werden, z wischen den im folgenden b etrachteten U nternehmen z um Teil unt erscheidet, 
und zw ar a ufgrund un terschiedlicher Gr ade an d ynamischer F unktions- u nd Ze itflexibilität. 
Hier w ird je doch d avon a bgesehen, da ß U nternehmen durch ih re I nnovationsaktivitäten die 
Geschäftserwartung lan gfristig ver ändern. Es wi rd im mer ei ne zy klische Entwicklung der 
prospektiven Eigenkapitalrendite unterstellt. Die Vereinfachung erscheint legitim, um zyklisch­
konjunkturelle Personalanpassungen zu isolieren. 

5.2 Das Anpassungsverhalten des funktionsflexiblen und des zeitflexiblen 
Unternehmens 

Ein funktio nsflexibles Untern ehmen zeichn et sich dadu rch aus, daß die Ausbil­
dung der Mitarbeiter dem Arbeitgeber ein hohes Maß an Schlüsselqualifikationen 
bereitstellt, so daß flexi bel auf die wec hselnden Absatzmarktlagen reagiert wer-
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den kann: Die Belegschaft kann sich immer wieder erfolgreich auf neue Situatio­
nen, neue Pro duktvarianten und Verfahren eins tellen. Dies erlau bt nicht nu r rei­
bungslose Produk tionsabläufe zu jedem Zeitpunkt, sonder n auch gute Innov a­
tionserfolge, wenn Abs atzeinbrüche weitgehende Änderungen der Produk te und 
Prozesse erfordern. Die Zeitordnung ist hingegen im Vergleich dazu wenig 
flexibel. D.h. die Arbeitszeiten könn en kaum durch eine kurzfris tige Varia tion 
von Mehrarbeit auf den Arbeitsanfall abgestimmt werden, weil Überstunden etwa 
bei Arbeitnehmern oder Arbeitnehmervertretern schwer durchsetzbar sind. Auch 
wenn dem Arbeitgeber die Möglichkeit vertraglich versperrt ist, bes onders wich­
tige Mitarbeitergruppen in Innovationsphasen länger arbeiten zu lassen, trägt dies 
zu einer rigiden Arbeitszeitordnung bei. 
In einem zeitflexiblen Unternehmen ist die Konstellation gerade umgekehrt: 
Lange Betriebsze iten und kurzfristig variable Arbeitszeiten durch Mehrarbeit 
erlauben es, über die Gesa mtzahl der geleis teten Arbeitsstunden so zu „atmen", 
wie es die Auftrags- und Produktionslage erfordert. Zudem sei es im zeitflexiblen 
Unternehmen möglich, die Arbeitszeiten nach unterschiedlichen Mitarbeitergrup­
pen zu diffe renzieren, so daß in Inn ovationsphasen Forscher und Entw ickler in­
tensiver eingesetzt werden könn en. Das Ausbildungsniveau der Arbeitnehmer, 
die Schlüss elqualifikationen der Belegschaft, läßt hingegen für das zeitflexible 
Unternehmen insgesamt wenig Funktionsflexibilität zu, und es sind daher geringe 
Innovationsbeiträge der Arbeit nehmer im Durchschnitt zu erwarten (was nicht 
ausschließt, daß eine klei ne Zahl gutqua lifizierter Besch äftigter zu Innov ationen 
beitragen kann). 
Entsprechend wurden in Abschnitt V.3.3.1 funktionsflexible von zeitflexiblen 
Unternehmen durch die Rel ation der ß -Koeffizienten, die d en Grad an dyn ami­
scher Flexibilität abbilden, voneinander abgeg renzt. An diese r Stelle seien ein 
funktionsflexibles Unternehmen und ein zeitflexibles Unternehmen betrachtet. 
Sie entsprech en den Typen 2a und 3b in Tabelle IV.2 im vorangehenden Ab­
schnitt: 
Tabelle IV.3 verdeut licht, daß für die beiden betrachteten Unternehmenstypen 
mit unterschiedlichen Portefeuilleeffekten zu rec hnen ist: Für das funktionsflexi­
ble Unterne hmen ist eine antizyk lische Variation des Instrumentengewichtes / 
der Mitarbeiterzahl zu erwa rten, für das ze itflexible eine antizyklische Variation 
des Instrumentengewichtes h der Mitarbeiterzahl. Um da s theoretisch zu erwar­
tende Anpassungsverhalten charak terisieren zu können, ist jedoch der Budget­
effekt aus Teilmodell I zu berücksichtigen. 
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Tabelle IV.3: Parameterkonstellation und Portefeuilleeffekt der betrachteten 
Beispielunternehmen 

Variation im Konjunkturverlauf des 
Instrumentengewichtes 

Unternehmenstypen l h w 

Funktionsflexibles Unternehmen 
ßa >ß„>ß, 

2. anli/vklisdi prozyklisch prozyklisch 

Zeitflexibles Unternehmen 
ß/ > ßw > ß h 

3b Var(eh)<Var(£,)\ 
|ßw -P/1 

prozyklisch <inti/\ kl i -.cli prozyklisch 

Quelle: eigene Erstellung 

Die Annahmen für die numerischen Beispiele sind insgesamt so gewählt, daß 
beide Unterne hmen ein identisches Maß an personalpolitischer Flexibilität ap 

und ß p erreichen und sich durch ein gleic h hohes endogen es Risiko Var(ep) 
auszeichnen. Die Annahmen so zu setzen entspricht dem Gedanken, daß die 
Effektivität eines Unternehmens, genauer hier: die Fähigkeit, in unsicheren 
Marktumwelten erfolgreich zu sein, auf jeweils unterschiedlichen Ressourcen 
beruhen kann und daß es irreführ end ist zu unter stellen, es gäbe einen einzigen 
erfolgreichen Weg (vgl. den Begriff des „Equifi nality" etwa bei MEYER/TSUI/ 
HININGS 1993: 1177). Der wesentliche Unterschied zwischen den beiden betrach­
teten Unternehmen besteht darin, auf welche Weise sie ein bestimmte s Flexibili­
tätsniveau erreichen. Beiden Unter nehmen steh e auch dieselbe Möglichkeit zur 
Finanzanlage offen, und auch die kon junkturelle Schwankung der Eigenkapital­
rendite sowie das Ausmaß des Geschäftsrisikos unterscheide sich nicht zwis chen 
den betrachteten Unternehmen. 
Abbildung IV. 14 verans chaulicht die konjunkturelle Anpassung des Beschäfti­
gungsstandes, der du rchschnittlichen Arbeitszeit sowie des Lohnniveaus, wie sie 
den Modellrechnungen zufolge für die beiden Unternehmen zu erwarten ist. 
Beschäftigung, Arbeitszeit und Lohn sind für die Situa tion der Hochkonjunktur 
auf eins norm iert, so daß Anpassungsrichtung und -stärke leicht verglic hen wer­
den können. 
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Abbildung IV. 14: Personalpolitische Anpassungen im Vergleich: 
Funktionsflexibles und zeitflexibles Unternehmen 

CO 

! 

0,25 

Funktionsflexibles Unternehmen Zeitflexibles Unternehmen 

[—•—Mitarbeiter A Stunden — X— Lohn | 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

Boom Rezession 

Erläuterung der Anpassungsinstrumente.' 
Mitarbeiter: Zahl der beschäftigten Mitarbeiter, / • Pt 
Stunden: Arbeitszeitdauer pro Beschäftigtem, h • Pt 

Lohn: durchschnittliches Stundenlohnniveau, w • Pt 

Unterschiede in den Annahmen: 
Funktionsflexibles Unternehmen 
a; =0,27 
ah =0,23 
ß, =0,75 
ß,, =0,85 
Var(zt) = 0,115 
Var(Sh) = 0,095 

Zeitflexibles Unternehmen 
a, =0,23 

= 0,27 
ß, =0,85 
ßh = °>75 

Var(e,) = 0,095 
Var(£h) = 0,115 

Quelle: eigene Berechnungen 

Im funktionsflexiblen Unternehmen geht die Mitarbeiterzahl von allen drei 
Instrumenten am wen igsten stark zurück, wenn das Unte rnehmen in eine Rezes­
sion gerät. Zwar wirkt der prozyklische Budgeteffekt darauf hin, daß der 
Beschäftigungsstand (ebenso wie Arbeitszeit und L ohnniveau) in der Krise sinkt. 
Die hohe Qualifikation der Beleg schaft ist jedoch das wirksamste Sicherheits­
kapital des Unternehmens: Durch Innovationen kann die funktionsflexible Beleg-
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schaft das Unternehmen in einer Absatzkrise noch am ehesten vor einem Ertrags­
rückgang bewahren. Tritt der Ver sicherungsfall ein, zwing t also eine Unterne h­
menskonjunktur zu weitg ehenden Prod ukt- und Proz eßänderungen, so nutzt der 
Arbeitgeber das Sic herheitskapital Funktionsflexibilität besonders instensiv. Der 
Anteil des Instru mentes Mitarbeiterzahl (die Va riable /) im personalpolitischen 
Instrumentenportefeuille steigt. Aufgru nd dieses Porte feuilleefFekts varii ert der 
Arbeitgeber den Besch äftigungsstand deutli ch wenige r als die durchschnittliche 
Arbeitszeit und das Stunden lohnniveau. Die Persona lpolitik im Konjunkturver­
lauf läßt sich als Strategie der Beschäftigungsstabilisierung kennzeichnen. 
Im funktionsflexiblen Unternehmen fällt die Hauptlast der Anpassung auf die Ar­
beitszeit, die in der Unternehmenskrise stark gekürzt, in der Hochkonjunktur 
deutlich wieder erhöht wird. Eine solche Politik ist aufgrund der Zeitrigidität 
sinnvoll: Der Arbeitgeber kann di e Arbeitszeiten nicht auf unterschiedliche Mit­
arbeitergruppen, auf Tages- und Jahres zeiten so verteilen, wie er es angesichts 
des Arbeitsanfalls möchte. Im Fall einer Rezession, wenn die Innovationsaktivitä­
ten zunehm en, wird der Arbeitg eber daran geh indert, Forscher und Entwick ler 
sowie erfahrene Fachkrä fte länge r einzusetzen oder Verfahr ensänderungen auf 
die Wochenenden zu legen, um den Produktionsfluß nicht zu stören. Damit versi­
chert die Arbeitszeitordnung das Untern ehmen nur schlecht gegen das Absatz­
marktrisiko, da sie Innov ationen eher ersc hwert denn erle ichtert. Wenn die ver­
einbarten Arbeitsstunden ohnehin nicht nach den Innovationserfordernissen 
geleistet werden können, ist es sinnvoll, die durchschnittliche Arbeitszeit deutlich 
zu senken. Das zeit rigide Untern ehmen hat demn ach Intere sse an einer starken 
konjunkturellen Variation der durchschnittlichen Arbeitszeit. 
Das Anpass ungsmuster des zeitflex iblen Unternehmens ist spiege lbildlich dazu: 
Für die Mitarbeiterzahl sind Portefeuille- und Budgeteffekt eindeutig prozy­
klisch; der Arbeitg eber betrei bt, salopp ausge drückt, eine „Heuer und Feuer"-
Politik im Konjunkturverlauf. Die Variati on des Beschä ftigtenstandes trägt den 
größten Teil der personalpolitischen Reaktion auf Konjunkturschwankungen. Die 
durchschnittliche Arbe itszeit wird im Zyklus hing egen tendenziell stabil gehal­
ten: Zwar geht das Persona lbudget in der Krise zurück (Budgeteffekt), doch 
gleichzeitig wächst die relative Bed eutung der Arb eitszeit angesichts der hoh en 
Zeitflexibilität (Portef euilleeffekt). Insg esamt wird eine Politik der Arbeitszeit­
stabilisierung verfolgt. Die Arbeit szeit der Weiterbeschäftigten geht also in der 
Unternehmensrezession nicht oder kaum zu rück: Aufgrund der hohe n Zeitfle xi­
bilität können von den Mitarbeitern, die den Innovationsprozeß im U nternehmen 
tragen, lange Arbeitszeiten verlangt werden, um di e Unternehmenskrise zu über­
winden. In der Produktion werden die Arbeitszeiten aufgrund der rezessiven Un­
terauslastung womö glich reduziert. Insgesamt besteht eine Tendenz dazu, die 
durchschnittliche Arbeitszeit nicht stark prozyklisch anzupassen. Weil der Arbeit­
geber also die Arbeitszeit nach den betrieblichen Erfordernissen auf Teilperioden 
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und Mitarbeitergruppen verteilen kann, hat er ein Interesse an einer langen 
Arbeitszeitdauer. 
Als wesentlic her Unterschied ist demnach festzuhalten: Das funktionsflexible 
Unternehmen stabilisiert den Besc häftigungsstand, das zeitfl exible Unternehmen 
hält im Un terschied dazu di e durchschnittliche Arbeitszeit relativ stabil im Ko n­
junkturverlauf. Dieses Ergeb nis ergibt sich daraus, daß das jeweils flexibe lste 
Instrument die Untern ehmung besond ers wirksam gegen die Absatzmarktunsi­
cherheit versiche rt. Dieses Instru ment wird konsequ enterweise dann besonde rs 
stark genutzt, wenn der Ver sicherungsfall eintritt, n ämlich in der Un ternehmens­
rezession, wenn durch Innovationen der Unternehmenserfolg wiederhergestellt 
werden soll. 
Ein solcher Versicherungsfall trit t darüber hinaus dann ein, wenn sich das Risiko 
auf den Abs atzmärkten verschärft, we il etwa der Wettbewerb zunimmt oder die 
technologischen Entwicklungen schwer kalkulierbar werden. Auch in dieser 
Situation ist es für das funktionsflexible Unternehmen sinnvoll, die Arbeitszeiten 
zu senken und den Beschäftigtenstand zu stabilisie ren, wohingegen das zeitfle­
xible Unternehmen einen stärker en Personalabbau betreibt und die Arbeitszeit 
stabilisiert: Nicht nur in Absatzkrisen, sondern auch aufgrund einer grundsätzlich 
volatileren Geschäftsentwicklung nimmt der Wert des flex iblen, Absatzmarkrisi­
ken wirksam begrenzenden persona lpolitischen Instrumentes zu. Dem Modell 
zufolge reagi eren Arbeitgeber aus diesem Gr und auf eine Zun ahme der Absatz­
marktunsicherheit personalpolitisch ähnlich wie auf ei ne Unternehmensrezession 
(vgl. Abschnitt IV.3.3.1). 

5.3 Das Anpassungsverhalten bei robusten und bei instabilen 
Anreizwirkungen des Lohnes 

In Abschnitt V.4.2.1 wurden die Lohnanreizeffekte vereinfacht als eine bestimm­
te, von der Lohnhöh e unabhängige „Rentabilität " des Lohnsystems abgebilde t: 
Jede Geldeinheit, die zur Erhöhung des Stundenlohnes verwendet wird, aktiviert 
die Motivationsreserven der Mitarbeiter in derselben Intensität. Dies gilt indessen 
nur für eine gegebene konjunkturelle Situation. Ändert sich die Geschäftslage des 
Unternehmens, kann auch die Loh nanreizwirkung anders ausfallen, und zwa r je 
nach dem, wie sich die Aussi chten der Mita rbeiter, außerh alb des Betrie bs eine 
lukrative Beschäfti gung zu finden, entwickeln. Als zentrale Determinante der 
externen Beschäftigungsaussichten wurde in Abschnitt V.4.2.1 die Synchronizität 
des Unternehmenskonjunktur mit den gesamtwirtschaftlichen Konjunktur­
schwankungen identifiziert. 
Unternehmens- und gesamtwirtschaftliche Konjunktur könne n einerseits stark 
korrelieren. Makroökonomische Abschwünge lösen dann einzelwirtschaftliche 
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Geschäftsflauten aus oder gehen zumindest mit diesen einher. Unter diesen Um­
ständen schwanken auch die Besch äftigungsaussichten der Belegs chaft deutl ich 
prozyklisch. Gerät das Unternehmen in eine Rezession, sinkt also die prospektive 
Eigenkapitalrendite a a, so geht gleichze itig die zu erwartende Anrei zwirkung 
des Lohnsystems zurück, da sich den Mitarbeitern angesichts der Rezession kaum 
lukrative externe Beschäftigungsmöglichkeiten bieten. Jede in der Unterneh­
menskrise zusätzlich aufgewendete Geldeinheit zur Gen erierung von Anreizwir­
kungen verspricht daher eine deutlich geringere Rentabilität als in d er Hochkon­
junktur. Festgehalten ist dies in einem hohen Wert des Parameters ß w; die Lohn­
anreizwirkung ist instabil im Konjunkturzyklus, sie fällt in der Krise deutlic h 
zurück und steigt im Wiederaufschwung merklich an. 
Andererseits ist denkbar , daß Unter nehmenskonjunktur und gesa mtwirtschaftli­
che Situation nic ht vollstä ndig gleich laufen. Insbesondere Unte rnehmen, die ei­
nen hohen Anteil ihrer Pr odukte exportieren oder die sich einer einkommensine-
lastisehen Nachfrage nach ihre n Gütern gegenübersehen, können Schwankungen 
ihres Gesc häftserfolges aufweis en, die sich deutl ich von der gesamtwirtschaft­
lichen Konjunktur abheben. Bei einer unternehmensspezifischen Krise kann 
außerhalb des Unternehmens im Extremfall weiterhin Hochkonjunktur herrschen. 
In einer solchen Situation bleib en die unter nehmensexternen Beschäftigungsaus­
sichten der Mitarbeiter auch in der U nternehmenskrise weiterhin gut. Daher fällt 
die Lohnanreizwirkung in der Unter nehmensrezession nicht beson ders stark ab : 
Da die Mitarbeiter lukrative Beschäftigungsangebote erhalten (können), entfaltet 
jede zur Entlo hnung eingesetzte Geldeinheit in Kris e wie Hoch konjunktur ähn­
lich hohe Anreizwirkungen. Die Lohnanreizwirkung ist mit anderen Worten 
robust. Dies schlägt sich in einem niedrigen Wert des Parameters ß w nieder. 

Wie stark Arbeitg eber das Lohnniveau konjunkturell varii eren, wird im vorge­
stellten Mod ellrahmen von der Robus theit der Lo hnanreizwirkungen beein flußt. 
Im folgenden ist das perso nalpolitische Anpassungsverhalten von Unternehmen, 
die sich in der Robus theit der Lohn anreizwirkungen unter scheiden, mite inander 
verglichen. Tabelle IV .4 charakterisiert die Unternehmen und gibt den Porte ­
feuilleeffekt wieder. Werden konkrete numerische Annahmen getroffen und 
zudem der Budgeteffekt eingerechnet, ergeben sich Anpassungsmuster, wie sie in 
Abbildung IV. 15 veranschaulicht sind. Für den Unternehmensboom sind die drei 
Instrumente dabei wiederum auf eins normiert. 
Das Unternehmen, das durch konjunkturell instabile Anreizwirkungen des Lohn­
systems cha rakterisiert ist, verfolgt eine Politi k der stark en konjunkturellen Va­
riation des Lohnniveaus. Die Anreizwir kung des Loh nes läßt in der Unterneh­
mensrezession nach, da der Konjunkturabschwung keine unter nehmensspezifi­
sche, sondern eine die Gesamtwirtschaft treffende Krise darstellt und die externen 
Beschäftigungschancen der Mitarbeit er sich daher ve rschlechtern. Weil sic h die 
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Anreizwirkungen insgesamt deutlich prozyklisch entwickeln, paßt der Arbeit­
geber auch das durchschnittliche Lohnniveau deutlich prozyklisch an. Unter­
nehmen, deren Ges chäftsaussichten sich weitge hend kongruen t mit der gesam t­
wirtschaftlichen Konju nktur entwickeln, dürften damit das Lohnn iveau deu tlich 
stärker variieren als Unternehmen mit Sonderkonjunkturen. 

Tabelle IV.4: Parameterkonstellation und Portefeuilleeffekt der betrachteten 
Beispielunternehmen 

Variation im Konjunkturverlauf des 
Instrumentengewichtes 

Unternehmenstypen l h w 
Unternehmen mit robusten 
Lohnanreizwirkungen 

6a Var(z,)>Var(zw)-j 
\Ph-Pw\ 

prozyklisch prozyklisch anli/jklisch 

Zeitflexibles Unternehmen mit 
instabilen Lohnanreizwirkungen 
ßw > ß ; > ßh 

4b Var(zh)<Var( ej-j j 
|P/ - Pwl 

prozyklisch antizyklisch prozyklisch 

Quelle: eigene Erstellung 

Im Beispielunternehmen mit instabilen Lohnanreizwirkungen wird auch die Mit­
arbeiterzahl im Kon junkturverlauf merklich variiert. Die Amplitude ist zwar w e­
niger stark als im Unternehmen mit robusten Anreizwirkungen, doch auch hier ist 
im Konjunkturverlauf eine Politik des „Heuems und Feuerns" zu erwarten. Über­
raschend ist die theoretisch ermittelte Entwicklung der durchschnittlichen 
Arbeitszeitdauer: Sie wird antizyk lisch varii ert, d.h. die Belegschaft arbeite t in 
Rezessionsphasen länger als in der Hochkonjunktur. Dies erscheint aus Arbeitge­
bersicht rational aufgrund der hohen dyn amischen Zeitflex ibilität des Unte rneh­
mens. Da der Arbeitgeber die Mitarbeiter(gruppen), die für die Innovationsfähig­
keit des Unternehmens in der Rezession relevant sind, zu Mehrarbeit veranlassen 
kann, unterstützt das Arbeitszeitsystem die Bewältigung der Krise, und die 
intensive Nutzung des Zeitsystems als Sicherheitskapital erscheint gerechtfertigt. 
Der prozyklische Budgeteffekt wird mehr als kompensiert durch einen antizykli­
schen Portefeuilleeffekt für die Arb eitszeit (vgl. T abelle IV.4), so daß per sald o 
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eine antizyklische Anpassung der durchschnittlichen Arbeitszeitdauer risikoopti­
mal erscheint. 

Abbildung IV. 15: Personalpolitische Anpassungen im Vergleich: Robuste und 
instabile Lohnanreizwirkungen 

Unternehmenskonjunktur 

Erläuterung der Anpassungsinstrumente: 
Mitarbeiter: Zahl der beschäftigten Mitarbeiter, / • Pt 
Stunden: Arbeitszeitdauer pro Beschäftigtem, h • Pt 
Lohn: durchschnittliches Stundenlohnniveau, w- P t 

Unterschiede in den Annahmen: 
Robuste Lohnanreizwirkung Instabile Lohnanreizwirkung 
a,=0,25 a, =0,24 

= 0,26 aA=0,25 
a„=0,24 aw=0,26 
ß, = 0,9 ß/ =0,8 
ß/, = 0,8 = 0,7 
ßw = 0,7 ß„=0,9 

Quelle: eigene Berechnungen 

Das theoretische Ergebnis, wonach Arbeitgeber unter Umständen angesichts 
einer Unternehmensrezession die durchschnittliche Arbeitszeit heraufsetzen wol­
len, mag überraschen, ist jedoch nicht unplausibel: Viele britische Industrie-
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arbeitgeber haben auf d ie Rezession zu Anfa ng der neunziger Jahre mit st arkem 
Personalabbau reagiert, dabei jedoch hohe und oft steigene durchschnittliche Ar­
beitszeiten der Weiterbeschäftigten in Kauf genommen. Konjunkturell minde­
stens starre d urchschnittliche Arbeitszeiten waren damit für Un ternehmen zu be­
obachten, denen faktisch große Zeitflexibilitäten eingeräumt werden: In Gr oßbri­
tannien können Ü berstunden der Mitarbe iter leich t abgerufen werden , und auch 
der personellen Diffe renzierung von Arbeitszeiten sind kaum Grenzen gesetz t. 
Weil britische Arbe itgeber also die vereinbarte Arbeitszeit so auf Teilpe rioden 
und Mitarbeiter verteilen können, wie es den bet rieblichen Erfordernissen entge­
genkommt, scheint für sie eine stabile, unter Umstä nden gar eine antizyklisch 
variierte Arbe itszeitdauer risikooptimal. Mit and eren Wort en: Weil das flexible 
Arbeitszeitsystem brit ische Untern ehmen beson ders wirksam gege n die Absatz­
marktrisiken versichern kann , dürften britische Arbe itgeber die Arbeitszeit als 
Sicherheitskapital dann besonders intensiv einsetzen, wenn der Versicherungsfall 
eintritt: in der Unternehmensrezession sowie angesichts gestiegener Absatzmarkt­
unsicherheit. Eine Arbeitszeitverlängerung bei gleichzeitigem Personalabbau wird 
so plausibel (vgl. ausführlich auch Teil V dieser Arbeit). 

5.4 Das Anpassungsverhalten bei unterschiedlicher Stärke des 
Konjunkturzyklus 

Unternehmen sind unte rschiedlich starke n Konjunkturzyklen ausgesetzt, wob ei 
gesamtwirtschaftliche ebenso wie branchen- und unternehmensspezifische Fakto­
ren die Inte nsität der Ko njunkturschwankungen beeinflussen können. In d en fol­
genden numerischen Beispielen ist eine moderate Konjunktur dadurch dargestellt, 
daß die prospek tive Eigenkapitalrendite a a zwischen 0,15 und 0,35 schwan kt, 
und eine scharfe Konjunktur dadurch, daß a a zwischen 0 und 0,4 variiert. Natür­
lich werden Arbeitgeber bei einer scharfen Krise unter sonst gleichen Bedingun­
gen auch stärker personalpolitisch reagieren als bei einer nur moderaten Kon­
junkturentwicklung. Interessant ist dabei jedoch die Frage, wie s ich die pron on-
ciertere Anpassung auf die dre i personalpolitischen Instrumente verteilt. Die in 
Abschnitt V.2.5 erläuterten Divers ifikationseffekte gelten übertragen auch für 
den vorliege nden Zus ammenhang; sie sprechen dafü r, den zusätzlichen Anpa s­
sungsbedarf aus einer schärferen Konjunktur nicht einem einzigen Instrum ent 
aufzubürden, sondern die Anp assungslast auf alle verf ügbaren Instrumente auf­
zuteilen. Andererseits zeichnen sich flexible personalpolitische Instrumente gera­
de durch ihre ve rgleichsweise hohe Taug lichkeit aus, selbst in Krise n einen ho­
hen Unternehmenserfolg zu gewä hrleisten. Dies würd e es aus Arbe itgebersicht 
geraten erscheine n lassen, die konjunk turelle Variati on in einer schar fen Kon­
junktur verstärkt auf die vergleichsweise rigiden Instrumente zu konzentrieren. 
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Abbildung IV.16: Personalpolitische Anpassungen im Vergleich: Moderate und 
scharfe Unternehmenskonjunktur 

Unternehmenskonjunktur 

Erläuterung der Anpassungsinstrumente: 
Mitarbeiter: Zahl der beschäftigten Mitarbeiter, / • Pt 
Stunden: Arbeitszeitdauer pro Beschäftigtem, h • Pt 
Lohn: durchschnittliches Stundenlohnniveau, w- P t 

Unterschiede in den Annahmen: 
Moderate Konjunktur Scharfe Konjunktur 
aa =0,35 (Boom) aa =0,40 (Boom) 
aa =0,15 (Rezession) aa = 0,00 (Rezession) 

Quelle: eigene Berechnungen 

Die Frage, welcher der bei den Effekte überwiegt, ist re in intui tiv nicht zu lös en. 
Abbildung IV.16 beantwortet die Frage anhand eines Beispiels . Zwei Unter­
nehmen werd en hier einzig na ch der Sc härfe der Konjunktur, der sie ausgesetz t 
sind, unterschieden. Alle ander en Bedingungen sind gleichgesetzt. Es handelt 
sich um ein zeitflexibles Unternehmen mit der Parameterkonstellation:88 

88 Das Unternehmen stellt insofern einen Grenzfall zwischen den Unternehmenstypen 3a und 
3b i n Ta belle IV .2 d ar, als d as G ewicht der A nreizwirkungen w i m K onjunkturverlauf 
konstant b leibt, also weder antizyklisch, wie in T yp 3a, noch p rozyklisch, w ie i n T yp 3b, 
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ß/ > ß w > ß A • 
Wie für zeitf lexible Untern ehmen bereit s demonstriert, wird die Arbeits zeit am 
wenigsten konjunkturell veränd ert. Die vergle ichsweise geringe Funk tionsflexi­
bilität bewegt den A rbeitgeber im unte rstellten Fall zu einer star k prozyklischen 
Variation des Besc häftigungsstandes. Die Zyk lizität des Lohnni veaus lieg t zwi­
schen den zuerst genannten Instrumenten. 
Der Vergleich legt offen, daß Arbeitgeber, die einer höheren Variabil ität der 
Geschäftserwartungen ausgesetzt sind, die zusätzliche konjunkturelle Anpassung 
beinahe proportional auf die verfügbaren personalpolitischen Instrumente vertei­
len. Die Amplitude vergrößert sich bei schärferer Konjunktur für alle Instrumente 
im Vergleich zur Situation einer moderaten Konjun ktur, und zwar so, daß die 
Relationen der Besch äftigungs-, Arbeitszeit- und Lohn niveauänderungen unte r­
einander in beiden Fällen prakti sch identi sch sind .89 Arbeitgeber diversi fizieren 
demnach bei einem z usätzlichen Anpas sungsbedarf nicht im Sinne einer Gleich­
verteilung auf die Instrumente, sondern verändern die personalpolitischen Instru­
mente proporti onal zum bishe rigen Anpassungsmuster. Mit zuneh mendem An­
passungsbedarf ist somi t keine Kon zentration auf das rigideste Instru ment fest­
zustellen, wie es der kompa rative Vortei l des flexibl en Instrum entes in der Be­
wältigung von Absatzmarktunsicherheit vielleicht vermuten lassen könnte. 

5.5 Das Anpassungsverhalten bei unterschiedlicher Risikobereitschaft: Der 
Einfluß von Kapitalrationierung und Unternehmensgröße 

Arbeitgeber entscheiden im hier präsen tierten Mode llrahmen grund sätzlich risi­
koscheu, dies allerdings in unterschiedlichem Ausmaß. Die Bereitschaft der 
Arbeitgeber, mit ihrer Personalpolitik Risiken auf sich zu nehmen, wird von zwei 
Faktoren wesentlich beeinflußt. Erstens agieren Arbeitgeber um so risikoscheuer, 
je stärker sie mit Re striktionen beim Zugang zu ex ternem Finanzkapital rechnen 
müssen und je stärker sie daher bei außergewöhnlichen Mißerfolgen insolvenzge-
fahrdet sind. Als Maß für dies e Kapitalrationierung dien t der Parame ter b der 
Risikoaversion. Zweitens sind Arbeitgeber um so w eniger bereit, Risiken einzu­
gehen, je größer bzw. etablierter und erfolgreicher das Unternehmen bzw., in den 
Parametern des Modells, je höher das zur Verfügung stehen de Unternehmens­

angepaßt w ird. G emeinsam m it d em p rozyklischen B udgeteffekt er gibt s ich so mit e ine 
prozyklische Variation des Stundenlohnes. 

89 Bei genauem Nachrechnen zeigt sich allerdings, daß sich die genannten Relationen im Fall 
einer scharfen Konjunktur le icht verändern: Die Änderung r igiderer Instrumente (hier in s­
besondere d er M itarbeiterzahl) f allt b ei sc harfer K onjunktur im V ergleich z um f lexiblen 
Instrument leicht unterproportional aus. 
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budget U t ist. Diese beid en Einf lußgrößen der Risikobereitschaft sind insofe rn 
als einander gegenläuf ige Effekte zu inte rpretieren, als (a n und für sich stärker 
risikobereite) kleine Unternehmen aller Erkenntnis nach besonders stark von 
Kapitalrestriktionen betroffen sind. 

Abbildung IV. 17: Personalpolitische Anpassungen im Vergleich: Stark und 
schwach kapitalrationierte Unternehmen 

3 

€ 
S 
£ 

Starke Kapitalrationierung Schwache Kapitalrationierung 

( —Mitarbeiter — A— Stunden —X— Lohn | 

Boom Rezession Boom Rezession Boom Rezession 
Unternehmenskonjunktur 

Erläuterung der Anpassungsinstrumente: 
Mitarbeiter: Zahl der beschäftigten Mitarbeiter, / • Pt 

Stunden: Arbeitszeitdauer pro Beschäftigtem, h • Pt 
Lohn: durchschnittliches Stundenlohnniveau, w • Pt 

Unterschiede in den Annahmen: 
Starke Risikoaversion Schwache Risikoaversion 
b = 0,0000009 b = 0,00000003 

Quelle: eigene Berechnungen 

Abbildung IV. 17 zeigt das Anp assungsverhalten zwe ier Untern ehmen, die sich 
durch den Grad ihrer Risikoaversion und d.h. durch das Ausma ß der Kapital­
rationierung unterscheiden. Unter stellt wird, wie im voran gehenden Abschn itt, 
ein zeitflexibles Unternehmen. Allerdings unterscheiden sich die beiden hier 
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betrachteten Unternehmen im Risikoaversionparameter b. Der Konjunkturzyklus 
ist derselbe wie in Abschnitt IV.4.1 und IV.4.2. 
Die Arbeitgeb er reagieren persona lpolitisch auf einen identisc hen Konjunktur­
zyklus je nach ihrer Risikobereitschaft deutlich verschieden. Das nur wenig 
risikoscheue Unternehmen paßt alle drei betrachteten Instrumente deutlich stärker 
an wechselnde Ertra gserwartungen im Konjunkturverlauf an. In der Rezession 
werden Entlassungen, Arbeitszeitverkürzungen und Lohnabschläge hier nicht 
gescheut; im Aufsc hwung wird umgehend und sehr star k wiedereingestellt, und 
die Zahl der Arbeitsstunden sowie das Stundenlohnniveau werden deutlich 
angehoben. 
Aus der Analyse in Abschnitt IV.3 .4.1 ist bekannt, daß ein höheres Unte rneh­
mensbudgets (als Maß für die Unter nehmensgröße) zu qualita tiv ähnliche n Er­
gebnissen für die Portfolioentscheidungen führt wie eine stärkere Risikoaversion. 
Ohne dies no chmals am B eispiel illustrie ren zu mü ssen, läßt sich also vo raussa­
gen, daß große Unternehmen unter sonst gleichen Bedingungen personalpolitisch 
weniger stark auf Konjunkturzyklen reagier en als kleinere Unterne hmen. Das 
Ausmaß an Beschä ftigungs-, Arbeitszeit- und Lohn niveaubewegungen dürfte in 
großen Unternehmen ceteris paribus geringer ausfallen. 
Der Tatsache, daß sich Un ternehmen insbe sondere aufgrund von Kapita lrestrik­
tionen risikos cheu verh alten, werde n gesamtwirtschaftlich wichti ge Effekte auf 
die Wirksamkeit von Güter- und Arbeitsm ärkten zugeschrieben (vgl. den pro­
grammatischen neukeynesianischen Beitrag von GR EENWALD/STIGLITZ 1993) . 
HÜBLER (1983: 75) stellt für seine Überlegungen zu Personalpolitiken unter 
Unsicherheit fest, „daß nicht die Vorstellung vom dynamischen Unternehmer im 
Sinne von Schum peter vorherrscht, der jede sich ihm biete nde Gelegenheit von 
kurzfristigen Marktchancen ausnutzt... Vielmehr ist das Bild geprägt vom abwar­
tenden, bei weitreic henden Entsch eidungen nach auße n eher zögern den Unter­
nehmen ...". 
Mit einem solchen zögerlichen Verhalten ist indessen nicht für alle Unternehmen 
gleichermaßen zu rechnen. Treffen die vorgestellten Aussagen zu, so dürften vor 
allem große Unternehmen und solche, die beson ders risikosch eu agieren, eine 
starke Kontin uität in ihren Perso nalpolitiken aufw eisen und im Konju nkturver­
lauf geringe Personal-, Arbeitszeit- und Lohnniveaubewegungen veranlassen. 
Vor allem für kleine Unternehmen, sofern sie nicht kapitalrationiert sind un d aus 
diesem Grund risikoscheu entscheiden, ist mit einer starken Variation der 
personalpolitischen Instrumente im Konjunkturverlauf zu rechnen. 
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6. Zum relativen Erklärungsbeitrag des Ansatzes: Personalpolitisches 
Anpassungsverhalten als Kostenminimierung oder als 
Risikomanagement? 

Im vorangehenden Kapitel wurde eine Reihe grundsätzlich prüfbarer Hypothesen 
zu Richtung und Stärke personalpolitischer Reaktionen auf Absatzmarktänderun­
gen theore tisch entwicke lt. Ob der in dieser Arbe it vorges tellte Risikomanage­
mentansatz betriebliche Personalpolitik erklären helfen kann, muß anhand empi­
rischer Hinweise beurteilt werden. Dabei ist glei chzeitig zu fragen, wie sich der 
Ansatz im Vergleich mit anderen theoretischen Erklä rungen bewährt. Die we­
sentliche Alternative zum Risi komanagementansatz besteht in den koste ntheore­
tischen Überlegungen der Arbeitsnachfragetheorie (vgl. Kapitel II.3 dieser Ar­
beit): Dort dämpfen und verzög ern diverse An passungskosten produktion stheo­
retisch angezeigte Variationen insbes ondere des Beschäftigtenstandes, und die 
Personalpolitik im Konjun kturverlauf wird im wes entlichen als Kostenminimie­
rung interpretiert. 
Der in dieser Arbeit vorgestellte Portfolioansatz kann selbstverständlich kein 
gleichberechtigter Konkurrent der traditionsreichen und weitverzweigten Ar­
beitsnachfragetheorie sein. Anhand des Ansatzes kann indessen exemplarisch 
eingeschätzt werden, ob es prin zipiell aussichtsreich erscheint, das produktions-
und kostentheoretische Para digma zur Erklä rung betr ieblicher Anpassungen an 
wechselnde Geschäftslagen ze itweise zu verlass en. Dies dürfte ersten s dann der 
Fall zu sein, wenn ein neuer An satz Befunde zur betri eblichen Bes chäftigungs­
politik plausib ler erklären kann, als es die Arb eitsnachfragetheorie vermag. An­
dere theoretische Wege einzuschlagen ist z weitens dann sinnvoll, wenn auf diese 
Weise solche Faktoren, die von der Arbeit snachfragetheorie nicht bzw. kaum 
beachtet werden, auf ihre beschäftigungspolitischen Wirkungen hin besser unter­
sucht werden können. 
Beide Aspekte werd e ich im fol genden am B eispiel dreier zentraler Hypothesen 
prüfen. Hierzu betrachte ich noch einmal die Betriebsgröße, das Ausmaß an 
Kapitalrationierung sowie das Nivea u an Funkt ionsflexibilität als Faktoren der 
betrieblichen Besc häftigungspolitik, konfrontiere die sich aus dem Model l erge­
benden theoretischen Hypothesen zu den genannten Faktoren mit bekannten 
empirischen Ergebnissen und skizziere jeweils, wie die „herrschende Lehre" mit 
den Befunden umgeht bzw. umginge. 

6.1 Betriebsgröße und Beschäftigungsvariation/Finanzanlagen 

Aus Teilmodell I ergibt si ch die Hypothese, daß die Beschäftigungsvariation mit 
der Unternehmensgröße abnimmt: Große Unternehmen reduzieren unter sonst 
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gleichen Bedingungen ihren Personalstand im Konjunkturabschwung weniger 
stark, und sie stellen im Wieder aufschwung zögerlic her ein als kleine Unter­
nehmen. Grund dafü r ist die mi t der Unternehmensgröße (dem Unternehmens­
budget) zunehmende Scheu vor riskanten Verwendungen liquide r Mittel: Gro ße 
Arbeitgeber haben mehr zu ver lieren als klei ne, und betriebliche Trägheiten und 
Verkrustungen mögen ebenfalls zu einem vergleichsweise risikoscheuen Ent­
scheidungsverhalten von Großunternehmen beitragen (vgl. Abschnitt III.2.1). 
Erste Hinweise dazu, daß große Arbeitgeber eher die Beschäftigtenzahl stabilisie­
ren als kleine, liefert die (mittlerweile veraltete) personalwirtschaftliche Empirie. 
Die Neigung von Arbeitgebern, bei einem Personalanpassungsbedarf für die 
Arbeitnehmer „harte" und damit konfliktreiche Maßnahmen, wie betriebsbe­
dingte Kündigungen, möglichst lange zu verm eiden, gilt insbe sondere für Groß ­
unternehmen (SCHOLL/BLUMSCHEIN 1979: 26-30; s. auch KRIPPL/VENNEN 1993: 
53-73). Sie ko mmen der N otwendigkeit von Pe rsonalabbau stärker durch sozial­
verträgliche Maßnahmen, vor allem durch natürliche Fluktuation sowie Frühpen­
sionierungen, nach. Auch die repräsentative „Betriebserhebung 1975" kommt zu 
entsprechenden Befunden: Bei kleinen Unternehmen machen Kündigungen einen 
deutlich größeren Anteil unter all en ergrif fenen Personalanpassungsmaßnahmen 
aus (vgl. SCHULTZ-WlLD 1978: 138). 
Neuere Studien liegen für deutsche Unternehmen leider nicht vor. Für US-ameri-
kanische Unternehmen untersuchte WAGAR (1991), von welchen Faktoren es ab­
hängt, ob und in welcher Stärke Arbeitgeber ihr Pe rsonal dauerhaft reduzieren.90 

Gegenüber den de utschen Studien besitzt diese Ar beit den Vorzug, auch Aus sa­
gen zur Anpas sungsJ&We (nicht nur zu den persona lpolitischen Einzelmaßnah­
men der Anpa ssung) zu treffen. Datengrundlage waren schriftliche Befragungen 
bei 378 Unter nehmen. Im Ergebnis zeigte sich u. a. ein hochsignifikanter negati­
ver Zusamm enhang zwischen Unternehmens große und der Intens ität des Perso ­
nalabbaus (vgl. ebd.: 216 f.). Wie theoretisch vermutet, reduzieren also die (risi­
kobereiteren) kleine ren Arbe itgeber ihren Besch äftigungsstand in einer Absat z­
krise stärker. 
Zu einem dami t vereinbaren Ergebnis kommt SHARPE (1994). Er unte rsucht die 
Variation des Be schäftigtenstandes in Abh ängigkeit u.a. von der Untern ehmens­
größe mit Hilfe von Untemehmensdaten aus den USA für die Periode 1959-1985. 
Kleinere Unternehmen, so ze igt sich, verändern ihren Besc häftigungsstand cete­
ris paribus stärker in (gesamtwirtschaftlichen) Konjunkturzyklen als größere 
Unternehmen. Auch empirische Studien zur F luktuation am Arbeitsmarkt stützen 

90 Untersucht wurden also dauerhafte Entlassungen, keine sogenannten „ lay-offs", bei d enen 
die freigesetzten M itarbeiter in aller Regel z u e inem späteren Zeitpunkt w iedereingestellt 
werden. 
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die vorgestel lte These. Au swertungen der ersten We lle des IAB -Betriebspanels 
ergeben einen deutlichen negativen Zusammenhang zwischen Betriebsgröße und 
Personalfluktuation, gemessen als die Summe aus Personalzu- und -a bgängen im 
Verhältnis zum Person albestand (vgl. BELLMANN et al. 1996: llf.; vgl. auch 
GERLACH/WAGNER 1995, 1993).91 

Insgesamt darf eine höhere Beschäftigungsvariation in kleineren Unternehmen 
als gesicherter Befund gelten . Die aus dem Portfo liomodell abgeleitete Hypo­
these scheint demnach mit der Empirie vereinb ar. Die Arbeits nachfragetheorie 
müßte denselben Befund mit unterschiedlich hohen Personalanpassungskosten er­
klären, ohne daß dies häufig versu cht würde. O BERMANN (199 2, 1996: 71 ff.) 
untersucht die Höhe solcher Anpassungskosten - er spricht von „beschäftigungs­
bedingten Transaktionskosten" - in Abhän gigkeit von der Untern ehmensgröße 
und kom mt zu dem Schluß, daß „K ostennachteile kleiner Unternehmen evident 
sind. Dies ist insbesondere bei Suchkosten, Anbahnungskosten und Einarbei­
tungskosten der Fall." (OBERMANN 1992: Zusam menfassung). Dieser Befund 
impliziert kostent heoretisch, daß die Unternehmen mit den höheren Anpassungs­
kosten, eben die kleineren Unternehmen, eine vergleichsweise geringe Beschäfti­
gungsvariation aufweisen müßten; für große Unternehmen wäre eine relativ stär­
kere konjunkturelle Beschäftigungsvariation zu erwarten. Diese Implikation läuft 
den oben angeführt en Fakten ganz of fensichtlich entgegen. Anstelle de r Anpas­
sungskosten oder über sie hinaus mü ssen demna ch ande re Einfluß faktoren das 
betriebliche Beschäftigungsverhalten beeinflussen. In dieser Arbeit wurde die 
möglicherweise mit der Unternehmensgröße abnehmende Risikobereitschaft 
angeführt; sie liefe rt sicher nic ht die e inzig denkbare, aber ei ne zumindest plau­
sible Erklärung. In jedem Fall ist festzuhalten, daß die Risikomanagement­
erklärung des Portfolioansatzes für den Erklärungsfaktor Unternehmens große mit 
den Fakten übereinstim mt, währ end die Kostenminimierungsthese der Arbeits­
nachfragetheorie sich in diesem Punkt nicht bestätigt. 
Ein Ergebnis des Teilmodells I besagte nicht nur, daß große Unternehmen - unter 
sonst gleichen Bedingungen - ihren Perso nalaufwand übe r Konjunkturschwan­
kungen hinweg stabilisieren, sondern auch, daß sie bei jeder konjunkturellen 
Lage einen geringeren Ant eil des Unte rnehmensbudgets in Pers onalaufwendun­
gen lenken. Die Kehrseite dav on ist die Voraussage, daß Großu nternehmen in 
stärkerem Maße Finanzanlagen vornehmen als Kleinunternehmen. 

91 In diesen Z ahlen zu den B eschäftigungsströmen drücken sich nicht nu r U nterschiede im 
Personalanpassungsverhalten b ei id entischem Anpassungsbedarf d urch ge änderte A bsatz­
marktbedingungen a us. Vielmehr können d ie Differenzen i n der Fluktuation a uch dadurch 
Zustandekommen, daß U nternehmen u nterschiedlich starken konjunkturellen Schwankun­
gen ausgesetzt sind. Insofern liefern d ie angeführten B efunde keine perfekte Ü berprüfung 
der vorgestellten Hypothese. 
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Auch diese Implikation scheint plausibel. Bereits 1986 sprach WELZK von einem 
„Boom ohne Arbeitsplätze" aufgrund des Verhaltens der Großunternehmen: 
Aktiengesellschaften hätten seit 1973/74 wen iger in Sachanlagen investiert als 
die übrigen, im Durchschnitt kleineren Unternehmen des Vera rbeitenden Gewer­
bes, und dies, obwohl Aktiengesellschaften eine bessere Gewinnlage verzeichne­
ten. Da Investi tionen in Sachkapital in aller Regel Person alausgaben nach sich 
ziehen, stützt das Ergebnis von W ELZK die genan nte Impli kation des Model ls, 
daß große Unternehmen ceteris paribus einen geringeren Anteil ihrer Finanzmit­
tel für das Personalbudget aufzubringen bereit sind (vgl. WEIGAND 1996: 133f.). 
In die gleiche Richtun g wie W ELZK weist der Befund von WEIGAND (199 6: 
134f.), der Kap italzufluß und K apitalverwendung zwischen den deut schen Akti­
engesellschaften und d en anderen Unternehmen für den Ze itraum 1965 bis 198 9 
vergleicht. Es zeigt sich, daß die Aktieng esellschaften im gesamten Zeitraum 
einen deutlich geringeren Anteil ihres Zuwachses an Eigenkapital für Sachanl a­
gen verwendeten als die übrig en Unterne hmen. In der langen Hochko njunktur 
zwischen 1981 und 1989 n utzten die Akt iengesellschaften 65 Proze nt, die übri­
gen Unte rnehmen jed och 15 2 Prozent des Eigen kapitalzuwachses für Sac hinve­
stitionen. Mit anderen Wort en: Die tendenz iell kleiner en Unternehmen fremd­
finanzierten sich, im Un terschied zu den Ak tiengesellschaften, per saldo zu sätz­
lich, um Sachkapitalinvestitionen vornehmen zu können. Dafür aber ku mulierten 
Aktiengesellschaften in deutlich stärkerem Ausmaß als die üb rigen Unternehmen 
finanzielle Aktiva, also 

„Kassenbestand, Bank- und Postscheckguthaben, Schecks, Wertpapiere und 
Schuldscheine des Umlaufvermögens. Es wird deutlich, daß die Geldreserven der 
Aktiengesellschaften w eit über dem Durchschnitt der Unternehmen i m Verarbei­
tenden Gewerbe liegen und daß die Großunternehmen Siemens und D aimler-Benz 
dabei eine fuhrende Position einnehmen." (ebd.: 136) 

So wie ein Vorsichtsmotiv große Unternehmen zu einer den Beschäftigungsstand 
stabilisierenden Besch äftigungspolitik bewe gt, so läßt es die Großunternehmen 
offenbar auch vor einem allzu hohen Personalbudget zurückschrecken. Die alter­
native Verwendung, nämlich die Finanzanlage, nimmt entsprechend einen höhe­
ren Stellenw ert ein als in kleinen Unternehmen. Die vorge stellten empirisc hen 
Erkenntnisse bestätigen damit auch für die Höh e der Finanzanlagen die aus dem 
Portfoliomodell abgeleitete Einflußrichtung der Unternehmensgröße. Darüber 
hinaus mach t das Portfo liomodell hier einen Zusam menhang verständlich, den 
die Arbeitsnachfragetheorie bislang vernach lässigt: Über die Höhe des Perso­
nalbudgets entsch eiden nicht allein die Produktivitäten bzw. Flexib ilitäten des 
Personals, sondern auch die Zi nssätze an den Fina nzmärkten.92 Beschäftigungs-

92 In d er dynamischen Faktornachfragetheorie werden s tatt dessen S ubstitutionsbeziehungen 
zwischen Arbeit und Kapital zum Thema gemacht (vgl. etwa SHAPIRO 1986). 
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entscheidungen sind damit von de n Zinss ätzen an den Fina nzmärkten abhängig. 
Der Vorzug des vorgestellten Portfolioansatzes besteh t hier darin, das Augen­
merk der Theorie auf eine offenbar wichtige, aber kaum systematisch untersuchte 
Determinante betrieblicher Personalpolitik zu lenken. Ein Abweichen von der ko­
stentheoretischen Orthodoxie scheint in dieser Hinsicht somit vielversprechend. 

6.2 Kapitalrationierung und Beschäftigungsniveau/-variation 

Das Ausmaß an Ris ikoaversion eines Arbeitgebers hängt, so wurde in Absc hnitt 
III.2.2 begrün det, von dem Aus maß an Kapi talrationierung ab, dem Arbei tgeber 
ausgesetzt sind. Je höher die Ration ierung und damit je höher das Insolvenz­
risiko, desto risikoscheuer dürften Arbe itgeber entsc heiden. Stark risikoscheue 
Arbeitgeber lenken ceteris paribus weniger finanzielle Mitt el in das Personal­
budget und stabilisieren dieses stärker als andere Arbeitgeber. Hier beeinflußt die 
Finanzierungsseite des Unternehmens das Beschäftigungsniveau. Dies ist ein 
Spezialfall eines inzwischen wieder vielbe achteten Zusammenhangs: Real wirt­
schaftliche Größen, wie das Investitionsniveau eines Unternehmens, werden auch 
von den Finan zierungsbedingungen best immt - was auch der „Irreleva nzthese" 
von MODIGLIANI und MILLER widerspricht (vgl. auch Abschnitt III.2.2).93 

Die Empirie dieses Zusammenhangs steht indessen noch am Anfang. Eine Re ihe 
von Befunden weist zwar darauf hin, daß eine stärkere Beschränkung beim 
Zugang zu Finanzkapital tatsächlich mit einem niedri geren Investitionsniveau 
von Untern ehmen einhergeht.94 Studien zum Beschäftigungsverhalten sind bis­
lang jedoch die Ausnahme. 
NICKELL/NICOLITSAS (1995) untersuchen für ein Pan el von e twa 670 briti schen 
Unternehmen im Zeitra um 1973 bis 19 86, ob Finanzierungsrestriktionen u.a. das 
Beschäftigungsniveau beeinflussen. Sie kom men zum Erg ebnis, daß Unterneh­
men mit Bilanzstrukturen, die auf eine Kapitalrationierung schließen lassen, unter 

93 Während im v orangehenden Ab schnitt IV .6.I den Ak tivZinsen beschäftigungspolitische 
Konsequenzen zugerechnet wurden, steht hier der Zusammenhang zwischen den Finanzie­
rungsbedingungen des Unternehmens, gewissermaßen den Passiv Zinsen, und der konjunk­
turellen Personalpolitik i m Blickpunkt. Die Relevanz finanzieller Größen w ird neuerdings 
(wieder) mehr für m akroökonomische Phänomene in Betracht gezogen. So werden in der 
neukeynesianischen K onjunkturtheorie di e Da uer u nd Ti efe vo n Ko njunkturzyklen mi t 
Hilfe finanzieller Faktoren erklärt. Vgl. zusammenfassend HlLLIER/WORRALL (1995). 

94 Vgl. f ür ei ne Zusammenfassung der Befunde WINKER (1996: 2 27ff.). Jüngere empirische 
Ergebnisse b ieten u. a. F AZZARI/HUBBARD/PETERSEN (1988); G ERTLER/GlLCHRIST (1994) 
und D EVEREUX/SCHIANTARELLI ( 1990) sowie für deutsche Unternehmen WINKER (1996: 
244ff.) und ELSTON/ALBACH (1995). 
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sonst gleichen Bedingungen ein niedr igeres Beschäftigungsniveau aufwe isen als 
andere Unternehmen. 
Mit Daten von knapp 80 deutschen Großunternehmen im Zeitraum 1983 bis 1987 
untersuchen FR ISSE/FUNKE/LANKES (1992 ) die Folgen von Kapitalrationierung 
für die Arbeitsn achfrage von Unter nehmen. Auch sie erm itteln einen nega tiven 
Zusammenhang zwischen dem A usmaß an Kapita lrationierung, operationalisiert 
mit Hilfe der Fremdfinanzierungsquote, und dem Beschäftigungsniveau. 
In den soeben angeführten Studien wird von bestimmten Finanzierungsstrukturen 
der Unternehmen auf das Ausmaß an Kapitalrationierung geschlossen. Im Unter­
schied dazu ka nn W INKER (1996) auf direk te Daten zur Kapitalr ationierung zu­
rückgreifen, da in den Kon junktur-, Investit ions- und Innovationstests des Ifo-
Institutes (Zeitraum 1980 bis 1992) Fragen an die Unternehmen nach deren Inno­
vationshemmnissen und dabei u.a. nach fehlendem Eigen- oder Fremdkapital, 
enthalten sind (vgl. ebd.: 76f.). WINKERS Ergebnis, daß die von den Arbeitgebern 
wahrgenommene Existen z von Kapita lrationierung negativ auf das Beschäfti-
güngswachstum wirkt (vgl. ebd.: 256-258), ist ver einbar mit den be reits erwähn­
ten Studien. 
Die wenigen empi rischen Befun de bestät igen demnach die theoretis che Erwar­
tung, daß stark kapitalrationierte und daher risikoscheue Unternehmen ceteris pa­
ribus weniger Finanzmittel in das Personalbudget lenken. Theoretisch wurde 
auch ein Zusammenhang zwischen Kapital rationierung und Änderung des Be­
schäftigungsstandes ermittelt: Eine starke Ka pitalrationierung, so die Hypo these, 
fuhrt unte r sonst gle ichen Bedingungen zur Po litik einer gedämpften Anpassung 
des Beschäftigtenstandes im Konjunkturzyklus. Wenig kapitalrationierte und 
damit wenig risikos cheue Arbeitg eber variieren die Beschä ftigung stärker pro­
zyklisch. 
Über die Plausibi lität dieser theore tischen Erwartung gibt u.a. die Studie von 
FUNKE et al. (1997) Aufschluß. Für beinahe 800 Unternehmen und d en Zeitraum 
1989 bis 1 994 schätzen sie langfristige Umsatzelastizitäten der betrieblichen Be-
schäftigungsnachfrage bei unterschiedlichen Quoten der Außenfinanzierung.95 

Sie ermitteln eine höhere Elastizität bei geringerem Anteil der Außenfinanzierung 
und d.h. bei einer vermutlich weniger starke n Kapitalrationierung. Umgek ehrt 
passen Unte rnehmen, die s ich in stä rkerem Umfang aus ext ernen Finanzquellen 
finanzieren (müssen ) und somit wahrs cheinlich stark kapita lrationiert sind, die 
Personalstärke ceteris paribus weniger scharf an den Ko njunkturzyklus an (vgl. 
ebd.: 17f.). Dieser Befund bestätigt die vorgestellte Hypothese. 

95 Zur Außenfinanzierung werden Anteile am Unternehmen sowie die Höhe der Schulden ge­
rechnet - all jene Finanzierungsformen also, die den in Abschnitt III.2.2 nachgezeichneten 
Informationsproblemen unterliegen dürften. 
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Die Autoren der genannten Studie fugen diesem Ergebnis eine kostentheoretische 
Plausibilitätsüberlegung an: Ein restriktiver Kündigungsschutz in Deutschland 
erschwere und verteuere Perso nalabbau. Das arbeitsmarktpolitische Instrum ent 
der Kurzarb eit erleichtere es, auf eine n Umsatzrü ckgang ohne Beschä ftigungs­
abbau zu reagieren. Im Unterschied dazu betonte die portfoliotheoretische Erklä­
rung das Vorsichtsmotiv: Perso nalaufwand ist im Vergleich zur Finanzanlage 
riskanter. Daher ver suchen kapit alrationierte Arbeitgeber nicht nur, einen höhe­
ren Anteil der finanziellen Mittel als Finanzanlage zu ver wenden; sie versuchen 
zudem, durch eine stabilisierende, den Beschä ftigungsstand kaum variieren de 
Personalpolitik sich von den erra tischen Entwicklungen am Ab satzmarkt gewi s­
sermaßen zu siolieren. 
Was den Zusammenhang zwischen Kapitalrationierung und Beschäftigungsvaria­
tion angeht, so bieten Arbeit snachfragetheorie und Portf oliomodell, Kosten mi-
nimierung und Risiko management, somit konk urrierende Erklärungen an. 96 Das 
Wissensdefizit in diesem Bereich scheint dabei eher theorie- denn empirie­
bedingt: In den empirischen Studien zur Finanzierungsabhängigkeit des Be schäf­
tigungsverhaltens wird in aller Regel keine Hypothese über die Wirkungsrichtung 
einer höhere n Kapitalra tionierung gewagt. Die Theori earmut setzt sich dann im 
ad /ioe-Charakter der empirischen Spezifikation fort.97 Der in dieser Arbeit 
verfolgte portfoli otheoretische Model lrahmen trägt insofe rn zu einem theore ti­
schen Fortschritt bei, als eine bestim mte Mod ellierungsstrategie vorgeschlagen 
wird: Das Ausmaß an Kapitalrationierung, so der Vorschlag, läßt sich in der 
Risikoeinstellung des Arbeitgebers abbilden und w ird damit als Parameter in das 
theoretische Modell integriert. Die beschäftigungspolitischen Folgen unter­
schiedlich scharfer Kapitalrationierung lassen sich auf diese Weise theor etisch 
„rigoros" nachvollziehen. 

96 Eine definitive Entscheidung über die Überlegenheit der einen oder anderen Erklärung er­
scheint b eim gegenwärtig wenig gesicherten Forschungsstand verfrüht. Dies zeigt etwa die 
bereits zitierte A rbeit von S HARPE (1994): Sie ermittelte für US-amerikanische U nterneh­
men, daß stark v erschuldete Unternehmen die Beschäftigung deutlich und s ignifikant stär­
ker an Änderungen der Geschäftslage anpassen als schwach verschuldete. Dieser Befund ist 
dem für Deutschland angeführten aus der Studie von FUNKE et al. genau entgegengesetzt. 

97 Dies sei am Beispiel der Arbeit von FUNKE et al. verdeutlicht: Dort wird e in theoretisches 
Modell zur b etrieblichen B eschäftigungsanpassung, da s oh ne ei ne V ariable zu r Fi nanz­
struktur d es U nternehmens au skommt, en tworfen; die t heoretisch im Z entrum st ehende 
Variable z ur K apitalstruktur u nd z ur K apitalrationierung wird a nschließend o hne weitere 
Vorüberlegung oder Spekulation U ber i hre Wirkungsrichtung als Regressor in das empiri­
sche Modell übernommen (vgl. FUNKE et al. 1997: 7). 
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6.3 Funktionsflexibilität und Beschäftigungsvariation 

Dem Modell zufolge d ürften funkt ionsflexible Unt ernehmen ceteris parib us ein 
weniger stark variierendes, eher stabilisierendes Personalanpassungsverhalten an 
den Tag legen: Hohe Funk tionsflexibilität, d.h. eine breite Einsetzbarkeit und 
eine hohe Innova tionsfähigkeit der Belegschaft, versichert den Arbeitge ber be­
sonders wirksam gege n errat ische Absa tzmarktentwicklungen. Gerä t das Unter­
nehmen in eine Rezessi on, so können Prozeßverbesserungen und Produktent­
wicklungen die Gesch äftslage umkehren und zu r Überwindung der Kri se beitra­
gen. Mit der Funkt ionsflexibilität des Untern ehmens steigt damit das Arbeitge­
berinteresse an einer de n Personal stand kon junkturell stabil isierenden Beschä fti­
gungspolitik. 
Der behauptete Zusammenhang ist zumindest indirekt in eine r Vielza hl von Stu ­
dien geprüft worden. In der bereits zitierten Studie untersucht WAGAR (1991) mit 
Hilfe von Befrag ungsdaten aus US-am erikanischen Unter nehmen, von welche n 
Faktoren Personalabbauentscheidungen abhäng en. Im Ergebnis zeigt sich u.a., 
daß Unternehmen, die ein e starke Weiterbildungsintensität aufweisen, ihr Perso ­
nal weniger stark reduzieren (vgl. ebd.: 209-211). Insofern als ein hoh er Input in 
die Qualifikation auch eine hohe Qualifikation bzw. Funktionsflexibilität im 
Ergebnis erwarten läßt, bestätigt dieser Befund den behaupteten Zusammenhang. 
Studien zum betrieb lichen Beschäftigungsverhalten analysieren meist, ob ver­
schiedene Mitarbeitergruppen unterschiedlich von Personalanpassungen betroffen 
sind. Dabei werden sie geleitet von der These einer Segmentation der Mitarbeiter 
in Stamm- und Rand belegschaft, wie sie von Theo rien interner Arbeitsm ärkte 
formuliert worden ist. In dieser Tradition findet BRITSCH (1983: 108-110) in U n­
ternehmensbefragungen die Thes e bestätigt, daß sich die Zuordnun g zu beiden 
Belegschaftssegmenten vor allem nach der individuellen Qualifikation richtet: 
Gutqualifizierte gehöre n tenden ziell der Stamm belegschaft an, Schlechterquali­
fizierte eher der Randbelegschaft. Dies aber impliz iert, daß die geringerqualifi­
zierten, weniger funktionsflexiblen Mitarbeiter einem starken Risiko unterliegen, 
bei anstehenden Personalanpassungen betroffen zu sein, während die Zahl der in 
der Stammbelegschaft enth altenen Mita rbeiter tenden ziell im Konju nkturzyklus 
stabil gehalten wird. 
Andere Arbeiten bestätigen die Erwartung, daß die Gruppe der Geringqualifizier­
ten bei Persona lanpassungen eine überp roportional hohe Last trägt. DOMBOIS, 
der die Be schäftigungspolitik der Volkswagen AG in den siebziger Jahren unter­
sucht, weist auf stark nach Besch äftigtengruppen variierende Betroffe nheit bei 
Personaleinsparungen hin: Wä hrend die Zahl der Anges tellten in der Krise von 
1974 auf 1975 nur um 7 Prozent reduziert wurde, ging die Zahl der Zeitlöhner um 
18 Prozent und die de r Akkordlöhner um 23 P rozent zurück (zitiert nach H OTZ-
HART 1989: 171 f.). Ein ähnliches Muster ermitteln KÖHLER/SENGENBERGER 
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(1983: 199ff.) für das Anpassungsverhalten in der deu tschen und U S-amerikani-
schen Automobilindustrie sowie SCHULTZ-WlLD (1978: 274ff.) praktisch für die 
gesamte deutsche Privatwirtschaft.98 Nach der Ber eitschaft, Arbeitskräfte in der 
Rezession weiterzubeschäftigen, fragen FRIEDRICH/SPITZNAGEL (1981) Unter­
nehmen des Verarbeitenden Gewerbes. Im Ergebnis zeigt sich, daß vor allem 
Facharbeiter und mittlere und gehobene Angestellte eher von Entlassungen 
verschont werden. Dagegen fällt die Bereitschaft der Arbeitgeber, un- un d ange­
lernte Arbeitnehmer im Konjunkturabschwung zu behalten, deutlich ab. 
Mit Daten aus der Beschäftigtenstatistik untersucht KÖNIG (1994: 129-131) qua­
lifikationsspezifische Fluktuationen und Risiken des Arbeitsplatzverlustes in 
überlebenden Betrieben zwischen 1985 und 1990. Im Ergebnis erweisen sich die 
Fluktuation und das Risik o eines Arbeitsplatzverlustes für Beschäftigte ohne ab­
geschlossene Berufsausbildung als beson ders hoch, wohin gegen die Beschä ftig­
ten mit abgeschlossener Berufsausbildung eine geringe Arbeitsplatzmobilität 
aufweisen und einem geringen Arbeitsplatzrisiko ausgesetzt sind." 
Der theoretisc h behauptete Zusammenhang zwischen Funktionsflexibilität und 
Beschäftigungspolitik ist off enbar gut vereinbar mit de r Empirie. Allerdings las­
sen sich die angeführten Befunde auch aus einer eher ortho doxen Perspektive 
erklären: Aus kostentheoretischer Sicht entlassen Arbeitgeber gutausgebildete 
Arbeitnehmer ungern, und sie stellen in Hochk onjunkturen auch nur zögerlich 
ein, weil gerade für Hochqualifizierte die Einarbeitungskosten - eine wesentliche 
Kategorie der Personalanpassungkosten - besonders hoch sind. Die Theorie 
interner Arbeitsmärkte verwe ist zudem dara uf, daß der Befu nd hoher Einarbei ­
tungskosten für Beschäftigte mit betriebsspezifischen Fähigkeiten verstärkt gelten 
dürfte, da solche Qualifikationen definitionsgemäß nicht am Arbeitsmarkt zu be­
schaffen sind (vgl. Abschnitt II. 2.1). Höhere Anpassungskosten insbesondere für 
spezifisch und gut Quali fizierte legen jedoch eine v erzögerte, gedämpfte Anpas­
sung der Personalnachfrage an Ko njunkturzyklen nahe (vgl. Abschnitt II.3.1). In 
Phasen der Unternehmenskrise, produktionstheoretisch gesprochen: der Unter­
auslastung, werden somit kurzfristig nicht benötigte Arbeitskräfte „gehortet". 
Ähnlich wie im vorange henden Absc hnitt ist sowo hl die risikothe oretische als 
auch die kostentheoretische Erklärung plausibel. Die arbeitsnachfragetheoretische 

98 Die Daten der zugrundeliegenden „Betriebserhebung 1975" bezogen sich auf Unternehmen 
aller Wirtschaftszweige außer der Landwirtschaft, der Organisationen ohne Erwerbscharak­
ter und des Öffentlichen Dienstes. 

99 Die höchste Fluktuation zeigt sich in der Gruppe der Beschäftigten m it einem H ochschul­
abschluß. Allerdings ist gleichzeitig die Zahl der Arbeitsplätze für diese Gruppe besonders 
stark gewachsen, „so daß h ier w eniger von hohem Arbeitsplatzrisiko d ie R ede sein k ann, 
sondern e her vo n h oher T urbulenz, d ie a uch d urch d ie M obilität d er B eschäftigten aus­
gelöst sein kann" (KÖNIG 1994: 129). 
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Perspektive stellt die überraschende Erkenntnis in den Vorder grund, daß es für 
Arbeitgeber rational sein kann, Arbeit skräfte weiterzubeschäftigen, obwohl sie 
nicht mit Arbeit ausgelastet sind . Diese Hortu ng aus Kostengründen halte ich 
jedoch nicht für eine hinreichende Erklärung der zu beobachtenden Strategie der 
Beschäftigungsstabilisierung in vielen Unternehmen: Arbeitgeber dürften die 
„gehorteten" Beschäftigten soweit möglich produktiv einzusetzen versuchen. 
Gerade Gutqualifizierte können in Krisenzeiten dazu beitragen, allzu starke 
Ertragsrückgänge abzuwenden - und zwar nicht durch ein business as usual, 
geschweige denn durch Unt ätigkeit, sondern durch Inn ovationen und Reorga ni­
sationen in der Produk tion. In dieser risikotheoretischen Erklärung komm t der 
oben referierten Unterscheidung zwische n betriebsspezifischen und -übergrei­
fenden Qualifikationen keine Bedeutu ng zu: Entscheidend für die Rationalität 
einer Beschäftigungsstabilisierung ist nicht die Kosteneinsparung, sondern die 
Tatsache, daß die Fu nktionsflexibilität einer Belegschaft die Anpassung an neue 
Marktbedingungen erleic htert, seien die dabei relevanten Fähigk eiten und Fer­
tigkeiten nun spezifisch ode r betriebsübergreifend (vgl. auch Abschn itt II.2.2). 
Demnach dürften betriebsspezifisch Qualifizierte, die einen gerin gen Beitrag zur 
Innovation leisten, ceteris paribu s mit höherer Wahrscheinlichkeit in Absatz­
krisen entlassen werde n als betrieb sübergreifend Qualifizierte, die einen wich­
tigen Innovationsbeitrag beisteuern können. 
Insgesamt ist fest zuhalten, daß die be iden Erklärungansätze je verschie dene Be­
gründungen für eine betriebliche Beschäftigungspolitik, die Personalabbau in 
einer Unternehmensrezession vermeidet, liefern. Die Arbeitsnachfragetheorie legt 
eine unveränderliche Produktionsfunktion bzw. Te chnologie zugrunde, währe nd 
die in dieser Arbeit entwickelte risikotheoretische Erklärung das Augenmerk auf 
mögliche Veränderungen der Produk te und Prozes se zur Wiederh erstellung der 
Wettbewerbsfähigkeit lenkt. Der Versuch zu innovieren mag jedoch in der 
Realität ebenso, und unter Umständen zur selben Zeit, eine Rolle spielen wie das 
Motiv, durch das Horten von Arbeitskraft Anpassungskosten zu sparen. Im 
anschließenden Teil V werden solche Anpassungskosten in die Überlegungen 
einbezogen, und die bislang rein risikotheoretische Perspektive dieser Arbeit wird 
also erweitert. Dann stellt sich die Frage nach dem relativen Erklärungsanteil von 
Risikomanagement und Koste nminimierung, von Flexibi lität und Anpassungs­
restriktionen, erneut. 



V. Arbeitsmarktregulierung und Flexibilitäten: Die Anwendung 
des Modells auf einen deutsch-britischen Vergleich 

1. Institutionen und personalpolitische Anpassung: Bemerkungen 
zum Vorgehen 

Länderspezifischen Arbeitsmarktinstitutionen wird im a llgemeinen ein präge nder 
Einfluß auf das betrieblic he Anpassungsverhalten beigemessen. Ausgehend von 
der Arbeitsnachfragetheorie werden insbe sondere Unterschiede im Kündigungs ­
schutz oder bei der Kurzarbeitsregulierung für national unterschiedliche Perso­
nalanpassungsstrategien verantwortlich gemacht (vgl. etwa MOSLEY/KRUPPE 
1992). An der Theorie interner Arbeitsmärkte anknü pfende Analysen können 
jedoch zeigen, daß auch die innerbetriebliche Anpassungsfähigkeit, insbesondere 
die Höhe der (betriebsspezifischen) Qualifikationen, die Art und Weise, wie 
Konjunkturzyklen personalpolitisch bewältigt werden, beeinflussen und daß diese 
Anpassungsfähigkeit wiederum von national unterschiedlichen Arbeitsmarktinsti­
tutionen bestimmt wird (vgl. insbes ondere SE NGENBERGER 1987; HO TZ-HART 
1989). 
Die folgenden Ausführungen greifen den Gedanken wieder auf, daß sowohl 
interne als auch externe Flexib ilität betriebliche Perso nalentscheidungen beein­
flussen (vgl. Kapitel II.2 ). Abweichend von diesem B egriffspaar wird jedoc h im 
folgenden quantitative von qualitativer Flexibilität unterschieden. Diese Be­
griffsdifferenzierung weicht zwar von der üblicheren Unterscheidung interne ver­
sus externe Flexibilität ab, erscheint aber nach den theoretischen Überlegungen in 
Teil IV dieser Arbeit deutlich angemessener. Unter „qualitativer Flexibilität" 
seien all jene Anpassungsfähigkeiten der Belgschaft zusammengefaßt, die sich 
aus der Funkt ions-, Zeit- und Loh nanreizflexibilität ergeben; hierzu gehört eine 
reibungslose Produktion, eine hohe Innovationsfahigkeit, variierbare und nach 
Mitarbeitergruppen differenzierbare Arbeitszeiten sowie ein anreizwirksames 
Entgeltsystem. 
Als „quantitative Flexib ilität bezeichne ich im Unterschied dazu die Möglich­
keit des Unter nehmens, mittelfristige, konjunkturelle Anpassungen nicht nur der 
Mitarbeiterzahl, sondern auch der durch schnittlichen Arbeitszeitdauer sowie des 
durchschnittlichen Stundenlohnniveaus vorzunehmen. Angesprochen ist also hie r 
die konjunkturelle Variabilität der drei genannten personalpolitischen Instru­
mente. Insofern geht das Konz ept der qua ntitativen Flexibilität über die Anpas­
sung allein durch Va riation des Beschäftigtenstandes, die in der Literatur mit ex­
terner oder auch numerischer Flexibilität bezeichnet wird, hinaus. Im Modell 
wurde die konjunkturelle Variabilität der personalpolitischen Instrumente an­
nahmegemäß nicht beschränkt; vielmehr wurde bislang unterstellt, daß Arbeitge­
ber all diese personalpolitischen Reaktio nen tatsäch lich so vornehmen können, 
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wie sie für sie ris ikooptimal waren. Die von de r Arbeitsnachfragetheorie so be­
tonten Anpassungskosten bzw . -restriktionen sind damit bislang außen vor ge­
blieben. Deren Existenz ist aber nicht zu leugnen: Ein strenger Kündigungsschutz 
kann i n der Realität den Interessen solcher Unternehmen, die den Be schäftigten­
stand stark konju nkturell variieren wollen, zuwiderlaufen. Ein Kurzarb eitspro­
gramm anderer seits förde rt eine konjunkturelle Variatio n der Arbeitszeitdauer. 
Solche institutionellen Determinanten der quantitativen Flexibilit ät sind im fol­
genden zu berücksichtigen. 
Die Anw endung des Portfo liomodells auf einen Länder vergleich geht zunächst 
davon aus, daß den Arbeitsmarktregulierungen zur qualitativen Flexibilität ein 
primärer Erklärungsbeitrag zukommt: Länderspezifische Arbeitsmarktverfassun­
gen räumen den Unternehmen insbesondere unterschiedliche Niveaus an Qualifi­
kation und da mit Funktionsflexibilität ein , und sie bef ähigen die Betrie be in un­
terschiedlicher Stärke mit der Möglichkeit, die vereinbarte Arbeitszeit auf un ter­
schiedliche Wochentage, Tageszeiten und Beschäftigtengruppen zu verteilen 
(Zeitflexibilität). Diese divergierenden Ausstattungen mit qualitativer Flexibilität 
werden als vone inander abweichende Parameter im Po rtfoliomodell berück sich­
tigt. Unte r diesen Vor aussetzungen lassen die Model lösungen erwarten, daß die 
risikooptimalen Personalanpassungen eines „typisch deutschen" von denen eines 
„typisch britisch en" Unternehmens deutlich abweichen. Diese theo retischen Er­
wartungen lassen sich dann mit der empirischen Arbeitsmarktdynamik im 
deutsch-britischen Vergleich konfrontieren. 
Die Hoffnung ist dab ei, daß Ins titutionen betrieb liche Entscheidungen in einem 
„gesellschaftlichen Effekt" (M AURICE/SELLIER/SILVESTRE 1986) so stark vor­
prägen und niv ellieren, daß sich die unt ernehmerischen Person alpolitiken sowie 
die Anpassungen am Arb eitsmarkt im Ländervergleich vonein ander unterschei­
den. Den E influß der na tionalen Arbeitsmarktregulierung tatsächlich nachzuwei­
sen ist keineswegs einfach, da Unternehmen sich in vielen Dimen sionen, nicht 
allein nach ihrem institutionellen Umfeld unterscheiden. Die Länderauswahl 
begünstigt im vorliegenden Zus ammenhang allerd ings das Erklärun gsziel: Wie 
im einzelnen nachfolgend ausgeführt wird, lassen sich der deutsche und der briti­
sche Arbeits markt durch prägn ante Untersch iede in jenen Institutio nen, die für 
das betriebliche Personalanpassungsverhalten entscheidungsrelevant sein dürften, 
kennzeichnen. Der das betrie bliche Verhalten nivellierende Einfluß der nationa ­
len Arbeitsmarktregulierung dürfte daher den (differenzierenden) Einfluß der 
betrieblichen Heterogenität im deutsch-britischen Vergleich übersteigen.100 

100 Der folgende Vergleich bezieht sich auf die zweite Hälfte der achtziger und die erste Hälfte 
der neunziger Jahre sowohl was die i nstitutionellen D etails als auch d ie angeführten Stu­
dien a ngeht. Ostdeutschland w ird a us verschiedenen Gründen n icht ein bezogen: M anche 
der re ferierten U ntersuchungen analysieren d en w estdeutschen A rbeitsmarkt i n d en a cht­
ziger Jahren. Den institutionellen Besonderheiten des ostdeutschen Arbeitsmarktes gerecht 
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2. Qualitative Flexibilität: Institutionelle Determinanten und 
betriebliche Ausstattungen im deutsch-britischen Vergleich 

Anders als es die Arbeitsnachfragetheorie nahelegen würde, beginnt der folgende 
deutsch-britische Vergleic h nicht dami t, institutionell bedingte Untersch iede in 
den Anpassungskosten zu untersuchen und mit diesen Unterschieden zu erklären, 
warum die konjunkturelle Anpassung des Beschäftigtenstandes sowie der 
Arbeitszeit sich zwischen deu tschen und brit ischen Unte rnehmen untersch eidet. 
Vielmehr setzt die fo lgende Erklärung, ähnlich wie die T heorie interner Arbeits­
märkte, zunächst so an, qualit ative Flexibilitäten für die A rt des kon junkturellen 
Anpassungsverhaltens als entscheidend zu vermuten: Sowohl das Qualifika­
tionsniveau und die Innov ationsfähigkeit (Funktionsflexibilität) als auch die Fä­
higkeit, eine bestimm te Arbeit szeit auf Woche ntage, Tageszeiten und Personen 
verteilen zu könne n (Zeitflexibilität), unterscheiden sich, wie zu zeigen ist, deu t­
lich zwischen typisch d eutschen und typisch britischen Unternehmen. Vor allem 
aus diesem Grund, nicht vorrangig aufgrund unterschiedlich hoher Personal­
anpassungskosten, weicht die Ar t der konj unkturellen per sonalpolitischen Reak­
tionen in beiden Ländern voneinander ab. 

2.1 Funktionsflexibilität 

Die Modellauswertung in Kapitel IV.4 machte deutlich, daß Richtung und Stärke 
von Personalanpassungen insbesondere von de r dynamischen Funktionsflexibili­
tät, der Inno vationsfähigkeit der Be legschaft, beeinflußt werden. Welche Fähi g­
keiten bestimmen aber das A usmaß an dy namischer Funktionsflexibilität? Bevor 
die Ausstattungen deutscher und brit ischer Betriebe miteinander verglichen wer­
den könn en, sind also die Dete rminanten von Fun ktionsflexibilität näher zu be­
stimmen. Eine exakte Abgrenzung zur statischen Flexibilität, worunter die Fähig­
keit zur effizi enten Produktion gegebener Produkte mit geg ebenen Ver fahren zu 
verstehen ist, erscheint dabei weder notwendig noch möglich, da, wie bereits 
argumentiert, beide Flexibilitätsaspekte komplementär sind. 
Die Innovationsfähigkeit eines Unternehmens ist e ine Kompetenz „höherer Ord­
nung" (vgl. OECD 1992: 158 ), die häu fig mit dem Beg riff der Schlüsselqualifi­
kationen besetzt wird: Produk te und Proze sse zu verb essern setzt die Fähigkeit 
der Mitarbeiter voraus, bekannte Problemlösungen auf ne ue Situationen zu über­
tragen - oder aber abzuschätzen, daß ein Neuansatz erforderlich ist. Die Fähigkeit 
zur Innovation setzt damit immer eine Abstraktionsleistung voraus (vgl. GEBERT/ 
STEINKAMP 1990: 65). 

zu w erden wäre an d ieser S telle zudem schwierig. Schließlich sind d ie Personalanpassun­
gen o stdeutscher Be triebe m it b esonderen T ransformationsproblemen zu e rklären, die im 
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Die Innovationskraft der Forschungs- und Entwicklungsabteilung, ihre Fähigkeit, 
neue Produkte und Prozesse zu kon zipieren, wissenschaftliche Erkenntnisse auf­
zugreifen oder Neuerungen der Konkurrenten zu imitieren, sind naheliegende 
Schlüsselqualifikationen (vgl. C OHEN/LEVINTHAL 19 89). Gleichwohl sind Inn o­
vationen „nicht nur e ine Funktion der Bemühungen von ein oder zwei Konstruk­
teuren .., son dern das E rgebnis der Anst rengungen vieler" (G EBERT/STEINKAMP 
1990: 218). In sofern können die S chlüsselqualifikationen des Man agements, der 
hochqualifizierten Forscher und Entwickler bis hinunter zu den Produktions­
arbeitnehmern zur dynamischen Flexibilität beitragen. Dieser Befund gilt sowohl 
für durchschlagende Innovationen als auch für inkrem entelle, „von unten" in iti­
ierte Neuerungen. Bei weitgehenden Änderungen im Produkt gehört zu r Innova­
tion beispielsweise auch ein schnelle r Einstieg in eine qualitativ zuverlässige 
Herstellung. Dazu ist das Ma nagement sowie die E ntwicklungsabteilung auf die 
Erfahrung der produktionsnahen Bereiche bis zu den Schlüsselqualifikationen der 
letztlich produzierenden Arbeitnehmer angewiesen. Ob umgek ehrt Verbesserun­
gsmöglichkeiten, die von Mitarbeitern in der Produktion möglicherweise wahrge­
nommen werden, tatsächlich artikuliert und in eine Innovation umgesetzt werden, 
dürfte entscheidend davo n abhängen, wie diese Vorschläge aufge nommen und 
von den Vorgesetzten gefordert werden (vgl. GEBERT/STEINKAMP 1990: 69ff). 
Allgemein formuliert scheint die Beteiligung aller relevanten Mitarbeitergruppen 
am Prozeß den Innovationserfolg entscheidend mitzubestimmen. Sowohl die Ein­
bindung von Managern und Ingenieuren in den Innovationsprozeß (vgl. LAM 
1996) als auch die Kooperation von Ingenieuren, Meiste rn und Facharbeitern 
(vgl. MASON/WAGNER 1994 : 66) wird als innovationsforderlich eingeschätzt. 
Dies erfordert offenbar eine Arbeitsorganisation, bei der die Mitarbeit er über 
Hierarchie- und Abte ilungsgrenzen hinweg zusam menarbeiten und kooperieren 
können. 
Wenn Schlüsselqualifikationen und eine kooperative Arbeitsorganisation die 
Innovationsfähigkeit fordern, so kommt der Qualifikation und der Qualifika­
tionsstruktur entsche idende Bedeutung für die dynamische Flex ibilität zu. Eine 
Unternehmung dürfte dan n innovat iver sein, wenn jede Stufe des Produk tions­
prozesses von gutausgebildeten Mitarbeitern besetzt wird. Dabei müssen innova­
tive Mitarbeiter bess er ausgebildet sein, als es die engdef inierten Aufg aben des 
angestammten Arbeitsplatzes erfordern. Eine so lche Polyvalenz oder Multifunk-
tionalität (vgl. etwa LANE 1988: 144; LEHNDORFF 1996: 241) schafft erstens die 
Voraussetzungen für das „ gigantische Pensum an alltäglichen, kurz zeitigen Um­
setzungen von Arbeitskräften innerhalb des Betriebs" (S ENGENBERGER 1987: 
35). Polyvalenz fordert zweitens deshalb Innovationen, weil der allt ägliche Her­
stellungsprozeß häufig Hand in Hand geht mit einem unaufhörlichen Verbes-

vorgestellten theoretischen Rahmen nicht gut eingefangen werden könnten. 
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serungsprozeß, einer „schleichenden Rationa lisierung" (ebd.: 37), bei der die 
Erfahrungen in der Produktion dazu genutzt werden, Produkt und Herstell ungs­
prozeß zu optimieren. 
Die Anpassungsleistungen der Mitarbeiter im Fall von Umsetzungen werden 
nicht zu jeder Zeit ben ötigt; Innovationsaktivitäten werden nicht immer mit der­
selben Intensität verfolgt, sond ern in Zeiten einer Unternehmensrezession for­
ciert. Insofern enthält die Qualifikation einer Belegschaft zu jedem Zeitpun kt 
auch „redundante", d.h. aktuell nicht aktivierte Fähigkeiten; diese sind jedoch nur 
scheinbar überflüssig, sie stellen ein Siche rheitskapital dar, das angesichts sto-
chastischer Um- un d Innenwelten des Unternehmens immer wieder genutzt wird 
und unter diesen Bedingungen langfri stig funktional sein kann (vgl. ähnlich 
BACKES-GELLNER 1996: 30). 
Zusammenfassend lassen sich demn ach insbes ondere zwei Faktor en benennen, 
die auf eine hohe dy namische Funktionsflexibilität schließen lassen: erstens eine 
gut und arbeits platzübergreifend ausgebildete Belegschaft und zweitens eine In­
novationsleistungen fördernde, weil kooperative Arbeitsorganisation. Beide Fak­
toren dürften von den ind ividuellen Qualifikationen, die am Arb eitsmarkt ange­
boten werden, deutlich beeinflußt werden. Damit wird aber das länderspezifische 
System der Schul- und Berufsbildung zu einer wichtigen Determinante der Funk­
tionsflexibilität von Unternehmen. 

Divergierende Bildungssysteme und -ausstattungen im deutsch-britischen 
Vergleich 
Die Bildungsniveaus der Bevölkerung weisen deutliche Unterschiede im deutsch­
britischen Verglei ch auf. GR EEN/STEEDMAN ( 1997) vergle ichen für Anfang der 
neunziger Jahre die Bildungsprofile der 16- bis 64jährigen für mehr ere Länder. 
Im deutsch-britischen Vergleich springen dort zwei Unterschiede ins Auge: 
Erstens machten die Geringqualifizierten in Großbritannien einen sehr viel größe­
ren Anteil aus als in Westdeutschland. Währen d in Westdeutschland etwa 20 
Prozent der 16- bis 6 4jährigen höchstens einen Hauptschulabschluß, aber keiner­
lei Berufsab schluß besaß, machte die vergleic hbare Gruppe in Großbritannien 
weit mehr als 50 Prozent aus. Zweitens verfugten sehr viel mehr deutsche Arbeit­
nehmer über eine mitt lere Qualifikation. Während deutl ich mehr als 50 Proz ent 
der Arbeitnehmer Abitur, Fachhochschulreife oder einen Berufsabschluß mit 
dreijähriger Ausbild ungszeit besaßen, verfügten in Großb ritannien weit wenig er 
als 20 Prozent über vergleichbare Qualifikationen. 
Diese Eckdaten lassen sich auf verschiedene und unterschiedlich erfolgreiche 
Bildungssysteme zurückführen. Während nach ve rbreiteter Ansicht das deu tsche 
Berufsbildungssystem, insbe sondere das duale Syste m der Lehrlin gsausbildung, 
auf überbe trieblicher Ebene eine hohe Zahl von Beruf sabsolventen sicherst ellt, 
wird von vielen ein Versagen des britischen Berufsbildungssystems - „the failure 
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of training in Britain " (FINEGOLD/SOKICE 1988) - festgestellt. Eine überbetrieb­
liche „Infrastruktur", u.a. durch die Kammern und das Bundesinstitut für 
Berufsbildung (BIBB), einheitliche und gut verwertbare Ausbildungsinhalte 
sowie vergleichsweise niedrige Ausbildungsvergütungen begründen ein Interesse 
sowohl der Arbei tgeber als auc h der Jugend lichen an einer form alen Beru fsaus­
bildung.101 In Großbritannien ist die Landsc haft der mit Beru fsbildung befaßten 
Institutionen unübersichtlich, die Ausbildungsinhalte, die zu einer Rational 
Vocational Qualification" (NVQ) führen, sind weit weniger verbindlich als in 
Deutschland und schei nen auch weniger gut überb etrieblich und langfris tig ver­
wertbar zu sein (vgl. im ei nzelnen B ACKES-GELLNER 199 6: 99ff.). Die sich aus 
diesen Unterschieden ergebende stärkere Verbreitung formaler Berufsausbildun­
gen in Deu tschland dürfte den oben präsentierten Unterschied im Qua lifikations­
profil miterklären. 
Darüber hinaus wird in deutsch-britischen Vergleichen des Berufsbildungs­
systems der deutsche Meister-Abschluß als für die Wettbewerbsfähigkeit der 
Industrie vorteilhafte nationale Besonderheit hervorg ehoben (vgl. auch zum fo l­
genden STEEDMAN/MASON/WAGNER 1991: 66f). Die auf die Tradition des 
Zunftwesens aufbauende Ausbildung stelle faktisch eine höhere Qualifikation dar 
als entsprechende britische Ausbildungen zum Vo rarbeiter. Zudem absolvi erten 
in den achtziger Jahren etw a zehnmal soviele Arbe itnehmer einen Meist erkurs, 
wie in Großbritannien ein entsprechendes Zertifikat erhielten.102 

Hinweise auf nationale Unterschiede in der Funktionsflexibilität der 
Unternehmen 
Die unterschiedliche Qualifikationsstruktur dürfte sich häufig in differentiellen 
Niveaus der Funktionsflexibilität in deutschen und in britischen Unternehmen 
fortsetzen. Aus den Daten von WAGNER/O'MAHONY/PAULSSEN (1997: 950-952) 
läßt sich die Q ualifikationsstruktur im Ve rarbeitenden Gewerbe in West deutsch­
land und Großbritannien für das Jahr 1989 vergleichen. Die Vermutung, daß sich 
aufgrund der nationalen Ber ufsbildungssysteme in deutschen Unternehmen per 
saldo ein günstige res Quali fikationsprofil ergebe n müßte als bei den britisc hen 
Konkurrenten, bestätigt sich deutlich (vgl. die exemplarischen Ergebnisse in Ta­
belle V.l). Während die Qualifikationsdifferenzen in der Gruppe der Hochquali­
fizierten vergleichsweise gering ausfielen, gab es mer kliche Unterschiede in den 
darunter folgenden Qualifik ationsstufen. Der Anteil an Beschäf tigten ohne for­
malen Berufsabschluß lag in vielen britischen Unternehmen deutl ich höher als in 

101 Galt dieser Befund noch z u An fang de r neunziger Ja hre, so sc heint das ge meinsame 
Interesse und vor allem die Bereitschaft der Unternehmen, auszubilden, inzwischen brüchig 
(vgl. MARTENS 1997). 

102 In d er Studie v on G REEN/STEEDMAN (1997) werden Meister-Abschlüsse zu den h öheren 
Qualifikationen (Degrees) gezählt. 
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deutschen. Entsprechend fiel der Pro zentsatz qualifizierter Mitarbeiter unterhalb 
des Hochschulabschlusses, der Anteil von Beschäftigten mit Facharbeiter-, 
Meister- oder Technikerabschluß, im Verarbeitenden Gewerbe Westdeutschlands 
mit 67 Prozent beinahe doppelt so hoch aus wie in Großbritannien mit 35 
Prozent. Gerade im Bereich dieser mittelhohen Qualifikationen (intermed.ia.te 
skills) wird der britischen Industrie ins gesamt bis heu te ein Nacht eil gegenü ber 
Konkurrenzländern attestiert (vgl. KEEP/RAINBIRD 1995: 538). 

Tabelle V. I: Qualifikationsstruktur im Verarbeitenden Gewerbe und in 
ausgewählten Branchen in Westdeutschland und Großbritannien 
(1989) (Prozent der Beschäftigten) 

Qualifikationsnivea 

hoch 

u 

mittel niedrig 

D GB D GB D GB 

Chemische 
Industrie 12 16 67 31 21 53 

Maschinenbau N 6 72 48 20 46 

Textilgewerbe 2 4 58 17 40 79 

Verarbeitendes 
Gewerbe 7 8 67 35 K0# 57 

Hohes Qualifikationsniveau: Universitäts- und Fachhochschulabschluß 
Mittleres Qualifikationsniveau: Mindestens zweijährige Ausbildung, aber kein hohes 

Qualifikationsniveau 
Niedriges Qualifikationsniveau: Keine formale Qualifikation 
D: Westdeutschland 
GB: Großbritannien 
Quelle: W AGNER/O'MAHONY/PAULSSEN (1997: 950-952) 

Von den dokumentierten Unter schieden im formalen Qualifi kationsniveau auf 
Differenzen in der Fu nktionsflexibilität zu schließen, ist etwas problematisch, da 
faktische Qualifikationen prinzip iell auch ohne formalen Abschluß vorhanden 
sein können. WAGNER/O'MAHONY/PAULSSEN (1997: 954ff.) weisen jedoch 
überzeugend nac h, daß d as formale Qualifikationsniveau einen positiven Einfluß 
auf Produktivität und Innovationsfähigkeit, d.h. in der Terminologie dieser Arbeit 
auf die Funktio nsflexibilität, ausüb t. Die dahinterstehenden qualitat iven Ergeb-
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nisse von interna tional verglei chenden Untern ehmensfallstudien zeigen tatsäch ­
lich, über die Unterschiede im formale n Qualifikationsniveau hinaus, daß das 
„typisch" deutsche Unternehmen Ende der achtzig er und Anfang der neunz iger 
Jahre funktionsflexibler als sein britischer Konkurrent gewesen sein dürfte.103 

Deutsche Arbeiter in der Produktion, aber auch Meister waren häufig breiter ein­
setzbar als entsprechende Besc häftigte in Großbritannien. Konkre t schlug sich 
dies in geringe ren Maschinenausfallzeiten und ei nem insgesamt kontinuierliche­
ren Produkti onsprozeß in deutsc hen Untern ehmen nieder (vgl. PRAIS/WAGNER 
1988: 38f.). Die höhere Polyvalenz in deutschen Unternehmen is t dabei natürlich 
einerseits mit der oben do kumentierten höheren durchschnittlichen Qualifikation 
der Belegschaft zu erklär en. Dan eben dür ften in Großb ritannien die früher ver ­
breiteten, gewerkschaftlich kontrollierten „Demarkationslinien" zwischen den 
einzelnen Berufen Anfang der neunziger Jahre noch nachgewirkt haben.104 

Eine Folge der Tatsache, daß auf den mittleren Stufen formaler Qualifikation die 
faktischen Kompetenzen in b ritischen Unternehmen vergleichsweise gering sind, 
ist die Praxis des drawin g-down (vgl. ST EEDMAN/MASON/WAGNER 1991: 65) : 
Vorarbeiter, Techniker und Ingenieure wurden, wie die Fallstudien zeigten, 
häufig in operativ e Tätigkeiten hineingezogen und mußten dort Krise nmanage­
ment zur Aufrechterhaltung des Produktionsflusses leisten. Wenn also hoch qua­
lifizierte Mitarbeiter in englis chen häufige r als in deutsc hen Unte rnehmen unter 
ihrer Qualifikation eingesetzt und von st ärker konzeptionellen Aufgaben abgezo­
gen werd en, so ist zu erwarten, daß britische Unt ernehmen weniger fähig sind , 
Innovationen zu erarbeiten. Auch dafür liefer n die zitierten Studi en Belege: In 
deutschen Unternehmen arbeiteten Meister und Ingenieure häufig eng zusammen, 
um in einem unauf hörlichen Prozeß inkre mentelle Pro dukt- und Verfah rensver-
besserungen zu suchen (vgl. MASON/WAGNER 1994: 66). Auch scheinen die brei­
ten Basis- und Schlüsselqualifikationen in deutschen Unterne hmen die Einfüh ­
rung neuer Produktionstechniken eher zu erla uben, als dies in britisch en Betr ie­
ben normalerweise möglich ist (vgl. CAMPBELL/WARNER 1991: 50f.). 
Die Realität in deutschen und britischen Unternehmen ist selbstverständlich 
komplexer, als es die hier geb otene holzschnittartige Darstellung vielleicht sug­
geriert, und natürl ich dürft e es auch nennen swerte zwisch enbetriebliche Unt er­
schiede geben. Die angefü hrten Untersuc hungen lassen jedoch den Schluß zu, 
daß die ländersp ezifischen Bildungssysteme und -ausst attungen die betrieb liche 
Wirklichkeit, die Ausstattung der Unternehmen mit Funktio nsflexibilität, stark 
prägen. Nicht in allen Fällen, aber typischerweise sind in deutschen Unternehmen 

103 Zum folgenden v gl. insbesondere d ie Fa llstudienergebnisse b ei P RAIS/WAGNER ( 1988), 
CAMPBELL/WARNER (1991), STEEDMAN/MASON/WAGNER (1991) sowie MASON/WAGNER 
(1994). 

104 Demarkationen und job controls wurden im Verlauf der achtziger Jahre vielfach abgebaut. 
Vgl. den Überblick INGRAMS (1991). 
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die Voraussetzungen für eine hohe Funkt ionsflexibilität eher gegeben als in 
britischen Unternehmen. 

2.2 Zeitflexibilität 

In Abschnitt IV.3.2.1 wurden bereits die Arbeitszeitarrangements benannt, die zu 
einer hohen Zeitflexibilität beitragen. Ähnlich wie für den vorangehenden 
Abschnitt gilt auch hier, daß statische und dynamische Flexibilität komplementär 
zueinander stehen, so daß sich eine genaue Differenzierung erübrigt. 
Zeitflexibilität besteht in der Fähigkeit des Arbeitgebers, die Arbeitsleistungen zu 
den Zeiten, an denen sie ben ötigt werden, un d von de n Mitarbeitern, deren Ein­
satz jeweils gefragt ist, abrufen zu können. Es geht also hier nicht um den quanti­
tativen Aspekt, eine bes timmte durchschnittliche Arbeitszeit&zwer festle gen und 
im Konjunkturverlauf ändern zu können, sondern um den qualitativen Aspekt der 
Verteilung der Arbeitsz eit: Das Nive au an Zeitflexibilität richtet sich nach der 
Fähigkeit, eine gegeben e Arbe itszeitdauer, die für den Planu ngszeitraum vorge­
sehen ist, nach den Betrieb serfordernissen vertei len könn en, auf Monate, Wo­
chen, Tage, Tageszeiten und nich t zuletzt auf versc hiedene Besch äftigtengrup­
pen. Je leichter all dies mög lich ist, um so verläßlicher „versichert" das Arbeits­
zeitsystem das Unternehmen gegen die Unwägbarkeiten der Absatzmärkte. 
Eine Vielzahl von Zei tarrangements werden heute als „f lexible" Arbeitszeitrege­
lungen diskutiert (vgl. im Übe rblick TERIET 1993). Inwiefern sie zu eine r hohen 
Zeitflexibilität im hier verst andenen Sinn beitragen, läßt sich in drei Aspekten 
zusammenfassen: 
- Jährlich, monatli ch, wöche ntlich und täglich variab le Arbeitszeiten ermög li­

chen eine genaue Anpassu ng des Tätigk eitsniveaus im Unternehmen an die 
Auftragslage. Traditio nelles und weit verbreitetes Instru ment hierzu sind va­
riable Niveaus von Mehrarbeit (vgl. BELLMANN et al. 1996: 38-44). Da Über­
stunden in der Regel mit Zus chlägen entgolten wer den mü ssen, sind die Un­
ternehmen darum bemüht, daß schwankende Wochenarbeitszeiten als „Regel­
arbeitszeiten" ohne Entgeltzuschläge anerka nnt werden. Dies geschieht mit 
Hilfe sogenannter Arbeitszeitkorridore, d.h. Interv allen möglicher wöchent­
licher Arbeitszeiten. Abweichungen von einer festgelegten Durchschnitts­
arbeitszeit nach oben und unten müsse n sich dabei über einen bestimmte n 
Zeitraum (z.B. ein Jahr) ausgleichen. Weitgeh ender, in der Praxis indessen 
weniger verbreitet, sind Jahresarbeitszeitverträge, in d enen anstel le wöchentli­
cher Arbeitszeiten ein jähr liches Arbeitszeitdeputat vereinbart wird (vgl. etw a 
HEISTER 1995: 7). Die denk bar flexibelste Arbeitszeitregelung bes teht in der 
„Arbeit auf Abruf': Die Auftragslage bestimmt, wann wieviele Arbeitsstunden 
zu leisten sind; dabei legt der Arbeitgeber innerhalb bestimmter Ankündi-
gungsfristen Lage und Dauer der Arbeitszeit fest (vgl. ebd.: 7f.). 
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- Zeitflexibilität wird auch durch variable Betriebszeiten gefördert. Voraus­
setzung dafür ist eine Entkoppelung" der Betriebs- von den Arbeitszeiten (vgl. 
BOSCH 1994: 17-20). Sie wird im Verarbeitenden Gewerbe üblicherweise 
durch Mehr schichtsysteme erreicht (vgl. B ELLMANN e t al. 1996: 29-3 3). Um 
auch bei gerin ger indi vidueller Arbeitszeit lange Betr iebszeiten zu erreich en, 
wird das traditionelle Zwei-Schicht-System in der Industrie vielfach durch 
neue Systeme, etwa mit drei Schichten, mit zwei langen Schichten oder 
überlappenden Schichten, ersetzt (vgl. BOSCH 1997: 152-154; s. auch 
ausführlich KUTSCHER/WEIDINGER/HOFF 1996: 37ff). Einen zusätzlichen 
Spielraum bietet dabei die optionale Ausdehnung der möglichen Betriebszeiten 
auf unübliche und bei A rbeitnehmern häufig wenig beliebte Zeiten: auf Sams­
tage sowie Sonn- und Feiertage (vgl. BELLMANN et al. 1996: 34-38). 

- Die Entwicklung eines neu en Produk tes steht häufi g unter Termind ruck und 
erfordert Überstunden der Forscher und Entwickler, Änderungen an einer 
Maschine müssen außerhalb der Betriebszeiten der Anlagen vorgenommen 
werden. Zudem betreffen die Fertigung i.e.S. einerseits und Inn ovationsaktivi­
täten andererseits häufig verschiedene Mitarbeitergruppen des Untern ehmens. 
Wenn aber die Dauer und die Lage des Arbeitsanfalls in beiden Tätigke its­
bereichen merklich auseinanderfalten, so soll ten - aus Arbe itgebersicht - die 
Arbeitszeiten der beid en Mitarbeitergruppen nich t gleich sein. Eine hohe dy ­
namische Zeitfl exibilität erfordert somit eine Arbeitszeitdifferenzierung zwi­
schen unterschiedlichen Mitarbeitergruppen oder gar einzelnen Beschäftigten. 
In Innovationsphasen sollte es aus Arb eitgebersicht möglich sein, daß Ar beit­
nehmer in der Forsch ung und Entwick lung, im Mark eting sowie bestimmte, 
für die Innovation wichtige Fachkräfte in der Produktion vorübergehend Mehr­
arbeit leisten. Läßt das unterne hmerische Zeitregime gruppen spezifisch län­
gere Arbeit szeiten auch dann zu, wenn etwa Fertig ungsarbeitnehmer Regel ­
arbeitszeiten leisten, unterstützt die Zei tordnung des Unter nehmens den Inn o­
vationsprozeß und reduziert so das Erfolgsrisiko des Unternehmens. 

Inwieweit einzelne Betri ebe mi t den aufgeführten Aspe kten von Zeitfl exibilität 
ausgestattet sind, wird im wesentlichen vom recht lichen und tarifve rtraglichen 
Rahmen bestimm t. Daher ist , ähnlich wie im Fall der Funktion sflexibilität, mit 
starken Unterschieden im deutsch-britischen Vergleich zu rechnen. 

Deutschland: Eingeschränkte und regulierte Zeitflexibilität 
Die Zeitflexibilität der Un ternehmen wird in De utschland per Gesetz ein geengt. 
Abgesehen von speziellen Regelungen (Mutterschutzgesetz, Jugendarbeits­
schutzgesetz) enthalte n die Arbeits zeitordnung (bzw. ab 1994 das Arbeitszeit­
gesetz) sowie die Gewerbeordnung flexibilitätsrelevante Regelungen. Die Regel­
arbeitszeit ist auf täglich 8 Stunden festgelegt. Überstunden sind reguliert. So war 
die Möglichkeit zu Überstunden in der Arb eitszeitordnung an mehr als 30 Tagen 
im Jahr an Bedingungen geknüpft, Überstunden waren (und sind weiterhin) 



183 

zuschlagspflichtig. Die Ausgleichszeiträume für Überstunden waren immerhin so 
eng gesteck t, daß erst das Arbeitszeitgesetz 1994 Gleit zeitregelungen auf eine 
einwandfreie Rechtsgr undlage stellte (vgl . AN ZINGER 199 4: 1493 ). Zudem legt 
die Gewerbeordnung ein aus dem Grun dgesetz abgel eitetes Sonn- und Feier­
tagsarbeitsverbot fest, das nur in eine r Reihe von ebe nfalls gereg elten Ausnah­
men durchbrochen werden kann. 
Diese gesetzlichen Regelungen sind in den tarifgebundenen Unternehmen 
„überholt", da Tarifverträge die Flexibilität aus Arbeitgebersicht weiter ein­
schränken. So ist in aller Regel der S amstag kein Regelarbeitstag, obgleich dies 
in der Ar beitszeitgesetzgebung nicht ausgeschlossen ist. Z unächst in der Metal l­
industrie, dann in ande ren Bran chen sind seit 198 4 deutliche Arbeitszeitverkür­
zungen tari fvertraglich vereinbart worden: Die Regelarbeitszeit in der Meta llin­
dustrie fiel beispielsweise 1985 au f 38,5 St unden und bis 19 95 schrittweise auf 
35 Stunden.105 

Die Lage der Arbeitszeiten sowie deren vorübergehende Verlängerung oder Ver­
kürzung, also die Anordnu ng von Überstunden, Kur zarbeit, Pause nregelungen, 
Schichtpläne und die Verteil ung der Arbeitszeiten auf die Wochentage, unte rlie­
gen nach § 87 Absatz 1 Betriebsverfassungsgesetz der Mitbestimmung des 
Betriebsrats. Durch diese Beso nderheit der deutschen Arbeits verfassung dürfte 
die Zeitflexibilität des Arbeitgebers, über Arbeitszeitgesetze und Tarifvertrag 
hinaus, zusätzlich auch prozedural eingeschränkt sein. 
Was die Möglichkeit zu variablen Arbeitszeiten angeht, so sind den Arbeitgebern 
häufig deutliche tarifvertragliche Grenzen gezogen. Die Tarifverträge in der 
Metallindustrie von 1984 und 1987 verd eutlichen dies: Abw eichungen von der 
durchschnittlichen Regelarbeitszeit sol len sich über eine n Zwei-Monatszeitraum 
(1984) bzw. über einen Sechs-Monatszeitraum (1987) ausgleichen. Im Tarif­
vertrag von 1990 waren entsprechende Regelungen nicht mehr enthalten, und die 
Verteilung der Arbeitszeit, einschließlich der Möglichkeit von Überstunden, muß 
der Arbeitgeber wohl in aller Rege l auf betrie blicher Eben e aushandeln. Dies 
dürfte in vielen Fälle n nicht einfach sein , da die IG Metall sowie Betrieb sräte 
oftmals eine Politik gegen Überstunden verfolgen (vgl. BOSCH 1993: 142). 
Auch die Entkoppelung von Arbei ts- und Betr iebszeiten ist Sache der Betriebs ­
parteien. Wenn allerdings die Regelarbeitszeiten stark verkürzt werden und 
gleichzeitig die Arbeit an Sam stagen und So nntagen die Au snahme darstellt, so 

los B esonderheit de r M etallindustrie is t da bei nic ht nu r di e Pi onierrolle in de r Ar beitszeit­
verkürzung, so ndern auch die Tatsache, daß d ie IG Metall g ewisse Arbeitszeitflexibilisie­
rungen zu gestand. A usdrücklich ist d abei seit 1 984 vorgesehen, daß die B etriebsparteien 
über die Lage und gewisse individuelle Unterschiede der Arbeitszeiten selbst per Betriebs­
vereinbarung entscheiden sollen (vgl. etwa BOSCH 1993: 134-138). 
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ist zunächst einmal zu ve rmuten, daß auc h in diese r Hinsicht der unter nehmeri­
sche Spielraum begrenzt ist. 
Wie ungewöhnlich für deutsc he Verhält nisse nach Mitarb eitergruppen differen­
zierte Arbeitszeiten sind, läßt sich etwa daran ablesen, daß in der Meta llindustrie 
erstmals 1990 eine solche Differenzierung tarifvertraglich vorgesehen wurde 
(vgl. GÖBEL 19 94a: 846). Noch in den Verh andlungen 1984 hatte d ie IG Met all 
eine strikte Position gegen eine solche Differenzierung bezogen (vgl. BOSCH 
1993: 145). Seit 1990 ist es auf Betriebsebene möglich , einzelvertraglich die 
Regelarbeitszeit auf bis zu 40 Stunden auszudehnen. Diese Möglichkeit ist all er­
dings auf 13 Prozent der tarifli ch gebundenen Beschä ftigten des Betrieb es be­
schränkt, zum Ausgleich ist ein Zwei-Jahreszeitraum oder ein Sabbatical vor­
gesehen. Offen ble ibt bei d ieser Kann-Regelung natürlich ihre tats ächliche Nut­
zung in de n Betrieben. Allerd ings ist der Di fferenzierungsspielraum der Arbeit­
geber durch die au ßertariflichen Mitarbeiter höher, als es mit dem Blick auf die 
Tarifverträge erscheinen mag. 
Alles in allem ist den Arbe itgebern ein verg leichsweise enger tarifve rtraglicher 
und gesetzlicher Rahmen für die Zeitflexibilität gezogen. Hinzu kommt die 
Mitbestimmungspflicht des Betriebsrates. Insgesamt sind Arbeitszeitfragen damit 
in Deutschland stark reguliert und ausgehandelt. 

Großbritannien: Fehlende gesetzliche Regulierung und große faktische 
Spielräume der Arbeitgeber 
Großbritannien ist das einzi ge Land in Europa, in dem Arbeitszeiten nicht in 
einem allgem einen Ges etz gerege lt sind (vgl. etw a HEPPLE 1988: 423). Über­
stunden, Nacht- und Wochenendarbeit, Schic htarbeitsregelungen und ähnlic hes 
sind keinerlei rechtlichen Restriktionen unterworfen.106 Arbeitsze itfragen werden 
traditionell in Tarifve reinbarungen gere gelt. Tendenziell galt bis 1989, daß sich 
die Regelarbeitszeit in den Betrieben meist nach Branchentarifverträgen richtete, 
während Fragen wie Schichtarbeit, Pausenlängen usf. normalerweise auf Be­
triebsebene geregelt wurden (vgl. BLYTON 1995: 89). 
Trotz dieser tarifvertraglichen Arbeitszeitregelungen sind britische Arbeitgeber in 
ihrer Zeitflexibilität deutlich weniger beschränkt als ihre deutschen Konkur­
renten: Erstens verfolgen briti sche Gewer kschaften in alle r Regel vorra ngig das 
Ziel, angemessene Überstundenzuschläge sicherzustellen; es wird hingegen kaum 
versucht, den Umfang von M ehrarbeit oder von Woc henendarbeit einzu schrän­
ken (vgl. RUBERY/DEAKIN/HORREL 1993: 276). 

106 Z wischen 1989 und 1994 wurden zudem bestimmte spezielle gesetzliche Beschränkungen, 
etwa für die Arbeitszeiten Jugendlicher, weiter abgebaut. Heute werden Arbeitszeiten nur 
noch für Kraftfahrer und Arbeitnehmer in der Landwirtschaft überhaupt gesetzlich geregelt 
(vgl. LABOUR RESEARCH DEPARTMENT 1996:3f.). 
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Zweitens haben die britischen Gewe rkschaften in den achtz iger Jahren zuneh­
mend an Durchsc hlagskraft verloren. Die Metallindustrie ist ein marka ntes Bei­
spiel für diese Entwicklung. Der Arbeitgeberverband, die Engineering Em-
ployers' Federation (EEF), zog sic h 1989 von natio nalen Kollektiv verhandlun­
gen gänzlich zurück. Seitdem ist die Arbeitnehmerseite darauf angewiesen, 
Arbeitszeitregelungen in den einze lnen Unter nehmen bzw . Betrieben auszuhan ­
deln (vgl. BLYTON 1995: 88). In immer weniger Betrieben werden Gewerk­
schaften jedoch als Verhandlungspartner akzeptiert: Waren sie 1984 noch in 
mehr als der Hälfte de r Metallunternehmen anerk annt, sank d iese Zahl bis 199 0 
auf ein Drittel (vgl. ebd .: 88). Mit bestimmungsrechte, wie sie das deutsche Be­
triebsverfassungsgesetz für Arbeitszeitfragen vorsieht, kennt das britische System 
der Arbeitsbeziehungen ohnehin nicht. 
Drittens schließlich ist die Bindungskraft der Tarifverträge rechtlich und fak tisch 
gering. So sin d Tarifverträge in Gr oßbritannien nicht al s Kollektivverträge, son­
dern ledig lich als Teil des individuellen Arbeitsvertrages rech tlich durchsetzbar 
(vgl. HEPPLE 1988: 425f.). In vie len bri tischen Unt ernehmen liegen Arbeitsze it­
fragen faktisch im Ermessen der Arbeitgeber (vgl. BLYTON 1995: 89). 
Insgesamt kann von einer hohen Zeitf lexibilität britisc her Unte rnehmen ausge­
gangen werden. Variabl e Arbeitszeiten, Kurz- oder Mehrarbeit, kann das Ma­
nagement üblicherweise anordnen, weil si e Teil des indi viduellen Arbeit svertra­
ges und damit dem Einfluß des Arbei tnehmers entzogen sind. Auch die Mög­
lichkeit zu langen, variablen Betriebszeiten dürfte groß sein, weil in großem 
Umfang Überstunden sowie Nacht- und Wochenendarbeit üblich sind. Gerade die 
Möglichkeit, Mehrarbeit leisten z u lassen, dürfte zudem einer leicht en Differen­
zierung der Arbe itszeit nach M itarbeitern und Mitarbeitergruppen entgegenkom­
men. 

Empirische Hinweise zu nationalen Unterschieden in den betrieblichen 
Ausstattungen mit Zeitflexibilität 
Die skizzierten Untersch iede in den nationa len Reguli erungen zur Arbeitszeit 
lassen erwarten, daß brit ische Arbeitgeber wesentlich variabler mit den Arbei ts­
und Betrie bszeiten dispon ieren kön nen als ihre deutschen Konkurr enten. Auch 
empirisch gibt es dazu deutliche Hinweise. 
In der Arbeitsmarkterhebung der Europäischen Union im Ja hr 1989 wu rden Un­
ternehmen danach gefrag t, welche Gründe einer Aus weitung der Betriebsze iten 
entgegenstünden. Im deutsch-britischen Verg leich zeigten sich deutliche Diffe­
renzen, insbesondere was die wahrgenommene Restriktivität der Arbeitszeit­
regulierung angeht. Die in Tabelle V.2 wie dergegebenen Ergebn isse einer Ar­
beitsmarkterhebung der Europä ischen Union verde utlichen, daß nur eine Min­
derheit britisc her Arbeitgeber, jedoch eine deutliche Mehrheit deutscher Arbe it­
geber die jeweil igen geset zlichen Vorschriften sowie Be triebs- und Tarifve rein-
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barungen für „bedeutende" oder „sehr bedeutende" Hindernisse für eine Betriebs­
zeitenausweitung hielt. Die wah rgenommenen Eins chränkungen durch Regul ie­
rung lagen dabei in Deutschland weit über und in Großbritannien weit unter dem 
Durchschnitt der EU-Länder. 

Tabelle V.2: Hindemisse für eine Ausweitung der Betriebszeiten, 1989 
(Prozent der Unternehmen, die das Hindernis als bedeutend oder 
sehr bedeutend einschätzen) 

Gesetzliche 
Vorschriften 

Betriebs- und 
Tarifverein­

barungen 

Westdeutschland 58 74 

Großbritannien 5 10 

EU-Durchschnitt 43 50 

Quelle: Arbeitsmarkterhebung der EU, Europäische Wirtschaft (1991); eigene Berechnungen 

In derselben Unters uchung wurd en tatsächlic he Betrieb szeiten in der Industrie 
erhoben. Hier zeigten sich p er saldo überdurchschnittlich lange Be triebszeiten in 
der britisc hen Industrie, während die Bet riebszeiten westdeutscher Unternehmen 
am Ende aller EU-Staaten lagen (vgl. Tabelle V.3). 

Tabelle V.3: Betriebszeiten in der Industrie, 1989 und 1994 
(Durchschnitt der Wochenstunden)1' 

1989 1994 

Westdeutschland 53 60 

Großbritannien 76 67 

EU-Durchschnitt 66 69 

1) D en D aten li egt di e d irekte E rhebungsmethode zugrunde. D .h. ge wichtet w urde n ach d er 
Zahl de r B eschäftigten i m P roduktionsbereich. Es f and ke ine B ereinigung n ach de n B e­
schäftigten oder n ach den A rbeitsplätzen, die tatsächlich von Schichtbetrieb betroffen wa­
ren, statt. 

Quelle: A rbeitsmarkterhebungen der EU, Europäische Wirtschaft (1991, 1995); eigene 
Berechnungen 
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Zwar wurde die Erhebungsmethode insbesondere der deutschen Teilerhebung 
heftig kritisie rt (vgl. BOSCH 199 3). Denn och dürfte bis Anfang der neunziger 
Jahre der Sch luß gültig s ein, daß S chichtarbeit in deutschen Unter nehmen deut­
lich weniger als ande rswo in E uropa verbreitet war (vgl. H OFMANN 19 95a: 11). 
Die oben genannten gesetzlichen und tariflich en Arbeitsz eitregulierungen sind 
ein plausibler Grund für diese geringe Neigung zu Schichtarbeit. Offenbar jedoch 
haben deutsche Industriebetriebe einen Teil dieses Flexibilitätsrückstandes inzwi­
schen aufgeholt (vgl . zu dieser Ein schätzung ebd.). Jed enfalls erscheint der Be-
triebszeitenabstand in der 1994er Erhebung der EU deutlich reduziert. 
Auch die Ergebnisse der EU-Erhebungen bei Ar beitnehmern weisen indirekt auf 
längere Betriebsnutzungsmöglichkeiten britischer im Vergleich zu deutschen 
Unternehmen hin. Deutlich mehr britische Arbeitnehmer mußten zu „unüblichen" 
Zeiten arbeiten, d.h. an Woc henenden, nachts und in Schicht arbeit (vgl. Tabel le 
V.l). 

Tabelle V.4: „Unübliche" Arbeitszeiten in der Industrie, 1994 
(Prozent der Beschäftigten) 

Nacht­
arbeit1' 

Samstags­
arbeit1' 

Sonntags­
arbeit1' 

Schicht­
arbeit1' 

Westdeutschland 9 7 4 29 

Großbritannien 16 25 14 32 

EU-Durchschnitt 12 14 8 36 

1) P rozent d er B eschäftigten, d ie m anchmal o der re gelmäßig N acht-, Sa mstags-, So nntags­
bzw. Schichtarbeit leisten 

Quelle: Arbeitsmarkterhebung der EU, Europäische Wirtschaft (1995); eigene Berechnungen 

Lange und variable Betrie bszeiten sowie ein hohes Ausmaß an unübli chen Ar­
beitszeiten können auf unterschiedliche Weise Zustandekommen. Bemerkenswert 
ist, daß die oben dok umentierte hohe Zeitflexibilität zu End e der achtziger Jahre 
keineswegs durch die Verbr eitung solcher Arbeitszeitformen, die häufig als be­
sonders flexibel empfunden werden, erreicht wurde.107 Weniger solche Arrange ­
ments wie Jahresarbeitszeitverträge, sehr viel stärker hingegen ein hohes Ni veau 
an Überstunden insbesondere der männlichen Vollzeitbeschäftigten gestatten bri­
tischen Arbeitgebern ein flexibles Zeitmanagement. Die historisch und im inter-

107 Z eitarrangements wie insbesondere Jahresarbeitszeitverträge scheinen erst M itte der neun­
ziger Jahre an Bedeutung zuzunehmen (vgl. IRS Employment Trends, Mai 1996: 4). 
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nationalen Ver gleich hohen ge leisteten Arbeitsstunden (im Unterschied zur Re­
gelarbeitszeit), die briti sche Arbeitnehmer seit den achtziger Jahren geleist et ha­
ben, werden bereits als die „neue britische Krankheit" bezeichnet (vgl. IRS 
Employment Trend s, November 1995 : 4). Dies sei am Beisp iel der Metal lindu­
strie illustriert (vgl. zu den folgenden Daten BLYTON 1995: 94f.). Die exemplari­
schen Daten in Tabelle V.5 verdeutlichen, daß für viele Arbeitnehmer die verein­
barte Regelarbeitszeit von 37 bis 39 St unden weit überschritten wird. Besonders 
auffallig ist der hohe Anteil von Arbeitnehmern mit W ochenarbeitszeiten von 45 
(!) Stunden und mehr. 
Den Daten des britischen New Ear nings Survey zufolg e erhielten 55,7 Proz ent 
der männlichen Vollzeitarbeitnehmer in der M etallindustrie im Jahr 1992 Üb er­
stundenzuschläge. BLYTON präse ntiert beispielhaft durchsc hnittliche Überstun­
den pro Woche von 8,4 Stunden im Werkzeugmaschinenbau und von 10,4 
Stunden im Werkzeugbau. Überstunden pro Woche von 1,6 Stunden, die das IAB 
für alle westdeutschen Arbeitnehmer im Durchschnitt für 1992 errechnet, reichen 
bei weitem nicht an das A usmaß an Me hrarbeit in d er britischen Metallindustrie 
heran (vgl. BACH et al. 1996: 31). 

Tabelle V.5: Tatsächliche Arbeitszeiten in der britischen Metallindustrie 
(Beispielbranchen) 

Prozent der Arbeitnehmer mit 
Wochenarbeitsstunden 

Durch­
schnittliche 

Wochenarbeits­
stunden 36-40 41-44 45-48 49-59 >60 

Durch­
schnittliche 

Wochenarbeits­
stunden 

Büromaschinen 35,1 18,2 19,8 13,0 6,0 43,0 

Fahrzeugbau 47,9 17,5 12,1 13,3 3,3 42,1 

Fahrzeugteile 36,1 22,8 16,8 14,1 4,0 43,1 

Quelle: Schätzungen nach dem britischen Labour Force Survey, zitiert nach 
BLYTON (1995: 95) 
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3. Personalpolitisches Anpassungsverhalten deutscher und britischer 
Unternehmen im Vergleich 

3.1 Die theoretische Erwartung: Unterschiedliche qualitative Flexibilitäten 
führen zu divergierendem Anpassungsverhalten 

Stärkere Beschäftigungsstabilisierung in deutschen, stärkere Stabilisierung der 
Arbeitszeitdauer in britischen Unternehmen 
Angesichts der im vo rangehenden Kapitel angestellten Überlegungen ist es plau­
sibel anzunehmen, daß britische Unternehmen in aller Regel zeitflexibler sind als 
ihre deutschen Konkurrenten. Die Funktionsflexibilität dürfte andererseits in „ty­
pisch" deutschen Unte rnehmen jen e in „typisch" briti schen Unterneh men über­
steigen. Im Rahmen des Portfoliomodells in Teil IV dieser Arbeit lassen sich 
deutsche und briti sche Unternehmen demnach mit jewei ls unterschiedlichen Pa­
rametern abbilden:108 

Tabelle V.6: Qualitative Flexibilität deutscher und britischer Unternehmen 

Statische Flexibilität 
(Produktionseffizienz) 

Dynamische Flexibilität 
(Innovationsfähigkeit) 

Funktionsflexibilität 
(Qualifikationsniveau) 

funktionsflexibles deutsches Unternehmen 

Zeitflexibilität 
(Arbeitszeitverteilung) 

zeitflexibles britisches Unternehmen 

Quelle: eigene Erstellung 

108 E s w ird un terstellt, da ß s ich di e A nreizwirkungen d es L ohnes in A bhängigkeit von d er 
Konjunktur in b eiden Unternehmen nicht stark unterscheiden. Sie müssen i ndessen i n den 
betrachteten Unternehmenstypen nicht exakt identisch sein; die Unterschiede in F unktions­
flexibilität un d Z eitflexibilität m üssen l ediglich so a usgeprägt se in, da ß vo n „m ittleren" 
Lohnanreizwirkungen in beiden Unternehmenstypen a usgegangen werden k ann. Von U n­
terschieden in d er Anreizwirkung des Entgeltes abzusehen erscheint deshalb gerechtfertigt, 
weil d iese M otivationswirkungen u nd i hre konjunkturelle Robustheit v or a llem davon ab­
hängen, wie synchron die Geschäftserwartungen de s Unternehmens mit der gesamt­
wirtschaftlichen Konjunktur verlaufen. Systematische Unterschiede zwischen den be trach­
teten Ländern dürften in der Lohnpolitik in dieser Hinsicht nicht auftreten. 
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Das „typisch" deutsche Unternehmen ist (statisch und dynam isch) funk tionsfle­
xibler als das „typisch" britisc he. Polyval enz aufgrun d eines hohen Qual ifika­
tionsniveaus unterstützt dort sowohl einen effizienten Produktionsablauf als auch 
vergleichsweise erfolgreiche Innovationsversuche. Dafür besitzt das britische 
Unternehmen eine höhere (statische und dynamische) Zeitflexibilität. Dort versi­
chert also das Arb eitszeitsystem die Unternehmung wirksamer gegen die Er ratik 
des Absatzmarktes; Mehrarbeit und nach M itarbeitern differenzierte Arbeitszeit­
dauern sind Quelle der Wettbewerbsfähigkeit. Angesichts dieser Parameter müß­
ten sich deutsche Arbeitgeber tendenziell wie das in Abschnitt IV.5.2 untersuchte 
funktionsflexible Unternehmen verhalten, wohingegen britische Arbeitgeber eher 
wie das dort vorgestellte zeitflexible Unternehmen entscheiden dürften. 
Die theoretische Analyse dieser Prototypen läßt demnach folgendes Anpassungs­
verhalten der realen Unternehmen erwarten: Tendenziell dürften deutsche Arbeit­
geber die Arbeitszeitdauer stark prozyk lisch anpassen, während britisch e Unter­
nehmen eher dazu neig en dürften, die durchsc hnittliche Arbe itszeit konstant zu 
halten bzw. wen ig zu ver ändern. In Gr oßbritannien ist ande rerseits eine stär kere 
Anpassung des Beschä ftigungsstandes im Konjunkturzyklus zu erwarten als in 
Deutschland. 
Wenn für die früh en neun ziger Jahre davon ausg egangen werden kann, daß di e 
Absatzmarktunsicherheit V ar(ea) weiter zugenommen hat, so müßten sich -
über den konjunk turellen Einsatz der personalpolitischen Instrumen te hinaus -
abweichende Trendentwicklungen beobachten lassen: Deutsche Unternehmen 
dürften ihre Arbei tszeit langfri stig herabsetzen, wohingegen britisc he Unterneh­
men ihren Beschäftigtenstand langfristig reduzieren dürften. In deuts chen Unter­
nehmen sollte die hohe Funktionsflexibilität der Mitarbeiter, ihre Fähigkeit, unsi­
chere, ständig wech selnde Arbeits anforderungen zu bewältig en, den Unterneh­
menserfolg langfristig sichern können. In britischen Unternehmen hingegen sollte 
die hohe Zeitflex ibilität dem Arbeitg eber ein Reaktionspotential an die Hand 
geben, das in riskanteren Marktumwelten noch an Wert gewinnt.109 

109 Alternativ dazu könnte untersucht w erden, ob und auf welche Weise sich die Niveaus der 
qualitativen U ntemehmensüexibüität zw ischen deutschen und b ritischen Betrieben u nter­
scheiden un d we lche Im plikationen d ies für da s Pe rsonalanpassungsverhalten ha t. D ie 
These ist recht verbreitet, daß die deutsche Industrie in den achtziger Jahren eine „flexible 
Spezialisierung" bz w. ein e En twicklung zu ei ner „d iversifizierten Qu alitätsproduktion" 
vollzogen habe, w ohingegen sich br itische U nternehmen noch vielfach a uf ei ne M assen­
produktion verließen (vgl. etwa LANE 1988; STREECK 1991). Für manche Branchen lassen 
sich ta tsächlich be deutsame Q ualitätsunterschiede in d en h ergestellten Gü tern zw ischen 
deutschen und britischen Herstellern beobachten (JARVIS/PRAIS 1996). 
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Extensive Innovationen in deutschen, spezialisierte Innovationen in britischen 
Unternehmen 
Wenn die Geschäftslage sich verschlechtert oder schwer er berechenbar wird, 
intensivieren Unternehmen in aller Regel ihre Innovationsbemühungen, sie 
suchen nach neuen Produkten und verbes serten Herstell ungsprozessen, um den 
Unternehmenserfolg aufrechtzuerhalten. Funktions- un d Zeitflexib ilität sind da­
bei zentrale Formen von Sicherheitskapital, auf die Arbei tgeber zurückgreifen 
können. Wenn Personalanpassungen sich nach den je weiligen Ausstattungen mi t 
Sicherheitskapital ausrichten, so lassen sie sich letzt lich auch als Reflex au f die 
Art des Innovatio nsprozesses lesen. Die Art und Weise , wie in Unternehmen 
nach Innovat ionen gesucht wird, geht Hand in Hand mit der konjunkturellen 
Personalanpassung. 
Gerät das deutsche Unternehmen in eine Rezession bzw. in zunehmende Absatz­
marktunsicherheit, so kann ein breiter Bestan d an Schlüssel qualifikationen der 
Mitarbeiter zu Innovationsversuchen genutzt werde n. Die Möglichk eit zur Dif­
ferenzierung der Arbeitszeit ist jedoch beschränkt; Forscher und Entwickler oder 
wichtige Fachkräfte in der Produ ktion können nicht ohne weiteres länger als die 
übrige Belegschaft eingesetzt werden. Der Arbeitgeber nutzt das Innovations­
potential der Belegschaft unter diesen Beding ungen extensiv. Da viele Arbeit­
nehmer einen Beitrag zur Krisenüberwindung leisten, wird Personalabbau in 
Grenzen gehalten, die Besch äftigung weitgehend stabi lisiert. Weil die Möglich­
keit, die Arbeitszeiten nach Beschäftigungsgruppen zu differenzieren, beschränkt 
ist, reduziert der Arbeitg eber die Arb eitszeitdauer der gesamten Belegschaft. Im 
Wiederaufschwung ist zu erwarten, daß die durchschnittliche Arbeitszeitdauer 
angesichts höherer Produktionszahlen wieder erhöht wird; Neueinstellungen dürf­
ten indessen nur zögerlich vorgenommen werden. 
Wird das britis che Unternehmen von eine r Absatzkrise getroffen, werden erfor­
derliche Innovationen von wenig en Spezialisten im Unter nehmen getragen, von 
Forschern und Entwicklern, Ingenieuren und besonders erfahrenen Fachkräften in 
der Produktion. Ihre A rbeitszeit bleibt weiterhin hoch od er steigt sogar; ein Teil 
der weniger qualifizierten Mitarbeiter wird entlassen. Insgesamt reagiert das 
zeitflexible Unternehmen mit einer Stabilisierung der Arbeitszeitdauer und einem 
starken Persona labbau. Bei anziehe nder Konjunktur werden Mitarbeiter einge­
stellt (dabei sind die Qualifikationsanforderungen vergleic hsweise gering), und 
die durchschnittliche Arbeitszeit bleibt weitgehend unverändert. 
Daß deutsche und britisc he Betriebe demnach nich t nur unterschied liche perso­
nalpolitische Anpass ungsmuster, sonde rn auch divergierende betriebliche Inno­
vationsstrategien verfolgen, ist plausib el. SC HULTZ-WILD/LUTZ (1997: 57) cha­
rakterisieren zwei „Grundtypen" betrieblicher Innovation: Bei einem Kontinuier­
lichen Verbesserungsprozeß (KVP) werde der Innovationsprozeß von der gesam­
ten Belegschaft getragen und verlaufe kleinschrittig. An Sprunginnovationen 
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seien hingeg en nur ausgew ählte Spezialisten beteiligt, und der Prozeß verlau fe 
unbeständig und abrup t. SO SKICE (1996: lf.) skizziert die verbreitete Ansic ht, 
daß Deutschland zu den Lände rn geh öre, deren Unterne hmen vor allem inkre-
mentelle Innovationen, also solche, die einem KV-Prozeß nahek ommen, erfolg­
reich verfolgen könnten. Großbritannien wird andererseits zu Ländern gezählt, in 
denen Sprunginnovationen mit Erfolg angegangen würden. LEHRER/DARBISHIRE 
(1997) fanden diese natio nal unterschiedlichen Innovationsstile in Fallstudien 
wieder: In der weitg ehenden Strukturkrise in der Telekom munikationsindustrie 
war zu beobachten, daß Briti sh Telecom sehr vie l radikaler und schnell er neue 
Organisationsformen und Techno logien einfuhrt als die Deutsche T elekom. Ein 
ganz ähnlicher Befu nd, in einer ähnlich turbulenten Branch e, zeigte sich beim 
Vergleich von British Airways und Lufthansa. 

3.2 Eine Plausibilitätsprüfung: Empirische Hinweise zur Anpassung am 
Arbeitsmarkt im deutsch-britischen Vergleich 

3.2.1 Vorliegende ökonometrische Untersuchungen zu Personalanpassung 
und -fluktuation 

An die Arbeitsnachfragetheorie und die Theorien interner Arbeitsmärkte anknüp­
fend, ist der Fr age, auf welche Weise Arbeitg eber personalpolitische Anpas sun­
gen vornehmen, bereits in einer Vielzahl von Studie n nachgegangen worden. 
Dominierende Methode ist es, mit Hilfe von Daten des Verarbeitenden Gewerbes 
kurzfristige Arbeitsnachfragefunktionen zu schä tzen, aus denen dann Elastiz itä­
ten zu Anpas sungsstärke und -geschwindigkeit der B eschäftigung und zum T eil 
der Arbeit szeit abgelesen werden können (vgl. FR ICK 1997: 25 ff.). Der Bef und 
FRICKS, daß die so gewonnenen Ergebnisse nicht nur international, sondern auch 
sehr stark von Stu die zu Stu die variieren und dahe r kein einheit liches Bild ent­
werfen können (vgl. eb d.), gilt auch für den deutsch-britischen Vergleich. Meist 
gelangen diese Untersuchung zwar zu dem Ergebnis, daß das Arbeitsvolumen am 
britischen Arbeits markt schneller und stärker an Ou tputschwankungen angepaßt 
wird (vgl. zuletz t KR AFT 1997). Allerdings bleibt da bei die Aufteilu ng der An­
passung auf Arbeitszeitdauer und Beschäftigtenstand häufig of fen, und zum Teil 
weisen die Studien auch stärkere Beschäfti gungsschwankungen für den deut­
schen Arbeitsmarkt aus. 
Angesichts dieser unbefriedigenden Ergebnisse liegt es nahe, Untersuchungen auf 
auf disaggregierter Ebene stärker zu berück sichtigen. Allerdings stellen sich hier 
andere Proble me: Zum einen sind die Methoden, die auf Branchen-, Untern eh­
mens- oder Individualdaten angewandt werden, deutlich heterogener und insofern 
schwerer vergle ichbar als die mit Aggregatdaten vorge nommenen Arbeit snach­
frageschätzungen. Zum anderen liegen aufgrund eines Mange ls an Daten ver­
gleichsweise wenige Untersuchungen zu Personalanpassungen vor. 
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Mit Daten aus der EG-Arbeitskräftestichprobe untersucht SCHETTKAT (1993) die 
Beschäftigungsmobilität in acht EG-Ländern, darunter Westdeutschland und 
Großbritannien. In Regressionsanalysen werden neben Dummy-Variablen für 
Länder auch solche für Branchen einbezogen. Durch die Wiederholung der 
Berechnungen für zwei Z eitpunkte (1983 und 1988) sollen unterschiedliche kon­
junkturelle Situationen unterschieden werden. Im Ergebnis zeigt sich, daß 
Deutschland zu den Ländern mit niedriger und Großbritannien zu jenen mit hoher 
Beschäftigungsmobilität zu zählen ist. Bri tische Beschäftigte wechselten ceteris 
paribus häufiger ihren Ar beitsplatz bzw. ihren Besc häftigungsstatus. Zu vermu ­
ten ist dann auch, daß britisch e Arbei tgeber den Beschäftigungsstand im Kon­
junkturverlauf stärker variieren als ihre deutschen Konkurrenten. 
In dieselb e Richtung weis t die Untersuchung von M OSLEY/KRUPPE (1992 : 33-
36), die ebenfalls Daten aus der EG-Arbeitskräfteerhebung benutzen. Sie errech­
nen für elf EG-Länder und versch iedene Besch äftigtengruppen relative Risike n 
dafür, daß Beschäftigte im Jahr 1989 ihren Arbeitsplatz unfreiwillig verloren, 
durch arbeitgeberseitige Kündigung oder das Auslaufen von Zeitverträgen. Dabei 
zeigt sich, daß britische Arbeit nehmer im Durchschnitt einer höheren Gefahr 
unterlagen, ihren Arbeitsplatz zu verlieren als deutsche Arbeitnehmer. 
Stärkere Belege für die These , daß deut sche Arbeitgeber tenden ziell eher eine 
Beschäftigungsstabilisierung, britische Arbeitgeber hingegen eine Arbeitszeit­
stabilisierung verfolgen, liefern die Untersuchungen von AUER (1991) und 
HOUSEMAN (1991 ) zur Perso nalanpassung in der Eisen- und Stahlind ustrie in 
verschiedenen europäischen Ländern. In der anhaltenden Strukturkrise der Bran­
che ging zw ischen 1974 bis 1987 die S tahlproduktion in Großbri tannien um 23 
Prozent, in Westdeutschland gar um 34 Prozent zurück. Die Stahlarbeitgeber 
teilten den Anpassungsbedarf unterschiedlich auf die Personalstärke und die 
Arbeitszeit auf: Im genannten Zeitraum nahm die Beschäftigtenzahl in Groß­
britannien um 72 Pr ozent ab, die d urchschnittliche Jahresarbeitszeit eines Arbei­
ters änderte sich jedoch üb erhaupt nicht. In Westd eutschland ging die Beschäf­
tigtenzahl ebenfalls deutlich zurück (um 43 Prozent), doch auch die Durch­
schnittsarbeitszeit lag 1987 nied riger als 1974, nämlic h um 14,7 Prozent (vgl. 
AUER 1991 : 42). Die deutliche An passung der Arbeits zeit erfolg te in der deut­
schen Stahlindustrie erstens durch eine zweimali ge Verkürzung der tarifver­
traglichen Regelarbeitszeit und zweitens durch den wiederholten und starken Ein­
satz von Kurzarbeit in akuten Produktionseinbrüchen (vgl. HOUSEMAN 1991: 36). 
Insgesamt weisen die ang eführten Studien über einstimmend in die Richtun g der 
zur Diskussion stehenden These. Briti sche Arbeitg eber grei fen offenbar stärk er 
als deutsch e Arbeitge ber auf Anpas sungen des Beschä ftigtenstandes zurück; in 
deutschen Unternehmen leisten Arbeitszeitverkürzungen einen deutlich größere n 
Beitrag zur Personalanpassung. 
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3.2.2 Deskriptive Anhaltspunkte zu Personalanpassungen in den neunziger 
Jahren 

Ob sich die skizzierten Unterschiede im Personalanpassungsverhalten in der 
tiefen Rezession der neunziger Jahre einge ebnet oder noch verstärkt haben , ist 
bislang nicht untersucht. In beiden Ländern haben Untern ehmen zweifelsohne 
mit starkem Person alabbau auf die Krise reagiert. Gleichw ohl deutet manch e 
Entwicklung daraufhin, daß die deutsch-britischen Unterschiede in der Personal­
politik fortbestehen. Die in Teil I dieser Arbeit bereits erwähnten Beschäfti-
gungssicherungspakte, die in Deu tschland von dem Hau starifvertrag der Volks ­
wagen AG im Jahr 1993 eingeleitet wurden, lassen eine deutliche konjunkturelle 
Arbeitszeitvariation in der deutschen Industrie erwa rten. Entsprechende Verein­
barungen, die eine Arbeit szeitverkürzung mit mehr oder wen iger expli ziten Be-
schäftigungssicherungszusagen verbin den, schein en in britischen Unternehmen 
nicht geschlossen worden zu sein. Auf den ersten Blick scheinen betriebsbedingte 
Entlassungen (Redundancies) unverändert die wichtigste Maßnahme zur 
Personalanpassung britischer Arbeitgeber zu sein (vgl. IR S Employment Trends 
1993, Nr. 530: 3ff.; COCKERHAM 1995). 
Im ganzen dürften die oben analysierten Unterschiede in Arbeitsmarktregulierung 
und Tarifpo litik die Arbeitg eberkalküle so beeinflussen, daß sich die dadurch 
induzierten Differenzen in der Personalanpassung auch in höheraggregierten 
Daten niederschlagen. Die Abbildungen V. 1 bis V .3 sollen Anhaltspunkte für die 
divergierende Personalpolitik geben. Dargestellt ist jeweils, wie sich das Arbeits­
volumen (die Summe der geleisteten Arbeitsstunden) vor und in der Rezession zu 
Anfang der neunziger Jahre entwickel te und wie sich die Anpassung auf die 
Instrumente Beschäftigungsstand und durchsc hnittliche Arbeitszeitdauer verte il­
te. Die ausgew ählten Sektor en und Branchen - Verarbeitendes Gewer be, Che­
mische Industrie und Maschinenbau - geben ein einheitliches Bild ab, was bereits 
den offenbar starken Einfluß der Arbeitsmarktregulierung auf die Personalan­
passungen bestätigt.110 

Auffällig ist zuallererst der enge Gleichlauf zwischen Arbeitsvolumen und 
Beschäftigtenzahl in Großbr itannien für das Verarb eitende Gewerbe sowie die 
untersuchten Branchen Chemie und Metall. Für notwendig erachtete Personalan­
passungen werden demnach vor all em über das Instru ment der Beschäf tigungs-

lio Fü r die Daten gelten die üblichen Vorbehalte internationaler Vergleiche. Problematisch ist 
hier v or a llem, daß die britischen Arbeitszeitdaten a us wöchentlichen Arbeitsstunden v on 
Vollzeitarbeitnehmern errechnet wurden. Der deutliche Trend zu Teilzeitarbeit in britischen 
Unternehmen schlägt sich demnach nicht in d en Zahlen n ieder. In Deutschland l agen hin­
gegen nur Zahlen zum Arbeitsvolumen vor; durchschnittliche Arbeitszeiten wurden anhand 
der Beschäftigtenzahlen ausgerechnet. Die Beschäftigtenzahl bezieht sich in West­
deutschland auf Zwölf-Monats-Durchschnitte, i n Großbritannien auf saisonbereinigte Zah­
len vom Juni jeden Jahres. 
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Variation vollzogen. In Deutschland fa llt die Anpassungslast nicht ausschließlich 
auf die Mitar beiterzahl. Insbesondere zu Anfang der Rez ession, vom Jahr 1992 
auf 1993 , wird eine Senkung des Arbeits volumens ohne starke n Personalabbau 
erreicht. 

Abbildung V. 1: Personalanpassungen im deutsch-britischen Vergleich: 
Verarbeitendes Gewerbe 

Quelle: S tatistisches Bundesamt, Fachserien (verschiedene Jahrgänge), Employment Gazette 
(verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Kehrseite dieses Musters ist die in Deutschland stärk er prozykli sche Variati on 
der durchs chnittlichen Arbeitszeit. Sie wir d wesent lich deu tlicher in der Rezes­
sion gesenkt als in Großb ritannien. Zudem ist ein marka nter Trend zur Arbeits­
zeitverkürzung in Deutschland zu erken nen. Besond ers deutli ch fallt er für die 
Maschinenbauindustrie, die im Organisationsbereich der IG Metall liegt, aus. Die 
britischen Daten weisen über den b etrachteten Zeit raum eine erstaunliche Kon­
stanz der durchschnittlichen Arbeitszeit aus, und die Anpa ssung der Arbeitszei t 
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nach unten fällt in der Rezes sion merkli ch geringer aus als in der deutschen 
Industrie. 

Abbildung V.2: Personalanpassungen im deutsch-britischen Vergleich: 
Chemische Industrie 

Branchenabgrenzung für Großbritannien: Ziffer 2 des SIC 1988 
für Westdeutschland: Ziffern 25,27,28,3011,3015,40 der SYPRO 1979 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserien (verschiedene Jahrgänge), Employment Gazette 
(verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Insgesamt scheinen dies e Daten mit den theoretisch gestüt zen Hypot hesen ver­
einbar zu sein: Die relativ funkt ionsflexibleren deut schen Unternehmen nutzen 
stärker das Instrument der Arbeitszeit zur konjunkturellen Personalanpassung als 
ihre britisch en Konkurrenten. Diese hab en aufgr und der vergle ichsweise hohen 
Zeitflexibilität einen Anreiz zur Stabilisierung der durchschnittlichen Arbeitszeit­
dauer und passen stärk er über die Mitarbe iterzahl an. Daß die sich intensivie­
rende Unsicherheit an den Absat zmärkten deutsche Unternehmen eher als briti-
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sehe Unternehmen tendenziell zu einer Arbeitszeitverkürzung bewegt, findet sich 
ebenfalls in den Daten wieder. 

Abbildung V.3: Personalanpassungen im deutsch-britischen Vergleich: 
Maschinenbau 

Quelle: S tatistisches Bundesamt, Fachserien (verschiedene Jahrgänge), Employment Gazette 
(verschiedene Jahrgänge); eigene Berechnungen 

Die Zahlen zeigen inde ssen auch, daß die rea ltypischen Unternehmen in beiden 
Vergleichsländern zu ein und dem selben theoretis ch entwick elten Prototyp zu 
gehören scheinen: In beiden Ländern kommt der Variation der Beschäftigtenzahl 
immer noch der Hauptanteil der Anpas sung zu. Der Vorte il bei Qualifika tions­
niveau und Innovati onsfähigkeit bewegt deut sche Unt ernehmen somit überwie­
gend nicht zu einer Politik der Beschäftigungsstabilisierung. Weitergehende 
Überlegungen zu diesem Befund ließ en sich allerdin gs nur anhand von Unter­
nehmensdaten weiterführen. 
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4. Quantitative und qualitative Flexibilität im Zusammenspiel: 
Institutionelle Komplementaritäten und relativer 
Erklärungsbeitrag für Anpassungsverhalten 

In Kapi tel V.3 wurd en die em pirisch zu beobac htenden Unter schiede im Perso ­
nalanpassungsverhalten deutscher und britischer Unternehmen mit divergieren­
den Siche rheitskapital-Ausstattungen erklärt. Unter schieden in qualitati ven Fle­
xibilitäten, d.h. im Quali fikationsniveau und in der Mög lichkeit zur Verteilung 
der Arbeitszeiten, wird dami t ein primärer Erklärun gsbeitrag zugewi esen. Die 
funktionsflexibleren deutschen Unterne hmen haben ein stärkeres Interesse an 
einer Personalstabilisierung, während die zei tflexibleren briti schen Unter nehmen 
eine Politik der Arbeitszeitstabilisierung verfolgen. Diese Erklärung kommt 
gänzlich ohne die Be rücksichtigung national versch iedener „Anpassungskosten" 
und darau s resulti erender Unterschiede in der quantita tiven Flexibilität aus; der 
problemlosen Möglichkeit des Heuems und Feuern s sowie zur konjunkturellen 
Variabilität der Arbeitszeitdauer wird demnach hier erst sekundär Bedeutung bei­
gemessen. Gle ichwohl ran gieren, wie in Absch nitt II.3.1 erlä utert, Anpass ungs­
kosten und quanti titve Flexibilitäten in der Arbeits nachfragetheorie als vorran­
gige Determinante von P ersonalanpassungen, auch im i nternationalen Verg leich. 
Den in Abschnitt V.3.2 .1 angeführten Unte rsuchungen liegt dann aber, impli zit 
oder explizit, die Erwartung zugrunde, daß sich die quantitative Flexibilität, etwa 
zwischen Deutschland und Großbr itannien, unters cheidet und daß deshalb das 
Personalanpassungsverhalten typisch deutscher und typis ch britischer Unter neh­
men voneinander abweicht. Ich möchte im folgenden in Abgrenzung davon bele­
gen, daß sich die quan titative Flexibilität, die Fäh igkeit zu Personal standsände­
rungen und konjunkturellen Änderungen der durchschnittlichen Arbeitszeitdauer, 
unterscheiden mag, daß s ie jedoch nicht als die al leinige Determinante be triebli­
cher Personalanpassungsentscheidungen zu b etrachten ist. D amit ist - wie bereits 
in Kapitel IV.6 - die Frage nach dem relativen Erklärungsbeitrag qualitativer und 
quantitativer Flexibilität, des risikotheoretischen und der kostentheoretischen An­
satzes, angesprochen. 

4.1 Quantitative Flexibilität: Kündigungsschutz, Kurzarbeit und 
Tarifpolitik im deutsch-britischen Vergleich 

Internationale Unterschiede in der quantitativen Flexibilität auf eine einzelne 
Regulierung, etwa die Strenge des Kündigungsschutzes, zurückzufuhren greift zu 
kurz (vgl. FRICIC 1997: 45-47). Da beschäftigungspolitische Reaktionen auf Kon­
junkturschwankungen sowohl in Änderungen der Mitarbeiterzahl als auch der 
durchschnittlichen Arbeitszeitdauer bestehen können, muß der institutionelle 
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Rahmen beider personalpolitischer Instrumente bedacht werden (vgl. VAN 
AUDENRODE 1994).111 So bestimmen Kündig ungsschutz- und Mi tbestimmungs­
regeln, arbeitsmarktpolitische Regulierungen zur Ku rzarbeit und zur Frü hpensio­
nierung sowie die gewer kschaftliche Arbeitszeitpolitik gemei nsam den Grad an 
quantitativer Flexibilität von Unternehmen in ihrem jeweiligen Regulierungs­
umfeld. 

Numerische Flexibilität: Restriktiver Kündigungsschutz in Deutschland, 
permissiver in Großbritannien 
Der deutsche Kündigu ngsschutz gilt als deutlich restrikt iver als der englische 
(vgl. zu den Reg ulierungen FRICK 1 997: 200ff.; für den eur opäischen Vergleich 
KÜCHLE 1990; MOSLEY/KRUPPE 1992). Einzel- und Massenentlassungen werden 
in Deutsc hland durch das Bürg erliche Gesetzbuch, das Kündig ungsschutzgesetz 
sowie das Betriebsverfassungsgesetz reguliert. Einzelentlassungen, die personen-, 
Verhaltens- oder wirt schaftlich bedin gt sein können , sind nur zuläs sig, wenn sie 
sozial gerecht fertigt sind und durch Um setzungen innerhalb des Betr iebes nich t 
vermieden werden können . Der Betriebsrat muß über die Gründe der Entl assung 
informiert werden und kann Wid erspruch einlegen. Geschieht dies, so muß der 
betroffene Arbeitnehmer weiterbeschäftigt werden, und das Arbeitsg ericht kann 
angerufen werden. Abfindungszahlungen an entlassene Arbeitnehmer sind ge­
setzlich nur im Falle ungerechtfertigter Entlassung vorgesehen. Die Kündi­
gungsfristen waren noc h bis 1993 je nac h Beschä ftigungsstatus unterschiedlich: 
Für Arbeiter galten nach Seniorität und Alter gestaffelt Fristen von zwei bis 
zwölf Wochen, für Angestellte Fristen von sechs Wochen bis sechs Monaten. Seit 
1993 gilt ei nheitlich für Arbeiter und Angestellte eine Grundkündigungsfrist von 
vier Wochen bis zum 15. oder zum En de eines Mon ats (vgl zum Kündigu ngs­
schutzrecht zusammenfassend etwa BIRK 1993). Die Grundkündigungsfrist steigt 
mit der Seniorität auf sieben Monate ab einer Betriebszugehörigkeitsdauer von 20 
Jahren (vgl. im einzelnen SCHWEDES 1993). 
Massenentlassungen, die bei spielsweise für Unt ernehmen mit 500 und meh r Be­
schäftigten bei mehr als 30 Entlassungen vorliegen, unterliegen restriktiveren 
Regelungen. Sie müssen 30 Tage im voraus dem Betriebsrat und dem Arbeitsamt 
gegenüber angekündigt werden. Das Arbeitsamt kann die Entlassungen um einen 
Monat hinauszögern. In Betrieben mit 21 und mehr Beschäftigten kann der 
Betriebsrat einen Sozialplan mit entsprechenden Kompensationszahlungen an die 
Arbeitnehmer durchsetzen. Ein zusätzlicher spezieller Kündigungsschutz ist ins-

111 W ie in Kapitel V.5 begründet, beschränkt sich die Untersuchung auf personalpolitische An­
passungen über den B eschäftigtenstand u nd d ie Arbeitszeitdauer, u nd l ediglich diejenigen 
institutionellen U nterschiede, die die genannten p ersonalpolitischen Instrumente b etreffen, 
werden im folgenden berücksichtigt. Der Lohn s owie seine länderspezifische Regulierung 
bleiben dabei außen vor. 
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besondere im Fall großer Unternehmen in Rationalisierungsschutzabkommen 
festgelegt, die einen Pers onalabbau unter Umstän den zusät zlich verteu ern (vgl. 
WARNKEN/RONNING 1989). 
Alternativen zur Besc häftigungsvariation durch Entlassung und Ein stellung sind 
im deutschen Arbeitsrecht in unterschiedlichem Maß gegeben. So ist der einmali­
ge Abschluß befristeter Beschäftigungsverhältnisse erst seit 1985 ohne bestimmte 
sachliche Begründung und auf achtz ehn Monate begrenzt möglich,112 und Leih­
arbeit ist im europäischen Ver gleich stark regu liert (vgl. GR UBB/WELLS 1993: 
16). Ein Ventil für Perso nalabbau stellte allerd ings die Altersrente wegen Ar­
beitslosigkeit dar. Perso nalfreisetzungen übe r diesen Weg war en für die älteren 
Arbeitnehmer akzeptabel und gaben den Arbeitgebern eine vergleichsweise gün­
stige Form des Personalabbaus an die Hand.113 

In Großbritannien gelten Einzelentlassungen nur in wenigen Fällen dem Employ-
ment Protection Act zufolge als ungerechtfertigt {„unfair"). Die im Be trieb orga­
nisierten Gewerkschaften müssen über jede betriebsbedingte Entlassung und 
deren Gründe im vora us informiert werden; faktisch werden die G ewerkschaften 
häufig auch bei Entla ssungen mit son stiger Begründung konsult iert. Die Kü ndi­
gungsfristen liegen deutlich unter denen im deutschen Recht: Erst nach zwei 
Jahren kontinuierlicher Beschäftigung greift eine Frist von zwei Wochen, die sich 
mit jedem Beschäftigungsjahr um eine weitere Woche erhöht. Anders als in 
Deutschland sind Abfindungszahlungen für entlasse ne Arbeitnehmer nach dem 
Redundancy Payment Act gru ndsätzlich vorgesehen (vg l. zum britisc hen Kündi­
gungsschutz zusammenfassen BERCUSSON 1993). Die Höhe der Zahlungen rich­
tet sich nach Alter, Betriebszugehörigkeit und vo rherigem Verdienst. In der P ra­
xis ist die Höhe der Abfindungszahlungen - auch in der Einschätzung der Arbeit­
geber - gering, und nur rund die Hälfte der entlassenen Arbeitnehmer kam in den 
achtziger Jahren in den Genuß von Abfindungen (vgl. FRICK. 1997: 205-207; 
MOSLEY/KRUPPE 1992: 108f.).114 

112 B ei neugegründeten Unternehmen mit nicht mehr als 20 Mitarbeitern lag die Befristung bei 
24 Monaten. 1996 ist die Möglichkeit zum Abschluß befristeter Arbeitsverträge ausgewei­
tet worden: Die Höchstdauer beträgt nun für alle Unternehmen zwei Jahre, und die Verträge 
können innerhalb dieses Zeitraums bis zu dreimal verlängert werden. Zudem kann anstelle 
der zeitlichen Befristung eine Zweckbefristung vereinbart werden. 

113 A ls R eaktion au f di e st arke In anspruchnahme de r Fr ühverrentungen w urde de r Zu gang 
rechtlich b eschränkt. Durch das Rentenreformgesetz von 1992 und das Altersteilzeitgesetz 
von 1996 werden die Bedingungen für Frühverrentungen erschwert, so daß sich diese Maß­
nahme für die Arbeitgeber deutlich verteuert hat (vgl. im einzelnen BRÜHL 1997: 153ff.). 

114 B is 1986 wurden 35 Prozent der Abfindungssumme von dem öffentlich finanzierten Redun­
dancy Fund erstattet. Diese Regelung wurde danach auf Unternehmen mit mindestens zehn 
Beschäftigten e ingeschränkt u nd 1990 gänzlich abgeschafft (vgl. M OSLEY/ K RUPPE 1992: 
108). 
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Über Massenentlassungen, betriebsbedingte Kündigungen von zehn oder mehr 
Beschäftigten innerhalb von 30 K alendertagen, müssen britische Arbeitgeber die 
Gewerkschaftsvertreter und da s Arbeitsamt 30 Ta ge im voraus informieren, und 
zudem sind die Arbeitne hmer anzuh ören und über die Gründe zu informi eren. 
Die Höhe der Abfind ungszahlungen wird nicht, wie in Deuts chland, ausgehan­
delt, sondern ist gesetzlich gerege lt. Sie beträg t ein bis einein halb Wo chenent­
gelte für jedes Dienstjahr. 
Obwohl britische Arbeitgeber angesichts des wenig strengen Kündigungsschutzes 
nur in gerin gem Maß auf atyp ische Beschäftigungsverhältnisse zurückgreifen,115 

ist Leiharbeit für alle Formen von Tätigk eiten und ohne zeitliche Befristung 
erlaubt. Befristete Arbeitsverträge sind ohne Einschr änkung, auch als Ketten­
arbeitsverträge, möglich (vgl. GRUBB/WELLS 1993: 16). 

Tabelle V.7: Wahrgenommene Entlassungshindernisse der Arbeitgeber 
(Mangelnde Flexibilität bei Einstellungen und Entlassungen ist 
„sehr bedeutend", in Prozent der befragten Arbeitgeber) 

1989" 1994% 

Westdeutschland 21 29 

Großbritannien 9 11 

EU-Durchschnitt 27 23 

1) H indernisse bei Einstellungen und Entlassungen; 
2) H indernisse bei Entlassungen 
Quelle: A rbeitsmarkterhebungen der EU, Europäische Wirtschaft (1991, 1995) 

Britische Arbeitgeber sind offenba r kaum in ihrem Spielraum, den Beschäfti­
gungsstand zu variieren, beschränkt. Diese exte rne oder num erische Flexibilität 
ist in Deutsc hland hingegen stark insti tutionell beschn itten. Diese Einsc hätzung 
spiegelt sich auch in empirischen Ergebnissen wider: Sämtliche Untersuchungen, 
die Kosten und Restriktivität des Kündigungsschutzes im internationalen 
Vergleich bestimmen, ordnen Großbritannien der Gruppe von Ländern mit einem 
kaum regulierten Beschäftigungsverhältnis zu; dagegen wird der deutsche Kündi­
gungsschutz überwiegend als restriktiv eingeschätzt (vgl. zusammenfassend 

115 Zudem s ind auch Fr ühverrentungen in G roßbritannien weniger ve rbreitet als etw a in 
Deutschland (vgl. HARDES 1995: 86). Dies mag auch damit zu erklären sein, daß britische 
Arbeitgeber auf Kündigungen und Auflösungsverträge deutlich leichter zurückgreifen kön­
nen als ihre deutschen Konkurrenten. 
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HARDES 1993: 87-94). Die EG-Kommission hat in d en Arbeit smarkterhebungen 
1989 und 1994 abge fragt, als wie bed eutsam Arbei tgeber eine womö glich man­
gelnde Flexib ilität be i Einstellungen und Entla ssungen als ein Hemmn is für die 
Einstellung zusätzlicher Mitarbeiter einschätzen. Wie die Erg ebnisse zeigen, be­
trachten sich weit mehr deutsche Arbeitgeber als englische Arbeitgeber im 
Beschäftigungsverhalten restringiert (vgl. Tabelle V.7).116 

Konjunkturelle Flexibilität der Arbeitszeitdauer: Stärkere arbeitsmarkt- und 
tarifpolitische Anreize in Deutschland 
Arbeitgeber können die durc hschnittliche Arb eitszeit mittelfr istig anpa ssen, um 
auf neue Absatzmarktbedingungen zu reagieren. In der Rezession wird die 
durchschnittliche Arbeitszeitdauer gese nkt; damit wird der Persona laufwand re­
duziert, ohne daß es es zu eine m starken Perso nalabbau komm en muß. Im Au f­
schwung wird die Arbeitszeit wieder erhöht. 
Die Mö glichkeit der Unte rnehmen zu solch einer konj unkturell orientie rten Ar­
beitszeitpolitik deckt sich nicht mit der oben angesprochenen qualitativen 
Zeitflexibilität. Diese bezog sich auf die Fähigk eit des Arbeitgebers, bei einer 
gegebenen durchschnittlichen Arbeitszeit, die übe r einen läng eren Zei traum ver­
einbart wird, die Arbeitsleistungen den betrieblichen Anforderungen entspre­
chend abzurufen. Eine Arbeitszeit von b eispielsweise 40 Stunden mag im Durch­
schnitt pro Kopf veranschlagt sein, ein Arbeitgeber mit hoher Zeitflexibilität kann 
jedoch kurzfristi g Überstunden anset zen, nachts und an Wochenenden arbe iten 
lassen oder die Arbeitszeiten nach Person engruppen im Unternehmen diffe ren­
zieren. Qualitative Zeitf lexibilität besteh t also in der Fähigkei t, ein bestimmtes 
vereinbartes reguläres Stunden kontingent zeitlich und personell dem Arbeits­
bedarf entsprechend zu verteilen. 
Im Unter schied dazu soll die im folgend en anzus prechende Flexibilität der Ar­
beitszeitdauer die Möglichkeit des Arbeitgebers bezeichnen, die Dauer der 
durchschnittlichen Arbeitszeit, die pro Mitarbeiter für den Planungshorizont eines 
halben Konjunkturzyklus verei nbart ist, je nach de r konjunkturellen Gesch äfts­
lage herauf- oder herabzusetzen. Best immt wird di ese konjunkturelle Variabilität 
der Arbeitszeit von anderen Regulierungen, als sie für die qualitative Zeit­
flexibilität entscheidend sind: Wen n, wie in den meisten Län dern der EU (vgl. 
MOSLEY/KRUPPE 1995), den Arbeit nehmern Lohne rsatzleistungen im Fall von 
Kurzarbeit eingeräumt werden, gewinnt dieses Instrument an A ttraktivität für Ar­
beitnehmer und Arbei tgeber. Darüber hinaus häng t die Möglichkeit zur zykli-

116 Ganz ähnlich s chätzten die Vertreter von d eutschen und b ritischen A rbeitgeberverbänden, 
die von der Internationalen Arbeitgeberorganisation 1 985 b efragt wurden, die Schärfe des 
Kündigungsschutzes im internationalen Vergleich ein (vgl. EMERSON 1988: 783ff.). 
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sehen Arbeitszeitvariation faktisch davon ab, ob Arbeitnehmer und Gewerk­
schaften eine solche Politik eher unterstützen oder ablehnen. 
In Deutschland ist die Kurzarbeit ein etabliertes und vielgenutztes Instrument der 
betrieblichen Beschäftigungs- und Arbeits marktpolitik. Im Fall von vorüb erge­
henden Produktionsausfallen können Arbeitgeber Kurzarbeit beantragen, um 
Entlassungen zu vermeiden. Sofern die Arbeitszeitverkürzung mindestens 10 Pro­
zent beträgt, wenigstens ein Drittel der Beschäftigten betroffen ist und die Dauer 
der Kurzarbeitsphase minde stens vier Wo chen beträg t, wird den Ar beitnehmern 
vom Arbeitsamt ein Kurzarbeitergeld für den Arbeitsaus fall in Höhe des Arbeits­
losengeldes gewährt (vgl. MOSLEY/KRUPPE 1995 : 457). Die Regelbezugsdauer 
von sechs Monaten wird in der P raxis gerade in Rezessionsphasen vielfach über­
schritten und bis au f eine Bezugsdauer von 36 Monaten ausgedehnt. Da in vielen 
Tarifverträgen zudem eine Au fstockung des Lohn es auf 70 bis 90 Prozen t vor­
gesehen ist, begrenzen die Kurzarbeitsregeln den Einkommensverlust für die 
Arbeitnehmer deutlich. MOSLEY/KRUPPE (1995: 455) sc hätzen den Arbei tgeber­
anteil an den Kosten von Kur zarbeit auf 40 bi s 60 Prozen t. Temporäre Arbei ts­
zeitverkürzungen werden durch diese Regelungen für Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer gleichermaßen akzeptabel. 
Darüber hinaus dürfte die gewerkschaftliche Politik in Deutschland einer be-
schäftigungsstabilisierenden Arbei tszeitpolitik entg egenkommen. Die Forderu n­
gen insbeson dere der IG Metall nach Arb eitszeitverkürzungen wurden vielfac h 
mit ihrem vermuteten beschäftigungsstabilisierenden bzw. -schaffenden Effekt 
begründet. Eine im intern ationalen Vergleich sicherlich ungewöhnlich hohe Be­
reitschaft der Arbeitnehmerseite, in Rezes sionen die Arbeitszeit zu reduzieren, 
zeigen auch die seit 19 93 vereinbarten tarifpolitischen Möglichkeiten temporärer 
Arbeitszeitverkürzungen (vgl. PROMBERGER et al. 1995, 1997). Den deuts chen 
Arbeitgebern sind insg esamt vergleichsweise niedrige Barrieren zum konju nktu­
rellen Einatz des Arbeitszeitinstrumentes in den Weg gestellt. 
Dies wird im Vergleich mit Großb ritannien besonders deutl ich. Dort ist zwar, 
wie oben ausgeführt, die Zeitflexibilität hoch, weil den Arbeitnehmern Mehr­
arbeit und Ar beit zu un üblichen Zeiten leicht auferlegt werden können. Eine den 
Betriebserfordernissen angepaßte Verteilung der A rbeitszeit ist dort gut mög lich. 
Andererseits scheint die Möglichkeit, die Arbeitszeitdauer auch konjunkturell zu 
variieren, eher geringer als in Deutschland. So wird Kurza rbeit nicht arbeits­
marktpolitisch unte rstützt, so daß Arbeitgeber die Koste n der Kurzarbe it selbst 
tragen müssen. Temporäre Entlassungen, „lay-offs", bei de nen die Arbeitnehmer 
ein Anrecht auf Arbeitslosenunterstützung besitzen, sind aus Arbeitge ber- wie 
aus Arbeitnehmersicht daher vorteilhafter (vgl. MOSLEY/KRUPPE 1992: 110f.). 
Auf eine konju nkturelle Varia tion der Arb eitszeitdauer, wie sie in Deutschland 
zum Teil verfolgt wird, wirken britische Arbeitnehmervertreter kaum hin. Sie 
versuchen selten, wenigst ens die weitverbreitete Mehra rbeit tarifve rtraglich zu 
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begrenzen. Das Intere sse der Gew erkschaftsklientel stünde dem wohl auc h ent­
gegen: Die hohe und konjunkturell verblüffend konstante Zahl von Üb erstunden, 
wird vielfac h damit erklärt, daß die Be schäftigten angesichts des geringen Stun­
denlohnniveaus an permanenter Mehrarbeit interessiert seien. Ungeachtet der 
tariflich vereinbarten Wochenstunden werden hohe Überstunden damit häufig zu 
faktischer Regelarbeitszeit (vgl. BLYTON 1995: 85f.). 

4.2 Die Komplementarität der Regulierung qualitativer und quantitativer 
Flexibilität: Flexibilitätsprofile im deutsch-britischen Vergleich 

Sowohl die quantitativen als auch die qualitativen Flexibilitäten untersc heiden 
sich offenba r im deutsch-britischen Vergleich. Falls die Überlegu ngen in Ab­
schnitt V.3.1 und Kapitel V.2 zutreffen , lassen sich die wesentlichen Unter­
schiede schematisch in la ndestypischen Flexibilitätsprofilen darstellen, wie es in 
Abbildung V.4 geschi eht. Funktionsflexibilität, Zeitflexibililtät, numeri sche Fle­
xibilität sowie die Variabilität der Arbeitszeitdauer sind zwar in den bei den Ver­
gleichsländern verschieden ausgeprägt, sie bilden jedoch zusammengenommen in 
beiden Ländern ein jeweils in sich konsistentes Arrangement, ein in sich stimmi­
ges System (vgl. F REEMAN 1 995a, 1995b). Um eine solche Konsistenz der Fle­
xibilitäten sowie der sie unterstützenden Institutionen zu beu rteilen, dienen dabei 
im folgenden die aus de m Portfoliomodell abgeleiteten Hypothesen zum Zusam­
menhang zwischen den quali tativen Flexibilitäten eines Unternehmens und den 
daraufhin als optimal angesehenen Personalanpassungsmustern. Vier Zusammen­
hänge sind zu unterscheiden: 
Zeitflexibilität versus Funktionsflexibilität: Deutsche Unternehmen erreichen 
qualitative Flexibilität auf anderem Weg als ihre britisch en Konkurrenten. In 
deutschen Unternehmen liegt die qualitative Flexibilität stärker im Qualifika­
tionsniveau und in der Inno vationsfähigkeit der Bes chäftigten, weniger in flexi­
blen Schichtsystemen, unüblichen Arbeitszeiten u.ä. begründet. Typisch deutsche 
Unternehmen kennzeichnet demnach eine hohe Funktionsflexibilität, die Zeit fle­
xibilität ist hinge gen beschränkt. Dies ist in brit ischen Unternehmen in all er Re­
gel umgekehr t. Dort sind Beleg schaften vergl eichsweise geringq ualifiziert. Ein 
gegebenes Kontingent an Arbeitsstunden kann jedoch beinahe unbeschränkt nach 
der betrieblichen Erfordernissen auf Perioden und P ersonengruppen verteilt wer­
den: Die wenigen „Le istungsträger" können in Inno vationsphasen länger einge­
setzt werde n, da Mehrarbeit leicht mögli ch ist; zude m trägt die praktis ch unbe ­
schränkte Möglichkeit zu Schi cht- und Na chtarbeit zu einer effizie nten Produk­
tion bei. 
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Abbildung V.4: Flexibilitätsprofile im deutsch-britischen Vergleich 

L 

Quantitative 
Flexibilität 

West- Funktionsflex. 
deutschend 

Zeitflex. Flex. der Arbeitszeitdauer 

Groß | Füriktlonsflgx;^! fönterischeflfec, 
britannien 

Zeitflex. Flex. der Arbeitszeitdauer 

Qualitative 
Flexibilität 

Funktionsflexibilität: ProduktionsefFizienz und Innovationsfähigkeit der 
Belegschaft 

Zeitflexibilität: Fähigkeit zur Verteilung der Arbeitsstunden auf 
Teilperioden innerhalb des Planungszeitraums und auf Personen 

Numerische Flexibilität: Fähigkeit, den Personalstand für die kommende 
Planungsperiode herauf- oder herabzusetzen 

Flexibilität der Arbeitszeitdauer: Fähigkeit, die Arbeitszeitdauer für die 
kommende Planungsperiode herauf- oder herabzusetzen 

Quelle: eigene Erstellung 

Numerische Flexibi lität versus ko njunkturelle Varia bilität der Arbeits zeitdauer: 
Ein gegebener, womöglich im Ländervergleich ähnlich großer Bedarf an 
konjunkturellen Anpassungen personalpolitischer Instrumente wird in 
Deutschland typischerweise durch andere Instrumentenzusammensetzungen 
gedeckt: Ein hoher Kündigungsschutz behindert die Fähigkeit deutscher 
Unternehmen vergleichsweise stark, den Beschäftigtenstand im 
Konjunkturverlauf umge hend anzu passen; Tarifpo litik und Kurzarb eitsregelung 
erleichtern jedoch die konjunkturelle Variation der Arbeitszeitdauer. Müssen 
deutsche Unternehmen auf eine neue Lage am Absatzmarkt reagieren, so werden 
Änderungen der Arbeitszeitdauer weniger Hinder nisse in den Weg gelegt als 
Beschäftigtenstandsänderungen. Britische Unternehmen müssen hingegen im 
internationalen Vergleich nur wenige Auflagen bei der Anpassung der 
Mitarbeiterzahl erfüllen, sie können - verkürzt gesprochen - eine Politik der 
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„Heuems und Feuerns" im Konjunkturverlauf verfolgen. Ihre Möglichkeiten, die 
durchschnittliche Arbeitszeitdauer mittelfristig zu verändern, insbesondere sie via 
Kurzarbeit oder Tarifve rtrag zu verkü rzen, sind unterd essen stärke r beschränkt 
als in deutschen Unternehmen. Die britischen Arbeitsmarktinstitutionen erlauben 
somit eher Personalstands- denn Arbeitszeitvariationen im Konjunkturverlauf.117 

Funktionsflexibilität versus numerische Flex ibilität: Das britische und das deu t­
sche Regu lierungssystem lassen persona lpolitische Reaktion en am ehesten mit 
genau den Ins trumenten zu, die fü r die Arbeitgeber am geeig netsten ersche inen. 
Das deutsche Unternehmen kann auf gutausgebildete, funktionsflexible Mitarbei­
ter zurückgreifen, um Absatzrisiken zu meistern. Dem in dieser Arbeit vorgestell­
ten Portfo liomodell zufolge müß ten deutsc he Unternehmen unter solchen Um­
ständen daran interessiert sein, den Beschäf tigungsstand im Konjunkturzyklus 
nicht prononciert prozyklisch zu variieren. Die numerische Flexibilität ist in 
Deutschland nun aber in stitutionell so besc hränkt, daß ein schnel ler und stark er 
Personalabbau in Absa tzkrisen tatsächlich erschwert würde. Funktionsflexibilität 
und numer ische Flexibilität erg änzen sich hier demnach so, daß jene Perso nal­
politik, die für deutsc he Arbei tgeber risikooptimal gemäß dem Portfoliomodell 
erscheint, auch tatsäch lich zu verwir klichen ist. Die Mögl ichkeit zu Beschäfti­
gungsvariation mag in Deutschland begrenzt sein; dies schränkt die geplante Per­
sonalanpassung funktionsflexibler Unternehmen jedoch nicht merklich ein. Diese 
Komplementarität zwisc hen num erischer und Funktionsflexibilität findet sich -
mit umgek ehrten Vorzeichen - auch für briti sche Arbeitgeber: Sie streben, dem 
Portfoliomodell zufolge, eine Politik der starken Beschäftigungsvariation im 
Konjunkturverlauf an, wei l die im Durchschnitt geringq ualifizierten Mitarb eiter 
in Krisenzeiten einen relativ bescheidenen Beitrag zum Unternehmenserfolg bei­
steuern. Dem Versuch , in der Rezession Perso nal zu reduzieren, sind aber in 
Großbritannien kaum insti tutionelle Grenzen gezo gen. Auch hier ergänzen sich 
numerische und Funktionsflexibilität offensichtlich: Angesichts der typischer­
weise geringen Qualifikation der Belegschaft liegt eine starke Beschäftigungsva­
riabilität im unternehmerischen Interes se. Wäre die numeris che Flexib ilität ge­
ring, würde dies optimale Arbeitgeberentscheidungen zur Personalanpassung ver­
hindern. 
Zeitflexibilität versus konjunkturelle Flexibilität der Arbeitszeitdauer: Schließlich 
dürfen auch die Zeitflexibilität und die konjun kturelle Flexib ilität der Arbeits­
zeitdauer in beid en Arbeitsmarktregimes als ko nsistent gelten: In deut schen Un­
ternehmen sind der flex ible Einsatz von M ehrarbeit sowie eine per sonelle Diffe-

117 D er h ier vo rgetragene G edanke, daß P ersonalbestands- u nd A rbeitszeitänderungen a lter­
native Anpassungsmöglichkeiten darstellen, findet sich etwa b ei VAN AUDENRODE (1994) 
wieder, der a uf de n k omplementären C harakter v on K urzarbeitsprogrammen u nd K ündi­
gungsschutz hinweist, oder bei M OSLEY/KRUPPE (1993: 11 Of.), die Kurzarbeit und tempo­
räre Entlassungen („lay-offs ") als „funktionale Äquivalente" kennzeichnen. 
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renzierung der Arbeitsz eiten ersc hwert, Nach t- und Woche nendarbeit begrenzt. 
Die damit einhergehende ger inge Zeitf lexibilität legt aus Arbeit gebersicht nahe, 
die durchschnittliche Arbei tszeitdauer im Konju nkturverlauf deutlich zu variie­
ren. Senkungen der durc hschnittlichen Arbeitszeitdauer als Reaktion auf Einbrü­
che am Absa tzmarkt werden aber sowo hl arbeitsmarktpolitisch (durch das In­
strument der Kurzar beit) als auch ta rifpolitisch unterstützt (etwa im berühmten 
Haustarifvertrag der Volksw agen AG). Für britische Unte rnehmen erschei nt es 
häufig schwieriger, eine solche konju nkturelle Variatio n der durchschnittlichen 
Arbeitszeit zu erreichen. Dies aber dür fte für britische Arbei tgeber keine allzu 
starke Einschränkung des Entsch eidungsspielraums bedeuten : Da britische Ar­
beitgeber mit einem hohen Niveau an Zeitflexibilität ausgestattet sind, da si e mit 
anderen Worten eine gegebene Arbeitszeitdauer beinahe n ach Bel ieben auf Wo­
chen, Tageszeiten und Personen verteilen können, besitzen sie ohnehin ein Inter­
esse an einer permanent hohen, wenig variablen Arbeitszeitdauer. 
In beiden Ländern scheint demnach das insti tutionelle Gerüst, das die verschie­
denen Formen von Flexibilität aufrec hterhält, in sich stimmig zu sein. Perso­
nalanpassungen sind tendenziell nur dort beschränkt, wo diese Beschränku ng 
nicht ins Gewicht fäll t. Funktions- und Zeitflexibilität scheinen so ausgeprägt zu 
sein, daß jeweils ein verg leichbares Niveau an qualitativer Flexibilität, an unter­
nehmensinterner Anpas sungsleistung, zustandekommt. Eben so scheint in jedem 
Land eine Form qu antitativer Flexibilität - entweder die numerische Flexibilität 
und die Variabilität der Arbe itszeitdauer - ausgeprägt genug zu sein, um eine 
schnelle personalpolitische Reaktion auf Konjunkturzyklen zu ermöglichen. 
Natürlich ist die hier gebotene Darstellung vereinfachend und pointiert. Wenn sie 
aber nur tende nziell zutrifft , gibt dies zu der weiterf uhrenden Frage Anlaß, auf 
welche Weise ein solches geradezu harmonisches Arrangement der Arbeits­
marktregulierung Zustandekommen kann. 
Eine erste Antwort darauf ist die Erwartung, daß ein institutioneller Wandel über 
kurz oder lang ein solches stimmiges Sys tem von Regul ierungen hervorbring t. 
Der Gesetzgeber und die Tari fparteien reagie ren vermu tlich auf Situatio nen, in 
denen Unter nehmen einem vorh andenen Anpassungsbedarf aufgru nd institutio­
neller Barrieren nicht nachgeben können. Wird Personalabbau gesetzlich be­
schränkt oder von Arbe itnehmerseite nicht gewünscht, so müssen andere Ventile 
der Personalanpassung genutzt werden: Arbeitszeitverkürzungen durch den Ein­
satz von Kurzarbeit oder durch eine tarifvertragliche Reduktion der Regelarbeits­
zeit. 
Wichtiger noch als der institutionelle dürfte im vorliegenden Zusammenhang ein 
betrieblicher Wan del sein. Un ternehmen nutzen den vo rgegebenen institutionel­
len Rahm en auf die jeweil s günstigste Art und Weis e. Wenn also im deutschen 
Bildungssystem innerbetriebliche Qualifizierungsprozesse auf einer branchenweit 
organisierten Berufsausbildung aufsetzen können, dürfte dies langfristig den 
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Aufbau einer hohen Funktionsflexibilität begünstigen. Verstärkt wird ein e solche 
Tendenz durch ein gle ichzeitig rigide Bestandsschutzregelung: Diese besc hränkt 
zwar die numerische Flexibilität, „schafft aber durch einen ,Schatten der Zukunft' 
den Rahm en dafür, daß Arbei tskräfte ,funk tional flexibel' auf neue Herausfor­
derungen reagiere n" (W ALWEI 1996: 225). Investitionen in die Weiterbildung, 
die nicht-rückholbar sind, werden bei einem strengen Kündigungsschutz ten­
denziell eher getät igt, da m it einer län geren Beschäftigungsdauer zu rech nen ist 
(vgl. HARDES 199 3: 85f.). Brit ische Arbei tgeber haben dann aber, aufg rund der 
defizitären beruflichen Grundbildung, ein rela tiv geringes Interesse an einer Be ­
schäftigungsstabilisierung. Dies verhindert die künftige Bildung eines hohen 
Qualifikationsniveaus bzw. ein er hohen Funktio nsflexibilität und veranlaßt Ar­
beitgeber dazu, qualitative Flexib ilität auf einem anderen Wege zu erreichen, 
nämlich durch eine Ver teilung der Arbeitszeit, die der Prod uktionseffizienz und 
der Innovationsfahigkeit forderlich ist (Zeitflexibilität). 
Zusammenhänge dieser Art lassen sich im e inzelnen sicher noch weite r identifi­
zieren. Es genügt hie r indes sen festz uhalten, daß die institut ionellen Vorbe din­
gungen in beiden Ländern die Erfolgsa ussichten jeweils einseitig bestimmten 
Unternehmenstypen zuw eisen: In Deutschland dürfte n funktionsflexible Unter­
nehmen in der Vergangenheit bes onders über lebensfähig und erfolg reich gewe­
sen sein, in Großbritannien hingegen eher zeitflexible Unternehmen. Daraus 
dürfte dann ein betrieblicher Wand el erwachsen sein, in dem sich jeweils die 
Unternehmen, deren Flexibilitätsprofil der jeweiligen Umwelt angepaßt war, 
durchsetzen konnten.118 Dies erklärt die Existen z national unte rschiedlicher Un­
ternehmenstypen. 

4.3 Personalpolitische Anpassungen im Spannungsfeld von qualitativer und 
quantitativer Flexibilität 

4.3.1 Der „typische" Fall: Komplementarität von qualitativer und 
quantitativer Flexibilität 

Wenn ein institutio neller und vor allem unternehmerischer Wandel langfristig 
dazu fuhrt, da ß eine Kom plementarität qualita tiver und quan titativer Flexibilitä­
ten im oben besc hriebenen Sinne zustandekommt, wirft dies ein forschungslogi­
sches Problem auf: Die beiden institutionellen Seiten weisen in ein un d dieselbe 
Richtung der personalpolitischen Anpassungen. Ein vergleichsweise strenger 
Kündigungsschutz und eine hohe Funktionsflexibilität legen es deutschen Arbeit-

118 D abei k ann sic h de r W andel en tweder d urch inn erbetriebliche A npassungen v ollziehen 
oder dadurch, daß die Unternehmen des jeweils institutionell unterstützen Typs Marktantei­
le gewinnen und „überleben", während andere Betriebe stagnieren oder gar aus dem Markt 
ausscheiden (vgl. zu den Formen des wirtschaftlichen Wandels DoRE 1996: 10-12). 
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gebern gleichermaßen nahe, tendenziell eine Politik der Beschäftigungsstabilisie­
rung zu verfolgen. Dieses Verha lten ist gewi ssermaßen überde terminiert. Dann 
stellt sich aber die Frage nach dem rela tiven Erkläru ngsgehalt qualitativer und 
quantitativer Flexibilität. In der Tradition der Arbeitsnachfragetheorie und in de r 
Deregulierungsdebatte wird die Bedeutung der quantitativen Regulierung, insbe­
sondere des Kündigungsschutzes, für das Personal anpassungsverhalten betont 
(vgl. Abschnitt II.3.1). In dieser Arbeit hingegen wird (ähnlich wie in der Theorie 
interner Arbeitsmärkte) auf die qualit ativen Flexibilitäten als wesentliche De­
terminanten betrieblicher Personalanpassungen abgestellt. 
Die wiederholt zu be obachtende „Folgenlosigkeit gesetzgeberischer De-Regulie-
rungsmaßnahmen" (FR1CK 19 97: 47) spricht dafü r, daß qua ntitative Regulierun­
gen zur Erklärung von Personalanpassungen zumind est nicht hinreichen (vgl. 
auch Abschnitt II.3.2). Für Deut schland, aber auch für Belgi en und Frankr eich 
fanden ABRAHAM/HOUSEMAN (1993) mit Hilfe von Branchendaten keine signifi­
kante Zunahme der Pers onalanpassungsgeschwindigkeit, nachdem in allen Län­
dern bestimmte Lockerungen des Kündigungsschutzes vorgenommen worden 
waren. BÜ CHTEMANN (1990), der die Nutzu ng von befris teten Beschäf tigungs­
verhältnissen im Anschluß an das Beschä ftigungsförderungsgesetz untersuc ht, 
stellt ebenfal ls einen überraschend gerin gen Eff ekt der Deregu lierung fest: Die 
erweiterten Befristungsspielräume wurden von de n Untern ehmen kaum genu tzt, 
und das Motiv einer reibungslosen Personalanpassung ist nur von untergeordneter 
Bedeutung für die Betriebe (v gl. ebd .: 405). Auch in einer zwe iten Erhe bungs­
welle der Untersuchung für den Zeitpunkt 1992/1993 zeigte sich die bescheidene 
quantitative Bedeutung befristeter Beschäftigung (vgl. BlELENSKl 1997). 
Deutsche Arbeitgeber schöpfen die ihnen gebote nen Spiel räume zur Persona l­
anpassung vermutlich deshalb häu fig nicht aus , weil sie anges ichts einer hohen 
Funktionsflexibilität einen geringen Anlaß sehen, in Konjunkturabschwüngen die 
Belegschaft noch stärker zu reduzieren. Selbst wenn die in Deutschland ver­
gleichsweise starke Beschränkung der numerischen Flexibilität zurückgenommen 
wird, spricht die ebenfalls ins titutionell gestü tzte Funktionsflexibilität weiterh in 
in vielen Fällen für eine Politik der Beschäftigungsstabilisierung. Fast 90 Prozent 
der Nicht-Anwender der Befristungsmöglichkeiten gabe n in der zitier ten reprä­
sentativen Studie von BÜCHTEMANN an, sie seien ausschließlich an langfristigen 
Beschäftigungsverhältnissen interessiert (vgl. ebd.: 403). Gleichzeitig dürften 
dies Unternehmen mit einer besonders hohen Funktionsflexibilität sein: „Generell 
gilt, daß die Anwendun g befristeter Arbe itsverträge wie auch die Befristu ngs­
intensität mit steigendem betrieblichen Quali fikationsniveau sowie steigendem 
Fachkräfteanteil bei den Neueinstellungen signifikant abnimmt." (ebd.: 404) 
Insgesamt spricht vieles dafür , daß das person alpolitische Anpa ssungsverhalten 
des typisch deu tschen, vergleichsweise funktionsflexiblen Unternehmens primär 
von der qualit ativen Flexibilität, der un ternehmensinternen An passungsfähigkeit 
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durch die hohe durchs chnittliche Qual ifikation (Funktion sflexibilität), bestim mt 
wird und daß vorh andene Regulierungen der numerischen Flexibilität, insbeson­
dere der Kündigungsschutz, kurzfristig gar nicht entscheidend sind. Ähnlich 
dürfte auch das aus Arbeitgebersicht optima le Anpassungsverhalten britischer 
Unternehmen kaum durch die Abwesenheit eines Kurzarbeitsprogramms verhin­
dert werden: Britische Arbeitgeber wollen häu fig die Arbeit szeit ihrer zeit flexi­
blen Mitarbeiter gar nicht senken. 
Behauptet wird damit indessen nicht, daß Regulierungen zur quantitativen 
Flexibilität wirkungslos wären. Kündig ungsschutz, Mitbestimmungsregelungen 
und Arbeits marktpolitik zur Frühve rrentung mögen nicht entscheidend für die 
Intensität des Personalabbaus sein, sie bestimmen dessen Geschwindigkeit sowie 
die konkret en Maßn ahmen, mit deren Hilfe der Personala bbau vollz ogen wird . 
Aufgrund der Hürden für betriebsbedingte Entlassungen greifen deutsche 
Arbeitgeber verstär kt auf die natürlic he Fluktuation sowie Früh pensionierungen 
zurück. Eventuell notwendige Massenentlassungen werden verzögert, weil sie in 
aller Regel Ergebnis eines Aushandlungsprozesses mit dem Betriebsrat sind (vgl. 
für die Stahl- und Auto mobilindustrie SEMLINGER 1990 ). Schließlich bleib t ein 
strikter Kündigungsschutz auch deshalb nicht ohne Wirkung, weil er langfristig -
wie oben bereits angesp rochen - einen Anreiz zum Aufbau von Qualif ikation 
setzt und damit tendenziell die Funktionsflexibilität erhöht. Weil Arbeitgeber 
angesichts einer hoher Funktionsflexibilität ein geringeres Interesse an Entlas­
sungen haben, ist der Kündig ungsschutz - paradoxerweise - kurzfristig um s o 
weniger bindend, je wirksamer er langfristig ist. 

4.3.2 Der Fall einer (steigenden) Minderheit: Konflikt zwischen qualitativer 
und quantitativer Flexibilität 

Die beinahe harmonische Komplementarität zwischen qualitativen und q uantita­
tiven Flexibilitäten, wie sie im vorangehenden Abschnitt herausgearbeitet wurde, 
ist zu sch ön, um gä nzlich wahr zu sein. Sie gil t in der Ten denz lediglich für den 
konstruierten Fall eines „landestypischen" Unternehmens, dessen qualitative Fle­
xibilitäten sich dem institutionellen Rahmen jeweils perfekt anpassen. Ein solcher 
deutsch-britischer Vergleich ist aber verk ürzend und stilisie rend. Natürlich sind 
auch in Deutschland Unternehmen mit einem flexiblen Arbeits- und Be­
triebszeitensystem, aber einer vergle ichsweise gering qualifizierten Beleg schaft 
zu finden. Andererseits finden sich selbstverständlich auch in Großbritannien 
Beispiele von Unter nehmen, die mit Quali fikationen gut ausgesta ttet und daher 
funktionsflexibel sind. 
Was solche für ihre betriebliche Umwelt untypische Unternehmen für den vorlie­
genden Zusammenhang besonders interessant macht, ist die Tatsache, daß quali­
tative und quantitative Flexibilität in solch en Fällen miteinander im Konflikt ste­
hen. So mag ein deu tsches Unternehmen nur ei ne kleine Zahl Hochqualifizierter 
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beschäftigen, und diese wenigen Fachkrä fte mögen zu langen Arbeitsstunden 
bereit sein. Ein so lches zeitflexibles, aber fu nktionsrigides Unternehmen mag in 
einer Unternehmensrezession womöglich ein Intere sse daran haben, Gerin gqua-
lifzierte zu entlassen, die Hochqualifzierten jedoch mit weiterhin langen Arbeits­
zeiten weiterzubeschäftigen. Der strikte deutsche Kündigungsschutz verteuert 
womöglich jedoch den Personalabbau sehr stark. Dami t geht das Interesse des 
Unternehmens an einer k onjunkturellen Beschäftigungsstabilität über das hi naus, 
was angesichts der deutschen Regulierung unter tolerablem Aufwand zu realis ie­
ren ist. 
Ein ähnli cher Konf likt mit umg ekehrten Vorz eichen ist für britische Unter neh­
men denkbar: Falls ein bri tischer Arbeitgeber eine Vielzahl gutausgebildeter Ar­
beitnehmer beschäftigt, mag die s ein Intere sse daran begründen, die Mita rbeiter 
auch in einer Unt ernehmensrezession weiterzubeschäftigten und den Bes chäftig­
tenstand zu stabilisi eren. Eine Senkun g der durchschnittlichen Arbeitszei tdauer 
mag daher im Ar beitgeberinteresse liegen. Ein solc hes funktionsflexibles Unter­
nehmen in Gr oßbritannien mu ß jedoch die Kürz ung der Arbeitszeitdauer, die in 
einer Rezession anstelle von starkem Personalabbau risikooptimal erscheint, 
durch ein selbstfi nanziertes Kurzarbeitsprogramm umset zen oder einen Abbau 
von Überstunden womöglich gegen den Widerstand der Arbeitnehmervertre­
tungen durchsetzen. 
In solchen Fällen sind qu alitative und quant itative Flexibilität nicht so paßg enau 
verzahnt, wie in Abbildu ng V.4 im vorangehenden Abschnitt dargestellt. Ein 
deutsches Unternehmen mit geringer Funktionsflexibilität und einem dahe r rela­
tiv hohen Bedarf an Beschäftigungsvariabilität im Konjunkturverlauf stößt auf 
eine gleichzeitig geringe numerische Flexibilität aufgrund des institutionellen 
Rahmens zum Kündigungsschutz. Die Barrieren und Nebenbedingungen für Per­
sonalabbau des deutsc hen Arb eitsmarktes werden hier bin dend und im eigentli ­
chen Sinne entscheidungsrelevant: Die aus Arbeitgebersicht risikooptimale 
Politik kann nur sehr kostenintensiv und langwierig umgesetzt werden. 
Diese Form des Konfliktes zwisch en qualitativer und quantit ativer Flexibilität 
scheint für deutsche Unternehmen deutlich gravierender zu sein als ein ähnliches 
Spannungsverhältnis, das für funktions flexible britische Unternehmen besteht, 
wenn diese die Durchschnittsarbeitszeit im Konjun kturverlauf anpassen wollen. 
Jedenfalls deuten manche Entwicklungen am deutschen Arbeitsmarkt in jüngerer 
Zeit darauf hin, daß die nun als restriktiv empfundenen Regulierungen und In sti­
tutionen infragegestellt werden: Arbeitgebern insbesondere der deutschen Metall­
industrie wird nach gesagt, nach 19 93 verstärkt aus ih ren Verbänden ausgetr eten 
zu sein und Bet riebsvereinbarungen, die die tarifvertraglichen Regelungen unter­
laufen, getroffen zu haben (vgl. DANIELS/LAMPARTER 1994; SCHROEDER/ 
RUPPERT 1996). Zu untersuchen wäre, ob solche Entwick lungen, insbesond ere 
neben lohnpolitischen Interessen der Arbeitgeber, auch darauf zurückzuführen 



212 

sind, daß Arbeitgeber sich stärker als früher von Kündigungsschutzregeln einge­
engt fühlen. Ein spektakuläres Einzelbeispiel liefert die Digital Equipment 
GmbH: 1994 kündigte die Unternehmensleitung einen im Jahr zuv or geschlosse­
nen Tarifvertrag samt einer Sozialplanregelung. Der Schritt wurde damit begrün­
det, daß der für notwendig erachtete Personalabbau um fast die Hälfte der Beleg­
schaft durch den ver einbarten Sozialplan erheblich zu teuer wär e (vgl. Süd deut­
sche Zeitung vom 12.09.1994: 21). 
Möglicherweise betrifft der untyp ische Fall eine s deutschen Unternehmens mit 
vergleichsweise hoh em Bedar f an numerischer Flexi bilität eine steigende Min­
derheit deutscher Unternehmen. Schärfe re Konjunkturzyklen und eine weniger 
berechenbare Entwicklung an den Absatzmärkten markieren einen möglichen 
Ursachenkomplex dafür. Ein zweiter Grund, weshalb deutsche Unternehmen 
womöglich einen stär keren Personalabbau bet reiben wolle n, als dies kosten gün­
stig im gegebenen Rahmen möglich ist, dü rfte im sektoralen Struktu rwandel lie­
gen. In Alti ndustrien, wie Ko hlebergbau, Stahl und Sch iffbau, ist ein langfr istig 
geringerer Pers onalbedarf offensic htlich. Doch auch in neueren Branchen, wie 
der Automobilindustrie, kann ein stark arbeitsparender technologischer Fort­
schritt einen im Trend fallenden Mitarbeiterstand nahelegen. 
Treten solche Entwicklungen besc hleunigt auf, so mu ß, legt man das Port folio­
modell zu Personalanpassung als Maß stab an, die R egulierung der quantitativen 
Flexibilität, insbesondere der Kündig ungsschutz, für eine steigende Zahl deut­
scher Unternehmen als problematisch eingeschätzt werden: Risikoscheue Arbeit­
geber sind, aus gehend von ihrer A usstattung an quali tativer Flexibilität, an eine r 
jeweils risikooptimalen Anpassung an sich wandelnde Konjunktursituationen 
interessiert. Die im M odell ermittelten Lösungen sind demnach als Pe rsonalpoli­
tiken zu verstehen, die - gegeben die vorgehaltenen Bestände an Sicherheitskapi­
tal im Unternehmen - ein optim ales Risi komanagement erlauben. Diese s Risi­
komanagement kann jedoch durch die Regulierung der quantitativen Flexibilität, 
insbesondere durch Kündigungsschutzregelungen, deutlich beschnitten sein. 
Damit legen Arbeitsmarktinstitutionen solchen Unternehmen, die ihrem aus Risi­
komanagementsicht notwendigen Bedarf an Personalabbau nur unvollständig 
nachkommen können, nicht nur Kosten im herköm mlichen Sinne auf, sondern 
auch Risiken. 



VT. Regulierungspolitische und theoretische Schlußfolgerungen 

Zusammenfassung des vorgestellten Ansatzes 
Unternehmen betreiben Risikomanagement in der Personalpolitik. Wie empirisch 
gezeigt werden konnte, können Arbeitgeber selbst über kurze Ze iträume hinweg 
die Absatzmengen und -p reise nicht verläßlich voraussagen. Diese Absatzmarkt­
unsicherheit ist lat ent existenzgefährdend, da, wie Finanzierungstheorie und -em-
pirie zeigen, Unternehmen auf unvollkommenen Finanzmärkten in ihrem Zugang 
zu Fina nzkapital restringiert sind. Hohe Unsicherheiten bei mögli cherweise exi­
stentiellen Wirkungen begründen ein Interesse der Arbeitgeber am Risiko­
management. 
Auf welc he Weise Arbei tgeber diesem Inte resse in ihrer Personalp olitik nach­
kommen können, ist bislang in der Literatur nur unvollständig behandelt worden: 
Aus der Arbeit snachfragetheorie läßt sich die Bedeutung externe r Flexibilität, 
d.h. der Möglichkeit, Arbeitnehmer nach Belieben einzustellen oder freizusetzen, 
als ein Ins trument zur Unsic herheitsreduzierung herauslesen. Dabei werden ins­
besondere Personalanpassungskosten, die den Unte rnehmen durch Kündig ungs­
schutz und Mitbestimmung auferlegt werden, als Flexibilitätsbeschränkungen 
herausgestellt. Im Unterschied dazu betont die Theorie interner Arbeitsmärkte die 
Anpassungsfähigkeit von Unternehmen durch eine interne Flexibilität, indem sie 
die risikomindernde Wirkung betriebsspezifischer Qualifikationen herausarbeitet. 
Beide Theoriestränge argumentieren dam it einseiti g; sie berücks ichtigen zudem 
fast durchwe g jeweils ein einziges Mitte l im Risikomanagement. Gerade der 
gleichzeitige Einsat z mehrerer Instrumente kann Unsich erheiten jedoch beson­
ders wirksam begrenzen. 
Um pers onalpolitisches Anpassungsverhalten als Ents cheidung bei Unsicherheit 
zu rekonstruieren, wurde in diese r Arbeit eine Unterscheidung von Risikoma­
nagementinstrumenten entwickelt, die das in der Literatur übliche Gegensatzpaar 
interne versus externe Flex ibilität übe rwindet. Arbeitgeber betreiben in der hier 
vorgeschlagenen Perspektive personalpolitisches Risikomanagement mit Hilfe 
von zwei Formen von Handlungsflexibilität: Arbeitgeber können erstens die Mit­
arbeiterzahl, die durch schnittliche Arbeitszeitdauer sowie das durchsc hnittliche 
Stundenlohnniveau an sich wandelnde Marktbedingungen anpassen. Diese 
quantitativen Flexibilitäten werde n von Arbeits marktinstitutionen, von Kündi­
gungsschutz, Kurzarbeitsregelungen und der Tarifpolitik, mehr oder weniger 
stark beschränkt. Reaktionen auf wechselnde Absa tzmarktbedingungen werden 
zweitens durch qualitati ve Flexibilität ermöglicht, durch Anpas sungsleistungen 
der Mitarbeiter im Wertschöpfungsprozeß des Unter nehmens. Qualitative Flexi­
bilität gründet in unternehmensspezifischen Ressourcen, die eine erfolgreiche 
Bewältigung von Unsicherheit erst ermögl ichen. Eine hohe Qualifikation der 
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Beschäftigten (Funktionsflexibilität), ein flexibles Arbeitszeitsystem (Zeitflexibi­
lität) sowie ein Entgeltsystem, das hohe A nreizwirkungen entfaltet (Lohnanreiz­
flexibilität) wurden - angesichts ihrer risikomindernden Wirkungen - als Formen 
von „Sicherheitskapital" charakterisiert. 
Das häufig k onstatierte Spannungsverhältnis zwischen quantitativer und qu alita­
tiver Flexibilität wurde in dies er Arbeit auf neue W eise untersucht. Vorgeschla­
gen wurde eine positive Theorie personalpolitischer Reaktionen auf sich än dern­
de Absatzmarktsituationen. In dem vorges tellten Modell sind Arbeitgeber mit 
einem Bestand an quali tativer Flexibilität, d.h. m it einem Niveau an Fun ktions-, 
Zeit- und Loh nanreizflexibilität, ausgestattet. Sehen sich Arbe itgeber mit neuen 
Bedingungen am Absatzmarkt konfrontiert, so bestimmen die genannten qualita­
tiven Flexib ilitäten die Art der person alpolitischen Anpa ssungen entsche idend. 
So ist - den Modellösungen zufolge - beispielsweise zu erwarten, daß funktions­
flexible, d.h. „hochq ualifizierte" und innov ative Un ternehmen unter sonst glei ­
chen Bedingungen eine weniger starke konjunkturelle Variation ihres Beschäftig­
tenstandes aufweisen müßten als funktionsrigide, wenig innovative Unternehmen. 
Formal wurde das Ar beitgeberkalkül mit Hilfe eine s portfol iotheoretischen Mo­
dellrahmens rekonstruiert. Personalpolitik konnte dadurch in mehrfacher Hinsicht 
als Risikomanagement analysiert werden: Der in der U nternehmenstheorie selte­
nen, gleich wohl plausiblen An nahme eines ris ikoscheuen Arbe itgeberverhaltens 
wurde dadurch Rechnung getragen, daß Arbeitgeber im Modell entlang einer ex-
ponentiellen Risikonutzenfunktion entscheiden. Der Arbeitgeber wägt den zu er­
wartenden Unternehmenserfolg und dessen Volatilität gegeneinander ab. 
In die persona lpolitischen Entscheidungen gehen zudem unterschiedliche Typen 
von Risiko ein. Neben dem untern ehmensspezifischen Geschäftsrisiko wird im 
Modell auch die Unsic herheit (und Rentab ilität) von Finan zanlagen berü cksich­
tigt. Risi koaversen Arbeitgebern steht die In vestition in liquide Mit tel als Alter ­
native zu deutli ch riskanteren Personalaufwendungen offen. Die Riskanz pe rso­
nalpolitischer Instrumente wird außerdem nicht allein vom Absatzmarktrisiko 
determiniert. Vielmehr sind auch bestimmte, im Un ternehmen selbst entstehende 
Risiken entscheidungsrelevant: Maschinenausfälle, organisatorische Reibungs­
verluste bei Versetzungen von Arbeitnehmern u.a.m. bringen damit ein we iteres 
stochastisches Element in das Entscheidungsproblem. 
Die betrachteten personalpolitischen Instrumente sind ambivalent: Ihr Einsatz 
bringt zwar gewisse unternehmensendogene Unsicherheiten mit sich, er reduziert 
jedoch gleichzeitig die unternehmensexogene Absatzmarktunsicherheit durch die 
im Instrument angelegte Flexibilität. So werden durch neue Schichtsysteme zwar 
häufig Umsetzungen von Arbeitnehmern notwendig, und di e Wahrscheinlichkeit 
von Reibungsverlusten erhöht sich damit , aber die hö here Zeitflexibilität erlaubt 
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dem Arbeitgeber, auf unvorhergesehene Auftragsschwankungen rasch mit Var ia­
tionen der Betriebszeiten zu reagieren. 
Der Risikomanagementaspekt von personalpolitischen Anpassungen wird 
schließlich dadurch herausgestellt, daß die Modellösungen den Vorteil einer 
diversifizierenden Person alpolitik zeige n: Risikooptimal ist es für den Arbeit­
geber, sowohl die Bes chäftigtenzahl als auc h die Arbeit szeitdauer als auch das 
Lohnniveau zur Anpa ssung an neue Ge gebenheiten am Absatz markt zu nutzen . 
Mehrere Instrumente einzusetzen reduziert - bei geg ebenem erwartbaren Unter­
nehmenserfolg - das Gesamtrisiko, dem sich ei n Arbei tgeber aussetzt. Eine sol­
che Risikoreduktion durch Diversifikation setzt das Ge setz, demzufolge in einer 
Welt der Sicherhei t zur Errei chung einer bestimmten Zahl von Zielen dieselb e 
Zahl von Instrumenten notw endig sei, auße r Kraft (vgl. auch B RAINARD 19 67: 
418): Es liegt hier im Unternehmensinteresse, auf alle verfugbaren Risikoma­
nagementinstrumente zurückzugreifen. Dann aber stehen Arbeitsmarktregulierun­
gen, die den Grad an quan titativer Flexibilität beschr änken, zunächst einmal im 
Verdacht, den optim alen Instr umentenmix zu ver hindern und den Untern ehmen 
auf diese Weise unnötige Risiken aufzubürden. 
In einem abschließenden Schritt wurden die institutionellen Bedingungen quanti­
tativer wie qualitativer Flexibilität anhan d eines stilisierten deutsch-britischen 
Vergleiches aufgezeigt. Berufsausbildungssystem und Arbeitszeitregulierung bei­
der Länd er legen den Schluß nahe , daß landes typische deutsc he und britische 
Unternehmen sich in ihrer qualitativen Flexibilität spiegel bildlich voneinande r 
unterscheiden. Deutsche Unternehmen sind hä ufiger mit gu t und polyv alent aus­
gebildeten Arbei tnehmern besetz t als ihre brit ischen Konkurrenten. Dafür besit­
zen britische Arbeitgeber in aller Regel in höherem Maß die Möglichkeit, 
Beschäftigte zeitflexibel, also nachts, an Wochenenden und ungleich verteilt über 
Woche und Jahr, einzusetzen. Das Portfoliomodell sagt ceteris paribus eine 
„Heuer und Feuer"-Politik britischer und eine Politik der konjunkturellen 
Arbeitszeitvariation deutscher Arbeitgeber voraus. Dieser Unterschied im Per so­
nalanpassungsverhalten, der sich mit den Fakten in vielen Fällen deckt, wird 
traditionell mit Regulierungen zur quantitativen Flexibilität, mit einem rigi deren 
Kündigungsschutz und der arbe itsmarktpolitischen Förd erung der Kurzarbeit in 
Deutschland, erklärt . Die institu tionellen Vorau ssetzungen sowohl der qualitati­
ven als auch der q uantitativen Flexibilität weisen demnach in die selbe Richtung, 
sie ergänzen sich zu einem Ins titutionengefüge, das ein g anz bestimmtes länder­
typisches Anpassungsverhalten nahelegt. 

Regulierungspolitische Implikationen 
Im deutsch-britischen Vergleich wurde der Modellrahmen dazu gen utzt, zentrale 
Regulierungen am Arbeitsmarkt als ein Arrangement, das systematisch auf 
bestimmte Personalpolitiken im Konjunkturverlauf hinwirkt, herauszuarbeiten. 
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Das Mode ll erlaubt damit auch theoret ische Vora ussagen dazu, welche Unte r­
nehmen durch das Reguli erungsregime in ihrer quantit ativen Flex ibilität einge ­
schränkt werden. So m üßten in Deu tschland vor a llem solche Unternehmen, die 
über eine hohe Zeitflexibilität, aber eine relativ geringe Funktionsflexibilität ver­
fugen, einen Bedarf an Beschäftigungsanpassungen im Konjunkturverlauf haben, 
der über das hinausgeht, was angesichts des vergleichsweise rigiden Kündigungs­
schutzes in Deutschland zu einem tolerablen Aufwand zu realisieren ist. 
Der auch in der Mitte der neunz iger Jahre anha ltende Personalabbau in viele n 
deutschen Unternehmen läßt sich im Modellrahmen mit einer doppelten Krise 
erklären: Neben konjunkturelle Absatzeinbrüche tritt in vielen Branchen und 
Unternehmen die Tatsache, daß die künftigen Erfolgsaussichten an den Pro dukt­
märkten immer wen iger berec henbar werde n. Die Modella uswertungen zeigte n 
aber, daß risik oscheue Arbeitgeber auf eine solc he Zunahme der Absatzmarkt­
unsicherheit auf dieselb e Weise reagie ren dürft en wie auf eine Unternehmens­
rezession. Sie müßten das Niveau des Personalaufwands reduzieren, also tenden­
ziell den Beschäftigungsstand, die durchschnittliche Arbeitszeitdauer und das 
Stundenlohnniveau senken. In einer solchen doppelten Krise ist es durchaus 
denkbar, daß der verstärkte Bedarf an Personalanpassungen mit den vorhandenen 
Regulierungen der quant itativen Flexibilität in Kon flikt gerät. Der Druc k jeden­
falls, unter dem das Tari fsystem, der Kündigungsschutz sowie Besch ränkungen 
der Arbeits- und Betriebszeiten in der unentwegten Deregulierungsdiskussion 
stehen, deutet darauf hin, daß unter den neuen Marktbedingungen von einer Pas­
sung quantitativer und qua litativer Flex ibilität am deu tschen Arbeitsmarkt nich t 
mehr ausgegangen werden kann. 
Die Anhaltspunkte, die der Model lrahmen für eine Re form der Arbeitsmarktre­
gulierungen liefert, widersprechen allerdings der Richtung bislang versuchter 
oder geplanter Revisionen der deutschen Arbeitsmarktverfassung. Wenn der Pe r­
sonalabbau in vielen Unter nehmen auf eine zunehm ende Absa tzmarktunsichei-
heit, etwa durch eine schä rfere internationale Konk urrenz, zurückzuführen ist, 
dürfte der beschäf tigungsdämpfende Effekt sich in einer, wenn auch langsam 
vonstattengehenden Niveauanpassung erschöp fen. Ein unaufhörlich fortschrei­
tender Prozeß der Risikozunahme am Absatz markt schein t doch eher unwahr­
scheinlich. Insofern wäre der Anpassungsdruck am deutschen Arbeitsmarkt Mitte 
der neunzige r Jahre nur temporär und die Brisanz der Deregul ierungsdebatten 
weit übertrieben. 
Wenn die entwickelte Erklärung personalpolitischer Anpassungen korrekt ist, 
dürften auch weitere Erleichterungen etwa beim Kündigungsschutz keine 
merklich beschä ftigungsfordernden Wirkungen nac h sich ziehen, wie es häufig 
behauptet wird: Personalanpassungsentscheidungen werden in der hier eingenom­
menen Perspektive primä r von den betrieb lichen Ausstattungen an qualitativer 
Flexibilität bestimm t, also vom Qualifi zierungsniveau, von der Verteilung von 
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Arbeitszeiten auf Period en und Pers onen sowie von der Anr eizwirksamkeit des 
Entgeltsystems. Regulierungen der quantitativen Flexibilität, insbesondere der 
Kündigungsschutz, sind insofern sekundär, als sie „lediglich" die Kosten und die 
Geschwindigkeit, mit der risikooptimale Personalpolitiken umgesetzt werden 
können, beeinflussen dürften. 
Auch die politischen Initiativen, die - bewußt oder unbewußt - auf eine Verände­
rung der qualitativen Flexibilitäten von Betrieben zielen, sind dem Modell zufol­
ge sehr unterschiedlich zu bew erten, was ihre erwartete beschäftigungspolitische 
Wirksamkeit angeht. Das Arbeitszeitgesetz von 1994 b rachte Arbeitgebern deut­
liche Erleichterungen beim zeitlichen Einsatz von Arbeitskräften (vgl. ANZINGER 
1994), und betrieblich initiierte Ansätze zur Flexibilisierung der Arbeitszeit 
werden viel diskutiert (vgl. etwa Dl CHMANN 1997; HOFMANN 1997). Deren 
Beschäftigungseffekt indessen ist ambivalent: Der möglichen Beschäftigungs­
schaffung durch eine Erhöhung der Zeitflexibilität und damit der qualitativen 
Gesamtflexibilität von Unternehmen steht die Mo dellimplikation gegenüber, daß 
zeitflexible Untern ehmen unter sonst gleiche n Bedingungen in Unternehmens­
krisen stärker Person al abbauen (und gleichz eitig hohe Arbeits zeiten aufrecht­
erhalten) als andere Unter nehmen: Zeitfle xibilität, wie die problemlose Anord­
nung von Meh rarbeit oder die Mö glichkeit zur perso nellen Differenzierung von 
Arbeitszeit, erhöht ja gerade die Rentabilität jeder Arbeitsstunde und legt so nahe, 
das Instrum ent der Arbeitszeit extens iv einzuse tzen, d.h. die Beschäftigten im 
Durchschnitt lange arbeiten zu lassen. 
Der Versuch von po litischer Seite, Betriebe (wieder) stärker zur Ausbildung von 
Jugendlichen zu bewege n (vgl. Süddeu tsche Zeitung vom 22./23.02. 1997: 22), 
scheint beschäftigungspolitisch sinnvoll zu sein , sofern man d en Modellimplika­
tionen folgt: Je höher die Funktionsflexibilität des Untern ehmens, desto höher 
dürfte ceteris paribus das Beschäftigungsniveau und u m so weniger scharf dürfte 
die zyklische Anpassung des Bes chäftigtenstandes ausfa llen. Allerdings kursie rt 
zunehmend die Idee, den A ufwand von Berufsausbildungen durch ein „Abspek-
ken" der Ausbild ungsinhalte zu senken. Dies dürfte langfri stig eher kontrapro­
duktiv sein: Sofern ein geringerer Aufw and sich in einem geringeren Qualifi­
kationseffekt der Ausbildung fortsetzt, könnte langfristig die Funktionsflexibilität 
deutscher Unternehmen untergraben werden. Funktionsrigidere Unternehmen 
dürften jedoch in unsicheren Absatzmärkten einen geringeren Beschäfti­
gungsstand für optimal eracht en und die konju nkturelle Var iation der Mitarbei­
terzahl erhöhen, wie die Modellauswertungen zeigten. 

Personalökonomische Implikationen 
Die Personalwirtschaftslehre versucht kaum, Personalanpassungsentscheidungen 
zu erklär en (vgl. KRIPPL/VENNEN 19 93: 6). Diesem Man gel wurde in der vor­
gestellten Arbeit begegnet, indem eine ganze Reihe von testbare n Hypothesen 
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zum Beschäftigungsverhalten von Unternehmen bei Unsicherheit aus einem 
formalen Mode ll abgele itet wurde. Dabei kann die theoret ische Erwartung, daß 
Unternehmen auf eine versc härfte Unsicherheit an den Absatzmärkten ebenso 
reagieren müßten wie auf eine Rezession, nämlich mit einer Senkung des 
Personalaufwands, die Personalpolitik vieler deutscher Unternehmen in den 
neunziger Jahren gut erkl ären. Auch sti mmt beispielsweise die Implik ation, daß 
funktionsflexible Unter nehmen ceteris parib us den Beschä ftigtenstand im Kon­
junkturzyklus weniger stark variieren müßt en als zeitflex ible Untern ehmen, mit 
den Fakten, insbesondere im deutsch-britischen Vergleich, gut überein. 
Allerdings: Hätten nicht deutsche Arbeitgeber, folgte man dem Model l, deutlich 
stärker mit Arbeitszeitverkürzungen, wie die Volkswagen AG sie be trieb, auf die 
Krise reagieren müssen? Ist der Personalabbau in d eutschen Unternehmen in den 
letzten Jahre n nicht weit übe r das hinaus gegangen, was mit dem vorgestellten 
Modellansatz vereinbar ist? 
In jüngerer Zeit mehren sic h jedoch die H inweise darauf, daß manche mit dem 
Portfoliomodell inkompatible Personalanpassungsentscheidung von den Arbei t­
gebern selbst im nach hinein als Feh ler eingeschätzt wur de. ElGLER (1997) refe­
riert die mit tlerweile raumgreifende Einschätzung, daß manc hes deutsche Unter­
nehmen mit einem „hektischen" Personalabbau in den v ergangenen Jahren über­
reagiert hätte. Dies hätte mitunter zu ein em Verlust an Erfahrung und Qualifika­
tion geführt. Erfahre ne Mitarb eiter seien dem Untern ehmen verlorengegangen, 
und Innovationsprozesse seien unterbrochen worden . Auch Unternehmensver­
treter räumen solche Fehlentwicklungen inzwischen ein (vgl. etwa FlEDLER-
WlNTER 1994; Süddeutsche Zeitung vom 24.04.1997: 20). 
Angesichts dieser Irrtüm er stellt sich dann vielmehr die Frage, ob eine Perso ­
nalpolitik, die den Impl ikationen des hier formu lierten Portfo liomodells gefo lgt 
wäre, dem langfristigen Unternehmenserfolg eher gedient hätte als der in e inigen 
Fällen tatsächlich vollzogene Personalabbau: Funktionsflexible Unternehmen 
hätten, dem Mo dell zuf olge, einen mod erateren Personalabbau und eine tempo ­
räre Arbeitszeitverkürzung betreiben sollen. Der Anspruch, daß die Theorie mit­
unter „vernün ftiger" als die Pers onalpraxis sei, und die damit verbundene prä-
skriptive Verwendung des ursprünglich erklärend formulierten Modells mag ver­
messen erscheinen. Es besteh t jedenfalls die Gefahr , den vorgeste llten Ansatz 
apodiktisch zu verteidigen: Man könnte geneigt sein, jedes Arbeitgeberverhalten, 
das nicht mit den Mo dellimplikationen übereinstimmt, als Irr ationalität zu kenn­
zeichnen und somit das Erklärungsmodell gegen jeden empirisch begrün deten 
Einwand zu immu nisieren (vgl. SCHOEMAKER 1 982: 539-541). Daher sind legi-
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timerweise nur solche Personalpolitiken als irrational zu beze ichnen, die von den 
Arbeitgebern selbst im nachhinein als Fehlentscheidung betrachtet werden.119 

Offen bleibt dabe i, warum A rbeitgeber von ihre m wohlverstandenen Eigeninter­
esse abweic hen sollten. Verm utlich hat die kombin ierte Problem lage aus Kon­
junkturkrise und erhöhter Turbul enz auf den Weltmärkten nicht nur die Unsi­
cherheit objektiv, sondern auch die subjektive Ver-Un sicherung der Entschei­
dungsträger erhöht. Unter solchen Bedingungen neigen Arbeitgeber dazu, aktuell 
diskutierte Managementkonzepte aufzugreifen oder die Maßnahmen der Konkur­
renten zu imitieren (vgl. zusam menfassend K RINGS 1997: 47f.). Personal abbau 
war jedoch Teil praktisc h aller Man agementkonzepte der neunziger Jahre, wie 
Downsizing, Lean Pro duction oder Outsourcing. Daher möge n Arbeitgeber den 
Personalstand häufig übermäßig reduziert haben, und im S og dieser Entwicklung 
mögen andere Arbeit geber nachgezogen haben - unter Umständen gegen das 
eigentliche Unternehmensinteresse. 

Makroökonomische Implikationen 
In neukeynesianischer Sicht kann die Heterogenität wirtschaftlicher Akteure dazu 
führen, daß gesamtwirtschaftliche Ergebnisse von den Markträ umungs-Progno-
sen neoklassischer Modelle abweichen. Folglich räumt GORDON (1990) der 
Untersuchung der mi kroökonomischen bzw. einzelwirtschaftlichen Entscheidun­
gen einen wichti gen Beitrag zur neuk eynesianischen Makroökon omie ein. Aus 
dem vorgestellten Por tfoliomodell läßt sich für Lohn- un d Beschäftigungsbewe­
gungen zeigen, daß die im neukeynesianischen Forschungsprogramm untersuchte 
Starrheit von Mengen und Preisen zwischenbetrieblich durchaus verschieden aus­
fallen kann. 
Im Konjunkturverlauf vergleichsweise starre Effizienzlöhne werden dafür ange­
führt, daß sich der Lohn gesamt wirtschaftlich gesehen nicht markträu mend an­
paßt (vgl. A KERLOF/YELLEN 198 5).120 Aus den Lösun gen des Portfoliomodell s 
lassen sich einzelwirtschaftliche Bedingungen dafür formulieren, wann die dami t 
behauptete Lohnstarrheit besonders virulent sein dürfte. Unter sonst gleichen 
Bedingungen passen dem Modell zufolge Arbeitgeber den (Effizienz-)Lohn dann 

119 Ein s tarker P ersonalabbau d ürfte u nter an derem dann im l angfristigen U nternehmensin­
teresse lie gen, w enn er e inem strukturell ni edrigeren P ersonalbedarf na chkommt, w ie e r 
sich etwa in niedergehenden Industrien (Stahl, Kohle, Werftindustrie) oder anderswo auf­
grund ar beitsparenden te chnologischen F ortschritts er geben k ann. S olche En twicklungen 
lassen sich in dem vorgestellten Modellrahmen allerdings schwer untersuchen; hier stehen 
vielmehr zyklische Schwankungen der Geschäftslage und eine sich verschärfende Absatz­
marktunsicherheit als Anlässe für personalpolitische Reaktionen im Mittelpunkt. 

120 ABRAHAM/HALTIWANGER (1995) diskutieren eine Vielzahl weiterer und alternativer Erklä­
rungen für Lohnbewegungen bzw. -Starrheiten im Konjunkturverlauf. 
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stärker dem Verlauf der Unternehmenskonjunktur an, wenn diese weitgehend 
synchron mit der gesamt wirtschaftlichen Entwicklung verläuft. Ein Interes se an 
Lohnstabilisierung über de n Konjunkturzyklus hinweg besitzen hingegen Unter­
nehmen mit einer Geschäftsentwicklung, die unabhängig von der Gesamtwirt­
schaft verläuft. Es kan n daher vermutet werden, daß in ein er Wirtschaft mit Un­
ternehmen, die auf weltweiten und sich teils gegenläufig zueinander entwickeln­
den Märkten agieren, die Lohnstarrheit tendenziell höher sein dürfte al s in eine r 
geschlossenen Volkswirtschaft. Da der Prozeß der Intemationalisierung eine 
Vielzahl von P roduktmärkten und U nternehmen erfaßt hat und wei ter erfaßt, er­
schiene es aus einzelwirtschaftlicher Sicht nicht überraschend, wenn viele U nter­
nehmen künftig - bei redzi ertem Lohnniv eau - eine rigider e Lohnentwicklung 
über den Konjunkturzyklus hinweg verfolgten. 
Beschäftigungsanpassungen, so zeigt das Portfo liomodell jenseits produktions­
theoretischer Überlegungen, können je nach de n organisatorischen Bedingungen 
der Unterneh men unters chiedlich intensiv ausfal len. Unter anderem wurd e ge­
zeigt, daß eine hohe Funktionsflexibilität Arbeitgeber tendenziell dazu v eranlaßt, 
die Mitarbe iterzahl auch ange sichts wechse lnder Geschäftslagen zu versteti gen. 
Eine hohe Zeitflexibilität bei geringer Funkti onsflexibilität dürfte hingegen zu 
deutlich stärkerer Beschäftigungsvariation führen. Die Personalanpassungsmuster 
sind damit offens ichtlich hetero gen, aber auf eine vorhe rsagbare Weise . Damit 
lassen sich erste Antworten auf die zunehmend drängende Frage, wie sich 
geänderte organisatorische Bedingungen - in Anlehnung an neuere Manage­
mentkonzepte, wie Lean Produ ction und Total Quali ty Manage ment - auf den 
gesamtwirtschaftlichen Arbeitsmarkt, auf Beschäftigungsniveau, Lohn und 
Arbeitszeit, auswirken, aus d ieser Arbei t ableiten (vgl. zu einer ähnli chen Frage 
MARSDEN 1995 ). An dieser Stel le zeigt sich ein deutlic her Vorzu g des Abrük-
kens vom traditionellen produktionstheoretischen Gerüst, das die Arbeitsnachfra­
getheorie dominiert. 

Die Anwendung des Portfolioansatzes: Offene Fragen 
Besonderes Auge nmerk wurde in den Modellauswertungen auf qualita tive Fle­
xibilitäten, auf das Qualifikationsniveau, die Möglichkeit zur Verteilung von 
Arbeitszeit sowie auf die Anreizwirksamkeit des Lohnsystems, als Determinanten 
der konjunkturellen Personalpolitik gele gt. Innerhalb des in diese r Arbeit formu­
lierten Modells könnte jedoch der Lohnpolitik und der Bed eutung von un terneh­
mensendogenen Risiken größ ere Aufm erksamkeit geschen kt werden. Wie syn­
chron der Kon junkturzyklus eines Unt ernehmens mit der Ges amtwirtschaft ver­
läuft, beeinflu ßt - dem Mod ell zufolge - die Stärke, mit der Arbeit geber das 
Lohnniveau im Konjunkturzyklus verändern. Auch die Folgen verschiedener und 
unterschiedlich hoher endogener Risiken scheinen ein vielversprechendes weite­
res Anwendungsfeld des Mo dells zu sein. Die Lohn - und Besch äftigungspolitik 
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in Unternehmen mit hochtechnisierten, anfälligen und riskanten Produktions­
abläufen weicht, dem Modell zufolge, von den Persona lpolitiken „herkömmli­
cher" Unternehmen ab. Ein Bo gen könnte von solchen endogenen Risiken auch 
zur Lohnpolitik geschlagen werden: Technologisch bedingte Unsicherheiten las­
sen den Lohn zu einem pot entiell bede utsamen, aber auch unsich eren personal­
politischen Instrument werd en. Das vorges tellte Modell ließe sich hier in Rich­
tung einer „stochastischen Effizienzlohntheorie" auswerten bzw. fortentwickeln. 
Die Plausibilität bestimmter Hypothesen des Modells wurde in dieser Arbeit 
lediglich mit wenigen emp irischen Hin weisen gestüt zt. Nahe liegt eine empiri­
sche Prüfung der Modellimplikationen mit Unternehmensdaten. Insbesondere 
wären dabei die theoretisch be haupteten Zusammenhänge zwischen qualitat iven 
Flexibilitäten - der Qualifikation, den Arbe itszeitregelungen sowie der Entloh­
nungsform - und den Entscheidungen zur personalpolitischen Reaktion auf Kon­
junkturschwankungen zu tes ten. Auch die Frage, wie Arbeitgeber hohe und stei­
gende Absatzmarktrisiken personalpolitisch verarbeiten, ist em pirisch bisher we­
nig untersucht. 
Die Anwe ndung der Portfoliotheorie zur Analyse pers onal- und unternehm ens­
politischer Anpassungen ließe sich in verschiedene Richtungen ausweiten. Ande­
re Formen von Sicherhe itskapital, wie Liqu idität, mehr oder weniger flexibles 
Sachkapital oder Lagerbe stände, könnte n in das unternehmerische Portefeuille 
aufgenommen werden . In einem dynam ischen Portfoliomodell könnten zudem 
Anpassungskosten bzw -barrieren berücksichtigt werden, so daß das Span­
nungsverhältnis zwischen qualita tiver und quantitativer Flexibilität explizit in 
einem Modell integriert wäre.121 

Unternehmen versuchen, Risiken an d en Absatzmärkten auch dadur ch personal­
politisch zu bewältig en, daß sie herköm mliche, unbef ristete Beschäfti gungsver­
hältnisse und bestimmte Formen atyp ischer Beschäftigung anbieten (vgl. dazu 
auch ABRAHAM 1988; ATKINSON 1985; GABRIEL 1985). Die Flexibilität, die Un­
ternehmen durch einen Instrumentenmix aus unbefristeter Beschäftigung einer­
seits und Leiharbeit, Arbeit auf Abruf sowie Werkverträgen andererseits 
erreichen, ließe sich ebenfalls portfoliotheoretisch interpretieren. Die Ausbreitung 
atypischer Beschäftigung scheint jedenfalls gut mit gestiege nen Risiken an den 
Absatzmärkten erklärbar zu sein: Vie le Unter nehmen versu chen heute (wieder) 
verstärkt, diese Risiken durch eine beso ndere Form von „Dive rsifikation", näm-

121 A nregungen für solche Erweiterungen bietet die Arbeitsnachfragetheorie im weitesten Sinn. 
Dort wird be ispielsweise die Nachfrage nach Sachkapital u nd n ach A rbeit als i nterdepen-
dente Entscheidung modelliert (vgl. NADIRI/ROSEN 1969). Unternehmerische Anpassungen 
durch (v orübergehende) E ntlassungen u nd La gerbestandsänderungen u ntersuchen T OPEL 
(1982) und H ALTIWANGER/MACCINI (1988). 
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lieh durch eine Trennung der Mitarbeiter in Stamm- und Randbelegschaft, zu 
mindern. 
In der Mitte der neunziger Jah re sind verstärkt „Beschäftigungspakte" in deu t­
schen Unternehmen zu beobachten: Dort verzichten Arbeitgeber häufig auf einen 
(harten) Personalabbau, wenn die Arbeitnehmer(vertreter) im Gegenzug einer 
Erhöhung der Zeitflexibilität zustimmen. Diese Pakte ähneln den Ve rträgen, mit 
denen bri tische Arbeitgeber in den ach tziger Jahren Lohnerhöhungen gegen eine 
erhöhte Funk tionsflexibilität der Arbeitnehmer (durc h den Abbau von Berufs ­
demarkationen u.a.) tauschten. In dieser Arbeit wurde n die qualitativen Flexi­
bilitäten - offensichtlich im W iderspruch zu solc hen Entwicklungen - als gege­
ben und fix unterstellt. Auf welch e Weise es Arbeitgebern gelingt, bestim mte 
quantitative Änderungen vorzu nehmen (etwa die Rege larbeitszeit zu verkürz en) 
und gleichzeitig qualitative Flexibilitäten des Unternehmens zu erhöhen (etwa ein 
Mehrschichtsystem einzu führen), wäre eine reizvolle Frage im Rahmen einer 
Portfoliotheorie der Personalpolitik. 
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Anhang 1: Determinante der Koeffizientenmatrix A in 
Teilmodell I 

Mit r = -b-Uf-Var(ec), s = -b-Uf -Var(ep) und t = -b-Uf-Var(ea) ergibt 
sich: 

r 0 0 1 ßc 
0 s 0 1 ßp 
0 0 t 0 -1 
1 1 0 0 0 

ßc ßp -1 0 0 

-r + J + f(ßc -ß/,)2 

= -A - C/f - Kzr(EJ - 6 - 6 - . yar%Xß c ' ß 

= ̂ J + + - ß,)^ 
<o >o "~>r" >o 

<0 

Unter den plausiblen Annahmen b > 0, Ut> 0, Var(ea) > 0, Var(ec) > 0 sowie 
Var(8p) > 0 ist det A negativ, und damit ist A invertierbar. 
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Anhang 2: Ableitung der optimalen Portefeuillegewichte in 
Teilmodell I 

Für das System A • x = k (siehe Gleichung (1.11) in Abschnitt IV. 1.2.1) gilt nach 
der Cramerschen Regel mit s=- b-U} • Var(ep) und t = -b-U} • Var(za): 

det 

ac 
-VfUp 
~Ut 'aa 

1 
0 

0 1 ßc 
0 1 ßp 
t 0 -1 
0 0 0 
-10 0 

det A 

Mit Hilfe des Entwicklungssatzes von Laplace läßt sich die Determinante im 
Zähler ermitteln, und es ergibt sich: 

c = Ur{Urb-[Vp-pc- Var(fia) - ß2p • Var( sj - Var(zp)]} 
detA 

U/ '{ aa "(ßp ~ßc) + ctp ~ac} 
detA 

Für die Lösung nach p verfahr t man entsprechend, und mit 
r = ~b-Uf- Var(zc) und t = -b-Uj • Var(£a) erhält man: 

det 

P = 

r 
0 
0 
1 

ßc 

-Urac 0 1 ßc 

-Urap 0 1 ß„ 
—Uf -O La t 0 — 1 

1 0 0 0 
0 -10 0 
detA 

U, • {U, • b • [ßp • ße • Var(za) - ß\ • Var(ia) - Var{zc)}} 
detA 

t ^•{«a-(ßc-ß^)+ac-ap} 
detA 
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Anhang 3: Gegenläufige partielle Ableitungen der 
Portefeuillegewichte nach der prospektiven 
Eigenkapitalrentabilität und nach der Absatzmarktunsicherheit 

(h] 
hs = -d K 

wz 
^aS> \az/ 

Daß sich die partiellen Ableitungen der Portefeuillegewichte nach der Eigenkapi­
talrentabilität a a genau gegenläufig zu jenen nac h der Abs atzmarktunsicherheit 
Var(ea) entwickeln, ist im folgenden für die drei Gewi chte /, h und w aus 
Teilmodell II bewiesen. Entsprechendes gilt für die Portef euillegewichte c und 
p aus Teilmodell I. 

Wir setzen zur Abkürzung l s=-^l, /z = J^/, usw., wob ei j und z beliebige 
Parameter sind. 
Dann gilt: 

(A3.1) 

wobei d aus der Lösung des Optimierungsproblems stammt, also 

d=$rl+$h-h + ?>w-w 

Wegen des Zusammenhangs (A6.1), der weiter unten noch bewiesen wird, gilt 

und analog 
8h j L n 8h 

8w , , D 8w 
8Vor(sa)~ ' daa 

Da das fiktive Gewicht der Pr oduktmarktentwicklung d , der Risikoparameter b 
sowie das Persona lbudget Pt jeweils positiv sind, entwickeln sich die partiel len 
Ableitungen gerade gegenläufig zueinander. 
Nun zeigen wir die Richtigkeit der Gleichung (A3.1): 
Sei dazu A die Systemmatrix, 
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/ 

h 
w 
d 
X, 
Ä.2/ 

und k = 

-Ptah 

-P,o.w 

~Pl'aa 
1 
0 

, dann gilt der folgende Zusammenhang: 

F(x) = A-x-k = 0 (A3.2) 

Nun betrachten wir die Lösung von (A3.2) in Abhängigkeit von einem Parameter, 
zunächst von z . 
Da A von z unabhä ngig ist, gilt: 
F(z,x) = A-x-k(z) 

Die Ableitung von F nach x ist regulär: 
Fx(z,x) = A 

Also gibt es nach dem Satz über implizite Funkti onen eine lokal eindeutige 
Funktion x(z) mit 
0 = F(z, x(z)) = A • x(z) - k(z) 

Da A • x(z) - k(z) konstant null ist, ist auch die Ableitung konstant null, und man 
erhält 
0 = A • xz - kz 

oder ausgeschrieben 

hz 0 
wz 0 
dz 1 

0 
$) 

Die gleichen Überlegungen macht man für die Abhängigkeit nach dem Parameter 
•s, wobei hier nur A von j abhängt, aber nicht k . 
Es gibt eine lokal eindeutige Funktion d(s) mit 
0 = F(s, x(s)) = A(s) • x(s) - k 
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Ableiten mit der Produktregel ergibt: 

0 
0 
d 
0 
.0 ) 

0 = A • + As • x = A • xs + 

Insgesamt folgt damit 

'0^ '0' 
0 0 
0 0 = -d 
d 1 
0 0 

,0, ,0, 

und mit der Regularität von A ergibt sich 

woraus die Gleichung (A3.1) folgt. 
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Anhang 4: Überprüfung der 2. Ableitung der Koeffizientenmatrix 
in Teilmodell II 

Es ist zu zeigen , daß die Hess e-Matrix der Lagrangefimktion, eingeschränkt auf 
den Tangentialraum der Restriktionen, negativ definit ist, d.h. in Formeln 

ist negativ definit, 

o
 

o
 

o,
 

o
 

o
 G 

O
 (l l i 

Kern 

o
 

o
 

o
 

Iß, ß* ßw 
v0 0 0 sj 

wobei q = -b-Pt2 -Var(sh), r = -b-P} -Var(zw), 
s = -b- P} • Var(sa), t = -b-P2 • Var(Zj) 

Beweis: Für eine symmetrische Matrix A ist die Trägh eit (inertion) folgender­
maßen definiert, wobei die Eigenwerte inklusive Vielfachheiten gezahlt werden: 
In(A)=(Anzahl neg. Ew., Anzahl pos. Ew., Anzahl verschwindender Ew.) 
Eine symmetrische n x n - Matrix A ist genau dann negativ definit, wenn 

In(A)=(n,0,0) gilt. 

Außerdem gilt der folgende Satz (vgl. JONGEN et al. 1987): 
Sei A eine symmetrische, invertierbare Matrix , B eine n xm-Matrix und k der 
Rang von B. Dann gilt: 

In{A | Br ) = In(A) + In(-BTA~lB) - (k,k,m - k) 

In unserer Anwendung ist n = 4, m = 2 und k = 2 und d amit folgt: 

In( 

In{ 

ft 0 0 oN 

0 q 0 0 
0 0 r 0 

10 0 0 sj 

ft 0 0 oN 

0 0 0 
0 0 r 0 

.0 0 0 s) 

Kern, 
( 1 
Lß, 

) + /«(-! 
ß/ 

1 
h 

1 
ß/, 

l Ol 
ßw -U 

): 

1 
ßw 

0 
-1. 

ft 0 0 0" f 1 ß/] 
0 1 0 0 1 h 
0 0 r 0 1 ßw 

v0 0 0 s, lo -lj 

)-(2,2,0) 
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: (4,0,0) + /«(-
1110 
ß/ ß h ßw 

(t 0 0 OYl ß, 
0^001 ß /, 
0 0 r 0 1 ßw 

^0 0 0 Sj v O —1 

)-(2,2,0) (A4.1) 

Also ist 

wenn 

(t 0 0 (P 
0 q 0 0 
0 0 r 0 

vO 0 0 SJ 

Kern 
1 1 1 
ß/ ß A ßw 

0 
-! 

genau dann negativ definit, 

1 1 1 
ß; ß& ßw 

Durch Berechnung erhält man: 

t 0 0 0^ 1 ß/' 
0 9 0 0 1 ß* 
0 0 r 0 1 ßw 
0 0 0 s) ,0 -V 

negativ definit ist. 

(t 0 0 0N '1 ß0 
(1 1 1 0 q 0 0 1 ß* 
kß; ß/i ßw -U 0 0 r 0 1 ßw 

,0 0 0 s) .0 -lj 

r'+^-'+r"1 r%+g-'ß* + r-lßw 
Ir'ß, + g-'ß*+r'ß ̂  + g-'p/ + r-'ß ̂  + g-'J 

Da nach (A.4.1) gilt: t~} + q~x + r-1 < 0, ist nach dem Hurwitz-K riterium für 
negative Definitheit nur noch die Positivität der Determinante zu zeigen: 

In , „-In r'+g-'+r-' det| - 1 1 ' ' ' 'ß/+? 'ßh+r 'ßw 
Ir'ß, +g-% +r-'ßw r'ßw2 + q'lßh2 + r~Ißw2 +s~l J 

t~lq'\ßh ~ ß/)2 +P~Xr-\ßv-ß,)2 +q-Xr-\ßw~ßh)2+S'\rX + q'X +r~l) 

>0 nach (A4.1) 

Hieraus folgt die Behauptung, d.h. die berechnete Lösung stellt ein Maximum dar. 
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Anhang 5: Ableitung der optimalen Portefeuillegewichte in 
Teilmodell II 

Das System D y = z (siehe Gleichu ng (11 .11) in Absch nitt IV.4.3.2) läßt sich 
analog zu Anhang 2 mit Hilfe der Cramerschen Regel lösen. Es gilt: 

det 

/ = -

-Pt- a, 
-Pt -ak 

-Pt-CLW  

aa 
1 
0 

0 
q 
0 
0 
1 
ß* 

0 
0 
r 
0 
1 

ßw 

0 
0 
0 
s 
0 
-1 

ß/ 
ß* 
ßw 

-1 
0 
0 

detD 

mit q = ~b P} • Var(eh), r = -b-Plf • Var(zw) und a = -6 .^y(Ej 

o / • det D = b • P} {6 • P} • Var{zh) • Var(tw) 
- Var(Sh)[(Pt a w - Pt -a,) - Pt-aa • (ß, - ß J] 
-Var(ßw)\_(Pt -ah - Pt -a;)- Pt - aa -(ß; - ß^)] 
-Var(sa){ß; (ßft - ßwX/} ah -Pt -ctw) 

+ ßA[(ßA - ßwX-Pf "aw~ -P* "ai)~b-P? -Kar(Ew)(ßA — ß/)] 

+ ß^[(ß* - ß -%r(E*)(ß*- ß/)]} } 

t -Pt -dj 0 0 1 ß/ 
0 -Pt -ah 0 0 1 ßA 

0 -Pt-aw r 0 1 ßw 

0 -Pt-aa 0 s 0 -1 
1 1 1 0 0 0 
ß/ 0 ßw -1 0 0 

detD 

mit t = -b-P2 • Var(E;), r=-b-P.f • Var(ew) und s = -b- P2 • Var(sa) 
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<=> h • det D = b • P} {b • Pr2 • Var(zj) • Var('iw) 
-Var(Zj)[(Pt-aw - Pt -ah)- Pt - aa -(ßA - ßw)] 
- Var{zv)[(Pt -at-Pt •ah)- Pt aa (ßÄ - ß;)] 
-Var(Ea){^h-(^,-ßw)(Pra,-Praw) 

+ ß/[(ß/~ ßwX^r 'aw~Pi ~ah)~b'p? •̂ ar(ew)(ß/ ~ß/i)] 

+ ß„[(ß, - ß«X^ »A - ß*)]}} 

/ 0 -Pt -a, 0 1 ß/" 
0 9 -P, •ah 0 1 ß* 
0 0 1 P * 0 1 ßw 
0 0 -Pt •«„ s 0 -1 
1 1 1 0 0 0 

ß/ ß„ 0 -1 0 0 
detD 

mit t = -b-Pf- Var(ßi), q = -b- Pf - Var{zh) und s = -b-P} • Var(za) 

<=> w• detD = b • P2 {b • p} • Var(zt) • Var(zh) 
-Var{zh)[(Pt -a / - Pt - aw)~ Pt aa -(ß^, - ß/)] 
-Var(zf)[(Pt -ah-Pt aW)-Pt -aa (ßw - ßA)] 
- ̂ r(GJ {ß^ (ß* - ß,)# a* - ̂  a,) 

+ ßJ(ßA-ß,)(^ ^(EyXß^-ßJ] 

+ ß,[(ß*-ß/X^ a*)-6.^.^r(G*Xß/-ßJ]}} 
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